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I. Beratung in offentlicher Sitzung

1. Punkt 1 der Tagesordnung
Viertes Gesetz zur Anderung des Thiringer Kindergartengesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 7/8644 — Neufassung —
dazu: - Vorlagen 7/5590 /5594 /5598 /5609 /5630 /5857 /5871 —
— Zuschriften 7/3015 /3026 /3027 /3028 /3029 /3030 /3032 /3033 /3034 /3035 /3040
/3047 /3048 /3052 /3056 /3060 /3064 /3068 /3072 /3094 /3106 /3109 —
— Kenntnisnahme 7/983 —

— Powerpointprasentation des ThinKPad (siehe Anlage)

hier:  mundliche Anhdrung

Vors. Abg. Wolf wies darauf hin, dass der Gesetzentwurf in Drucksache 7/8644 — NF —
auch in das Online-Diskussionsforum des Thiringer Landtags eingestellt worden sei. Die
eingegangenen Diskussionsbeitrage fléssen ebenfalls in die spatere Auswertung der Anho-

rung im AfBJS ein.

— Frau Voélimeke, Gemeinde- und Stadtebund Thiringen, teilte zunachst mit, dass sich ihr
Verband in seiner schriftlichen Stellungnahme in Zuschrift 7/3060 ausfihrlich zu nahezu
allen geplanten Anderungen des Thiringer Kindergartengesetzes (ThirKigaG) geauRert ha-
be. Sie gehe im Folgenden zunéachst auf Allgemeines ein, des Weiteren auf die Kostenprog-
nose des Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8644 — NF — und letztlich auf insgesamt funf aus

Verbandssicht besonders wichtige Anderungsvorhaben.

Allgemein fuhrte sie aus, dass der Gesetzentwurf in Drucksache 7/8644 — NF — aus Sicht
des Gemeinde- und Stadtebundes Thiringen zahlreiche Mangel aufweise. Er sei handwerk-
lich schlecht gemacht. Teilweise flihrten angedachte Neuregelungen zu mehr Verwirrung als
Klarheit. Man merke deutlich, dass der Gesetzentwurf keine rechtsférmliche Prifung durch-
laufen habe. In der jetzigen Form kdnne er aus Sicht ihres Verbands allenfalls als Diskussi-
onsgrundlage dienen. Selbst die heutige Anhdrung werde nicht ausreichen, um letztlich ei-
nen rechtssicheren Gesetzentwurf zu verabschieden. Zudem lasse er unbericksichtigt, dass
einige Regelungen im bestehenden Gesetz nicht mehr zusammenpassten — Grund hierfur
seien auch zahlreiche Einzelanderungen in der Vergangenheit —, dass Regelungen in der
Praxis teilweise ganz unterschiedlich ausgelegt oder umgesetzt wirden und daher das

ThirKigaG in Ganze auf den Prufstand gestellt werden misste.



Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf sollten wiederholt nur als notwendig erachtete Verbesse-
rungen beschlossen werden, die aber einen ressourcenorientierten Umgang mit den zur Ver-
fugung stehenden Mitteln weiterhin vermissen lie3en. Ein gutes Beispiel hierfir sei das Fest-
halten an dem bedingungslosen Rechtsanspruch auf zehnstindige Betreuung — wohlge-
merkt bei gleichzeitiger Normierung beitragsfreier Kindergartenjahre. Die wenigsten Eltern
lieBen ihre Kinder auch bei bestehender Beitragsfreiheit tatsachlich zehn Stunden taglich in
einer Kindertageseinrichtung betreuen. Beansprucht bzw. beantragt werde die zehnstundige
Betreuung aber trotzdem von vielen, denn sie sei kostenlos. Dies wiederum binde aus Sicht

des Gemeinde- und Stadtebundes Thiringen Personalressourcen an der falschen Stelle.

Im Folgenden ging Frau Vélimeke auf die Kostenprognosen des Gesetzentwurfs ein, zu-
nachst vor allem auf die Prognose fiir ein drittes beitragsfreies Kindergartenjahr. Die darge-
stellten Mehrkosten des Landes fir die geplante Einfiihrung eines dritten beitragsfreien Kin-
dergartenjahres seien fiir den Gemeinde- und Stadtebund Thiringen nicht nachvollziehbar.
Der Verband kritisiere insbesondere, dass auf der einen Seite die Mehrkosten der Kommu-
nen auf rund 30 Millionen Euro beziffert wirden, auf der anderen Seite die Mehrausgaben
des Landes ab dem Jahr 2026 jedoch nur noch auf rund 26,5 Millionen Euro; daraus ergebe
sich ein Delta von 3,5 Millionen Euro jahrlich. Die Grunde dafir dirften u. a. darin liegen,
dass Elternbeitragserhéhungen bei der Kostenerstattung des Landes gegenliber den Kom-
munen kiinftig keine Rolle mehr spielen sollten. Das Land wolle sich insofern auf Kosten der
Kommunen damit schmicken, beitragsfreie Kindergartenjahre eingefiihrt zu haben. Dies
lehne der Gemeinde- und Stadtebund Thirringen entschieden ab.

Die Mehrkosten, die auch der Ertlichtigung der Landespauschale nach § 25 Abs. 1 Nr. 5
ThirKigaG-E zugrunde gelegt wirden, beziffere der Gesetzentwurf auf rund 91 Millionen
Euro jahrlich. Es sei allerdings nicht transparent und nachvollziehbar dargestellt, wie man zu
dieser Zahl gelangt sei. Der Gemeinde- und Stadtebund Thiringen habe deshalb eine eige-
ne Berechnung angestellt und diese in der schriftlichen Stellungnahme in Zuschrift 7/3060
ausfuhrlich und nachvollziehbar kommuniziert. Man sei zu dem Ergebnis gekommen, dass
die Landespauschale nach § 25 Abs. 1 Nr. 5 ThirKigaG-E aktuell auf rund 160,50 Euro fest-
gesetzt werden musste, wenn man bertcksichtige, dass hier auch die kommunale Finanzie-
rungszustandigkeit fur die Ausbildungskosten der Berufspraktikanten mit einflieRen solle,
was der Gemeinde- und Stadtebund Thuringen allerdings ablehne. Der Gesetzentwurf selbst

gehe jedoch nur von 153 Euro als zusétzliche Landespauschale aus.

Hinzu komme, dass auch die Personalschliisselanpassung im Rahmen des Dritten Gesetzes

zur Anderung des Thiringer Kindergartengesetz vom 9. Mai 2023 (siehe Drucksa-



che 7/6574) bislang keinen Eingang in eine entsprechende Erhéhung der Landespauschalen
gefunden habe. Der rechnerische Personalmehrbedarf durch dieses Gesetz betrage bereits
292 Vollzeitbeschaftigteneinheiten (VZE).

Frau Volimeke erklarte zudem, dass man generell nicht fur richtig halte, Uberhaupt weiter mit
Landespauschalen zu arbeiten. Deutlich transparenter wére eine einheitliche Landespau-
schale fur die Altersgruppe der Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis vor Vollendung
des 78. Lebensmonats.

Daruber hinaus weise der Gemeinde- und Stadtebund Thiringen noch einmal eindringlich
auf das generelle Problem einer fehlenden Dynamisierungsregelung fiir alle Landespauscha-
len hin. Ohne eine solche Regelung wirden die Finanzierungsanteile aus den Landespau-

schalen an den Gesamtkosten der Kindertagesbetreuung perspektivisch immer geringer.

Im Weiteren ging sie auf den geplanten § 7a ThirKigaG-E ein, insbesondere Abs. 1. Dieser
sehe vor, dass zwischen dem Ministerium, der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege Thiringen
und den kommunalen Spitzenverbénden Vereinbarungen Uber die Qualitatssicherung und
-entwicklung zur Gewabhrleistung der Ziele nach § 7 ThirKigaG abzuschlieRen seien. Mithin
handele es sich um eine Verpflichtung. Was der Abschluss solcher Vereinbarungen bringen
solle, werde fur ihren Verband an keiner Stelle deutlich. In der Begriindung werde sogar
noch der unverbindliche Charakter derartiger Vereinbarungen betont. Der Gemeinde- und

Stadtebund Thiringen halte dies fir einen sinnlosen Birokratieaufbau.

Die mit § 7a Abs. 2 ThirKigaG-E geplante Regelung, die eine Forderung des Zentrums fir
frihkindliche Bildung und eine Aufgabenbeschreibung des Zentrums zum Inhalt habe, treffe
im Mitgliederbereich ihres Verbands weitestgehend auf Zustimmung. Man finde gut, dass
sich das Zentrum fur frihkindliche Bildung auch mit der Entwicklung fachlicher Kriterien fur
die Fachberatung der freien und o6ffentlichen Trager und deren Evaluierung beschaftigen
solle. Denn das derzeitige Fachberatungssystem unterliege aus Sicht des Gemeinde- und
Stadtebundes Thiringen erheblicher Kritik. So gebe es nicht wenige Kindertageseinrichtun-
gen, fur die gleich mehrere Fachberater zustandig seien — drei, teilweise sogar vier. Deren
Finanzierung laufe tber verschiedene Programme, Projekte oder auch gesetzliche Regelun-

gen, was jedoch ineffizient und ressourcenraubend sei.

Im Folgenden wandte sich Frau Volimeke der Personalausstattung zu und den dazu geplan-
ten Anderungen in § 16 ThiirKigaG. Der vorgesehenen Zusammenfassung und Vereinheitli-

chung der Personalschlissel fur Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt stimme der



Gemeinde- und Stadtebund Thiringen ausdricklich zu. Die damit verbundene Perso-
nalschliisselverbesserung sei sachgerecht, sofern sie auf Dauer auskdmmlich finanziert

werde.

Die geplante Vorgabe, dass eine Kindertageseinrichtung tber mindestens drei pddagogische
Fachkrafte verfiigen miusse, sei aus fachlicher Sicht nachvollziehbar. Es sei natirlich einfa-
cher, den Kindergartenalltag mit drei anstelle zwei padagogischer Fachkrafte zu gestalten. In
der praktischen Umsetzung bedeute die Neuregelung aber, dass in kleinen Kindertagesein-
richtungen deutlich tber dem rechnerischen Personalbedarf eingestellt werden musste, ins-
besondere auch um keine prekaren Arbeitsverhaltnisse entstehen zu lassen bzw. Giberhaupt
Personal gewinnen zu kénnen. Da der Gesetzentwurf keinerlei finanzielle Kompensation fir
derartige Falle vorsehe, missten die Einrichtungen perspektivisch wohl schlieBen oder wo-
mdoglich die Elternbeitrdge drastisch erhdéhen. Der Gemeinde- und Stadtebund Thiringen
kénnte der angedachten Regelung deshalb nur zustimmen, wenn damit gleichzeitig eine Re-

gelung zur Kompensation der hiermit entstehenden Mehrkosten verbunden ware.

Darlber hinaus wolle sie an dieser Stelle noch auf einen weiteren wichtigen Punkt hinwei-
sen, der bereits Gegenstand der Stellungnahme des Gemeinde- und Stadtebundes Thirin-
gen zum Entwurf des Zweiten und Dritten Gesetzes zur Anderung des Thiiringer Kindergar-
tengesetzes gewesen sei (siehe Zuschrift 7/2507 zu den Drucksachen 7/6783 und 7/6574),
dort jedoch unbericksichtigt geblieben sei. Aus Sicht des Gemeinde- und Stadtebundes
Thiringen bedirfe es dringend einer Definition des Begriffs Vollzeitbeschaftigteneinheiten,
auf die sich die Personalschlissel bezogen. Nahere Ausfiihrungen dazu fanden sich in der

schriftlichen Stellungnahme in Zuschrift 7/3060, auch mit einem Beispiel unterlegt.

Herr Krumrey fuhr fort, dass der Gesetzentwurf in § 22 ThirKigaG-E zudem vorsehe, die
Ausbildungsfinanzierung fiir Praktikanten den Betriebskosten zuzuordnen. Dem sei im Grun-
de nicht viel entgegenzusetzen. Gleichzeitig sehe jedoch § 28 ThiirKigaG-E die Streichung
der Gegenfinanzierung vor. Die gleiche Vorgehensweise sei bereits im Zusammenhang mit
der praxisintegrierten Ausbildung (PiA) geplant gewesen. Der Gemeinde- und Stadtebund
Thiringen habe damals zu bedenken gegeben, dass die Kosten nach Ansicht des Verban-
des an der Stelle erstattet werden mussten, an der sie anfielen. Daraufhin sei die Finanzie-
rung hin zu einer pauschalen Regelung geéndert worden. Diese Variante solle nun wieder
zurickgenommen und eine Praktikantenfinanzierung ,mit der Giel3kanne® eingefiihrt werden.
In der Folge wirden Einrichtungen finanziert, die gar nicht ausbildeten. Hingegen erhielten
Einrichtungen, die ausbildeten, Geld nicht in dem bendétigten Umfang. Insofern seien die Ein-

richtungen kinftig nicht mehr in dem bisherigen Mal3e bereit, Praktikanten auszubilden —



zumindest in denjenigen Kommunen, in denen sich die pauschale Finanzierung nicht rechne.

Er appelliere deshalb dafir, die bisherige Regelung beizubehalten.

Mit der Anderung in § 29 Abs. 2 ThirKigaG-E solle auRerdem die soziale Staffelung gean-
dert werden. Die bisherigen Kriterien sollten eingeschrénkt werden. Diesbeziglich fehlten
dem Gemeinde- und Stadtebund Thiringen die Worte. Es handele sich um Bundesrecht,
abschliel3end geregelt in 8 90 Abs. 3 SGB VIII. Man befinde sich hier im Bereich der konkur-
rierenden Gesetzgebung. Insofern habe der Landesgesetzgeber nur dann die Regelungs-
kompetenz, wenn der Bund die Materie nicht geregelt und einen ausdriicklichen Landes-
rechtsvorbehalt vorgesehen habe. Beides sei nicht der Fall, weshalb das Land keine ein-

schrankenden Regelungen erlassen kénne.

Im Zusammenhang mit der Einfiihrung des dritten beitragsfreien Kindergartenjahres verwies
er auf zwei Abgeordnete der Fraktion Die Linke, die beim Wissenschaftlichen Dienst des
Thiringer Landtags ein Gutachten in Auftrag gegeben héatten, weil sie die Geblhren der
Kommunen hatten deckeln wollen (siehe Vorlage 7/2584). Der Wissenschaftliche Dienst ha-
be in seinem Gutachten festgestellt, dass der Thiringer Landtag in dieser Frage keine Rege-
lungskompetenz besitze; er zitierte: ,Wie bereits erortert, beinhaltet § 90 SGB VIl eine un-
mittelbare Ermachtigung fir den Trager von Kindertageseinrichtungen zur Erhebung von
Elternbeitragen, d. h., nur die Trager sind berechtigt, Gber das ,,Ob“ und das ,Wie“ der Bei-
tragserhebung zu entscheiden.” Das bedeute, dass das Land keine Regelungskompetenz
besitze, ein drittes beitragsfreies Kindergartenjahr einzufihren. Den Landesrechtsvorbehalt,
der einstmals existiert habe, gebe es schon lange nicht mehr. Dies sollten die Abgeordneten
zur Kenntnis nehmen. Man musse keine sinnlosen Debatten dariber fihren, ob eine Ergan-

zung der Beitragsfreiheit sinnvoll sei, weil dies im Bundesrecht abschlie3end geregelt sei.

Noch harter sei, dass die Erstattungen fur die bisherigen beitragsfreien Kindergartenjahre
eingefroren werden sollten, sodass klnftige Beitragserhéhungen in den Kommunen bei der
Beitragserstattung nicht mehr berlicksichtigt werden sollten. Dies verstol3e zum einen eben-
falls gegen Bundesrecht, zum anderen bedeute dies einen massiven Eingriff in die kommu-
nale Finanzhoheit. Hierfir missten entsprechende Rechtfertigungsgrtinde vorliegen — Grin-
de des Gemeinwohls. Damit miisse sich ein Gesetzentwurf auseinandersetzen und Abwa-
gungsentscheidungen treffen. Dazu sei in dem Gesetzentwurf jedoch kein Wort zu finden.

Der Gemeinde- und Stadtebund Thiringen halte die Regelung fir massiv verfassungswidrig.

Zusammenfassend aul3erte Herr Krumrey zu dem Gesetzentwurf, dass das ,Klassenziel

nicht erreicht” worden sei. Er bitte darum, ,mit dem Gesetzentwurf von vorn anzufangen® —
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am besten unter Anleitung des zustandigen Ministeriums. Auf diese Weise konnte sich der
Gemeinde- und Stadtebund Thiringen sicher sein, zumindest im Vorfeld — bei der Erarbei-
tung des Gesetzentwurfs — beteiligt zu werden, sodass sinnvolle Regelungen gefunden wur-

den und kein solch ideologiegepragter Entwurf vorgelegt werde.

— Frau Weirauch, Thiuringischer Landkreistag, Zuschrift 7/3072, legte dar, im Folgenden
auf aus verbandpolitischer Sicht wichtige Punkte zum vorgelegten Gesetzentwurfs in Druck-
sache 7/8644 — NF — hinweisen zu wollen. Der Gesetzentwurf ziele entsprechend der Geset-
zesbegrindung auf eine Verbesserung der Betreuungsqualitat in Kindertageseinrichtungen
ab und solle eine nachhaltige Qualitatsentwicklung in der frihkindlichen Bildung voranbrin-
gen. Hierfir sehe der Entwurf umfassende Neuregelungen vor, beispielsweise den geplanten
Abschluss von Vereinbarungen Uber die Qualitatssicherung und -entwicklung in der Kinder-
tagesbetreuung, die Etablierung eines Zentrums fir frihkindliche Bildung in Thiringen, die
Vereinheitlichung und Anpassung des Betreuungsschlissels fur Kinder ab dem vollendeten
dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt, die Anpassung der zusétzlichen Landespauschale
nach § 25 ThurKigaG, die Neuausrichtung der Landespauschale nach § 26 ThurKigaG flr
Kinder mit Forderbedarf und die Einfiihrung eines weiteren beitragsfreien Betreuungsjahres.

Sie werde im Folgenden auf die einzelnen Regelungsvorhaben eingehen.

Zu Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8644 — NF — erlauterte sie, dass nach
§ 7a Abs. 1 ThurKigaG-E zukinftig das Ministerium und die Spitzenverbande der freien Tra-
ger, der Gemeinden und der Landkreise Vereinbarungen Uber die Qualitatssicherung und
-entwicklung zur Gewahrleistung der Ziele nach 8§ 7 ThirKigaG abschliel3en sollten. Diese
Qualitatsvereinbarungen sollten entsprechend der Gesetzesbegrindung einen unverbindli-
chen und hinweisenden Charakter haben und folglich als Empfehlung dienen. Die Regelung
stelle auch nach Ansicht des Thiringischen Landkreistags insbesondere mit Verweis auf die
geplante Anderung der Zweckbestimmung kommunaler Fachberatung mittels einer Neufas-
sung des § 11 Abs. 1 ThiirKigaG-E einen klaren Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung

dar und werde durch die Landkreise nachdricklich abgelehnt.

Im Ubrigen sei die Vorgabe aus fachlicher Perspektive nicht erforderlich. So sei fur die Erar-
beitung und die Beschlussfassung von Empfehlungen gemaRl § 85 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
SGB VIl in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Tharinger Kinder- und Jugendhilfe-Ausfiihrungsgesetz
(ThirKJHAG) der Landesjugendhilfeausschuss zustandig. Folglich sei die Erarbeitung von
Empfehlungen zu einer Qualitatssicherung und -entwicklung in der Kindertagesbetreuung

auch weiterhin in diesem Gremium zu verorten.



11

Mit der Vorschrift des § 7a Abs. 2 ThirKigaG-E solle dartuber hinaus ein Zentrum fur frih-
kindliche Bildung in Thiringen gesetzlich verankert werden. Die damit verfolgte Zielstellung
einer Straffung und Konzentration bestehender Beratungs-, Weiterbildungs- und Qualifizie-
rungsangebote im Bereich der frihkindlichen Bildung sei zwar grundséatzlich nachvollziehbar.
Vor dem Hintergrund der umfangreichen strukturellen Untersetzung der Qualitatssicherungs-
und -entwicklungsangebote in der Kindertagesbetreuung erschlie3e sich den Verbandsmit-
gliedern jedoch die im Gesetzentwurf dargelegte dringende Notwendigkeit eines neuen Zent-
rums fur frihkindliche Bildung in Thiringen nicht. So werde beispielsweise vorgeschlagen,
fur Tharingen nicht ein Thuringer Institut fur Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Me-
dien (ThILLM) vorzuhalten und daneben ein Zentrum fur fruhkindliche Bildung in Thiringen
zu etablieren, sondern darlber nachzudenken, ein Zentrum flr Bildung einzurichten, das —
angelehnt an den Thiringer Bildungsplan — Bildung von Anfang an bis zum Schulabschluss

denke.

Zu Artikel 1 Nr. 4 des Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8644 — NF — erklarte Frau Weirauch,
dass die in § 11 Abs. 1 Satz 1 ThiurKigaG-E vorgesehene Regelungserweiterung mit Verweis
auf die Ausfihrungen zu Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzentwurfs ausdriicklich abgelehnt werde.
Mit der geplanten Vorschrift solle die Zweckbestimmung der kommunalen Fachberatung im
Sinne der Umsetzung der nach § 7a Abs. 1 ThirKigaG-E zu treffenden Vereinbarungen Uber
die Qualitatssicherung und -entwicklung in der Kindertagesbetreuung neugefasst werden. In
der Folge héatten die Vereinbarungen keinen empfehlenden Charakter fur die Aufgabenwahr-
nehmung im eigenen Wirkungskreis. Stattdessen werde mit der Erganzung des
§ 11 Abs. 1 Satz 1 ThirKigaG-E eine gesetzliche Verpflichtung zur Umsetzung der Vereinba-
rungen normiert. Die Vorgabe stelle somit einen Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung
dar und werde strikt abgelehnt. Sie verweise erneut auf die Zustandigkeit des Landesju-

gendhilfeausschusses, um Empfehlungen zu erarbeiten und Beschlisse zu fassen.

Zu Artikel 1 Nr. 7 a) des Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8644 — NF — teilte sie mit, dass der
Thiringische Landkreistag die geplante Vereinheitlichung des Personalschlissels in
§ 16 Abs. 2 Nr. 4 ThirKigaG-E und die damit verbundene Fachkraft-Kind-Relation von 1 : 12
fur Kinder im Alter zwischen dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt mit
Blick auf die Intention des Entwurfs begrif3e, die Betreuungsqualitat in Kindertageseinrich-

tungen nachhaltig zu verbessern.

Zu Artikel 1 Nr. 11 c) des Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8644 — NF — fuihrte Frau Weirauch
aus, dass die Erhohung der Landespauschale nach 8 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 ThirKigaG-E

infolge der geplanten Anpassung des Betreuungsschliissels sowie der vorgesehenen Ande-
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rung des § 22 ThurKigaG-E im Hinblick auf die Ausbildungskosten grundséatzlich nachvoll-
ziehbar sei. Fraglich bleibe jedoch entsprechend den Hinweisen aus den Kreisen der Grad
der Kostendeckung, insbesondere da der Entwurf keine Dynamisierung der Pauschalleistung

vorsehe.

Zu Artikel 1 Nr. 12 b) und c) des Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8644 — NF — sagte sie,
dass die vorgeschlagene Anderung der BezugsgroRe fiir die Berechnung einer landesseiti-
gen Forderpauschale fur Kinder mit Forderbedarf gemaf § 26 Abs. 1 ThirKigaG-E durch die
Verbandsmitglieder nicht abschlieRend bewertet werden kdnne. Zwar sei das Zugrundelegen
der Schulrtickstellquote der letzten finf Jahre als Bemessungsgrundlage eingéngig. Fraglich
bleibe jedoch, ob hierdurch der tatsachliche Unterstitzungsbedarf der Kindertageseinrich-
tungen bei der Férderung von Kindern mit Forderbedarf umfassend abgebildet werden koén-
ne. DarUber hinaus schlage der Thiringische Landkreistag vor, den in § 26 Abs. 2 Thiir-
KigaG-E normierten Landeszuschuss fur die kommunale Fachberatung der H6he nach zu
prifen und eine bedarfsgerechte Angleichung der Pauschale bzw. des Zuschusses im Sinne
einer Qualitatssicherung und -entwicklung in der Kindertagesbetreuung vorzunehmen. Zur
nachhaltigen Qualitatsentwicklung in der Kindertagesbetreuung sei die Fachberatung der
mafgebliche Dienst und fur eine Verbesserung der Kindertagesbetreuung unentbehrlich. Vor
diesem Hintergrund sehe man die Notwendigkeit, eine aufgabenangemessene finanzielle
Untersetzung durch Landesmittel und damit die bedarfsgerechte Anhebung des Landeszu-
schusses im Gesetzentwurf vorzunehmen. Mit Blick auf die steigenden Verbraucherpreise
und jahrlichen Tarifangleichungen rege man auch hier eine Dynamisierung der genannten

Pauschalen an.

Zu Artikel 1 Nr. 15 a) des Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8644 — NF — informierte sie, dass
mit Anderung des § 30 Abs. 1 ThiirKigaG ein drittes beitragsfreies Betreuungsjahr eingefiihrt
werden solle. Entsprechend den Hinweisen der Landkreise konne eine beitragsfreie Kinder-
tagesbetreuung zwar eine sinnvolle sozialpolitische MalRnahme zur finanziellen Entlastung
von Familien darstellen. Auswirkungen auf die Qualitat der friihkindlichen Bildung habe diese
Malnahme jedoch nicht. Der Vorschlag, die geplanten Mittel flr eine Gewinnung von Fach-
kraften in der Kindertagesbetreuung vorzusehen, wie in Frage 7 des Fragenkatalogs zum
Gesetzentwurf aufgefuhrt, werde daher durch die Verbandsmitglieder ausdriicklich unter-
stutzt. Neben zusatzlichen Personalstellen fiir eine inklusive Kindertagesbetreuung werde
auch der regelhafte Einsatz von heilpddagogischem Personal sowie der Einsatz von multi-

professionellen Teams in Kindertagesstatten als qualitatssteigernd bewertet.
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Abg. Reinhardt sprach zundchst den Rechtsanspruch auf eine zehnstiindige Betreuung von
Kindern an. Der Gemeinde- und Stadtebund habe formuliert, dass neun Stunden ausrei-
chend waren. Er fragte, mit wie viel Personaleinsparungen der Verband seinen Einschatzun-
gen zufolge rechne, wenn neun statt zehn Stunden Betreuungsanspruch bestiinde. Aul3er-
dem interessierte ihn, wie erfasst worden sei, dass die Mehrheit der Eltern den Betreuungs-
umfang von zehn Stunden gar nicht nutze, wenn in den Betreuungsvertragen keine Differen-
zierung zwischen Halbtags- und Ganztagsplatzen vorgenommen werde. Ferner erkundigte
er sich, ob dem Verband bekannt sei, wie ein ublicher Arbeitstag eines normalen Arbeiters
aussehe. Er bestehe aus acht Stunden Arbeit zuzlglich der gesetzlichen Pause von 30 Mi-
nuten, hinzu komme aulRerdem der Weg zur Betreuungseinrichtung, sodass in Summe sehr
schnell mehr als neun Stunden notwendige Betreuungszeit erreicht seien. Er fragte, auf wel-
cher Grundlage der Gemeinde- und Stadtebund zu der Empfehlung gelangt sei, von dem
zehnstiindigen Betreuungsanspruch abweichen zu missen. Als voll berufstatiger Vater wisse
er, dass man vielmehr Uber die zehnstiindige Betreuung hinausgehen musste; dies hatten

ihm auch andere Eltern in seinem ehemaligen Kindergarten berichtet.

Abg. Rothe-Beinlich sagte, dass man immer als grof3en Wert an sich erachtet habe — auch
im bundesweiten Vergleich —, einen Rechtsanspruch auf zehnstiindige Betreuung garantie-
ren zu wollen. Sie halte dies weiterhin flr richtig und wichtig. Mit Blick auf die Bedarfe voll-
zeitbeschatftigter oder solcher Menschen, die diese Zeiten aus anderen Grinden in Anspruch
nehmen mussten, stimme sie hierin mit Abg. Reinhardt Uberein. Frau Volimeke habe ausge-
fuhrt, dass sich viele Eltern auf dem Papier fir die zehnstiindige Betreuung entschieden, weil
sie kostenfrei sei, obwohl sie sie letztlich nicht in Anspruch ndhmen. Sie fragte, ob der Ge-
meinde- und Stadtebund diese These belegen kdnne, beispielsweise mit einer Statistik. Sie
berichtete aus ihrer Stadtratstatigkeit, dass man viel gro3ere Probleme mit Einrichtungen
gehabt habe, die ihre Offnungszeiten aufgrund von Krankheit und Personalmangel hatten
reduzieren missen, was zu immensen Schwierigkeiten fur die Eltern gefiihrt habe. Die Stadt-
rate — insbesondere solche in der Doppelfunktion als Stadtrate und Landtagsabgeordnete —
seien in diesen Situationen unter Verweis auf den Rechtsanspruch auf zehnstiindige Betreu-
ung wiederholt angemahnt worden, dass die Einrichtungen diesem Rechtsanspruch nicht

gerecht wiirden. Sie erbat eine Stellungnahme zu dieser Thematik.

Frau Vollmeke aul3erte, sie teile nicht die Auffassung der Abgeordneten, dass es schadlich
ware, den Rechtsanspruch zu kiirzen. In den Kindergarten bestimmten die Eltern grundsétz-
lich selbst, wie viel Betreuung sie fir ihre Kinder in Anspruch nehmen wollten — im Unter-
schied zum Schulbereich, wo alle Kinder den gleichen Unterricht erhielten. Die Betreuungs-

anspriche der Eltern séhen dabei sehr verschieden aus.
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In keinem anderen Bundesland bestehe ein solcher Rechtsanspruch auf zehnstindige Be-
treuung. Vor dem Hintergrund, dass sich die Abgeordneten gern an anderen Bundeslandern
orientierten, verwies sie auf die Lander Mecklenburg-Vorpommern und Berlin, die zwar be-
reits die Beitragsfreiheit eingefuhrt hatten, dabei jedoch einen ganz anderen Anspruch hat-
ten: Sie hatten einen generellen Teilzeitanspruch sowie einen dartber hinausgehenden be-
darfsgerechten Forderanspruch geregelt. Diese Variante stelle aus Sicht des Gemeinde- und
Stadtebundes die richtige Herangehensweise dar. Man drfte nicht allen Kindern zehn Stun-
den zuteilen, die dann auch in Anspruch genommen wirden, egal ob sie tatséchlich bendtigt
wirden oder nicht. Vielmehr misste des Verfahren genau andersherum aufgebaut sein —
insbesondere mit Blick auf die beitragsfreien Jahre: Beispielsweise kdnnten alle Eltern auf
jeden Fall einen Betreuungsanspruch fir sieben Stunden erhalten — wie dies in Mecklen-
burg-Vorpommern und Berlin geregelt sei. Wer dartber hinaus Bedarf habe — durchaus eini-

ge Eltern —, solle erklaren, wie hoch dieser Bedarf sei, z. B. acht, neun oder zehn Stunden.

Auch in Thiringen existierten bereits Kommunen, die ihre Elternbeitrage relativ kleinteilig
nach dem Betreuungsumfang staffelten. Diese Kommunen stellten dar, dass die Betreu-
ungszeiten im Umfang von sieben, acht oder neun Stunden am meisten gewahlt wirden.
Aus Sicht des Gemeinde- und Stadtebundes sei das Personal an dieser Stelle falsch einge-

stellt.

Frau Volimeke stellte dar, dass nicht wenige Birgermeister zuriickmeldeten — insbesondere
Birgermeister kleinerer Gemeinden, die ihre Kindertageseinrichtungen vor Ort gern einmal
besuchten —, dass sie am Nachmittag nur noch Erzieher, aber keine Kinder mehr dort antra-

fen. Sie bitte, diesen Sachverhalt in der Debatte um den Gesetzentwurf zu beriicksichtigen.

Eine Statistik Uber die konkrete Inanspruchnahme der Betreuungszeit von zehn Stunden
liege ihr nicht vor. Sie erhalte nur Rickmeldungen, dass durchaus Falle existierten, in denen
eine Betreuung von zehn Stunden in Anspruch genommen werde, weil sie kostenlos sei.
Nachdem die Beitragsfreiheit eingeflihrt worden sei, habe sie sogar Berichte dartiber erhal-
ten, dass Erzieher teilweise auf Eltern zugegangen und ihnen die Nutzung der zehnstiindi-

gen Betreuung empfohlen héatten, weil sie ohnehin kostenfrei sei.

Abg. Reinhardt fragte des Weiteren, ob den kommunalen Spitzenverbanden bekannt sei,
dass bereits sieben Bundeslander in Deutschland die komplette Beitragsfreiheit fir die Kin-
dergarten umgesetzt hatten. Er erkundigte sich, ob die Thiringer Spitzenverbé&nde die Auf-

fassung vertraten, dass diese sieben Bundeslander verfassungswidrig handelten.
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Frau Vollmeke antwortete, dass man zunéchst beriicksichtigen misse, wann die Beitrags-
freiheit in diesen Landern eingefihrt worden sei, denn erst ab 2019 sei der Landesrechtsvor-
behalt weggefallen. Das zweite beitragsfreie Jahr in Thiringen sei ausdricklich mit der er-
laubnis des Gute-KiTa-Gesetzes eingefuhrt worden. Aktuell regele 8 90 SGB VIII den Lan-
desrechtsvorbehalt jedoch nicht mehr. Deshalb habe der Gemeinde- und Stadtebund Thi-
ringen verfassungsrechtliche Bedenken, wenn jetzt ein weiteres beitragsfreies Kindergarten-
jahr verabschiedet wirde. Wann die anderen Lander die Beitragsfreiheit eingefihrt hatten,
sei ihr selbst nicht bekannt.

Abg. Tischner &auRerte, dass die Qualitdt der Kinderbetreuung nach Ansicht der CDU-
Fraktion Dreh- und Angelpunkt des Gesetzgebungsverfahrens sei. Anhand der Stellungnah-
men der kommunalen Spitzenverbande sei deutlich geworden, dass der Gesetzentwurf nur
an einer Stelle maRgebliche Anderungen in dieser Hinsicht enthalte: in der Anpassung des
Betreuungsschlissels. Beide Verbande seien fur die Vereinheitlichung des Betreuungs-
schlussels eingetreten. Er fragte, welche finanziellen Auswirkungen die Verbande erwarte-
ten, wenn die Regelung gemar Gesetzentwurf in Drucksache 7/8466 — NF — umgesetzt wer-

de, bzw. ob die geplante Regelung realitatsnah sei.

Vors. Abg. Wolf fragte, wie sich die angeregte Dynamisierung verfassungsrechtlich begriin-
de, da die Regelungen des ThirKigaG ausschlieZlich in den eigenen Wirkungskreis der
Kommunen fielen und eine Dynamisierung Uber die Schliisselzuweisung bereits gegeben
sei, denn die Schlusselzuweisung richte sich nach den Aufgaben, welche die Kommune zu
erledigen habe. Der Wunsch nach der Dynamisierung kénne geéuf3ert werden, eine Forde-

rung sollte jedoch auch rechtlich untersetzt sein, sofern sie nicht ideologiegepragt sei.

Er stellte fest, dass man Uber 20 Jahre Verbesserungen im Thiringer Kindergartengesetz zu
verzeichnen habe. Er fragte, ob Herr Krumrey einen Punkt nennen kdnne, mit dem die
Kommunen zur Verbesserung der Qualitat beigetragen hatten — beispielsweise im Personal-
schliissel oder in der Ausbildung —, oder ob die Verbesserungen ausschlie3lich vom Land

initiiert worden seien, ausschlieRlich im eigenen Wirkungskreis der Kommunen.

Frau Volimeke sagte mit Verweis auf die entsprechende Darstellung in der schriftlichen Stel-
lungnahme in Zuschrift 7/3060, dass die finanziellen Auswirkungen der Betreuungsschlis-
selanpassung im Gesetzentwurf nicht komplett transparent dargelegt wiirden. Es werde zwar
ausgefuhrt, auf welcher Grundlage die Personalkosten sowie die zusatzlichen Sachkosten
kalkuliert worden seien. Die dahinter stehenden Kosten und Zahlen, insbesondere Kinder-

zahlen, seien jedoch nicht verdffentlicht worden. Insofern sei die Kostenprognose nicht 100-



16

prozentig konkret darstellbar. Der Gemeinde- und Stadtebund habe in seinen eigenen Be-
rechnungen einen etwas hoheren Betrag ermittelt und in der Stellungnahme in Zu-
schrift 7/3060 transparent dargestellt; allzu grof3 sei der Unterschied allerdings nicht. Beide

Berechnungen und deren Grundlagen miissten miteinander verglichen werden.

Ein Problem bestehe jedoch in der Dynamisierung. Wenn man sich die gesamte Kinderta-
gesbetreuung als Kreisdiagramm vorstelle, dann bildeten die gezahlten Landespauschalen
daran einen gewissen Anteil — momentan etwas tber 30 Prozent. Wenn die Landespauscha-
len nicht dynamisiert wirden, die Kosten in der Kindertagesbetreuung aber weiterhin anstie-
gen, werde der Anteil der Landespauschalen prozentual immer kleiner. Aus einer aktuellen
Erhebung des TMBJS sei bekannt, dass die Kosten allein von 2021 auf 2022 thiringenweit
um mehr als 50 Millionen Euro gestiegen seien. Um zu vermeiden, dass der Anteil der Lan-
despauschalen an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung immer weiter abnehme, for-
dere man eine Dynamisierung. Die Kommunen schauten immer sehr stark auf die Landes-
pauschalen, auch wenn Uber die Schlisselzuweisung bzw. den Kommunalen Finanzaus-

gleich (KFA) noch eine Bedarfsermittlung erfolge; darin gebe sie Vors. Abg. Wolf recht.

Herr Krumrey ergéanzte beziglich des Zusammenwirkens von Landespauschale und
Schlisselzuweisung, dass der KFA, der die Hohe der Schliisselzuweisungen regele, nur alle
funf Jahre evaluiert und der H6he nach angepasst werde; dies sei zu beriicksichtigen. Ange-
sichts der Personal- und Tarifsteigerungen in den Einrichtungen allein im letzten Jahr sowie
der Inflationspauschale in massiver Héhe seien aber Kosten entstanden, die niemand vorge-
plant habe und die nicht im KFA verankert seien. Sie fanden sicherlich bei der nachsten An-
passung des KFA Bertcksichtigung, jedoch erst mit jahrelanger Verzogerung. Mit einer Dy-
namisierungsregelung konnte jedoch flexibel auf tarifliche Veranderungen reagiert werden,
was zu einer deutlichen Entlastung der Kommunen fihren wirde, welche die Kosten zu fi-

nanzieren héatten.

Abg. Reinhardt nahm Bezug auf die vom Gemeinde- und Stadtebund ge&ufRerte Unzufrie-
denheit mit der Ausbildungsférderung im Bereich der Erzieher. Er fragte, wie der Verband
bewerte, dass die Ausbildungsfinanzierung laut Gesetzentwurf Uber die Betriebskosten ab-

gerechnet werden kdnnen solle.

Herr Krumrey sagte, dass die Kritik des Gemeinde- und Stadtebundes Thiringen auf die
Streichung des bisherigen Finanzierungsmodells in 8 28 Abs. 1 ThirKigaG abgezielt habe.
Wenn das bisherige Finanzierungsmodell gestrichen werde und die Kosten in die Landes-

pauschale tberfihrt wirden, kdmen die Gelder nicht mehr dort an, wo die Kosten tatsachlich
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anfielen. In einer Stadt wie Erfurt entstiinden daraus keine Schwierigkeiten, weil die Stadt
Uber derartig viele Einrichtungen und Kinder verfiige, dass diese Regelung sinnvoll wére. In
kleinen Kommunen, die womaoglich nur eine Einrichtung betrieben, bisher aber immer Prakti-
kanten ausgebildet hatten, sei die Refinanzierung fiir diese Ausbildungskosten dann jedoch
nicht mehr gegeben.

Abg. Reinhardt spezifizierte, dass der Kindergartentrdger gemalR Gesetzentwurf in Druck-
sache 7/8644 — NF — in den Betriebskosten auch Ausbildungskosten abrechnen durfe. Dies
stehe dann nicht mehr im Zusammenhang mit der Landespauschale. Wenn beispielsweise
ein Heilerziehungspfleger im letzten Jahr keine Ausbildungsforderung mehr erhalte, dirfte
ein Kindergarten sein Gehalt bezahlen und Uber die Betriebskosten bei der Kommune ab-

rechnen. Er bitte um eine Bewertung dieser Regelung.

Herr Krumrey bestétigte, dass aus dieser Regelung der Anspruch des Tragers erwachse,
die Kosten gegentber der Kommune abzurechnen. Der Gemeinde- und Stadtebund kritisiere
jedoch, dass diese Kosten nicht refinanziert wirden. Bisher sei die Refinanzierung durch
§ 28 Abs. 1 ThirKigaG gegeben gewesen sei, kiinftig wiirden die Gelder dann aber ,mit der

Giellkanne* auf alle Einrichtungen verteilt.

Abg. Tischner sprach das Thema ,Hortgeblihren* an. Die CDU-Fraktion habe einen Ande-
rungsantrag in die Haushaltsberatungen eingebracht, um die Hortgeblhren abzuschaffen.
Insbesondere mit Blick auf die Qualitat sei seine Fraktion davon tberzeugt, dass dies zu ei-
ner Starkung der Ganztagsschule beitrage und auf3erdem einen grofR3en Beitrag leiste, um
die Beschaftigungsumfange der Erzieher von zumeist 80 Prozent weiter auszuweiten. Er

erbat eine diesbezugliche Bewertung.

Abg. Dr. Hartung schloss die Frage an, ob die kommunalen Spitzenverbande den Ande-
rungsantrag der CDU-Fraktion zur Abschaffung der Hortgeblhren als ausreichend erachte-

ten, da er nur die Personalkosten streiche, die Sachkosten jedoch weiterhin beibehalte.

Herr Krumrey sagte, die Abschaffung der Hortgebuhren sehr zu begrii3en. Der Gemeinde-
und Stadtebund habe diese Forderung bereits wiederholt gestellt, schon im Zuge der Einfiih-
rung des ersten beitragsfreien Kitajahres. Zur Begrindung erlauterte er, dass es den Eltern
schwer zu vermitteln sei, dass sie im Kindergarten zunachst Gebihren bezahlen missten,
dann eine Phase der Betragsfreiheit komme und in der Schule wieder Gebihren zu entrich-

ten seien. Zudem stehe hinter den Hortgebiihren eine umfangreiche Blrokratie. Bei einer
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Abschaffung kénnte die komplette Thiringer Hortkostenbeteiligungsverordnung aufgehoben

werden, was einen tatsachlichen Beitrag zum Burokratieabbau leisten wirde.

Zudem konnten die Schulen endlich wirklichen Ganztagsunterricht gestalten. Derzeit sei
noch kein rhythmisierter Unterricht moéglich, wie ihn einige Schulen durchfiihren wollten, weil
Voraussetzung dafiir sei, dass alle Kinder im Hort angemeldet seien. Weil aber in der Schule
keine Beitragsfreiheit bestehe und die Schulen fur das Konzept des rhythmisierten Unter-
richts Gebuhren erheben missten — was nicht zuldssig sei —, seien sie derzeit in der Gestal-
tung ihrer Konzepte eingeschrankt. Insofern versprache die Abschaffung der Hortgebuhren
einen deutlichen Qualitatsgewinn fir die Schulen.

Er stimme aber Abg. Dr. Hartung zu, dass in dem Antrag der CDU-Fraktion zur Abschaffung
der Hortgebiihren eine Regelung zur Erstattung der Sachkosten fehle. Man sehe einen gro-
Ben Burokratievorteil darin, wenn die Hortgeblhren nicht mehr erhoben werden durften.
Wenn sich dies aber auf die Personalkosten beschranke, sei die Kommune gezwungen, wei-
terhin Gebuhren zu erheben, wenn auch nur noch fir die Sachkosten. Die Kommunen koénn-
ten sich nicht leisten, dann ganzlich auf Gebuhren zu verzichten. Insofern missten auch die

Sachkosten erstattet werden.

Abg. Kowalleck wies darauf hin, dass viele der Landtagsabgeordneten auch kommunalpoli-
tisch aktiv seien. In den Kommunen spielten die Kostensteigerungen im Kindergartenbereich
eine wesentliche Rolle bei der Aufstellung der Haushalte. Er erkundigte sich, wie die kom-
munalen Spitzenverbande die Kostenentwicklung allgemein bewerteten — auch vor dem Hin-
tergrund von Standarderhéhungen — und wie sie die Kostenentwicklung beurteilten, die
durch den Gesetzentwurf in Drucksache 7/8644 — NF — in Gang gesetzt werde. Er erbat wei-
tere Schilderungen der ortlichen Situationen, wie sie verschiedene Kommunen dargestellt
hatten. Fir die Abgeordneten sei wichtig zu prufen, welche Auswirkungen der Gesetzentwurf
haben werde — unter Einbeziehung der Empfehlungen der kommunalen Spitzenverbande —,

um ggf. gegensteuern zu kdénnen.

Herr Krumrey verwies auf die obigen Ausfihrungen und ergénzte, dass derzeit vielfaltige
Kostenfaktoren und -steigerungen mit unterschiedlichsten Ursachen zu beriicksichtigen sei-
en. Nach seiner Erinnerung hétten die Kosten fir Kindergarten im Jahr 2010 etwa 400 Millio-
nen Euro betragen, mittlerweile 1 Milliarde Euro. Es handele sich insofern um unglaubliche
Kostensteigerungen, die zudem nur verzdgert berticksichtigt wirden. Die tariflichen Steige-
rungen wirden im KFA und der Schlisselmasse am Ende auch nicht in der Form abgebildet,

wie sie entstiinden. Folglich entstehe in den Kommunen regelmalflig ein Defizit, insbesonde-
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re in kleinen Gemeinden, die mitunter viele Kinder hatten. Sie kénnten dann keinerlei Aufga-
ben mehr erfilllen, sondern bestenfalls noch die Wunsch- und Wahlrechtspauschale bezah-
len, wenn sie keine eigene Kita fihrten. Doch auch dies bringe viele Kommunen bereits an

die Grenze ihre Leistungsfahigkeit, weil dartiber hinaus kein Geld mehr zur Verfigung stehe.

Abg. Rothe-Beinlich wies darauf hin, dass ihre Fraktion Bindnis 90/Die Griinen auf Vor-
schlag von Frau Prof. Dr. Vierneckel eine Studie hinsichtlich des geplanten Zentrums fur
frihkindliche Bildung in Auftrag gegeben habe. AuRerdem habe man in diesem Bereich Er-
fahrungen mit dem ThILLM gesammelt. In der Folge sei man zu dem Schluss gekommen,
ein solches Zentrum einrichten zu wollen, um die Kompetenzen an dieser Stelle zu bundeln.
Sie konne nachvollziehen, dass sich einige Akteure ein generelles Zentrum fur Bildung
wulnschten, wie Frau Weirauch von den Mitgliedern des Thiringischen Landkreistags berich-
tet habe. Sie fragte, ob es nicht richtig ware, explizit den frihkindlichen Bereich zu starken,
da hier maf3geblich die Qualitatsentwicklung im Fokus stehe. Die Fachberatung stelle einen
Teil davon dar, aber auch die Evaluation insgesamt, die Begleitung sowie die Konzepterar-
beitung usw. Mit dem geplanten Zentrum nehme man all diese Bereiche in den Blick. Man
habe sich dazu auch im Austausch mit den nur sehr wenigen Mitarbeitern im ThILLM befun-
den, die bisher damit betraut gewesen seien und selbst gesagt hatten, dass sie sich eine

derartige Starkung wiinschen wirden. Sie erbat diesbeziglich ergdnzende Ausfiihrungen.

Frau Weirauch antwortete, dass das Vorhalten einer zentralen Einrichtung, welche die Kin-
dertagesbetreuung in der Qualitatsfortentwicklung unterstiitzen und zentraler Ansprechpart-
ner sein solle, ausdriicklich beflirwortet werde. Die Mitglieder hatte sich jedoch die Frage
gestellt, ob nicht bestehende Strukturen genutzt werden sollten. Vor dem Hintergrund des
Thiringer Bildungsplans, der davon ausgehe, dass Bildung nicht nur im frihkindlichen und
Schulbereich stattfinden, sondern von Anfang an gedacht werden sollte, fragten sie, ob es
zwei verschiedene Einrichtungen geben misse. Sie regten an, die vorhandenen Ressourcen
der bereits vorgehaltenen Einrichtung zu nutzen und Synergieeffekte herbeizufiihren. Diese
Uberlegung habe der Thuringische Landkreistag einbringen wollen. In der Folge miisste na-
tlrlich geprift werden, wie die im Gesetzentwurf verankerten Aufgaben strukturell und per-
sonell in einer bestehenden Einrichtung wie beispielsweise dem ThILLM abgebildet werden

konnten.

Abg. Tischner sagte, den Ausfuhrungen des Gemeinde- und Stadtebundes den Hinweis
entnommen zu haben, dass dringend notwendig wére, eine grof3e Novellierung des Thrin-
ger Kindergartengesetzes anzugehen — unter Einbindung des TMBJS und aller entspre-

chender Akteure. Er gehe davon aus, dass dies in der n&chsten Legislaturperiode umgesetzt
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werde. Vor dem Hintergrund weiterer Gesetzesanderungen sprach er die zuklnftige Perso-
nalentwicklung in der Kinderbetreuung an. Die CDU-Fraktion hore vielfach von Kindergarten
und Burgermeistern, dass die Kinderzahlen abndhmen — regional sicherlich unterschiedlich
stark, in einer Stadt etwas friher, in einer anderen spéter. Er erbat eine Einschatzung des
Gemeinde- und Stadtebundes zu diesem feststellbaren Trend. Er fragte, ob man schnell
handeln misse, um z. B. Personal zu halten, damit es nicht abwandern musse, und ob man
gof. auch die Ausbildungskapazitaten in den Blick nehmen misse. lhn interessiere, wie die
Birgermeister und Kita-Verantwortlichen diese Thematik diskutierten.

Vors. Abg. Wolf nahm ebenfalls Bezug auf die von Abg. Tischner aufgeworfene Fragestel-
lung. Derzeitig werde im Land diskutiert, ob Kitaplatze aufgrund der abnehmenden Kinder-
zahlen abgebaut werden miussten. Naturlich werde die voéllig verstandliche Forderung ge-
stellt, die Qualitat in der Betreuung aufrechtzuerhalten. Er erkundigte sich, wie die Kommu-
nen als Aufgabentrager sowie der Thiringische Landkreistag die derzeitige Diskussion be-

werteten, auch hinsichtlich einer méglichen neuen Finanzierungsgrundlage.

Herr Krumrey fihrte aus, dass die demografische Entwicklung eine klare Tendenz aufweise.
Ein aktueller Bericht des Thiringer Landesamtes fir Statistik zeige, wie sich die Kinderzah-
len unter den aktuellen MaRRgaben entwickeln wirden. Zukiinftig sei ein deutlicher Rlickgang
der Geburten zu erwarten. Diese Tendenz sei bereits jetzt spurbar. In den letzten zwei Jah-
ren seien die Kinderzahlen schon zuriickgegangen. Die Entwicklung sei regional jedoch sehr
unterschiedlich ausgepragt. Insofern misse spezifisch fur die jeweilige Region betrachtet

werden, wie sie sich auswirke. Dies habe naturlich auch Einfluss auf den Personalbedarf.

Darin liege auch eine Chance, weil derzeit noch eine starke Personalknappheit in den Ein-
richtungen herrsche — jedoch auch regional sehr unterschiedlich. In den Grenzgebieten zu
anderen Bundeslandern bestiinden grof3ere Probleme, Personal zu gewinnen, weil viele
Fachkrafte in Nachbarbundeslander auswichen. Dort fanden sie bessere Bedingungen vor —
insbesondere finanzieller Art. Auch die Fachkraftvoraussetzungen seien dort nicht so streng
wie in Thiringen, denn hier bestliinden ein sehr guter Fachkraftschliissel und eine gute
Fachkraftdefinition. Mit Blick auf die demografische Entwicklung sei zu erwarten, dass sich
die bisherige Personalknappheit deutlich entspannen werde und der Personalbedarf in den

Kindergarten zurtickgehen werde.

Dies habe naturlich auch Konsequenzen vor Ort, vor allem in den besonders betroffenen
Regionen. Die Kindergartenplatze kdénnten nicht mehr so stark belegt werden, die Auslas-

tungsquote nehme deutlich ab. Der Gemeinde- und Stadtebund Thiringen kénne in dieser
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Hinsicht jedoch nur schwerlich Empfehlungen geben, denn entsprechende Entscheidungen
mussten gemal den jeweiligen Situationen vor Ort getroffen werden. Wenn in einer Kommu-
ne mehrere Einrichtungen existierten — insbesondere in Stadten, die auch gut erreichbar sei-
en —, musste unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten geprift werden, ob der Weiterbetrieb
aller Einrichtungen sinnvoll sei, insbesondere solcher mit niedriger Kapazitat, oder ggf. Kin-
dergarten geschlossen werden sollten. Dies misse dann auch mdglich sein, sofern in zu-
mutbarer Entfernung eine Betreuung gewahrleistet sei. Lange Wege wolle den Kindern nie-
mand zumuten. Deshalb musse vor Ort entschieden werden, ob alle Einrichtungen weiterzu-
fuhren seien — auch mit geringer Auslastungsquote — oder ggf. Einrichtungen auch zusam-

mengelegt werden kdnnten.

Vors. Abg. Wolf fragte nach, ob in den Verbandsstrukturen — mit den Blrgermeistern — auch
neue Finanzierungsmodelle diskutiert wirden, wie sie auch andere Verbande anregten, z. B.
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW).

Herr Krumrey antwortete, dass dem Gemeinde- und Stadtebund Thiringen der Vorschlag
der GEW ,etwas exotisch® erschienen sei. Der Verband wolle das bisherige Finanzierungs-

modell beibehalten, das sich aus Schliusselzuweisungen und Landespauschalen speise.

— Frau Nerlich, Kdmmerin der Gemeinde Winschendorf in der Verwaltungsgemein-
schaft (VG) Wiunschendorf/Elster, Zuschrift 7/3064, sagte, den Gesetzentwurf in Druck-
sache 7/8644 — NF — aus der Perspektive kleiner Kommunen und ihrer Praxis betrachtet zu
haben. Der Fokus der folgenden Stellungnahme liege hauptsachlich auf den finanziellen

Auswirkungen der geplanten Gesetzesanderung.

Im Folgenden ging sie zunachst auf 8 16 und § 25 ThirKigaG-E ein. Die Anpassung des
Betreuungsschlissels der Altersklassen ab dem 4. Lebensjahr werde positiv bewertet. Ob
die Erh6hung der Landespauschale die Mehrkosten decke, ziehe sie in Zweifel, kbnne aber
aktuell auch an keinem Beispiel beweisen, dass die Pauschale nicht kostendeckend sei.
Problematisch sei aber, dass die Pauschale aufgrund der Stichtagsregelung mit zwei Jahren
Verzug in den Gemeinden ankomme. Vermisst werde in diesem Zusammenhang auch die
Anpassung der Landespauschalen aufgrund der massiven Kostensteigerungen der vergan-
genen Jahre im Bereich der Sach- und der Personalkosten. Wie bekannt stiinden fur das
Jahr 2024 weitere tarifliche Anpassungen im Raum. Dies betreffe nicht nur die gemeindli-
chen Einrichtungen, sondern auch die freien Trager, die ihre Leistungen ebenfalls anpassen

mussten, weil sie sonst kein Personal mehr gewinnen kénnten. Die Erhéhung der Landes-
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pauschalen erscheine deshalb zwingend notwendig. Sie schlieBe sich darlber hinaus dem
Gemeinde- und Stadtebund dahin gehend an, dass eine Dynamisierung zwingend erforder-
lich sei.

Bezug nehmend auf die Ausbildungsforderung in 8 28 ThurKigaG-E teilte sie mit, dass die
Kosten fir die berufspraktische Ausbildung — das sechsmonatige Praktikum im letzten Jahr
der Erzieherausbildung — den Kommunen bisher nahezu vollstandig erstattet worden seien.
Der Gesetzentwurf sehe diese Erstattung nicht mehr vor, was fir die Gemeinden eine Finan-
zierungslucke in Hohe von etwa 5.000 Euro pro Praktikant zur Folge habe. Die Aufnahme in
die Betriebskosten der freien Trager sei zwar richtig, am Ende muisse aber dennoch die

Kommune fir die Differenz der nicht gedeckten Kosten aufkommen.

Auch die praxisorientierte Ausbildung stelle flr die Kommunen einen enormen Kostenfaktor
dar. Die Trager bzw. Kommunen miissten fir eine dreijahrige Ausbildung einen Zuschuss in
Hohe von ca. 19.000 Euro aufbringen. Hinzu komme, dass flr die praxisintegrierte Ausbil-
dung ein Mentor beschéftigt bzw. aus dem Erzieherteam akquiriert werden musse, der eine
Ausbildung zu absolvieren habe. Diese werde zwar finanziert, die Fahrtkosten zur Ausbil-
dung mussten jedoch vom Trager bezahlt werden. Zudem stehe der Mentor wahrend der
Ausbildung nicht dem Erzieherteam zu Verfigung. Ferner misse er 10 bis 15 Prozent seiner
Arbeitszeit fur den Auszubildenden aufwenden, ohne dass diese Zeit im Betreuungsschlis-
sel berlcksichtigt werde. Die Mehraufwendungen missten durch die anderen Mitarbeiter
ausgeglichen werden. AuRerdem erhalte der Mentor eine zusatzliche Praxisanleiterpramie in
Hoéhe von 70 Euro pro Monat, was einen weiteren Kostenaufwuchs bedeute. Auch diese

Landespauschale enthalte keine Dynamisierung.

Zu 8 30 ThurKigaG-E fuhrte Frau Nerlich aus, dass die Regelung nach ihrer Ansicht eine
Zuschussregelung sei, das heil3e, die Eltern wiirden entlastet und die Kommunen belastet.
Die Stichtagsregelung bedeute fir die Kommunen enorme Einnahmeverluste; in der Stel-
lungnahme in Zuschrift 7/3064 sei ein Beispiel dargestellt. Sie erklarte, dass der Stichtag fir
die Meldung der 1. Marz eines Jahres sei. Die Ausgleichszahlung im Sinne dieser Meldung
beginne jedoch erst zum 2. August. Wenn Kommunen oder freie Trager zum 1. April ihre
Satzung &nderten und die Elternbeitrage erhdhten, werde die Erhéhung fur die Kinder in der
Beitragsfreiheit erst im folgenden Jahr zum 2. August wirksam, mithin 16 Monate spéter.
Selbst wenn die Kommunen oder freien Trager den Stichtag 1. Marz fir die Satzungsande-
rung einhielten, entstehe durch das beitragsfreie Jahr noch immer ein Einnahmeverlust von
Marz bis Juli des laufenden Jahres, mithin von 5 Monaten. Eine rickwirkende Nachmeldung

der hoheren Elternbeitrage sei nicht mdglich. Wenn sich in einer Einrichtung mit
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100 Kindern 40 Kinder in einem beitragsfreien Jahr befanden, resultiere aus 16 Monaten
fehlender Ausgleichszahlung bei einer Beitragserhéhung von 30 Euro ein Einnahmeverlust in
Hohe von 19.200 Euro fur die Kommune. Dies sei aus den normalen Schliusselzuweisungen

nicht mehr zu finanzieren.

Nattrlich wirden die Kinder in den Schliisselzuweisungen bericksichtigt. Der Betrag werde
jedoch nur mit 80 Prozent des Bedarfs aufgefillt. Zudem ziehe in ihrem Fall der Landkreis
Greiz aktuell 44 Prozent von diesem Ausgleichsbedarf als Kreis- und Schulumlage ein. Der
Kommune blieben maximal 50 Prozent der Ausgleichszahlung.

Werde ein weiteres beitragsfreies Jahr beschlossen, entstiinden weitere Einnahmeverluste.
Aufgrund der in den vorangegangenen Jahren extrem gestiegenen Kosten schmerzten diese
Faktoren enorm. Ein Qualitatssprung sei mit dieser Regelung in den Kinderbetreuungsein-
richtungen nicht zu erwarten. Zudem betrage die aktuelle Betreuungsquote in Thiringen zur-
zeit Uber 95 Prozent, sodass der Zugang zur frihkindlichen Bildung ihres Erachtens gesi-

chert sei.

AuBerdem sei festzustellen, dass die Eltern die zehnstiindige Betreuungszeit nicht in An-
spruch ndhmen, solange sie Gebiihren entrichten missten. Sobald die Gebihrenfreiheit be-

ginne, wahlten sie jedoch die Betreuung tber zehn Stunden, nicht nur tber 6 bis 8 Stunden.

Zu 8 29 ThirKigaG-E konstatierte sie, dass der Begriff der Familie dringend definiert werden
musse. In der Praxis sei der klassische Familienbegriff nicht mehr anwendbar, weil mittler-
weile verschiedenste Modelle gelebt wirden: Patchworkfamilien, Wechselmodelle, das Mo-
dell des Hauptwohnsitzes nach dem Bundesmeldegesetz, in dem die Kinder beim Vater ge-
meldet seien, jedoch bei der Mutter lebten usw. Der Begriff der Familie sei deshalb nicht

mehr zeitgeman und lasse sich in der Praxis nur schwer definieren.

Frau Nerlich sage, dass ihr ferner eine Anderung von § 5 ThiirKigaG — Wunsch- und Wahl-
recht — am Herzen liege, der im vorliegenden Gesetzentwurf nicht berlicksichtigt werde. Im
Wunsch- und Wahlrecht komme es aufgrund fehlender Handlungsanleitungen verstéarkt zu
Problemen. Folgende Fragen stellten sich in diesem Zusammenhang: Bedirfe es einer
schriftlichen vertraglichen Vereinbarung zwischen der aufnehmenden und abgebenden Ge-
meinde und wenn ja, wer werde tatig und fertige die Vereinbarung aus: die aufnehmende
oder die abgebende Gemeinde? Geniige eine einfache Rechnungslegung oder kénne der
Austausch ohne Weiteres automatisch erfolgen? Verédndere sich die Wohnsitzgemeinde des

Kindes, das Kind bleibe aber in der bisherigen Einrichtung, sei fraglich, wie lange die auf-
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nehmende Gemeinde einen ruckwirkenden Anspruch auf die Kostenerstattung durch die
abgebende Gemeinde habe, ob es Verjdhrungs- bzw. Ausschlussfristen gebe und ob sich
die aufnehmende oder abgebende Gemeinde gegen Zahlungen wehren kénne. In dem Zu-
sammenhang musse ebenfalls gepruft werden, welche Gemeinde wahrend des schweben-
den Verfahrens die Landespauschalen erhalten habe — die aufnehmende oder abgebende
Gemeinde. In zunehmend grol3eren Kommunen konnten die Einrichtungen oft nicht feststel-
len, wann die Kinder umzdgen. Mitunter werde dies erst nach ein bis drei Jahren bekannt,
weil eine Verknupfung zwischen Meldewesen und Kindergartenverwaltung im direkten Da-

tenaustausch nicht gegeben sei.

Frau Nerlich fasste zusammen, dass die geplante Gesetzesdnderung mit einem enormen
Kostenaufwuchs fir die Stadte und Gemeinden verbunden sei. Massiv steigende Personal-
und Betriebskosten seien in keiner Weise berlicksichtigt. Aus der Praxis komme daher der
Vorschlag, Uber eine Vollkostentibernahme fir die Betreuung von Kindern im Alter von null

bis sechs Jahren nachzudenken.

Abg. Reinhardt fragte, was Frau Nerlich als Kammerin eine gut ausgebildete Fachkraft —

Erzieherin — wert wéare.

Frau Nerlich antwortete, dass die Fachkraft auf jeden Fall 4.000 Euro brutto wert sei.

Abg. Reinhardt nahm Bezug auf die geaul3erte Kritik an der Stichtagsregelung und erkun-
digte sich, ob Frau Nerlich den Stichtag 1. August bevorzugen wiirde oder wie die Regelung
anzulegen sei, damit die Gemeinden in der Finanzierung nicht durch Einnahmeverluste be-

nachteiligt wirden.

Frau Nerlich fihrte aus, dass die Stichtagsregelung grundsatzlich ein Problem sei, weil kei-
ne Moglichkeit bestehe, Gebuhrenerh6hungen nachzumelden. Daraus resultiere letztlich
aber das Defizit. Wenn Kinder aufgrund des Wunsch- und Wahlrechts erst nach dem Stich-
tag in die Einrichtung kamen, falle gerade fir kleine Kommunen die Einnahme weg. Sie er-
hielten ein Jahr lang keine Beitrage, denn die Eltern dirften nicht belastet werden und von
der Beitragsfreiheit profitiere die Vorgangerkommune. Bei groRen Kommunen kénne dies bei
mehreren kommenden und gehenden Kindern sicherlich intern ausgeglichen werden, in klei-
nen Kommunen sei dies grof3tenteils aber nicht moglich. Damit fehlten Einnahmen in Héhe
von durchschnittlich 1.500 bis 2.000 Euro pro Kind. Dies falle bei einer kleinen Kommune
durchaus ins Gewicht. Wenn die beitragsfreien Jahre bestehen blieben, beflirworte sie eine

Regelung mit tatséchlichem Ausgleich, die wesentlich effektiver ware.
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Abg. Reinhardt verwies auf das Thuringer Gesetz zur Ausreichung von Leistungen zur Be-
waltigung der Energiekrise (Thiringer Ausreichungsvereinfachungsgesetz/Energiekrise —
ThirAEVG/E), Uber das 110 Euro pro Kind an die Kommunen ausgereicht wirden, um die
gesteigerten Energiekosten abzudampfen. Ihn interessiere, wie die VG die Mittel verwendet

habe, wie sie in den Kindergarten angekommen seien.

Frau Nerlich sagte, dass die Einnahmen aus dem Energiegesetz zwei Jahre spater bei den
Gemeinden angekommen seien. Sie wurden fir den Bereich Kindergarten eingebucht und

zur allgemeinen Kostendeckung verwendet.

Abg. Rothe-Beinlich bezog sich auf die Anregung zu 8 29 ThurKigaG-E, den Begriff der
Familie zu definieren, weil der klassische Familienbegriff nicht mehr zeitgemal sei. lhres
Erachtens habe man sich auf eine zeitgemafRe Definition von Familie verstandigt, die selbst-
verstandlich auch Patchworkfamilien und unterschiedlichste Lebensmodelle umfasse, in de-
nen Eltern bzw. Sorgeberechtigte Verantwortung fir Kinder tbernahmen. Sie fragte, welche
Begrifflichkeit Frau Nerlich stattdessen vorschlage, wenn der Begriff Familie in ihren Augen
nicht mehr zeitgemalr sei. Sie selbst wiirde gern an dem Terminus festhalten und Familie so

begreifen, wie sie sich in der Lebensrealitat darstelle.

Frau Nerlich wies erneut auf einen schwierigen Umgang mit dem Begriff Familie in der Pra-
xis hin. Einerseits bestiinden noch Familien im herkémmlichen Sinne, bestehend aus verhei-
rateten Eltern mit zwei Kindern. Andererseits gebe es in Partnerschaft lebende Eltern, die
zum Teil sogar zwei Wohnung im gleichen Haus bewohnten, um nicht als zusammenlebend
zu gelten und weniger hohe Kindergartenbeitrdge zahlen zu kénnen. Dariiber hinaus existier-
ten Patchworkfamilien mit weiteren Kindern aus vorangegangenen Beziehungen, die dann
ggf. mitgezahlt wirden, obwohl sie eigentlich in einer anderen Familie lebten. Die Kinder
wirden dann hinsichtlich der Beitragsfreiheit doppelt gezahilt.

Abg. Rothe-Beinlich nahm aufRerdem Bezug auf die Aussage in der schriftlichen Stellung-
nahme in Zuschrift 7/3064, dass in Thiringen aktuell eine Betreuungsquote von 95,1 Prozent
fur Kinder ab dem 1. Lebensjahr bestehe, und erkundigte sich, woher diese Zahl stamme.
Sie wisse, dass diese Quote durchschnittlich in etwa auf die Vorschulkinder in Thiringen
zutreffe, aber insbesondere im Bereich der kleinsten Kinder sdhen die Betreuungsquoten
vollig anders aus. Ihres Erachtens musste hier eine Differenzierung vorgenommen werden.

Sie erbat weitere diesbezigliche Darlegungen.



26

Frau Nerlich teilte mit, dass sie den Wert von 95,1 Prozent vor zwei Tagen aus dem Internet
entnommen habe. Es handele sich um einen Gesamtwert, den allerdings auch das Fachamt
in Greiz bestatigt habe.

Vors. Abg. Wolf fragte nach den Erfahrungen und Erwartungen der VG bezuglich der Fach-
kraftbindung, wenn im Gesetz der Personalschliissel verbessert werde. Ihn interessierte, ob
eine Kommune im landlichen Raum den neuen Personalschlissel realisieren kénne, weil

dann mehr Fachkrafte bei gleichbleibenden Kinderzahlen bendtigt wiirden.

Frau Nerlich antwortete, dass man darlUber noch nicht nachgedacht und auch noch keine
Berechnungen angestellt habe. Zum Thema ,Fachkraftbindung® teilte sie mit, dass man bis-
her insbesondere im landlichen Raum mit sogenannten Flexvertragen fur Erzieher gearbeitet
habe; dies sei auch der Stellungnahme in Zuschrift 7/3064 zu entnehmen. Der Vertrag regele
eine Wochenarbeitszeit zwischen 30 und 39 Stunden, die nach Bedarf zum Teil monatlich
gewechselt habe. Man habe monatlich berechnet, welche Fachkrafte benétigt wirden, und
die Stunden entsprechend angepasst. Fur die Erzieher habe dies zur Folge, dass sie ggf. nur
mit 30 Stunden, bestenfalls mit 39 Stunden Arbeitszeit pro Woche und entsprechender Be-
zahlung planen kdnnten. Fir ein ausgeglichenes Familienleben und einen ausgeglichenen
Berufsalltag seien diese Vertrage problematisch. Um die Fachkrafte zu halten, mussten die
Gemeinden von den Flexvertrdgen weggehen. Dies werde auch schon umgesetzt, weil man
keine Erzieher mehr finde, die diese Vertrdge unterschrieben. Dadurch entstehe jedoch wie-
derum ein neuer Kostenaufwuchs. Sie selbst erachte die Vertrage jedoch auch als ungerecht

gegeniber dem Personal.

Vors. Abg. Wolf nahm auflerdem Bezug auf den Vorschlag, tber eine Vollkosteniibernahme
fur die Betreuung von Kindern im Alter von null bis sechs Jahren nachzudenken, und erkun-
digte sich, ob die Aufgabe somit nach seiner Interpretation der Aussage in den lbertragenen
Wirkungskreis der Gemeinden fallen sollte und nicht in ihren eigenen Wirkungskreis. Eine

Vollfinanzierung sei nur im Ubertragenen Wirkungskreis mdglich.

Frau Nerlich bestatigte, dass eine Vollfinanzierung im tbertragenen Wirkungskreis eine vor-

stellbare Mdglichkeit darstelle.

Abg. Dr. Kdnig stellte zunachst fest, dass im Frihjahr 2023 bereits eine kleine Anpassung
im ThiirKigaG vorgenommen worden sei — mit dem Zweiten und Dritten Gesetz zur Ande-
rung des Thiringer Kindergartengesetzes (siehe Drucksachen 7/6783 und 7/6574). Man ha-

be die tariflichen Anderungen genutzt, um auch den Personalschliissel minimal anzupassen.
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AuRerdem habe das TMBJS mitgeteilt, dass die Kindertagesbetreuung ausfinanziert sei. Er
fragte, ob die VG nach der minimalen Anpassung im Fruhjahr Kostensteigerungen verzeich-
ne, die nicht gedeckt seien.

Frau Nerlich sagte, die Frage nicht beantworten zu kénnen. Man habe bisher nicht berech-
net, ob die minimale Anpassung die Kostensteigerungen auffange. Zu der VG Wiinschen-
dorf/Elster gehdrten elf Gemeinden. In sechs Gemeinden bestehe jeweils ein Kindergarten,
in einer Gemeinde existierten zwei Einrichtungen. Unter den Kindergartentragern befanden
sich auch drei freie Trager, welche die nicht gedeckten Kosten eins zu eins an die Kommune
weitergaben. Schlussendlich sei die Kommune dafiir verantwortlich, die ungedeckten Be-

triebskosten zu decken.

Abg. Dr. Kdnig teilte mit, im Vorfeld der heutigen Anhorung aus einer Gemeinde seines
Wahlkreises im Landkreis Eichsfeld eine Ubersicht der Kosten fiir den Kindergarten erhalten
zu haben. Bei einer nahezu gleichbleibenden Kinderzahl von 20 héatten sich die Kosten dort
vom Jahr 2020 mit ca. 388.000 Euro laut Haushaltsentwurf fir 2024 auf etwa 545.000 Euro
erhdht. Fur das Jahr 2025 erwarte man aufgrund der anzunehmenden hohen Tarifanpas-
sungen Kosten in Hoéhe von anndhernd 600.000 Euro. Somit hatten sich die Kosten fir den
Kindergarten innerhalb von funf Jahren fast verdoppelt. Er erkundigte sich, ob die VG eben-
falls derartige Erfahrungen gesammelt habe. AuR3erdem interessiere ihn, aus welchen Grin-
den die Kosten so gestiegen seien, ob die VG eine Kompensation erhalte und wie sich die

finanzielle Situation in diesem Bereich gestalte.

Frau Nerlich bestatigte den Kostenaufwuchs in der geschilderten Dimension in den vergan-
genen Jahren — allein aufgrund von Tarifanpassungen und gestiegenen séchlichen Kosten
fur Heizung, Strom etc. In der Folge sei der Zuschussbedarf in den Gemeinden schon jetzt
von 400.000 Euro auf 600.000 Euro gewachsen; sie gehe dabei von Wiinschendorf aus.

Durch die zu erwartenden Tarifanpassungen im nachsten Jahr werde er weiter zunehmen.

Abg. Tischner erfragte zur besseren Einordnung des genannten Kostenaufwuchses von
400.000 Euro auf 600.000 Euro, wie viele Einwohner in Wiinschendorf lebten, wie viele Kin-

dergarten betrieben wirden und wie viele Kinder durch wie viele Erzieher betreut wirden.

Frau Nerlich antwortete, dass in der Gemeinde Winschendorf aktuell 2.800 Einwohner leb-
ten. Sie sei zurzeit noch selbststandig und werde in der VG Winschendorf/Elster mit verwal-
tet. Die Gemeinde besitze zwei Kindergérten mit insgesamt rund 100 bis 110 Kindern. Inklu-

sive technischem Personal beschéftige man in den Kindergarten rund 30 Angestellte.
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Abg. Dr. Konig sprach ferner die Regelung in § 28 Abs. 1 ThirKigaG zur direkten Praktikan-
tenvergiitung an, die gemalR Gesetzentwurf in Drucksache 7/8644 — NF — wegfallen solle.
Die Vergutung sei bisher tber das Staatliche Schulamt Stdthiringen an die Trager erstattet
worden. Nach der Neuregelung sollten die Vergitungen nunmehr tber die Betriebskosten
abgerechnet werden kdnnen sowie Uber eine héhere Landespauschale gegenfinanziert wer-
den. Die CDU-Fraktion sei der Ansicht, dass mit dem Gesetzentwurf der gleiche Fehler wie-
derholt werde wie urspringlich bei der praxisintegrierten Ausbildung fir Erzieher, indem alle
Gelder verteilt wiurden. Diejenigen Einrichtungen, die Berufspraktikanten beschaftigten —
meist immer dieselben Einrichtungen, weil sie Kooperationen mit den Schulen eingegangen
seien —, wurden damit aber besonders benachteiligt, weil ihnen die direkten Kosten nicht
mehr erstattet wirden. Andere Einrichtungen, die womdglich keine Platze fur Berufsprakti-
kanten anbdten, erhielten hingegen trotzdem Zuschisse. Frau Nerlich habe sich ebenfalls
kritisch dazu geéuRert. Er deute ihre Kritik dahin gehend, dass sie die Beibehaltung der ak-
tuellen Regelung beflirworte, um die Kosten gezielt zu erstatten, was Frau Nerlich bejahte.

Eine weitere Eins-zu-eins-Erstattung ware erstrebenswert.

Abg. Dr. KOnig erbat des Weiteren eine Stellungnahme zu dem derzeitigen Zuschuss fur
Erzieher in der praxisintegrierten Ausbildung in Héhe von 1.200 Euro. Er fragte, wie die Ge-
meinden der VG damit umgingen und welche Riuckmeldungen sie hinsichtlich der Differenz
zwischen tatsachlichen Kosten und Zuschuss gében. Ihn interessierte, ob die Gemeinden die
praxisintegrierte Ausbildung beflirworteten und sich die erforderlichen Kosten leisten kdnnten
oder ob die verbleibende Differenz zu hoch sei, sodass sie keine Erzieher tber PiA ausbil-

den konnten.

Frau Nerlich fuhrte aus, dass bisher keine der Gemeinden der VG Wiinschendorf/Elster
Erzieher Uber PiA ausgebildet habe. Eine Gemeinde habe darliber nachgedacht, der Auszu-
bildende habe die Ausbildung jedoch im Vorfeld abgesagt.

— Herr Richter, LIGA der Freien Wohlfahrtspflege Thiringen e. V., Zuschrift 7/3040, ging
zunachst auf das geplante dritte beitragsfreie Kindergartenjahr ein. Wie in der Vergangenheit
schon des Ofteren debattiert worden sei, beflirworte die LIGA ausdriicklich, dass Bildung
grundsétzlich kostenfrei sein sollte, damit Bildungschancen von Beginn an erméglicht wir-
den und Bildungskarrieren nicht von soziotkonomischen Voraussetzungen der Familien ab-
hangig seien, wie dies derzeit noch der Fall sei. Allerdings sei die finanzielle Situation sowonhl
des Freistaats Thiringen als auch des Bundes angespannt. Zudem wisse man nicht, wie

sich die aktuelle finanzielle Situation des Bundes auf das geplante Qualitdtsentwicklungsge-
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setz im Kita-Bereich auswirken werde, das hoffentlich 2025 auf Bundesebene in Kraft treten
werde. Deshalb sollte der Fokus derzeit auf der qualitativen Weiterentwicklung liegen, insbe-
sondere auf der Verbesserung der Personalschlissel; in dieser Hinsicht gehe der Gesetz-
entwurf einen ersten Schritt. Die Trager meldeten taglich zurlick, dass in diesem Bereich
Handlungsbedarf bestehe, weil die Anforderungen und Belastungen auch aufgrund zuneh-
mender Verwaltungsaufgaben stiegen. Dies schlage sich auch in den Statistiken der Krank-
meldungen nieder; insbesondere im Bereich der frihkindlichen Bildung sei die Quote beson-
ders hoch. Die psychischen Erkrankungen héatten seit 2012 um 48 Prozent zugenommen,
sodass die wenigen verbleibenden Mitarbeiter noch mehr belastet seien. AuRerdem fiihre
dies dazu, dass Betreuungszeiten reduziert werden mussten, was wiederum negative Aus-

wirkungen auf die Familien und ihr Berufsleben habe.

Im Weiteren sprach er das Zentrum fir frihkindliche Bildung sowie die Qualitatssicherung
und -entwicklung gemanR 88 7a und 19 Abs. 2 ThirKigaG-E an. Die LIGA unterstitze aus-
dricklich diese landesweite Qualitatsstrategie und vertrete die Meinung, dass ein Zentrum
fur frihkindliche Bildung ein Bestandteil dieser Qualitatsstrategie sein kdnnte. Allerdings wei-
se man darauf hin, dass keine Doppelstrukturen entstehen sollten. Bisher sei das ThILLM fir
diesen Bereich zustandig gewesen, mit einer Person allerdings quantitativ nicht in der Lage
gewesen, ihm angemessen gerecht zu werden. Darliber hinaus existierten jedoch etablierte
Trager der Erwachsenenbildung, die seit Jahren Fortbildungsangebote unterbreiteten, bei-
spielsweise die Qualifizierung zur Fachkraft fur inklusive Padagogik, die gemeinsam mit dem
TMBJS entwickelt worden sei. Man sehe kritisch, dass derartige vorhandene Strukturen bis-
her nicht ausreichend einbezogen wirden, beispielsweise wenn in § 19 Abs. 2 ThirKigaG-E
vorgesehen sei, dass die Trager der Kindertageseinrichtungen Fort- und Weiterbildungen
Uber das Zentrum fur frihkindliche Bildung in Anspruch néhmen. Die LIGA schlage deshalb
vor, einen Expertenrat oder ein Netzwerk ,Qualitat in der frihen Bildung“ zu schaffen, in dem
das Zentrum fur frahkindliche Bildung eine wesentliche Rolle spielen kénnte und in das vor-
handene Akteure adéquat einbezogen wirden. Er kénne in der Kirze der Zeit nicht vertie-

fend auf den Vorschlag eingehen, biete aber an, Giber die Moglichkeit weiterzudiskutieren.

Im Folgenden nahm Herr Richter Bezug auf das Thema ,inklusive Bildung“. Mitte 2021 sei
das Kinder- und Jugendstarkungsgesetz (KJSG) in Kraft getreten. Insofern musste Inklusion
auch im Bereich frihkindlicher Bildung bereits umgesetzt werden. Leider seien die Rahmen-
bedingungen im Vergleich zu den bestehenden Anspriichen noch nicht ausreichend — einer-
seits in finanzieller Hinsicht, andererseits auch in Verwaltungsbelangen, z. B. mit Blick auf
die Dauer der Bearbeitung von Elternantragen. Hier bestehe weiterer Nachsteuerungsbedarf.

Er wies in diesem Zusammenhang auf die Integrierte Teilhabeplanung hin, die seit Anfang
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2023 verpflichtend umgesetzt werden sollte, was in den Landkreisen jedoch sehr unter-
schiedlich gehandhabt werde. In diesem Bereich bestiinden noch viele Fragen, die bisher
noch nicht adaquat beantwortet worden seien.

Herr Richter stellte fest, dass die Staffelung der Elternbeitrdge gemafl § 29 Abs. 2 Thir-
KigaG-E in zwei Aspekten verandert werden solle. Die Staffelung nach Betreuungsstunden
sehe die LIGA kritisch, wie auch der schriftlichen Stellungnahme in Zuschrift 7/3040 zu ent-
nehmen sei. Die betreuungsstundengenaue Abrechnung des Fachpersonals wirde einer-
seits dazu fuhren, dass der Verwaltungsaufwand in den Einrichtungen steige. Andererseits
konnte sie unflexibel gehandhabt werden und hétte deshalb Auswirkungen auf das Familien-

leben. Deshalb beflirworte man eine solche Staffelung nach Betreuungsstunden nicht.

Bezlglich der Staffelung nach der Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder habe die LIGA
die Rickmeldung eines Tragers aus Gera erhalten, der eine exemplarische Berechnung
durchgefihrt habe. Er sei zu dem Ergebnis gekommen, dass die Gesetzesanderung zu einer
Reduzierung der Einnahmen aus Elternbeitrdgen um 4.500 Euro fuhren wirde. Die Stadt
Gera refinanziere nur die Personalkosten der Einrichtungen, sodass alle weiteren Kosten auf
die Eltern umgelegt werden missten. In der Folge miissten die Elternbeitrage aufgrund der

Neuregelung steigen, was jedoch nicht Ziel sozialer Staffelungen sei.

Frau Leyh sagte in Ergdnzung der schriftlichen Stellungnahme in Zuschrift 7/3040, dass
eine grofRe Chance darin bestehe, bei ricklaufigen Kinderzahlen eine Verbesserung des
Personalschlissels zu erreichen, ohne dass damit starke Mehrkosten verbunden seien. Sie
wies auf die Petition ,Verbesserung des Personalschlissels in den Thiringer Kindergarten®
hin, die bisher 9.000-mal mitgezeichnet worden sei. Dies zeige, dass ein starker Blrgerwille
zur Verbesserung des Personalschlissels existiere. Die Projekte ,Sprach-Kitas® und ,Vielfalt
vor Ort begegnen® verdeutlichten stark, welche Auswirkungen eine Verbesserung des Per-
sonalschlissels habe und wie sich die Qualitat in den Einrichtungen durch den Einsatz von
mehr Personal &ndere. Deshalb appelliere sie, alles daftir zu tun, den Personalschlissel in

den Einrichtungen zu verbessern.

Fur die LIGA sei auch nach vielen Jahren nicht nachvollziehbar, warum bei der Berechnung
der Leitungsanteile in den Kindergarten ab 150 Kindern eine Kappungsgrenze gelte. Man
pladiere dafiir, diese Kappungsgrenze aufzuheben und auch kleinen Einrichtungen einen

Mindestleitungsanteil von 0,5 VZE anzurechnen.
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Der Gesetzentwurf sehe in § 16 Abs. 4 au3erdem vor, auch in kleinen Einrichtungen zukunf-
tig mindestens drei Fachkréfte vorzuhalten. Wichtig sei dabei, dass der Beschaftigungsum-
fang mindestens zwei VZE betrage, um beispielsweise krankheitsbedingte Fehlzeiten aus-

gleichen zu kénnen.

Beziglich der geplanten Verwaltungsvereinfachung durch Einfihrung von zwei Stichtagen
fur die Abrechnung der padagogischen Fachkrafte in 8 21 Abs. 3 ThiurKigaG-E gebe sie zu
bedenken, dass der 31. M&rz und der 1. September keine guten Stichtage fur die Kindergéar-
ten seien. Am 1. September befanden sich stets die wenigsten Kinder in den Einrichtungen,
weil gerade die altesten Kinder in die Schule gewechselt seien. Man schlage den 1. Mai und

den 1. November vor.

Frau Leyh bezog sich ebenfalls auf die geplante soziale Staffelung der Elternbeitrdge nach
Betreuungsstunden gemafd § 29 Abs. 2 ThirKigaG-E und wies darauf hin, dass diese Rege-
lung dazu fuhre, mit sogenannten Flexvertragen prekare Arbeitsverhaltnisse zu schaffen;
Frau Nerlich habe oben ebenfalls auf die Flexvertrage mit gestaffeltem Arbeitsumfang und
ihre Auswirkungen flr die Beschéftigten hingewiesen. Man kdnne kein Personal gewinnen,
indem prekare Arbeitsverhaltnisse geschaffen wirden. Vielmehr miisse man den Kollegen in
ihren Arbeitsvertragen und hinsichtlich ihrer Arbeitsumfange Sicherheit geben. Die LIGA rege
zudem an, einen Jahrespersonalschlissel anzudenken. Auch wenn die kommunalen Spit-
zenverbande oben andere Ansichten geaul3ert hatten, sei die LIGA der Meinung, dass ein
Rechtsanspruch auf zehn Stunden Betreuungszeit bestehe, der demzufolge im Gesetz als
Berechnungsgrundlage fir Personal mitgedacht werden sollte, keine stundenweise Berech-

nung.

Sie teilte ferner mit, dass die Trager der LIGA bezlglich der vorgesehenen vierteljhrlichen
Abrechnung zwischen Tragern und Kommunen gemafR § 21 Abs. 7 ThiurKigaG-E zurlickge-
meldet hétten, prekére Situationen zu befurchten, wenn sie ein Vierteljahr im Voraus finan-
zieren missten. Ein groRRer Trager habe beispielsweise ausgefiihrt, dass er dann mit etwa
500.000 Euro in Vorleistung gehen misste, was schwierig sei. Die LIGA schlage deshalb vor

zu formulieren, dass die Abrechnung ,vierteljahrlich im Voraus® erfolgen solle.

Sie erklarte weiter, dass die Hohe der Landespauschale zur Finanzierung der Fachberatung
seit 2010 nicht verandert worden sei. In der Folge fuhre jede tarifrechtliche Anpassung, die
den Kollegen auch zu wiinschen sei, zu einer Absenkung der Fachberatungsleistung. Dies
kénne weder von den Kommunen noch den freien Tragern gewollt sein. Insofern misse hier

dringend eine Dynamisierung vorgenommen werden, denn die Fachberatung stelle einen
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wesentlichen Faktor fir die Qualitatsentwicklung in den Einrichtungen dar; die genauen De-
tails einer solchen Dynamisierung entzdgen sich jedoch ihren Rechtskenntnissen. In den
vergangenen 13 Jahren sei es den Kommunen und freien Tragern gemeinsam gelungen,
eine gute Zusammenarbeit in der Fachberatung zu gewahrleisten. Diese Entwicklung sollte
nicht gefahrdet werden, indem eine prekére Situation geschaffen werde, die mit rickgangi-
gen Kinderzahlen und der pauschalen Abrechnung drohe, denn die Fachberatung werde
nach der Anzahl der Kinder berechnet. Sie regte an, dariiber nachzudenken, auch die Fach-

beratung auf sichere finanzielle Fiil3e zu stellen.

Abg. Dr. Kénig nahm Bezug auf die heute bereits mehrfach geauf3erte Beflirchtung, dass
mit der Einfihrung eines Zentrums fir frihkindliche Bildung Doppelstrukturen etabliert wer-
den konnten. Diese Gefahr sehe auch die CDU-Fraktion. Sie habe Zuschriften der Hoch-
schule Nordhausen und der Fachhochschule Erfurt (siehe Zuschrift 7/3035) erhalten. An der
Fachhochschule Erfurt bestehe bereits das Thuringer Institut fir Kindheitspadagogik (ThinK-
Pad), an der Hochschule Nordhausen das Kompetenzzentrum Frihe Kindheit. Damit be-
stiinden bereits universitare Einrichtungen in Thiringen, die sich mit der Thematik auseinan-
dersetzten. Er teile die Einschatzung von Herrn Richter, dass das ThILLM mit nur einem Mit-
arbeiter auf diesem Gebiet wenig leisten kénne. Dennoch offeriere das Institut Weiterbil-
dungsangebote, die bei den Tragern angesiedelt seien, weil sich das Personal jahrlich wei-
terbilden misse. Auf Nachfrage teilten ihm die Einrichtungen aus ihrer Praxis mit, dass ihr
Alltag so stressig sei, dass sie versuchten, ihre Weiterbildungstage an Inhouse-Schulungen
zu koppeln, weil fir Weiteres keine Zeit bleibe. Mithin fehle nicht das Angebot, sondern die
Zeit, um Weiterbildungsangebote wahrzunehmen. Die Erzieher in der Praxis furchteten des-
halb, dass an anderen Stellen Angebote wegfallen konnten, wenn mit dem Zentrum fur frih-
kindliche Bildung eine neue Struktur etabliert werde. Sie seien der Meinung, dass kein zu-
satzliches Angebot notwendig sei. Er fragte, ob sich die LIGA eine Starkung des Bereichs
der frihkindlichen Bildung im ThILLM vorstellen kdnne — ggf. in Partnerschaft mit den Uni-
versitaten und Fachhochschulen —, um Doppelstrukturen zu vermeiden und keine zusatzliche
landesseitige Struktur zu finanzieren, die womdoglich nur ein zusatzliches Angebot darstelle,

ohne in der Breite mehr zu erreichen.

Abg. Mdller nahm Bezug auf den Vorschlag der LIGA in Zuschrift 7/3040, einen Expertenrat
bzw. Netzwerk fur Qualitatsentwicklung einzurichten. Er fragte, warum unter den aufgefthr-
ten Akteuren keine Gewerkschaften genannt wirden. Seit einiger Zeit existiere auf eine
Initiative aus dem Gute-KiTa-Gesetz die AG ,Zukunft Kindertagesbetreuung®, die bei
Minister Holter im TMBJS angesiedelt sei und alle Akteure in diesem Bereich an einem Tisch

zusammenbringen. Er kdnne nachvollziehen, dass die LIGA befurworte, derartige Initiativen
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zu verstetigen. Vor dem Hintergrund, dass man derzeit in Thiringen auch Uber die Verbes-
serung der Fachkraft-Kind-Relation diskutiere, sei aber klar, dass der gleichzeitig unterbreite-
te Vorschlag der LIGA nicht finanzierbar sei. Lange sei auch gefordert worden, tber alle Par-
teiengrenzen hinweg fur Thuringen einen Stufenplan zu entwickeln. Er fragte, ob sich der
vorgeschlagene Beirat auch damit befassen sollte.

Er sprach auRerdem die Befiirchtung an, dass mit dem Zentrum fir frihkindliche Bildung
Doppelstrukturen entstehen konnten. Der Gesetzentwurf sehe in § 7a jedoch sieben klar
formulierte Aufgaben fur das Zentrum vor. Seiner Ansicht nach seien das ThILLM und die
freien Trager der Erwachsenenbildung lediglich mit einer dieser sieben Aufgaben ebenfalls
befasst: mit der praxisnahen Fort- und Weiterbildung. Seines Erachtens beséafRen weder das
ThILLM noch die freien Trager der Erwachsenenbildung fur alle anderen genannten Aufga-
ben die erforderlichen Kompetenzen oder Fahigkeiten. Er fragte, worauf sich die Befiirchtung
grinde, dass Doppelstrukturen entstehen koénnten, oder was der Begriff Doppelstrukturen
tatsachlich meine. Denn mit der Gesetzesanderung solle eine ganzlich neue Form der quali-
tativen Steuerung in Form des Zentrums fir frihkindliche Bildung eingefihrt werden; die Kol-
legen der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen héatten zu diesem Thema eine umfangreiche Stu-

die entwickeln lassen, welche die Funktionsweise darstelle.

Abg. Rothe-Beinlich aulierte, etwas Angst bezliglich des Zentrums fir frihkindliche Bildung
nehmen zu wollen. Die bereits vorhandene Expertise misse dauerhaft genutzt werden —
sowohl im wissenschaftlichen Bereich in Erfurt und Nordhausen als auch im ThILLM; dies sei
auch klargemacht worden. Ziel sei aber, den Qualitatsdiskurs zu professionalisieren. Der
Gedanke eines Netzwerks werde deshalb durchaus mitgetragen. Ziel der Einrichtung des
Zentrums sei vor allem ein Wissenschaft-Praxis-Transfer — nicht als Neuerfindung, aber auch
nicht als Doppelstruktur, sondern gebtndelt. Sie fragte, welche Rolle der von der LIGA vor-

geschlagene Expertenrat einnehmen sollte.

Herr Richter fiuhrte aus, dass sich die Beflirchtungen und die Kritik der LIGA einerseits auf
eine mogliche Doppelung der Aufgaben des ThILLM und des Zentrums fir friihkindliche Bil-
dung bezégen. Andererseits fordere man die Anerkennung und Einbeziehung der Fort- und
Weiterbildungsleistungen der freien Trager der Erwachsenenbildung, weil diese in dem Be-
reich viele hochqualitative Angebote unterbreiteten, die von den Tragern gemeinsam entwi-
ckelt worden seien. Er merkte an, dass beispielsweise die Landesorganisation der freien
Trager in der Erwachsenenbildung Thiringen (LOFT) e. V. nicht in die Anhérung zum Ge-

setzentwurf eingebunden gewesen, Uber die LIGA aber dennoch daran beteiligt worden sei.
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Dort seien ebenfalls Bedenken geéufRert worden, weil die Expertise von LOFT nicht einbe-

zogen worden sei. Diese Beteiligung habe die LIGA anregen wollen.

Mit dem vorgeschlagenen Expertenrat bzw. Netzwerk wolle man sicherstellen, dass alle Ex-
perten einbezogen wirden, die in Nordhausen und Erfurt bereits existierten, auch die Akteu-
re der Erwachsenenbildung und natirlich ebenso die Gewerkschaften, die in der schriftlichen
Stellungnahme in Zuschrift 7/3040 mutmalflich nur versehentlich nicht aufgefuhrt seien. Man
konne sich vorstellen, dass das geplante Zentrum fir frahkindliche Bildung ein solches

Netzwerk koordiniere und steuere.

Naturlich gebe es Aufgaben, die derzeit noch nicht abgedeckt seien wie Forschung, die qua-
litative Weiterentwicklung und Begleitung der Fachberatung oder Evaluation. Diese Aufga-

benfelder sollten abgebildet sein, was die LIGA auch unterstitze.

Abg. Dr. Konig verwies erneut auf das Kompetenzzentrum Frihe Kindheit an der Hoch-
schule Nordhausen und das ThinKPad in Erfurt. Er fragte, inwieweit die LIGA aktuell in Kon-
takt mit den beiden Einrichtungen stehe, mit ihnen kooperiere und inwieweit Kooperationen
in die Arbeit der LIGA einfléssen. Die beiden wissenschaftlichen Institute konnten auch fur
Evaluationen herangezogen werden und mit Tragern der Erwachsenenbildung zusammen-
arbeiten. Er sehe deshalb keinen Steuerungsmehrwert einer extra Einrichtung, sondern pla-
diere dafur, eher auf die bestehenden Strukturen zuriickzugreifen.

Herr Richter teilte mit, dass die LIGA im Beirat des ThiInKPad vertreten sei und insofern eine
Kooperationsbeziehung zur Fachhochschule Erfurt existiere. Eine entsprechende Kooperati-
on mit der Hochschule Nordhausen sei ihm zumindest nicht bekannt, sodass dies einer der
Akteure sei, die bisher nicht ausreichend einbezogen wirden. Die LIGA sehe den Mehrwert
eines solchen Netzwerks darin, dass es im Sinne einer qualitativen Weiterentwicklung der
frihkindlichen Bildung gebundelt, unter Einbeziehung aller Akteure, kontinuierlich und auf
Augenhdhe zusammenarbeite. Dies stellte einen Gewinn dar, weil ein gesteuerter, koordi-
nierter und kontinuierlicher Prozess ins Leben gerufen werden kdnnte. Zwar existierten
schon unterschiedliche Gremien, z. B. die AG ,Zukunft Kindertagesbetreuung® oder Gremien
auf Landesebene, in denen man sich tber die qualitative Verbesserung hinsichtlich des Per-
sonalschlissels verstandige. Darin seien aber nicht immer alle Akteure einbezogen, bei-

spielsweise die benannten Trager der Erwachsenenbildung, die selten beteiligt wirden.

Abg. Tischner stellte fest, dass Inklusion in den Kindergéarten gut angekommen sei. Die

CDU-Fraktion erhalte oft Rickmeldungen, dass es lange dauere, bis die notwendigen Ver-
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fahren zur Gewahrung von Eingliederungshilfe fur Kinder bis zum Schuleintritt durchlaufen
seien. Er erkundigte sich nach Erfahrungen der LIGA, wie das Verfahren konkret ausgestal-
tet sei, warum es so langwierig sei und ob letztlich auch die erforderlichen Ressourcen zur
Verfiigung gestellt wirden. Ihn interessiere, ob Inklusion in den Kindergarten tatsachlich gut
funktioniere oder das System ggf. noch nicht ausgereift sei.

Herr Richter teilte mit, dass die Antragsverfahren zur Gewahrung von Eingliederungshilfe far
Kinder bis zum Schuleintritt aktuell sechs Monate und langer dauerten. Dies sei flur die Tra-
ger vor Ort ein Problem, weil in diesem Zeitraum dennoch die Betreuungsleistung angeboten
werde. Er habe keine Rickmeldung von Tréagern erhalten, dass keine ausreichenden Res-
sourcen bewilligt und beschieden wirden. Problematisch sei tatsachlich die Dauer der An-

tragsbearbeitung, die sowohl fir Familien als auch Tréger eine Belastung darstelle.

In diesem Zusammenhang wies er aul3erdem auf die Abwesenheitsentgeltregelung hin, die
seit sehr langer Zeit nicht veréndert worden sei. Die Trager kritisierten deshalb, dass sie in
keiner Weise mehr den aktuellen Abwesenheitszeiten und Rahmenbedingungen entspreche.
In dieser Hinsicht missten Regelungen nachjustiert werden, denn es sei nicht ausreichend,

im KJSG Inklusion zu propagieren, sondern die Rahmenbedingungen muissten auch passen.

Vors. Abg. Wolf erkundigte sich, wie die LIGA die Minderungszeiten im Umfang von 28 Pro-
zent beurteile, die zusatzlich fur Urlaub, Krankheit und Fortbildung gewéhrt wirden und

selbst von der Bertelsmann Stiftung positiv bewertet wiirden.

Herr Richter sagte, Vors. Abg. Wolf darin recht zu geben, dass die Minderzeitenregelung
positiv zu bewerten sei; sie habe sich auch weiterentwickelt. Die LIGA habe dazu jeweils
eigene Berechnungen angestellt gehabt. Fur Fort- und Weiterbildung sowie fur Urlaubs- und
Krankheitstage wirden ca. 20 Prozent in Anrechnung gebracht, +/- 1 Prozent. Insofern seien
in den 28 Prozent auch Zeiten fur Vor- und Nachbereitung einbezogen, die nicht direkt am
Kind erbracht wirden. Verschiedene Studien verdeutlichten aber — z. B. von der Bertels-
mann Stiftung sowie Landerreport, auch vom Paritatischen Bundesverband —, dass fir diese
Zeiten etwa 10 bis 15 Prozent eingerechnet werden sollten, sodass am Ende 35 Prozent
Minderzeiten anzustreben seien, um den qualitativen Ansprichen gerecht werden zu kon-
nen. Die in Thiringen geltenden 28 Prozent stellten jedoch einen besseren Wert dar als in

anderen Bundeslandern.

Abg. Dr. Kdnig aulRerte, Frau Leyh habe ausgefiihrt, dass die Projekte ,Vielfalt vor Ort be-

gegnen® und ,Sprach-Kitas“ zeigten, dass vor Ort intensiver padagogisch gearbeitet werden
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kénne. Dies liege aber weniger an der inhaltlichen Ausrichtung der Projekte — die durchaus
aller Ehren wert sei —, sondern vielmehr an der besseren Personalausstattung der teilneh-
menden Kindergarten. Perspektivisch stelle sich deshalb die Frage, ob die Projekte in Zu-
kunft fortgefuihrt werden sollten oder ob es nicht sinnvoller ware, die Betreuungsschlissel
pauschal zu verbessern oder bestimmte Kriterien festzulegen, nach denen ein Personalzu-
schuss gewahrt werde, z. B. im Sinne der inhaltlichen Schwerpunkte der genannten Projek-
te. Indem man von der bisherigen Projektfinanzierung Abstand nehme, kénnten ggf. mehr
Kindergéarten zielgenauer von einer Forderung partizipieren. Bisher seien nur bestimmte Ein-
richtungen geférdert worden, andere hingegen nicht, obwohl sie die Férderung ebenfalls hat-
ten gebrauchen kdnnen. Wenn Kindergarten beispielsweise einen bestimmten Anteil an Kin-
dern mit Migrationshintergrund besaflen und deshalb mehr Sprachférderung bendétigten,
kénnten sie einen entsprechenden Zuschuss fur Personal erhalten. Er erbat eine Einschat-

zung dieses Vorschlags.

Abg. Moéller sprach ebenfalls die von Abg. Dr. Konig thematisierte Verstetigung von Modell-
projekten an, die fur zusatzliches Personal in den Einrichtungen sorgten. Er erkundigte sich,
ob nach Ansicht der LIGA mit derartigen Projekten tatsachlich lediglich der allgemeine Per-
sonalschlissel verbessert oder zusatzliches Personal mit anderen Aufgabenschwerpunkten

und Professionen in die Kindergarten gebracht werden solle.

Herr Richter teilte mit, dass zurzeit verschiedene Projekte in den Kindergéarten umgesetzt
wilrden: ,Sprach-Kitas®, ,Vielfalt vor Ort begegnen® und ,Thiringer Eltern-Kind-Zentren®
(ThEKIiZ). Die LIGA schlage vor zu eruieren, wie die Strukturen perspektivisch und mittelfris-
tig zusammengefiihrt werden kdnnten. Dies bedeute aber nicht, nur fir einen Aufwuchs des
Personalschlissels zu sorgen. Vielmehr musse z. B. in sozialen Brennpunkten Personal mit
besonderen Aufgaben beschéftigt werden kénnen — Stichwort ,Kitasozialarbeit® —, um eine
gualitative Weiterentwicklung der Regelstrukturen zu erreichen. Die genannten Projekte leis-
teten inhaltlich sehr wertvolle Beitrdge und sorgten fur Weiterentwicklung im Bereich der
frihkindlichen Bildung. Diese Errungenschaften sollten seines Erachtens aber zusammenge-
fasst und in eine einheitliche Grundstruktur Uberfiihrt werden und nicht mehr tiber Modellpro-
jekte finanziert werden. Jedes dieser Programme verflige beispielsweise Uber eine extra
Fachberatung. Wo die Fachberatungen unter einem Dach angeboten wirden, versuche man

bereits, sie zusammenzufihren, damit in den Kitas keine Dreifachberatung stattfinde.

Frau Leyh ergénzte, dass der Inhalt der padagogischen Betreuung nicht egal sei, solange
nur ausreichend Personal zur Verfligung stehe. Die genannten Projekte hatten den Anstol3

gegeben, in den Einrichtungen eine Neuausrichtung anzustreben. Derartige Impulse seien
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wichtig. lhres Erachtens misse nach der Laufzeit der Projekte geprift werden, zu welchen
Ergebnissen sie gefuhrt hatten und wie sie fur alle Einrichtungen Erfolge zeitigen kénnten.
Wie dies abgebildet werden kénne, miisse auch in 8 7a ThirKigaG-E Niederschlag finden.
Beziglich der Kitasozialarbeit &uf3ere sie sich eher verhalten, weil diese oft mit Schulsozial-
arbeit gleichgesetzt werde, sich beide Bereiche aber nicht miteinander vergleichen lie3en.
Kitas als soziale Zentren fur Familien auszubauen, ware eine Idee, Uber die man nachden-

ken konnte.

Abg. Dr. Kbnig sagte, dass die angesprochenen Projekte ,Vielfalt vor Ort begegnen®,
~Sprach-Kitas“ und ,ThEKiZ“ oder die Kitasozialarbeit stets auf eine bestimmte Spezifik ab-
Zielten. Seines Erachtens sei eine solche Begrenzung auf Themenbereiche nicht sinnvoll.
Die Einrichtungen vor Ort wiissten genau, mit welchen Problemen sie konfrontiert seien, in
einigen Kindergarten gebe es womdoglich auch Uberschneidungen, die z. B. aus Sprachprob-
lemen und Inklusion resultierten. Er wirde den Kindergartenleitungen viel mehr Kompetenz
zugestehen, um ggf. einen hoheren Personalbedarf und entsprechende thematische
Schwerpunktsetzungen einzuschatzen. Sie kénnten dann ggf. mehr Personal einsetzen, oh-
ne dass spezifische Programmpunkte vorgegeben wirden. Dies sei seines Erachtens ziel-
fuhrender, als wiederholt verschiedene Projekte durchzufiihren und anschliel3end zu evaluie-

ren. Er erbat eine Bewertung einer solchen Vorgehensweise.

Herr Richter au3erte, einerseits zuzustimmen, dass die Kitas und Trager vor Ort am besten
einschatzen konnten, welches Personal sie bendtigten, weshalb sie in dieser Hinsicht mehr
Kompetenzen erhalten kdnnten. Andererseits habe man Uber die genannten Projekte gute
Erfahrungen gesammelt, weil bestimmte Einrichtungen, die eine spezifische Klientel betreu-
ten, das entsprechende Personal hatten vorhalten kénnen. Er verwies auf die Existenz von
Kriterien fur die Zusammensetzung der Kinder und Familien in den Einrichtungen, die hétten
erfullt sein missen, damit sich Einrichtungen auf die Projekte hétten bewerben kdnnen.
Wenn die Gelder gleichmafig ,mit der Giel3kanne® in die Verantwortung der Trager Uberfuhrt
wuirden, kénnte ihr Einsatz seines Erachtens nicht mehr so zielgenau gesteuert werden.
Deshalb bestehe ein Mehrwert der Projekte darin, dass die Mittel nicht nur fiir den Personal-
schliissel insgesamt eingesetzt wirden, sondern die Moéglichkeit gegeben werde, im Sinne
der Multiprofessionalitéat andere Berufsgruppen und Qualifikationen in die Einrichtungen zu

holen.

Frau Leyh erganzte, sehr zu beflirworten, dass jede Einrichtung bei Bedarf z. B. 0,5 VZE

zusétzlich beantragen kdnnte. Sie sollte dann aber auch erkléaren, wofur das Personal ben6-
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tigt werde. Ansonsten pflichte sie jedoch Herrn Richter bei, dass eine bloRe Verteilung von

Mitteln fir mehr Personal ,mit der Giel3kanne* nicht zielfihrend sei.

Abg. Dr. Kbdnig spezifizierte, dass sein Vorschlag dahin gezielt habe, fur alle Einrichtungen
Kriterien aufzustellen — z. B. Migrationsanteil, Inklusionsanteil usw. —, die einen Mehrbedarf
gegeniber anderen Einrichtungen definierten.

Herr Richter und Frau Leyh sagten, dass sie eine solche Vorgehensweise sehr unterstit-

zen wirden.

Abg. Reinhardt sprach die von der CDU-Fraktion aufgeworfene Frage an, wie viele neue
Erzieher das System Kindergarten verkrafte. Vor zwei Jahren sei sehr lebhaft Gber die Ein-
fuhrung der Assistenzkraftregelung diskutiert worden, weil Kindergarten tber Jahre hinweg
nicht ausreichend Personal hétten finden kénnen. Damals sei argumentiert worden, dass
angesichts des Fachkraftemangels wenigstens 10 Prozent des Personals als Assistenzkrafte
eingestellt werden kdnnen sollten, ohne dass dies das Fachkréaftegebot infrage stelle. Da-
raufhin stellte Frau Leyh dar, dass die Forderung vor allem von kommunaler Seite gestellt

worden sei, nicht von den freien Tragern.

Abg. Reinhardt nahm Bezug auf die von Frau Leyh erwahnte Petition ,Verbesserung des
Personalschliissels in den Thiringer Kindergarten®. Seiner Berechnung nach wirde die darin
geforderte Umsetzung des Personalschliissels nicht nur 468 Millionen Euro mehr kosten —
ohne Sachkosten —, sondern sie wiirde bei einer Umsetzung eins zu eins zudem 7.900 wei-
tere VZE erfordern. Er erinnere sich an die Mitteilung, dass gar nicht ausreichend Personal
zur Verfuigung stehe. Er fragte, wie viele neue Erzieher das System nach Einschéatzung der
LIGA vertrage, ohne dass daraus Probleme erwiichsen, ausreichend Fachkrafte zu finden,

um den Personalschliissel zu erfillen.

Frau Leyh sagte, dass das System Kindergarten ihres Erachtens viele padagogische Fach-
krafte vertrage. Sie habe auch die Antwort aus dem Landtag auf die Petition gelesen. Es
werde wiederholt argumentiert, dass man in Thiringen zwar den schlechtesten Personal-
schlussel besitze, dafir aber langere Offnungszeiten. Man musse aber ihres Erachtens die
gleiche gute Qualitat in der Betreuung durch eine bestimmte Anzahl padagogischer Fach-
krafte Uber den gesamten Betreuungszeitraum anbieten und kdnne nicht mangelnde Qualitat
durch weniger Personal mit einer ausgedehnten Betreuungszeit aufwiegen. Beide Kriterien

kénnten nicht miteinander ausgetauscht werden, denn dies nitze den Kindern und Familien
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nicht. Wenn ein Rechtsanspruch auf zehn Stunden Betreuung gesetzlich formuliert werde,

sei damit auch ein Anspruch auf gute Qualitat wéhrend dieser zehn Stunden verbunden.

Abg. Reinhardt nahm erneut Bezug auf die Verbesserung des Personalschlissels. Selbst-
kritisch hinsichtlich des vorgelegten Gesetzentwurfs in Drucksache 7/8644 — NF — sei anzu-
merken, dass im Bereich der Kinder im Alter unter drei Jahren keinerlei Anpassungen vorge-
nommen worden seien, obwohl dort aus fachlicher Sicht der hochste Anpassungsbedarf be-
stehe. Er skizzierte ein Szenario, in dem sich der Gesetzgeber aufgrund der politischen Rea-
litaten dazu entscheide — vorausgesetzt man gewinne die CDU als Partner —, die Beitrags-
freiheit in den Kindergérten abzuschaffen, weil sie nicht ausreichend gewollt sei. Die dadurch
frei werdenden 30 oder 60 Millionen Euro sollten dann im Krippenbereich eingesetzt werden,
woflr ab dem 1. Januar 2024 2.000 neue Erzieher benétigt wiirden. Die Gelder fléssen aber
nur dann, wenn die Erzieher tatsachlich eingestellt wiirden; alles andere ware gemal Gesetz
Kindeswohlgefahrdung. Er fragte, wie viele Erzieher nach Einschatzung der LIGA realistisch
auf dem Markt verflgbar seien, die gewissermal3en sofort eingestellt werden missten, um

den skizzierten Personalbedarf erfiillen zu kbnnen.

Frau Leyh sagte, dass sie sehr begriiRen wirde, wenn ab 1. Januar 2024 der Personal-
schlussel in den Krippen neu berechnet werden wirde. Sie kdnne nicht sagen, ob sie den
Schlissel dann umsetzen kdnnten. Sie wies darauf hin, dass einige Kommunen auch schon
Platze abbauten oder Personal reduzierten und dieses Personal dirfte nicht aus dem Sys-
tem verloren gehen. Es bestehe eine historische Chance darin, die Menschen im System zu
halten, indem ein neuer Personalschliissel generiert werde. Sie sei Uberzeugt, dass alle Tra-
ger versuchen wirden, den neuen Schliissel umzusetzen. Ob dies ab 1. Januar méglich wa-
re, konne sie nicht sagen, dafiir gebe es aber auch immer Ubergangsfristen. Wenn man je-
doch nicht beginne, andere Personalschliissel umzusetzen, kdnne man auch keine Erfah-

rungen mit der Realisierbarkeit sammeln.

Vors. Abg. Wolf verwies auf die Aussage des Gemeinde- und Stadtebundes Thiringen,
dass sich in einigen Einrichtungen am Nachmittag keine Kinder mehr, sondern nur noch Er-

zieher befanden. Er fragte, ob die LIGA diese Einschatzung teile.

Frau Leyh antwortete, dass sie diese Feststellung nicht bestatigen kénne. Wie Abg. Rothe-
Beinlich verdeutlicht habe, bestehe eher ein Problem darin, dass viele Einrichtungen ihre
Offnungszeiten verkiirzen mussten, weil das Personal nicht vorhanden sei. Statistiken z. B.
von den einzelnen Krankenkassen zeigten, dass der Bereich der Kindertagesstatten die

hdchsten Krankheitsaufwiichse zu verzeichnen habe; Uber die Griinde kdnne sicherlich dis-
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kutiert werden. Sie erlebe nicht, dass sich Erzieher langweilten. Hinzu komme, dass die
meisten der Einrichtungen — zumindest der freien Trager — mit Plus- und Minusstunden ar-
beiteten, sodass die Fachkrafte nach Hause gehen kdnnten, wenn keine Kinder mehr in der

Einrichtung seien.

Abg. Baum nahm Bezug auf den Vorschlag in der mindlichen und schriftlichen Stellung-
nahme in Zuschrift 7/3040, die Kappungsgrenze von 150 Kindern fir die Berechnung der
Leitungsanteile in den Kindergérten aufzuheben. Sie erbat weitere Ausfihrungen zum Pra-
xisalltag der Kitaleitungen, warum ein Kindergarten aufgrund dieser Kappungsgrenze nicht

angemessen geleitet werden kénne.

Frau Leyh sagte, dass bei grof3en Einrichtungen mit 300 Kindern auch die Kappungsgrenze
von 150 Kindern gelte, obwonhl trotzdem 300 Elterngesprache gefiihrt werden mussten. Es
sei nicht nachvollziehbar, warum die Berechnung der Leitungsanteile bei 150 Kindern ende.

Auch bei 170, 200 oder 300 Kindern fielen die gleichen Leitungsaufgaben fir jedes Kind an.

Ihr sei in diesem Zusammenhang wichtig mitzuteilen, dass kleine Einrichtungen mindestens
einen Leitungsanteil von 0,5 VZE bendgtigten. Sie hétten sonst Schwierigkeiten in der Bewal-
tigung ihrer Leitungsaufgaben, da sie zu viel in den Gruppen beschéftigt seien. Wichtig sei,

auch abzusichern, dass die Leitungsaufgaben bewaéltigt werden kdnnten.

Abg. Rothe-Beinlich erkundigte sich, welche Intention die LIGA mit der Aufnahme der
Stichtage in 8§ 16 ThiurKigaG verfolge. Derzeit seien sie in § 21 Abs. 3 ThurKigaG-E veran-

kert. Die vorgeschlagenen Stichtage selbst seien nachvollziehbar.

Abg. Reinhardt nahm ebenfalls Bezug auf die gewiinschte Verankerung der Stichtagsrege-
lung in § 16 ThirKigaG, die der schriftlichen Stellungnahme der LIGA zu entnehmen sei. In
der miundlichen Stellungnahme habe Frau Leyh allerdings dargelegt, dass sich die Kritik der
LIGA auf die quartalsweise Vorausleistung gemaf § 21 Abs. 7 ThirKigaG-E beziehe. Er
fragte, ob der Grund fiir den Wunsch nach einer Verankerung der Stichtage in § 16 Thur-
KigaG darin begrindet sei, dass der Trager sonst in eine Vorausleistung gehen misse oder

um die Deckelung der Stunden anders darzustellen.

Frau Leyh teilte mit, dass die Stichtage weiterhin in § 21 Abs. 3 ThiurKigaG-E verankert blei-
ben kdnnten. Dariiber hinaus sei aber notwendig, in 8 16 ThirKigaG einen Mindestperso-

nalschlissel als Orientierung festzulegen.
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Im Folgenden bezog sich Abg. Rothe-Beinlich auf die schriftliche Stellungnahme der LIGA
in Zuschrift 7/3040, zunachst auf die Ausfihrungen zu § 12 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 ThirKigaG-E,
bezlglich der Verpflegung. Die LIGA habe in ihrer Stellungnahme auf diesbezigliche Konflik-
te verwiesen. In der Vergangenheit sei schon diskutiert worden, welche Positionen in die
Verpflegung einzurechnen seien und welche nicht. Sie erkundigte sich, welche Konflikte die
LIGA konkret befirchte.

Abg. Reinhardt sagte, dass sich die LIGA in der Kritik der Verpflegungsregelung in
§ 12 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 ThirKigaG-E, die sie in ihrer schriftlichen Stellungnahme geéuRRert
habe, auf das Rundschreiben ,Verpflegungskosten und Beteiligungsrechte der Eltern in Thi-
ringer Kindertageseinrichtungen“ beziehe, dass zwischen TMBJS und LIGA ausgehandelt
worden sei. Er erkundigte sich, warum die LIGA diese klare Stellung beziehe und welche
Konflikte sie befiirchte — einerseits ggf. mit den Essensanbietern oder andererseits, dass
womoglich Transferhilfeempféanger, deren Essensgebiihren bernommen wirden, zusatzli-
che Gebuhren der Versorgungsleistung zahlen missten. Er fragte, ob die LIGA beflrchte,
dass die Einrichtungen nicht alle Positionen abrechnen kénnten und sie genauer definieren

mussten.

Herr Richter erlauterte, dass die jetzt in das Gesetz aufgenommene Regelung einen Kom-
promiss darstelle, der sowohl mit der Landeselternvertretung als auch dem TMBJS bespro-
chen worden sei. Problematisch sei, dass Eltern, die Leistungen Uber das Bildungs- und
Teilhabepaket in Anspruch ndhmen, dieses dann nicht nutzen kénnten, wenn bei den Ver-
pflegungskosten keine Unterscheidung zwischen dem Mittagessen und beispielsweise dem
Vesper getroffen werde. Deshalb sei gut, dass die Kosten flr das Mittagessen nun explizit
ausgewiesen werden missten. Vor diesem Hintergrund bewerte die LIGA den gefundenen

Kompromiss als gut.

Am damaligen Runden Tisch ,Verpflegungskosten sei die Problematik diskutiert worden,
dass es zu erheblichen Verpflegungskosten flihren kénnte, wenn tatsachlich die Kosten fiir
Vor-, Zu- und Nachbereitung der Verpflegung eins zu eins auf die Eltern umgelegt wirden.
Man habe damals in mehreren Runden die Kompromisslésung gefunden, nicht alle Kosten
umzulegen, sondern nur bestimmte, wahrend die lbrigen anfallenden Kosten tber die Be-
triebskosten abgerechnet und von den Kommunen tbernommen wirden. Diese L6sung wol-
le man nicht aufkiindigen, weil sie sich seit einigen Jahren bewahrt habe. Insofern duRRere

die LIGA keine Kritik, sondern wolle die gefundene Kompromissldsung aufrechterhalten.
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AulRerdem sprach Abg. Rothe-Beinlich die 88 22 und 28 ThirKigaG-E an, die sich mit der
Abrechnung der Erzieher in der praxisintegrierten Ausbildung befassten und bezuglich derer
die LIGA in ihrer schriftichen Stellungnahme 7/3040 Schwierigkeiten dargelegt habe. Sie
interessierte, welche Probleme in diesem Bereich aufgetreten seien und wieso sie zu einer

Reduzierung der Ausbildungsvertrage fuhrten.

Frau Leyh erklarte, dass die Regelung im Gesetzentwurf zunéchst erst angedacht sei, die
Betriebspraktikanten tber die Betriebskosten abzurechnen. Insofern seien bisher noch keine
Schwierigkeiten aufgetreten. Die LIGA befurchte aber, dass Kommunen diese Personalkos-
ten fur Praktikanten in Verhandlungen nicht anerkennen wollten. Vor Ort diskutiere diese
Problematik beispielsweise der ehrenamtliche Pfarrer mit dem ehrenamtlichen Blrgermeis-
ter. Dabei stelle sich die Frage, welche Kompromisse sie fanden. Die vorgesehene Regelung

bilde eine schlechte Verhandlungsbasis fur die freien Trager.

Herr Richter erganzte, dass fur die PiA-Absolventen eine Pauschale in Hohe von 1.200 Eu-
ro gewahrt werde, die Kosten fur die Ausbildung lagen jedoch dartber, wie heute bereits
dargestellt worden sei; im Paritatischen Wohlfahrtsverband Thiringen e. V. existiere bei-
spielsweise ein separater Ausbildungstarifvertrag. Die Differenzkosten missten mit den
Kommunen verhandelt werden, was sich zum Teil schwierig gestalte. Dies kdnne dann nega-

tive Auswirkungen darauf haben, wie viele Erzieher in PiA ausgebildet werden kdnnten.

Abg. Méller nahm Bezug auf den angesprochenen Aushandlungsprozess mit den Gemein-
den, ob Personalkosten fiir PiA als Betriebskosten anerkannt wirden. Er gehe davon aus,
dass den Einrichtungen das Recht zustehe und auch genutzt werden kdénne, Kosten im
Rahmen der Betriebskosten abzurechnen, wenn es ihnen gesetzlich eingerdumt werde. Er
habe gehort, dass es sehr grol3e Gemeinden in Thiuringen gebe, die von den Einrichtungen
eine Bedarfseinschatzung in Bezug auf zukinftiges Personal verlangten. Dies fuihre dazu,
dass die einzelne Einrichtung detaillierte Angaben einreichen misse, und wenn in den
nachsten drei Jahren niemand regular aus dem bestehenden Arbeitsverhaltnis ausscheide,
werde keine praxisintegrierte Ausbildung durchgefiihrt. Er fragte, ob dies Einzelfdlle seien
oder ob diese Vorgehensweise nach Wahrnehmung der LIGA flachendeckend praktiziert
werde, weil diese Konsequenzen mit den Gesetzesanpassungen nicht intendiert gewesen
seien. Er erkundigte sich, ob die LIGA dem Landtag als Gesetzgeber eine andere Empfeh-
lung aussprechen konne, wie das Recht der Einrichtungen auf Refinanzierung ihrer Ausbil-
dungskosten durch das Kitasystem so verankert werden kénne, dass derartige Auswiichse
verhindert wirden, welche die Ausbildung am Ende unméglich machten. Aufgabentréger sei

die Gemeinde, auch dafir, ausreichend Personal vorzuhalten; das Land wolle dabei helfen.
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Wenn die freien Trager und die Einrichtungen nicht selbst ausbildeten, miisse die Gemeinde

ausbilden oder sie kdnne womdglich ihre Aufgaben nicht erfillen.

Herr Richter sagte, nicht aussagefahig zu sein, ob das von Abg. Mdéller wahrgenommene
Verfahren beziglich PiA flachendeckend praktiziert werde. Die LIGA habe nur einzelne
Ruckmeldungen erhalten. Dies bestétigte Frau Leyh und erganzte, dass die Verfahren ins-

gesamt erst anliefen.

Vors. Abg. Wolf regte an, dass der Gemeinde- und Stadtebund Thudringen noch einmal

schriftlich auf die Problematik eingehen konnte (siehe inzwischen Zuschrift 7/3106).

— Frau Worgt, Thiringer Landeselternvertretung der Kindergéarten (TLEVK), Zu-
schrift 7/3034, ging zunachst auf 8 9 ThurKigaG-E ein und sagte, dass der neue Absatz 3
als zielfuhrend erachtet werde. Aufgrund bekannter Vorkommnisse, die als Kindeswohlge-
fahrdung eingestuft seien, halte die TLEVK starkere Kontrollen fir absolut notwendig. Es
sollte jedoch eingefligt werden, dass Besichtigungen und Kontrollen auch unangekiindigt

durchgefiihrt werden kénnten.

Zu 8§ 12 ThurKigaG-E aul3erte sie, dass die TLEVK begriRen wirde, wenn die Kindertages-
pflegestellen ebenfalls umfasst waren. Auch Eltern von Kindern in der Kindertagespflege
sollten die Mdglichkeit erhalten, einen Elternbeirat zu griinden. Dies sollte in das Gesetz auf-

genommen werden.

Die frihzeitige Bekanntgabe der Offnungs- und SchlieRzeiten der Einrichtungen geman
§ 12 Abs. 2 ThirKigaG-E ermdgliche den Eltern Planungssicherzeit. Gleichzeitig weise man
darauf hin, dass die SchlieBung von Kindergéarten z. B. in den Sommerferien eine Einschrén-
kung des Rechtsanspruchs nach § 2 ThirKigaG darstelle. Problematisch sei die Situation in
den Sommerferien vor allem fur Familien mit mehreren Kindern, die unterschiedliche Einrich-
tungen besuchten — verschiedene Kindergarten und Schulen. Im schlimmsten Fall Uber-
schnitten sich die unterschiedlichen Schliel3zeiten derart, dass sie die Betreuung ihrer Kinder
Uber die gesamten sechs Wochen der Sommerferien abdecken miissten. Den meisten Eltern

stehe dafir nicht ausreichend Urlaub zur Verfigung.

Ferner erachte man als notwendig, dass der Elternbeirat vor der Festlegung der Offnungs-
und Schlie3zeiten angehort werde und das Ergebnis gut begriindet werde. Laut ThirKigaG

missten bedarfsgerechte Offnungszeiten angeboten werden. Dieser Bedarf richte sich in
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erster Linie nach den Eltern und ihrer familidren und beruflichen Situation. Deshalb sei deren
Zustimmung bei Anderungen konsequent und geboten, sodass diesem Bedarf mehr Gewicht
verliehen werden kdnne. Man verstehe, dass bei kurzfristigen Anpassungen z. B. aufgrund
erkrankten Personals nicht immer erst der Elternbeirat angehort werden kénne, dies sei auch
nicht angestrebt. Wichtig sei aber, gerade die Schlie3zeiten fir die Sommerferien rechtzeitig,
bestenfalls zu Beginn des Kindergartenjahres anzukindigen, um Planungssicherheit fiir die

Eltern zu schaffen und ihnen die Méglichkeit zur Stellungnahme einzuraumen.

Die Anderung von § 12 Abs. 3 Satz 2 ThirKigaG begriiBe man, gleichzeitig schranke die
Neufassung des Absatzes die Mitwirkungsrechte der Eltern deutlich ein. Durch die aktuelle
Vorlage entstehe eine abschlieRende Aufzahlung. Dadurch hatten Elternbeirdte kein Mitbe-
stimmungsrecht bei anderen Entscheidungen, welche die Eltern in finanzieller Hinsicht betra-
fen. Hier fordere man eine Anderung des Entwurfs und schlage vor, das Wort ,alle“ am An-
fang von Satz 1 zu erganzen. In Satz 2 solle an 3. Stelle das Wort ,,auch® eingefligt werden.
AuBerdem schlage man eine Erganzung vor, weil in der Vergangenheit mehrfach Probleme

aufgetreten seien, sodass der Absatz 3 folgende Fassung erhalte:

»Alle Entscheidungen, die die Eltern in finanzieller Hinsicht aul3erhalb der regelmafigen El-

ternbeitrage berthren, bedirfen der Zustimmung durch den Elternbeirat. Hierzu zahlen auch:
1. die Planung und Gestaltung von Veranstaltungen fur Kinder und Eltern sowie

2. die Auswahl der Verpflegung, die Anderung des Umfangs der Verpflegung oder An-

derungen in der Rechnungslegung bei der Verpflegung in der Kindertageseinrichtung.

Erfolgte keine Anhorung nach Abs. 2, kann die Entscheidung des Tragers angefochten wer-

den. Wurde nach Abs. 3 die erforderliche Zustimmung nicht eingeholt, ist die Entscheidung

des Tragers unwirksam.”

Frau Worgt ging des Weiteren auf § 13 ThirKigaG ein. Hier schlage man vor, dass nicht nur
der Vorsitzende der Elternbeirate der Kindergérten die Vertretung wahrnehme, wie dies ak-
tuell geregelt sei, sondern auch ein Stellvertreter, damit die Elternvertreter breiter aufgestellt
werden kdnne (siehe auch Zuschrift 7/3034). Aulzerdem schlage man vor, die Wahl alle zwei

Jahre durchzufiihren, da in einigen Kreisen noch Probleme bei der Umsetzung bestiinden.

Bezlglich der Kosten der Verpflegung fuhrte sie aus, dass die aktuelle Klarstellung in
§ 29 Abs. 3 ThirKigaG-E, wonach die Kosten der Mittagsmahlzeit gesondert auszuweisen
seien, die Forderung der TLEVK erfllle. Bisher wiirden die Kosten in Teilen des Freistaates

nicht Giber Bildung und Teilhabe ibernommen. Mit der nun vorgeschlagenen Anderung des
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Absatzes herrsche hier auch Rechtssicherheit fur die betroffenen Familien. Gleichzeitig be-

dirfe es hier einer weiteren Klarstellung zu den Kosten der Verpflegung, und zwar wie folgt:

.Kosten der Verpflegung sind Kosten, die mit der Vorbereitung, Zubereitung und Nachberei-
tung des Essens und der Mahlzeiten verbunden sind. Dies sind
1. Lebensmittelkosten (samtlicher Wareneinsatz),
2. Personalkosten fir technisches Personal zur Vorbereitung, Zubereitung und Nachbe-
reitung inkl. Personalnebenkosten und
3. Entsorgung von Speiseabféllen.

Alle Ubrigen Kosten sind den Betriebskosten zuzuordnen.*

Da in der heutigen Anhorung schon des Ofteren der Rechtsanspruch auf zehn Stunden Be-
treuungszeit angesprochen worden sei, wolle sie an dieser Stelle dafiir pladieren, an diesem
Rechtsanspruch festzuhalten. Man wisse, dass insbesondere die berufstatigen Eltern, deren
Arbeitsort sich ggf. weiter entfernt von der Kindertageseinrichtung befinde, diesen Rechtsan-
spruch bendétigten, sowohl im Krippen- als auch Kindergartenbereich. Diese Eltern ndhmen
auch keine Unterscheidung im Betreuungsanspruch vor, wenn sich ihre Kinder am Ende der
Kindergartenbesuchszeit in der beitragsfreien Zeit befanden. Sie missten die zehn Stunden
Betreuung in Anspruch nehmen, weil sie aus finanziellen Griinden voll berufstétig sein miss-
ten. Dies falle oft schwer, weil die Kinder schon wahrend der Krippenzeit sehr lange in der
Einrichtung bleiben missten. Die Eltern seien deshalb stolz darauf, dass Thiringen den

zehnstiindigen Rechtsanspruch besitze, und wollten diesen nicht verlieren.

Abg. Reinhardt nahm Bezug auf die Forderung der TLEVK, auch in der Kindertagespflege
Elternbeirate einzurichten. Eine Kindertagespflegeperson betreue beispielsweise finf Kinder.
Seiner Erfahrung nach stiinden die Eltern bei Kindertagespflegepersonen in viel engerem
Kontakt als in Kindergarten, allein aufgrund des Giberschaubaren Personenkreises und wohn-
lichen Umfelds der Betreuung, sodass Absprachen unkomplizierter moglich seien. Er fragte,
ob aus den zugehdrigen finf Elternpaaren ein Elternteil als Beirat ausgewahlt werden solle

oder welche Vorstellungen sich mit der Forderung verbanden.

Abg. Rothe-Beinlich verwies auf den inzwischen eingerichteten Landesverband fur Kinder-
tagespflege Thiringen e. V. Sie fragte, ob der Wunsch nach der Einrichtung von Elternbeira-
ten in der Kindertagespflege von dem Verein an die TLEVK herangetragen worden sei, da
der Verband eine Vertretung auf Landesebene geschaffen habe. Ansonsten stelle sie sich
die Einrichtung von Elternbeiréten in der Kindertagespflege aus organisatorischer Sicht et-

was schwierig vor, zumal aufgrund unterschiedlicher Konzepte grof3e Unterschiede zwischen
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den einzelnen Tagesmiittern und -véatern bestiinden und die Betreuung in einem eher priva-

ten Umfeld stattfinde.

Frau Worgt fuhrte aus, dass die Kindertagespflegepersonen an die TLEVK herangetreten
und fir eine Vernetzung eingetreten seien. Die Elternsprecher der Kindergarten seien gut
vernetzt — auf Landesebene und mit den Kreiselternsprechern auch auf Kreisebene. Die Kin-
dertagespflegepersonen sollten ebenfalls die Mdglichkeit einer solchen Vernetzung erhalten,
sei es als separate Organisation oder gemeinsam mit der TLEVK, sodass bestimmte Sitzun-
gen gemeinsam durchgefiihrt werden koénnten. Damit sich die Kindertagespflegepersonen
einen eigenen Beirat wahlen kdnnten, miisse jedoch erst die rechtliche Voraussetzung ge-

schaffen werden.

Abg. Rothe-Beinlich erkundigte sich mit Blick auf den Rechtsanspruch auf zehnstiindige
Betreuung nach den grundsatzlichen Erfahrungen der TLEVK, wie viele Stunden Betreuung
Eltern fUr ihre Kinder in Anspruch nahmen. Sie interessiere, ob auch die TLEVK wahrnehme,
dass mehr Betreuungsstunden angemeldet als genutzt wirden. Frau Worgt habe bereits auf
voll berufstéatige Eltern hingewiesen. Es gebe jedoch auch Eltern, die sich in der Ausbildung

befanden oder in Teilzeit arbeiteten.

Frau Worgt wiederholte, dass die Eltern sehr froh Uber den Rechtsanspruch auf zehnstiindi-
ge Betreuung seien. Die TLEVK erhalte sehr viele Beschwerden, wenn aufgrund Personal-
mangels o. A. die Offnungszeiten in Einrichtungen reduziert werden miissten, weil die Eltern
nicht wissten, wie sie sich verhalten sollten. Meist handele es sich um voriibergehende Ein-
schrankungen, sodass schnell zum Normalbetrieb zurtickgekehrt werden kénne. Die TLEVK
erhalte keine Rickmeldungen von Eltern, die zehnstiindige Betreuung nicht zu bendétigen.
Sehr viele Eltern arbeiteten in der Pflege — in der Altenpflege oder im Krankenhaus —, aber
auch in sehr vielen anderen Berufsfeldern. Die Eltern seien deshalb sehr dankbar, dass die
meisten Einrichtungen von 6.00 Uhr bis 17.00 Uhr gedffnet seien. Auch wenn in einigen Ein-
richtungen eine Bescheinigung fir den Friih- oder mitunter auch Nachmittagsdienst einge-
reicht werden musse, sahen dies die Eltern nicht kritisch, sondern seien froh, dass sie ihrer
Arbeit oder auch Ausbildung nachgehen kénnten und die Einrichtungen entsprechend geoff-
net seien. Selbst wenn sich Eltern in der Ausbildung befanden, seien ihre Schulzeiten nicht
immer unproblematisch durch Kinderbetreuung abzudecken. Beispielsweise hétten Eltern,
die sich in der Erzieherausbildung befanden und im landlichen Raum wohnten, lange Wege
zu den Fachschulen zu bewaltigen. Sie selbst habe ebenfalls diese Ausbildung absolviert
und eine Fahrtzeit von einer Dreiviertelstunde mit dem Auto auf sich nehmen muissen. Mit

einem kleinen Kind sei dies kaum zu organisieren.
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Abg. Rothe-Beinlich sprach ferner den in der schriftichen Stellungnahme in Zu-
schrift 7/3034 formulierten Vorschlag fiir eine Anderung in § 18 Abs. 3 ThirKigaG an, die
arztliche Entwicklungsfeststellung des Gesundheitsamts in den Kindertageseinrichtungen
verpflichtend durchzufiihren. Sie erlebe durchaus kontroverse Einstellungen zu diesem
Thema. Einige Eltern lehnten die Mal3nahme im Kindergarten ganzlich ab, andere beftirwor-
teten sie unbedingt. Sie fragte, ob dieser Vorschlag von allen Eltern mitgetragen werde, ob
der Vorschlag auf einer Verbandsentscheidung beruhe oder auch Unterschiede in den Posi-
tionen der Eltern gesehen wirden. In der Zuschrift werde nachvollziehbar darauf hingewie-
sen, dass das Alter von vier Jahren gut fur die Entwicklungsuntersuchung geeignet sei. Eini-
ge Eltern seien aber der Ansicht, dass es ihrem alleinigen Recht als Eltern obliege, ob und

wo sie medizinische Untersuchungen ihrer Kinder vornehmen lie3en.

Abg. Baum schloss sich der Frage beziglich der Entwicklungsuntersuchung des Gesund-
heitsamts an. Sie erkundigte sich nach der Genese des Vorschlags, eine verpflichtende Un-
tersuchung einzufiihren, und danach, welche Konflikte und Erkenntnisse dieser Entschei-
dung zugrunde lagen. Sie sagte, dass Probleme daraus entstehen kénnten, wenn Eltern der

verpflichtenden Untersuchung nicht zustimmten.

Frau Worgt stellte dar, dass die TLEVK in den Kreisen nach den Befindlichkeiten im Zu-
sammenhang mit 8 18 ThiirKigaG gefragt habe. Dieser regele schon jetzt, dass die Vorsor-
geuntersuchungen in den Einrichtungen durchgefiihrt werden sollten. Die zustdndigen Ge-
sundheitsamter kdmen dem in einigen Landkreisen aber nicht nach. Dies habe viele Ursa-
chen. Man habe dazu auch bereits Gesprache mit dem TMBJS gefluhrt, auch mit dem Ge-
sundheitsamt, auch zusammen mit der Schule. Angesichts der Entwicklung der Kinder im
sozialen, kognitiven und motorischen Bereich in den Kindergérten und spéter in den Grund-
schulen habe man Handlungsbedarf gesehen und Uberlegt, an welcher Stelle man etwas
unternehmen koénne. Man habe diesen Bereich identifiziert, weil insbesondere Eltern aus
Kreisen, in denen die Untersuchungen nicht stattgefunden hétten, dies sehr bedauert hatten.
Man sei sich klar dariiber, noch weiter schauen zu missen, welche weiteren Ansatzpunkte
noch gefunden werden kdnnten. Im Alter von vier Jahren stelle die arztliche Untersuchung in
den Einrichtungen aber eine gute Mdglichkeit dar, friihzeitig etwaige Defizite festzustellen

und einzugreifen, um den Kindern die notwendige Fdrderung angedeihen lassen zu kénnen.

Abg. Rothe-Beinlich sagte, die Intention des Vorschlags nunmehr verstanden zu haben: Er
ziele darauf, die Gesundheitsamter zu verpflichten, die Untersuchung in allen Kindergérten

durchzufiihren, und nicht die Kinder zu verpflichten, an der Untersuchung teilzunehmen. Sie
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auRerte, dass dies ggf. klargestellt werden musste, damit eindeutig sei, dass die Freiheit der

Eltern nicht beschnitten werden solle.

Abg. Tischner sagte, dass die TLEVK in ihrer schriftichen Stellungnahme in Zu-
schrift 7/3034 die Beitragsfreiheit ausdrucklich begrif3e. In seinen Gesprachen mit Eltern
beurteilten sie die Thematik etwas differenzierter, als der Zuschrift zu entnehmen sei. Die
Eltern &uBerten ihm gegeniber, dass die finanziellen Einsparungen zwar schon seien. lhnen
ware jedoch lieber, wenn gentigend Personal in den Einrichtungen arbeiten wiirde und sich
die Erzieher ausreichend Zeit nehmen konnten, ggf. auch fur weitere Gesprache mit Eltern,
nicht nur einmal jahrlich zum Ublichen Entwicklungsgesprach. Er fragte, warum die TLEVK
die Beitragsfreiheit in dieser Absolutheit beflrworte, obwohl seiner Ansicht nach ein Wider-

spruch zur Realitat bestehe.

Den Medien sei ferner zu entnehmen gewesen, dass sich die Finanzierung der Beitragsfrei-
heit relativ schwierig gestalte. Er erbat eine Beurteilung des Szenarios, dass die Beitragsfrei-

heit Uber die Aufnahme von Krediten finanziert werden solle.

Im Weiteren nahm er Bezug auf die vorgesehene Verbesserung des Personalschliissels.
Man habe heute bereits von verschiedenen Seiten gehort — auch von den Tragern —, dass
eine Verbesserung des Schlissels im Bereich der unter Dreijahrigen dringend und notwen-
dig sei. Er fragte, welche Prioritaten die TLEVK setzen wiirde — angesichts der aktuellen fi-

nanziellen Situation.

Frau Worgt teilte mit, dass sich die TLEVK nicht fur eine Variante positioniert habe, denn die
Eltern wollten alles: Qualitat, aber auch finanzielle Entlastung, denn alles werde teurer. Des-
halb werde die TLEVK auch nie &uf3ern, das eine dem anderen vorzuziehen. Es misse wei-
ter vorwartsgehen. Sie wisse, dass die Beitragsfreiheit teuer sei. Die Elternvertretung habe
u. a. auch gefordert, dass das Essen gestutzt werde. Die Umsetzung dessen wére jedoch
noch teurer gewesen. Die Eltern seien nicht der Meinung, dass der Kindergarten nichts mehr
wert sei, wenn sie daflir keine Beitrage mehr zahlen muissten. Sie wollten entlastet werden

und dennoch, dass die Qualitat im Kindergarten weiter steige und weiterentwickelt werde.

Auf den Einwurf von Abg. Tischner, dass dies aber letztlich Auswirkungen auf die Elternbei-
trdge habe, erklarte Frau Worgt, dass sich die Eltern bewusst seien, dass alles teurer wer-
de. Allerdings mangele es mitunter an Transparenz zwischen den Einrichtungsleitungen bzw.
Tragern gegenilber dem Elternbeirat. Wenn Anderungen umgehend kommuniziert wiirden

oder bei den Elternbeitragen von Anfang an eine dynamische Entwicklung absehbar ware,
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kénnten sich die Eltern auch besser darauf einlassen und besaflien Planungssicherheit. Sie
wuissten, dass alles teurer werde und triigen diese Teuerungen mit, denn sie wollten auch,
dass das notwendige Personal in den Einrichtungen vorhanden sei. Dennoch bendétigten sie
in einigen Bereichen Entlastung.

— Frau Lolb, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), verwies eingangs auf
die schriftliche Stellungnahme in Zuschrift 7/3028, aus der sie nur einige wesentliche Punk-

te darlegen wolle.

Vor dem Hintergrund der vorangegangenen Diskussion zum Rechtsanspruch auf zehnstin-
dige Betreuung teilte sie mit, dass die GEW diesen Ganztagsanspruch natirlich erhalten
wolle. Man sollte in diesem Haus stolz auf diesen Rechtsanspruch sein und nicht bedauern,
dass Thiringen das einzige Bundesland damit sei. Man sollte sich darUber freuen, weil es
sich um eine Errungenschaft handele. Dieser Rechtsanspruch durfe nicht gedndert werden,

dies ware mit der GEW auch nicht moglich.

Als Gewerkschafter kampfe man stets um gute Arbeitsbedingungen. Dazu gehdre in erster
Linie eine gute Bezahlung der Arbeitskréafte. Die GEW fordere, dass padagogische Fachkraf-
te mindestens nach TV6D bezahlt wirden — unabhéngig davon, bei welchem Tréger sie ar-
beiteten. Man fordere deshalb erneut, eine Tariftreueklausel ins Gesetz aufzunehmen. Dazu
habe man in der schriftlichen Stellungnahme in Zuschrift 7/3028 konkrete Formulierungsvor-
schlage unterbreitet. Die Verankerung einer Tariftreueklausel sei mdglich, es muisste nur

endlich angegangen werden.

Sie erinnerte auRerdem an das Fachkraftegebot, auf das man in Thiringen stolz sei. Dieses
gelte es unbedingt zu erhalten. Kinderpfleger und Sozialassistenten in allen Ehren, sie wolle
niemandem zu nahe treten. Es kdnne aber nicht sein, dass diese Personen die gleiche Ar-
beit wie Erzieher leisteten und dennoch nur eine Bezahlung nach der Entgeltgruppe S 3 des
TVOD Sozial- und Erziehungsdienst erhielten und ihr Leben lang ausgebeutet wiirden. Man
sollte daflur sorgen, dass sie ihre Erzieherausbildung nachholen kénnten — inshesondere

dann, wenn es sich um sehr gutes Personal handele.

In Anbetracht des Fachkraftemangels sei dringend notwendig, die Ausbildung der Erzieher
zu reformieren. Auch dazu habe die GEW viele Vorschlage unterbreitet. Ferner sollten auch
die Auszubildenden nach dem TV6D vergitet werden. Die GEW fordere zudem, eine ent-

sprechende Tariftreueklausel im Gesetz zu verankern.
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Darlber hinaus funktionierten Kindertageseinrichtungen auch nicht ohne Verwaltung, Haus-
meister und Servicekréfte. Dies werde immer wieder vergessen. Diese Personengruppen
wirden aber bendtigt. Insofern sei wichtig, die Betriebskostenpauschalen so auskdmmlich zu
gestalten, dass auch diese Personen nach dem TVOD bezahlt werden kénnten.

Zu guten Arbeitsbedingungen gehdrten gute Personalschlissel. Die GEW fordere seit Jah-
ren einen Schlussel fur die Kinder im Alter von unter drei Jahren von 1 : 3 und fur die Kinder
im Alter Uber drei Jahren von 1:7,5. Der vorliegende Gesetzentwurf gehe in die richtige
Richtung. Vor allem die Zusammenlegung der Altersgruppen ab drei Jahren bis zum Schul-
eintritt bedeute tatsachlich eine Verwaltungsvereinfachung. Der Schlussel 1: 12 stelle zu-

mindest fur die Kinder ab vier Jahren eine Verbesserung dar.

Frau Lobl merkte an, dass das Gesetz an dieser Stelle nicht neugeschrieben werden sollte.
Die Verbesserung werde nicht irgendwann bendtigt, sondern jetzt. Wenn jetzt das Gesetz
neugeschrieben wirde, kénne man sich nicht leisten, erneut finf Jahre zu warten. Insofern
sollte es nicht jetzt, sondern spater neugeschrieben werden, weil man noch lange von einem
Personalschlissel entfernt sei, der tatsachlich eine alters- und entwicklungsangemessene

Forderung fir jedes einzelne Kind gewahrleiste.

Schade sei, dass die Kinder im Alter von unter drei Jahren im vorliegenden Gesetzentwurf
keine Berlcksichtigung fanden. Dies sollte zu einem spéateren Zeitpunkt angegangen wer-
den.

Die GEW fordere bei der Anpassung der Personalschliissel die Beriicksichtigung von
20 Prozent der Arbeitszeit fur die fachliche Arbeit auRerhalb der Gruppe und 18 Prozent fir
Ausfallzeiten. Diese Forderung entspreche etwa den Vorstellungen der LIGA in Héhe von
insgesamt 35 Prozent, die Herr Richter oben geauf3ert habe. Auch diese Forderung sei in
der schriftlichen Stellungnahme der GEW in Zuschrift 7/3028 genauer erklart.

Sie ging im Folgenden auf einen Sachverhalt ein, der in der schriftlichen Stellungnahme in
Zuschrift 7/3028 noch nicht berticksichtig worden sei. Auch vor dem Hintergrund der demo-
grafischen Entwicklung sollte jetzt die Chance genutzt werden, fur die Kinder in den Einrich-
tungen mehr Platz anzubieten als derzeit vorhanden sei. Man habe gelernt, dass aus wis-
senschaftlicher Sicht sechs Quadratmeter Flache pro Kind zur Betreuung zur Verfligung ste-

hen sollten. Dieser Wert sollte ebenfalls im Gesetz verankert werden.



51

In diesem Zusammenhang sprach Frau Lobl an, dass beispielsweise keine ausreichende
Bestuhlung in Kindergarten vorgenommen werde — haufig unter einem padagogischen Vor-
wand. Es werde argumentiert, dass die Kinder nach und nach ihr Essen einndhmen und man
deshalb nicht fir jedes Kind einen Stuhl benétige. Bei genauerem Hinschauen liege die Ur-
sache jedoch im Platzmangel begriindet. Man sollte aber wenigstens so viel Respekt vor den
Kindern haben, dass jedes Kind seinen eigenen Stuhl erhalte. Die Anwesenden hier sdlR3en
auch nicht jeweils zu zweit auf einem Platz. Deshalb werde die GEW diese Forderung auch
in Zukunft mit Nachdruck stellen — so lange bis sie erfullt sei.

Das Problem bestehe allerdings auch fir Erwachsene. Erzieher, Leiter, Forderkrafte und
Sozialpdadagogen benétigten angemessene Raume, um ihre Aufgaben erfillen zu kénnen —

immer auch unter Bertlicksichtigung des Gesundheitsmanagements.

Im Weiteren ging sie auf das Thema ,Sozialpadagogen in Kindertageseinrichtungen® ein.
Das Modellprojekt ,Vielfalt vor Ort begegnen® erbringe den wissenschaftlichen Beweis dafir,
dass eine gute niedrigschwellige Sozialarbeit in den Kindergarten friihzeitig Problemlagen in
den Familien erfassen und entsprechende Unterstiitzung einleiten kénne. Sie kdnne den
Hinweis auf Brennpunkteinrichtungen nicht mehr héren. Mittlerweile bestiinden in den Ein-
richtungen derart prekare Situationen, dass nahezu jeder Kindergarten als Brennpunktein-
richtung gelten musse; eine Differenzierung sei kaum noch moglich. Deshalb fordere die
GEW die Landesregierung auf, einen Plan zu entwickeln, wie zukinftig an jeder Kinderta-
geseinrichtung eine Sozialpadagogenstelle etabliert werden kénne.

Sie wies auf die Ausfuhrungen zur Finanzierung in der schriftlichen Stellungnahme der GEW
in Zuschrift 7/3028 hin. Bei der Finanzierung der Kindertageseinrichtungen liege einiges im
Argen. Dies stellten viele Personen fest, jedoch jede aus einer anderen Perspektive. Die
GEW rege deshalb an, dazu endlich ins Gesprach zu kommen. Man behaupte nicht, Uber ein
fertiges Finanzierungskonzept zu verfiigen, sondern stelle fest, dass man mit den Akteuren
Gesprache fuhren und Uberlegen misse, wie die Situation erhellt werden kénne. Die grund-
legende Forderung bestehe aber darin, von der kindbezogenen Pauschale hin zu einer ein-
richtungsbezogenen Finanzierung zu kommen. Konzepte dazu sollten gemeinsam mit den

Akteuren entwickelt werden.

AbschlieRend merkte Frau Lobl an, dass die vorgesehenen Anderungen in § 8 ThiirKigaG-E
nicht vollstdndig zu erschliel3en seien. Dort finde sich die Abkehr von einer Muss-Vorschrift
hin zu einer Soll-Vorschrift. Kinder mit integrativem Status hatten bisher mit anderen Kindern

gemeinsam in Regeleinrichtungen betreut werden missen. Dies habe in der Praxis dazu
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gefuihrt, dass sich viele Einrichtungen straffallig gefiihlt hatten, wenn sie ein Kind nicht in ih-
rer Einrichtung héatten betreuen kdnnen und aus unterschiedlichsten Grinden an integrative
Einrichtungen hatten abgeben missen — beispielsweise weil die raumlich-sachliche Ausstat-
tung nicht vorhanden gewesen sei oder Fachkrafte gefehlt hatten. Die Abkehr von der Muss-
Vorschrift erleichtere nach ihrem Verstandnis dieses Vorgehen, was zu begruf3en sei, wie in
Zuschrift 7/3028 ausgefuhrt werde. Man musse aber auch befurchten, dass es aufgrund der
Neuregelung zur Absenkung von Standards kommen konnte. Wenn Einrichtungen die inklu-
sive Forderung nicht mehr umsetzen mussten, konnten sie an der barrierefreien oder der

raumlich-sachlichen Ausstattung sparen.

Wie heute schon mehrfach ausgefihrt worden sei, befinde man sich heute 13 Jahre nach
der gesetzlichen Abkehr des Vorrangs der Foérderung von Kindern mit einer Behinderung in
einer integrativen Einrichtung hin zu einem individuelle Recht auf gemeinsame Foérderung in
allen Einrichtungen. Dieses Vorhaben sei aus Sicht der GEW nicht gelungen. Man sage so-
gar, dass Inklusion in Thiringen gescheitert sei. Beispiele dafur seien heute schon vielfach
genannt worden: Termine im SPZ (Sozialpadiatrischen Zentrum) seien erst nach einem hal-
ben Jahr oder langer zu erhalten, Kinder missten jahrelang auf ihre Diagnosen warten,
trotzdem aber in den Einrichtungen mitbetreut werden, Bewilligungen fir FérdermaRnahmen
durch das Sozialamt dauerten ewig und Regeleinrichtungen seien nicht ausreichend saniert,
damit jede Behinderungsart dort zu betreuen sei. Dies kdnne nicht alles im Landesgesetz
geregelt werden. Man musse sich jedoch damit auseinandersetzen.

Abg. Rothe-Beinlich nahm Bezug auf die Ausfiihrungen bezlglich des Platzbedarfs von
Kindern in den Einrichtungen. Sie stimme darin mit Frau LObl Uberein, dass angesichts zu-
rickgehender Kinderzahlen Kindergarten nicht geschlossen werden sollten, sondern diese
Entwicklung flir eine Qualitatsverbesserung genutzt werden sollte. Dafir sei sicherlich wich-
tig, den Kindern im wahrsten Sinne des Wortes mehr Raum zu geben. Sie sei jedoch nicht
sicher, ob eine Verankerung dieser Forderung im Gesetz mit Blick auf den Bestand der Ein-
richtungen hilfreich sei. Sie fiirchte, dass dies eher Probleme bezliglich der Betriebserlaub-

nisse etc. schaffe. Womoéglich miisse man sich die Problematik noch genauer anschauen.

Frau L6bl antwortete, dass man auch fir die 2,5 Quadratmeter habe kampfen missen, die
jetzt fur Kinder ab drei Jahren vorgesehen seien, und fir die 5 Quadratmeter fir Kinder unter
drei Jahren. Die Verankerung dessen sei eine zentrale Forderung eines Volksbegehrens
gewesen. Wie dringend notwendig dies sei, sehe man, wenn Baumalinahmen stattfanden.
Dann werde um jeden Quadratmeter gefeilscht, Flure wirden am liebsten als pddagogische

Nutzflachen einbezogen usw. Nach wie vor gebe es nicht in allen Hausern ausreichend Platz
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fur Funktionsraume, welche sich die Kollegen winschten, oder fur Aufenthaltsraume fur Er-
zieher, aber auch keine Raume, in denen Beratungen stattfinden kénnten, oder verschliel3-
bare Raume, in denen die geforderten Sozialpddagogen untergebracht werden kdnnten.
Diese Quadratmeterzahlen seien auf freiwilligem Wege nicht erreichbar. Sie habe noch nie-
manden erlebt, der eine Einrichtung freiwillig viel gréRer baue, als gesetzlich vorgeschrieben
sei. Man kénne deshalb bei dem verankerten Platzbedarf nicht stehen bleiben. Man habe
dies damals erstritten, wobei ein Akteur die Situation mit Legebatterien fir Hennen vergli-
chen habe, die mehr Platz hatten als die Kinder in den Einrichtungen. Von diesen Gedanken
muisse man wegkommen. 6 Quadratmeter scheinen ihr die richtige Gréf3e zu sein. Dass dies
nicht sofort umgesetzt werden konne, sei auch klar. Naturlich kbnnte man ansetzen, indem

solche Regelungen zunachst fir Neubauten oder Sanierungen festgeschrieben wirden.

Abg. Rothe-Beinlich verwies darauf, dass die LIGA andere konkrete Stichtage fir die Ab-
rechnung der padagogischen Fachkrafte vorgeschlagen habe, als in § 21 Abs. 3 Thur-
KigaG-E vorgesehen sei. Die GEW schlage in ihrer Stellungnahme gar nur einen Stichtag

vor. Sie fragte, ob die GEW die von der LIGA vorgeschlagene Reglung als tragfahig erachte.

Frau LObl teilte mit, dass ihr die Stichtage der LIGA sympathisch erschienen seien. Man
habe sich diesbezlglich noch nicht abgesprochen. Sie denke aber, dass die GEW diese

Forderung untersttitze.

Im Weiteren nahm Abg. Rothe-Beinlich Bezug auf die Ausflhrungen in der schriftlichen
Stellungnahme der GEW in Zuschrift 7/3028 zu § 16 Abs. 4 bzw. § 21 ThirKigaG-E zur Um-
stellung der Finanzierung, die ihr Verstandnisprobleme bereitet hatten. Die GEW schlage
eine einrichtungsbezogene Finanzierung vor. Sie erbat dazu nahere Erlauterungen, ggf.
auch zu einer mdglichen Berechnungsgrundlage beispielsweise fiir Betriebskosten oder
Landeszuschiisse in einem solchen Finanzierungsmodell. Sie interessierte, ob die Finanzie-

rung tatsachlich auf jede einzelne Einrichtung bezogen werden solle.

Frau Lobl wies erneut darauf hin, dass fir diese Art der Finanzierung noch keine ausgear-
beiteten Konzepte zur Verfigung stiinden. Man sehe aber, welche groRen Schwierigkeiten
damit verbunden seien, wenn immer genau kindbezogen abgerechnet werde. Nattrlich kon-
ne mal ein Kind mehr oder weniger in der Einrichtung sein. Letztendlich funktioniere das Sys-

tem in der Summe aber nicht.

Bevor die kindbezogene Pauschale eingefiihrt worden sei, habe eine gruppenbezogene Fi-

nanzierung mit 1,6 VZE fir 20 Kinder stattgefunden. Dies habe sich ganz gut gerechnet, wo-
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bei aber keine Rolle gespielt habe, ob die Gruppe tatsachlich aus 17, 18 oder 20 Kindern
bestanden habe. Diese Idee greife die einrichtungsbezogene Finanzierung auf.

Man sollte zuklinftig schauen, welche Bedingungen in den Einrichtungen vor Ort herrschten.
Dabei seien sicherlich sehr viele unterschiedliche Gesichtspunkte einzubeziehen, beispiels-
weise wie hoch der Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund, von Kindern mit erhéhtem
Forderbedarf, besonderen Bedirfnissen oder irgendeiner Form von Behinderung sei. Auch
die Bedingungen der Einrichtung an sich missten berucksichtigt werden, der Sozialraum und
das Umfeld des Hauses. Unter Einbeziehung all dieser Voraussetzungen misste man ver-

suchen, sich auf Standards zu einigen, wie dies zu finanzieren sei.

Dies sei keine leichte Aufgabe. Sie behaupte auch nicht, dass dies heute zu erledigen sei.
Hinsichtlich einer einrichtungsbezogenen Finanzierung ziele man auf die genannten Um-
stande. Es handele sich nicht um eine solch kleinteilige Finanzierung, wie dies aktuell der
Fall sei. Man habe damit nicht vor, den KFA oder irgendwelche Zuweisungen zu andern,
sondern habe die Umstellung der Finanzierung fir die Einrichtungen selbst im Blick. Sie be-
tonte wiederholte, dass man dazu aber erst ins Gesprach kommen musse. Der GEW lagen

dazu noch keine fertigen Konzepte vor.

Abg. Reinhardt bezog sich auf die Ausflihrungen zu § 8 ThirKigaG-E zur inklusiven Forde-
rung. Die GEW habe in ihren Stellungnahmen festgestellt, dass die Abkehr von einer Muss-
zu einer Soll-Regelung zu einer Abschwachung der Inklusion fuhren koénnte. Dariiber sei er
verwundert, weil zuvor im Gesetz nicht das Wort ,missen® verwendet worden sei. Man habe
im vorliegenden Gesetzentwurf die Formulierung ,werden grundsatzlich® durch ,sollen“ er-
setzt — in der guten Absicht, die Integration zu starken und zu verbessern. Er fragte, ob die
GEW die bisherige Regelung grundsétzlich als Muss-Regelung definiert und deshalb diese
Kritik gedulRert habe.

Vors. Abg. Wolf schloss sich der Frage von Abg. Reinhardt an. Er fihrte aus, dass man
diskutiert habe, wie man die Regelung in 8 8 ThirKigaG am besten formuliere. Im Thuringer
Schulgesetz seien Entwicklungsplane Inklusion verankert. Darin wirden die Voraussetzun-
gen beschrieben, wie sich Einrichtungen zu voll integrativen respektive inklusiven Einrich-
tungen entwickeln kdnnten. Er fragte, ob dies einen gangbaren Weg darstellen kénnte oder
welche Mdaglichkeiten die GEW sehe. Allen Beteiligten sei sich sicherlich bewusst, dass nicht
Uberall die Voraussetzungen vorhanden seien, um zu einer Muss-Regelung kommen zu
kénnen, das heil3e, bevor die Einrichtungen tatsachlich alle Kinder mit allen Besonderheiten

aufnehmen mussten.
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Frau Lobl sagte, zu begriiBen, dass die Anderung in § 8 ThirrkigaG-E eine Starkung von
Inklusion zum Ziel habe. Man habe sich dann vermutlich missverstanden, dies sei durchaus
maoglich. Sie wirde begriif3en, wenn ihre oben geaulierten Bedenken damit gegenstandslos

waren.

Abg. Reinhardt aufRerte, die GEW habe in ihrer schriftlichen Stellungnahme in Zu-
schrift 7/3028 auRerdem die neue Moglichkeit positiv bewertet, die Ausbildungsvergitung ftr
Praktikanten Uber die Betriebskosten abzurechnen. Er erbat eine Begriindung dieser Auffas-
sung und Schilderungen, welche Beschwerden von Auszubildenden bei der GEW eingingen,
aus denen die Notwendigkeit zu dieser Veranderung erwachse, weil sie nicht wie auszubil-
dende Erzieher in den Genuss der Finanzierung des letzten halben Anerkennungsjahres

kamen.

Frau Lobl bestéatigte, dass die positive Bewertung der Anderung auf genau den geschilder-
ten Umstanden beruhe. Man muisse von Schulgeldern wegkommen, sodass sogar noch Geld
fur die Ausbildung gezahlt werden misse. Dieses Prinzip misse umgedreht werden, wenn
man junge Menschen zu einer Ausbildung animieren wolle. Dann misse auch eine Ausbil-
dungsvergltung gezahlt werden, weil man sonst schneller keine Fachkrafte mehr finden

werde, als man sich vorstellen konne. Dies sei das Ziel.

Als ehemaliger Kindergartenleiter erkundigte sich Abg. Reinhardt auRerdem, vor welchem
Hintergrund die GEW kritisiere, dass Kindergartentrager bzw. -leitungen den Elternbeiraten
frihzeitig Offnungszeiten vorlegen sollten. Wahrend seiner Tatigkeit habe diese Bekanntga-
be ohnehin ein Jahr im Voraus stattgefunden — mit allen Schlie3tagen, sowohl gesetzlichen

Feiertagen als auch Briickentagen. Er erbat weitere Ausfuhrungen zu diesem Kiritikpunkt.

Frau Lobl sagte, dass Frau Worgt von der TLEVK vor allem die friihzeitige Absprache der
Schlie3zeiten in den Sommerferien eingefordert habe. Sie selbst kbénne dem Gesetz nicht
entnehmen, dass Sommerschlie3zeiten friihzeitig bekannt gegeben werden miissten, zumal
viele Einrichtungen gar keine Schliel3zeiten hétten. Insofern sei ihr nicht klar, weshalb diese
Uberhaupt gesetzlich geregelt werden mussten. Au3erdem kdnnten die Planungen fir das
anstehende Jahr zum Beginn des Kindergartenjahres zum 1. August teilweise noch gar nicht
abgeschlossen sein, beispielsweise weil noch keine Termine mit Referenten fur Weiterbil-
dungen hatten abgesprochen werden kdnnen, fir die dann Schlie3stage galten. Insofern sei-
en zu Beginn des Kindergartenjahres haufig viele Termine noch unklar. AuRerdem spreche
eine Einrichtung diese Belange im Idealfall ohnehin mit den Eltern ab, sofern eine gute pa-

dagogische und faire Elternarbeit dort gepflegt werde. Deshalb kénnten die Kindergarten im
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Normalfall ein Einvernehmen mit den Eltern erzielen. Fir die GEW stellte eine solch strikte
Regelung einen Eingriff in die Hoheit der Trager oder Einrichtungsleitungen dar und sei somit

unnotig.

Die ublichen Offnungszeiten der Einrichtungen seien den Eltern ohnehin bekannt und tber
verschiedene Wege offentlich einsehbar; sie wirde auch nicht monatlich geandert. Die For-
derung der TLEVK und die Anderung in § 12 Abs. 2 ThirKigaG-E sei insofern nicht sonder-
lich zielfuhrend.

Abg. Dr. Kénig nahm Bezug auf die AuRerung von Frau Lobl, dass mittlerweile jede Kita
eine Brennpunkteinrichtung sei. Dies wirde er selbst nicht in dieser Art formulieren. Seines
Erachtens bestiinden durchaus Unterschiede zwischen den einzelnen Einrichtungen. Er

glaube auch nicht, dass es allen Einrichtungen gerecht werde, sie so zu bezeichnen.

In diesem Zusammenhang und vor dem Hintergrund der GEW-Forderung nach einem Kita-
Sozialarbeiter in jeder Einrichtung erkundigte sich Abg. Dr. Kénig auRerdem, ob die GEW die
heute schon mehrfach thematisierten Projekte wie ,Vielfalt vor Ort begegnen®, ,Sprach-Kitas*
oder ,ThEKiZ* dann streichen wirde oder ob die Sozialarbeiter zusatzlich installiert werden
sollten. Damit verbunden sei die Frage, wie sich die GEW die Finanzierung der flachende-
ckenden Kita-Sozialarbeit vorstelle. Ihn interessierte, ob diese einseitig vom Land oder von
Kommunen, Eltern und Land finanziert werden solle, indem sie auf den Personalschlissel

aufgerechnet werde.

Frau LObl aul3erte, die obige Bemerkung, dass mittlerweile fast alle Kindergarten als Brenn-
punkteinrichtungen gelten kénnten, sei sicherlich Uberspitzt formuliert gewesen. Die Einrich-
tungen wissten jedoch selbst, wie schwer die Bedingungen seien, unter denen sie arbeite-
ten und wie sehr sie jeden Tag aufs Neue darum kampften, jedes einzelne Kind so gut zu
fordern, wie dies erforderlich sei. Es sei bekannt, dass unter den aktuellen personellen Be-
dingungen — auf den hohen Krankenstand sei vielfach hingewiesen worden — mitunter kaum
noch mdoglich sei, ohne zusétzliche Mittel und zusatzliches Personal eine ausreichende For-
derung zu gewahrleisten. Es gebe Einrichtungen, in denen Uber 20 Sprachen gesprochen
wuirden. Unter Bertcksichtigung aller besonderer Bedingungen wie Migrationshintergrund,
Verhaltensauffalligkeiten usw. mussten in einigen Einrichtungen zwischen 40 und 60 Prozent
der Kinder mit besonderen Anforderungen betreut werden. Dies sei eine erschreckende
Zahl. Dariiber misse man sich Gedanken machen. In diesem Zusammenhang verwies sie
aulRerdem auf ihre obigen Erlauterungen bezuglich einer einrichtungsbezogenen Finanzie-

rung, die alle Bedingungen und Umstande einer Einrichtung in den Blick nehmen sollte.
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Frau L6bl fuhrte weiter aus, dass die genannten Projekte in den Einrichtungen und die Kita-
Sozialarbeit nichts miteinander zu tun hatten. Man wisse, dass Projekte nicht unendlich wei-
terfinanziert wirden. Um die Fortfihrung des Projekts ,Vielfalt vor Ort begegnen® habe man
gerade sehr kdmpfen missen. Es handele sich jedoch um ein sehr gutes Projekt, das die
Chance biete, Kita-Sozialarbeit im padagogischen Alltag auszuprobieren. Viele Einrichtun-
gen hatten sich deshalb darauf verlegt, Sozialarbeit zu testen. Sie zeigten, wie dies funktio-
nieren konne. AulRerdem werde der Einsatz wissenschaftlich begleitet und evaluiert. Erste
Ergebnisse wiesen tatsachlich darauf hin, dass Sozialarbeit einen guten Beitrag zu einer
vernunftigen Forderung der Kinder und ebenso zu einer Entlastung von Leitungen leisten
kénne. Sie wolle fur den Einsatz von Kita-Sozialarbeit keine Projekte streichen. Im Fall des
Projekts ,Vielfalt vor Ort begegnen® benétigte man dann jedoch nicht beides: Projekt und

zusatzliche Sozialarbeit.

Zurzeit wirden die Sozialpadagogen uber eine Bezuschussung und durch die Trager finan-
zZiert. Zukilnftig kénnten sie ebenso wie das Personal finanziert werden. Sie dirften aber kei-
nesfalls auf den Personalschliissel angerechnet werden, sondern es miisste immer eine zu-

satzliche Stelle geschaffen werden.

Abg. Dr. Kénig nahm erneut Bezug auf die Ausfihrungen, dass im Grunde alle Kindergar-
ten Schwerpunkteinrichtungen seien. Er sehe jedoch durchaus unterschiedliche Bedarfe in
den verschiedenen Einrichtungen. Er stimme zu, dass in vielen Fallen ein erhdhter Betreu-
ungsbedarf bestehe. Man misse jedoch seines Erachtens davon wegkommen, pauschal alle
Kitas als Schwerpunkteinrichtungen einzuordnen und alle Kindergarten zu fordern, die ir-
gendwie ausbildeten. Vielmehr miisse man gezielt denjenigen Einrichtungen helfen, die Hilfe
bendtigten. Er habe den Ausfiihrungen von Frau Lobl entnommen, dass sich die GEW eine
Art Kriterienkatalog vorstellen kénne, welche Einrichtungen eine besondere Unterstiitzung
erhalten mussten. Er fragte, ob er richtig aufgefasst habe, dass mithin keine globale Ausstat-
tung gefordert werde, sondern eine Unterstiitzung fur die Einrichtungen, welche die entspre-

chenden Kriterien erfiillten.

Frau LObl sagte, sie habe einen anderen Eindruck: dass bisher immer in der von
Abg. Dr. Konig beschriebenen Art und Weise vorgegangen worden sei und Kriterien far
Schwerpunkteinrichtungen aufgestellt worden seien. In der Stadt Erfurt gebe es beispiels-
weise einen Fachberater und ein Netzwerk, das dartiber entscheide, wie die Mittel fur Kinder
mit erhéhtem Forderbedarf umgelegt wirden. In Erfurt existierten acht oder neun Schwer-
punkteinrichtungen, denen 0,5 VZE nach bestimmten Kriterien zugewiesen wurden. Die an-

deren hundert Einrichtungen in Erfurt hatten vielleicht ahnliche Bedarfe, kAmen jedoch nicht



58

zum Zug, weil das Geld fehle. Die GEW betrachte die Situation genau andersherum. Man
musse von der Festlegung von Kriterien wegkommen. Nur weil einmal eine Entscheidung
getroffen worden sei, bei welchen Kindergarten es sich um Schwerpunkteinrichtungen han-
dele, dirfe man nicht glauben, dass andere Einrichtungen keinen erhodhten Forderbedarf
hatten.

— Frau Frecke, ver.di — Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Zuschrift 7/3015, sagte,
im Folgenden aus ihrem padagogischem Alltag berichten zu wollen. Sie sei seit fast 20 Jah-
ren im Elementarbereich tatig und studiere nebenberuflich im 5. Semester Leiten und Fuhren
in der Kindheitspadagogik an der Fachhochschule Erfurt.

Sie betonte, dass jedes Kind auf seine Art wundervoll und einzigartig sei. Kinder verdienten

die Aufmerksamkeit und gute Bildung. Deshalb trete sie heute als ihr Sprachrohr auf.

Sie fuhrte aus, dass sie in einer integrativen Gruppe mit 16 Kindern im Alter von vier bis
funf Jahren arbeite. 13 dieser Kinder hatten einen Migrationshintergrund. Zwei Kinder besa-
Ben einen Integrativplatz, wobei eines dieser beiden Kinder zusatzlich eine Eins-zu-eins-
Betreuung erhalte. Zwei Erzieherinnen, eine Heilpddagogin und eine Integrationsfachkraft
kiimmerten sich um 16 Kinder mit unterschiedlichen Bedurfnissen. Nicht selten passiere je-
doch — beispielsweise in dieser Woche —, dass durch Krankheit, Urlaub oder auch Elternan-
gebote am Nachmittag Kolleginnen vormittags zu zweit arbeiteten. lhre Kollegin und sie
selbst seien bis 11 Uhr mit 14 Kindern zu zweit, um 11 Uhr sei die zustandige Heilpadagogin
gekommen. Um Stunden einzusparen, sei sie selbst um 12 Uhr gegangen. Um 14 Uhr sei
die Integrationsfachkraft gekommen, sie selbst sei um 14.30 Uhr zurlickgekehrt. Gemeinsa-

me habe man dann den Elternabend vorbereitet.

Sie schilderte im Weiteren, was es bedeute, in ihrer Gruppe zu arbeiten. Sie betreue Kinder,
die sie nicht verstiinden. Sie selbst verstehe die Kinder nicht, es sei denn, sie kdnne Uber
Mimik und Gestik auf irgendeine Weise erahnen, was sie wollten. Hinzu komme, dass sich
die Kinder bei acht verschiedenen Sprachen innerhalb der Gruppe untereinander ebenfalls
nicht verstiinden. Die Kinder fuhlten sich haufig in ihren Bedurfnissen nicht gesehen, was zu
Konflikten und Wut fihre. Sie frage, was ein Kind tue, das nicht spreche und von den Be-
treuern nicht verstanden werde, aber Aufmerksamkeit erhalten wolle, und dessen Erzieher
keine Kapazitdten hatten, um ihm diese Aufmerksamkeit zu geben. Das Kind sei frustriert
und witend und kommuniziere auf eine Art und Weise, dass die Erzieher dies verstiinden —

indem es schreie, strampele, auf den Boden fallen oder im schlimmsten Fall mit Stiihlen wer-
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fe. Parallel dazu geschahen noch weitere Dinge, weil nicht nur ein Kind, sondern 15 weitere

in der Gruppe betreut wirden.

Frau Frecke hob heraus, dass die padagogischen Fachkréafte jeden Tag an vorderster Front
kampften und alles gében, um die Kinder zu unterstiitzen, die das Wertvollste seien. Davon

sei sie Uberzeugt.

Nach ihrem Dienst komme sie nach Hause, wo sie aber auch keine Erholung finde. Denn
nicht selten bestreite sie dort ihre Vor- und Nachbereitung, weil im Kindergarten haufig keine
Zeit dafur sei. Dies nehme sie deshalb auf sich, weil ihr Anspruch in einer guten padagogi-
schen Bildung bestehe. Sie wolle abends reflektieren und sich auf den neuen Tag vorberei-
ten konnen. Dies finde dann zu Hause statt, auch mal Basteln, wenn es sein miisse — und

natlrlich alles unentgeltlich.

Aber die Fachkrafte fanden bald keine Kraft mehr, denn die Rahmenbedingungen machten
sie krank. Aber anstatt zum Arzt gingen sie in die Kita, weil sie ihre Kolleginnen nicht allein
lieBen. Man wisse, dass niemand anderes in die Gruppe kommen. Wenn ein Kollege krank
sei, mussten die anderen mit den Kindern allein zurechtkommen. Deshalb arbeite man, so-
lange und so viel, wie es mdglich sei. Irgendwann sei dies aber nicht mehr mdglich. Sie erle-
be, wie viele tolle, motivierte padagogische Fachkrafte aufgédben, weil sie ihrem Anspruch

nicht mehr gerecht werden kénnten. Dies stimme sie sehr traurig.

AulRerdem schwinge immer noch Angst mit, denn wenn etwas passiere, habe sie die Ver-

antwortung, niemand anderer, weil sie in der Gruppe gewesen sei.

Sie bat die Abgeordneten, bei der zu treffenden Entscheidung daran zu denken, dass die
Kinder, die heute und in Zukunft in den Einrichtungen betreut wirden, die Fachkréafte von
morgen sein wirden, die nachste Generation padagogischer Fachkrafte, medizinischen Per-
sonals, Handwerker, Polizisten usw. Die Kindertageseinrichtungen seien das Fundament,
auf dem alles aufbaue. Sie bildeten haufig die erste Kontaktstelle flr Kinder und Eltern fir
frihkindliche Bildung. Fakt sei, dass die Kindergarten elementar zur positiven, aber auch

negativen Entwicklung der Kinder beitrigen.

Frau Kunstmann berichtete, dass sie einen AWO-Kindergarten in Mihlhausen leite. Die
Einrichtung verfuge tber 200 Platze, davon 26 Integrativplatze, und entwickele sich gerade
zu einem Stadtteilzentrum. Der Kindergarten beteilige sich an den Projekten ,Sprach-Kita“

und ,Vielfalt vor Ort begegnen®.
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Man stelle seit Langerem fest, dass sich die Familiensysteme verdnderten, nicht nur in der
Konstellation, die auch Frau Nerlig angesprochen habe: weg von dem Modell ,Vater, Mutter,
Kinder®, dies sei eher nebensachlich. Viel problematischer sei, dass die Eltern und Familien
extreme Existenzangste hatten. Die Familien konnten mitunter die Kitagebihren nicht bezah-
len, weil ihnen nicht gelinge, tberhaupt die Antréage auszufullen. Sie wissten nicht, ob sie die
Antrdge beim Landratsamt stellen missten, beim Sozialamt oder bei der Migrationsstelle.
Helfen konnten lediglich die Padagogen in den Gruppen — zusatzlich. Sie sei deshalb dank-
bar fir das Projekt ,Vielfalt vor Ort begegnen®. Darlber habe eine Elternberatung eingestellt

werden kénnen, die Eltern berate und die Sprache gemeinsam mit den Kindern lebe.

Ver.di spreche sich deshalb dafiir aus, dass das System anders gedacht werde und sich die
Kitas erweiterten. Wie Frau Frecke bereits geschildert habe, seien die Kindergarten vor Ort
im Grunde das einzige Fundament, das noch Zugang zu den Eltern biete; in der Schule sei
dies schon nicht mehr gegeben. Die Padagogen in den Kindergarten hatten zu den Familien
den engsten Kontakt — auch zu GroRReltern und allen, die mit den Familien zu tun hatten,
auch im integrativen Bereich. Die Kindergarten veranstalteten runde Tische mit Sozialdmtern
und Therapeuten. Insofern seien die Kitas der Anlaufpunkt fir die Gesellschaft. Gemaf dem
afrikanischen Sprichwort ,Um ein Kind aufzuziehen, braucht es ein ganzes Dorf* heil3e ihre

Einrichtung deshalb Stadtteilzentrum, weil der Sozialraum etwas groR3er sei als ein Dorf.

Sie sagte, aus den obigen Griinden ebenfalls fiir die Einrichtung des Zentrums fur friihkindli-
che Bildung zu pladieren. lhres Erachtens bendétige man eine wissenschaftliche Begleitung,
die Theorie in der Praxis einfihre. Sie habe wahrgenommen, dass das Zentrum nicht unbe-

dingt fir Weiterbildung zustandig sein solle wie das ThILLM.

Vor dem Hintergrund, dass in ihrem Kindergarten die Projekte ,Sprach-Kita“ und ,Vielfalt vor
Ort begegnen® umgesetzt wirden, wolle sie im Folgenden ein Beispiel erlautern. Im Kinder-
garten biete eine Frau mit syrischer Muttersprache Sprachkurse fiir syrische Kinder an, mitt-
lerweile aber auch fir deutsche und syrische Kinder zusammen. Man habe festgestellt, dass
man die syrischen, aber auch anderssprachigen Kinder noch besser in die deutsche Sprache
habe einfihren kénnen, weil sich in der Einrichtung durch das Ehrenamt sehr viel weiterent-
wickelt habe. Sie kénnten deutsche Woérter besser finden, weil sie zuvor noch in ihrer syri-
schen Muttersprache begleitet worden seien. Dies sei u. a. in der Einrichtung zu erleben.
Deshalb sei der Kindergarten sehr praventiv und kénne bedurfnisorientiert auf die Kinder

eingehen. Dies sei die beste Voraussetzung, um ein Kind in der Entwicklung zu begleiten.
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Frau Kunstmann betonte abschlieend, dass ver.di deshalb den Gesetzentwurf begriif3e. Er
stelle einen Anfang dar, auf einem guten Weg in diesem Bereich weiterzugehen. Ihre Ein-
richtung nehme Kinder ab einem Alter von drei Monaten auf. Mit Blick auf ihre Kolleginnen
sollte auch eine personelle Anpassung im Krippenbereich erwirkt werden. Mit dem Gesetz-
entwurf gelinge jedoch ein guter Start in die richtige Richtung.

Abg. Rothe-Beinlich nahm Bezug auf Ausfiihrungen von ver.di in der schriftlichen Stellung-
nahme in Zuschrift 7/3015 (siehe Seite 5) beziiglich 8 11 ThurKigaG-E zu Aufsicht und Kon-
trolle der Einrichtungen. Sie habe den Schilderungen entnommen, dass die Fachberatung
die Einhaltung der gesetzlichen Rahmenbedingungen Uberprifen solle. Dies sei jedoch nicht
Aufgabe der Fachberatung, sondern des TMBJS und der 6rtlichen Trager der Jugendhilfe,
der Fachaufsicht. Sie fragte, welche Intention mit den benannten Ausfihrungen in Zu-
schrift 7/3015 verfolgt werde. Ver.di empfehle ,eine entsprechende eindeutige Klarstellung®.

Sie interessierte, was genau wie klargestellt werden solle.

Frau Raschdorf erlauterte, dass die Einrichtungen und insbesondere das padagogische
Fachpersonal dabei unterstiitzt werden mussten, ihre Qualitat aufrechterhalten zu kénnen.
Man nehme haufig wahr, dass Einrichtungen an die Grenzen ihrer Mdglichkeiten stiel3en,
weil so viel Personal und Unterstiitzung fehle, sodass sie ihre Angebote eigentlich nicht auf-
rechterhalten konnten und Offnungszeiten reduzieren missten. Haufig komme dann ,von
oben” die Ansage, dass sie noch einen Tag durchhalten sollten. Wenn dies jedoch zum dau-

erhaften Zustand werde, sei dies eine immense Belastung der Kolleginnen.

AulRerdem habe man in den letzten Jahren wahrgenommen, dass es wiederholt zu Verande-
rungen hinsichtlich der landesseitigen Bestimmungen gekommen sei, wohin eine Meldung

ergehe solle, wenn der Mindestpersonalschlissel unterschritten werde.

Letztlich gehe es ver.di darum, dass die Einrichtungen eine Unterstitzung erhielten, wenn
der Mindestpersonalschlissel unterschritten werde, und nicht ,von oben® lediglich ermutigt
werde, irgendwie durchzuhalten, denn dies stelle eine eindeutige Kindeswohlgefahrdung dar.
Insofern sollte noch einmal verdeutlicht werden, wer sich wie und wo in der Verantwortung
befinde und dass eindeutige Regelungen existierten, damit nicht nur von oben nach unten
Druck aufgebaut, sondern unterstitzt werden. Daflr gebe es einen gesetzlichen Personal-
schlussel. Gegebenenfalls misse noch einmal prazisiert werden, dass der Personalschliissel
gesetzlich festgeschrieben und giiltig sei, und zwar nicht nur wenn ,regelmafig nicht mehr
als“ eine bestimmte Anzahl von Kindern betreut werde. Es musse klar sein, dass gut sei,

wenn pédagogische Fachkrafte einschatzten, dass der Personalschliissel unterschritten sei



62

und sie in der bestehenden Form nicht weiterarbeiten konnten. Dies sei zurzeit sehr haufig

die Regel.

Abg. Rothe-Beinlich sagte, dass sich ihr die Frage der mdglichen Umsetzung stelle. Frau
Raschdorf habe erlautert, dass der Druck von oben reduziert werden sollte, aber auch der
Druck in den Einrichtungen, wenn die Situation ohnehin schon schwierig sei, weil Erzieherin-
nen fehlten. Wenn im Gesetz Prazisierungen vorgenommen wirden, miisse man aber ge-
wissermal3en immer eine Sanktion mitdenken. Dies sei jedoch nicht gewollt, vielmehr gehe
es ver.di um die Umsetzung und Einhaltung der Regelungen. Man musse prifen, wie mit der
Problematik umgegangen werden kdnne, die sie jetzt verstanden habe, die aber ihres Erach-
tens nur schwer gesetzlich zu fassen sei. Gern kénne ver.di auch im Nachgang der Anho-
rung noch weitere Vorschlage dazu einreichen, damit Fachkréfte auf der einen Seite in Si-
cherheit seien, weil ein Betreuungsverhdltnis nicht unterschritten werden dirfe und keine
Kindeswohlgefahrdung verantwortet werden muisse, wahrend auf der anderen Seite die Rea-

litat dazu zwingen, mit bestimmten Situationen umzugehen.

Frau Raschdorf sagte, durchaus einen unterstiitzenden Mechanismus zu sehen, der sehr
wahrscheinlich auch im Gesetz verankert werden kénne. Die Einrichtungen besafien bei-
spielsweise keinen MaRhahmenplan, der besage, was passiere, wenn nicht mehr genigend
Personal vorhanden sei. Ihres Erachtens misse man dabei schon sehr friih ansetzen. Wenn
z. B. von 20 Kolleginnen nur noch 18 im Dienst seien, kdnne womdglich ein Ausflug nicht
unternommen werden. Wenn nur noch 15 Erzieherinnen zur Verfigung stiinden, missten
weitere Angebote entfallen. Hierbei miisse aber jede Einrichtung selbst prifen, was sie mit
welcher Anzahl von Padagogen leisten kdnne. Dies festzulegen und an die Betriebserlaubnis
zu koppeln, stelle ihres Erachtens einen moglichen Mechanismus dar. Insofern miisse man
nicht unbedingt zuerst Uber Sanktionen nachdenken, sondern als Unterstiitzungsmechanis-
mus einen Handlungsleitfaden fur die Kollegen vor Ort erstellen. Dies kénnte dann auch
transparent kommuniziert werden, auch den Eltern gegeniber, damit diese genau wissten,
worauf sie sich einstellen konnten. Sie kdnnten dann ebenfalls erkennen, dass bestimmte

Angebote gerade nicht geleistet werden kénnten.

Abg. Dr. Konig sagte, dass ein grundlegendes Thema der heutigen Anhorung sei, die Be-
darfe erkennen zu mussen, die daraus entstiinden, dass die Kindergarten auf3erhalb des
festgelegten Personalschlissels aktuell verstarkt mit vielfaltigen Aufgaben konfrontiert seien.
Eine Mdglichkeit, diesen Bedarfen zu entsprechen, ergebe sich aus den mehrfach benann-
ten Projekten, sodass die Einrichtungen, die davon partizipieren kdnnten, ein Stiick weit bes-

ser aufgestellt seien als die Ubrigen Kindertagesstatten. Die Schilderungen von Frau Kunst-
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mann hatten verdeutlicht, dass in ihrem Kindergarten in Mihlhausen eine Kombination aus
allen derzeit existierenden Projekten zur Anwendung komme. Die Einrichtung beschéftige im
Ehrenamt eine syrische Mutter, die eine Sprachférderung anbiete, Uber das Projekt ,Vielfalt
vor Ort begegnen” sei eine Elternbegleitung installiert worden, auf3erdem leiste der Kinder-
garten als Stadtteilkita Elternarbeit, die auch im Rahmen von ,ThEKiZ* stattfinden konnte.
Dabei habe Frau Kunstmann diese Mdglichkeiten in einer Weise auf ihren Kindergarten zu-
geschnitten, wie es fir diesen am besten sei. Dies entspreche seiner These, den Einrichtun-
gen selbst viel mehr Freiheiten einzurdumen — nach besonderen Kriterien nattrlich auch in
der Ausstattung —, weil diese am besten wussten, was fur ihre Einrichtung passgenau sei. Er

erkundigte sich, ob die ver.di-Vertreterinnen dieser These zustimmen wiirden.

Frau Kunstmann teilte mit, dass sie der These einerseits zustimmen wirde. Andererseits
sei sie jedoch der Meinung, dass hinter dem Ressourceneinsatz auch immer ein Konzept
stehen misse. Damit Angebote nicht einfach mitgenommen wiurden, weil sie vielleicht pas-
sen koénnten und nur deshalb in Anspruch genommen wirden, spreche sie sich fur das Zent-
rum fur frihkindliche Bildung aus. In Zusammenarbeit mit dieser Institution kdnnte genau
eruiert werden, welche Bedarfe in einer Einrichtung bestiinden und was folglich benétigt
werde. Durch die Projekte habe man Uberhaupt erst die Moglichkeit erhalten, Verschiedenes
auszuprobieren und zu testen, ob es die Einrichtung weiterbringe. |hrer Kita habe dies viel
gebracht. Sie weise jedoch darauf hin, dass der Projektteilnahme Analysen und Bedarfser-
mittlungen vorausgegangen seien; eine Kita-Leitung sei heutzutage eher Management. Sie
selbst habe auch an der Fachhochschule studiert und diese habe fur die Einrichtung stets als
Ansprechpartner und wissenschaftlicher Begleiter zur Verfigung gestanden, auch im Projekt
,Vielfalt vor Ort begegnen®. Insofern spreche sie sich fur eine bedarfsorientierte Zuweisung

nach einem vorausgehenden Konzept aus.

Abg. Dr. Kénig nahm Bezug auf die Aussage, dass das Zentrum flr frihkindliche Bildung
essenziell sei, um Kindergartenentwicklung vornehmen zu kdnnen. Er selbst sei einmal fur
einen Kindergartentrager zustandig gewesen und habe deshalb viel mit der Fachberatung zu
tun gehabt. lhn interessiere, wie die Ver.di-Vertreterinnen das Zusammenspiel zwischen
Fachberatung und universitarer bzw. Hochschulkooperation einschatzten. Fir ihn selbst sei-
en stets die Fachberater die ersten Ansprechpartner gewesen, z. B. bei besonderen Vor-
kommnissen oder bei konzeptionellen Umstellungen innerhalb der Einrichtung. Freie Trager
verfugten Uber eigene Fachberater, der Landkreis oder die kreisfreie Stadt habe weitere
Fachberater, zu deren Beratungsrunden die Fachberater der freien Trager eingeladen wir-
den. Nun solle auRerdem noch die Begleitung durch das Zentrum fir frihkindliche Bildung

hinzukommen. Er fragte, wie man das Zusammenspiel der Akteure sowie die zeitlichen Res-
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sourcen der Leitungen einschétze, alle diese Akteure zu bedienen. Auch wenn Angebote
unterbreitet wirden, misse man erst noch die zeitlichen Mdglichkeiten fir deren Nutzung

finden.

Frau Kunstmann sagte, dass sie vor der Coronapandemie Fachberaterin beim Landkreis
gewesen sei und sich stark im Austausch mit der Fachhochschule, dem TMBJS oder dem
ThILLM befunden habe, um sich Hintergrundwissen zu verschaffen. Dies sei ein gutes Zu-
sammenspiel, weil sie aus allen Angeboten der unterschiedlichen Fachrichtungen nach ihren
Bedarfen habe auswéahlen kdnnen, was sie an der Basis habe weitergeben konnen.

Abg. Thrum &aul3erte, auch die AfD-Fraktion strebe an, dass das Kindergartensystem grund-
legend anders gedacht werde. Er fragte, ob sich die Problemlagen in den letzten 20 Jahren

in den Kindertagesstatten verscharft hatten und worin die Griinde dafir lagen.

Frau Frecke antwortete, dass sie ihre Ausbildung 2005 abgeschlossen habe. Damals habe
es auch bereits Kindergarten mit schwierigen Situationen gegeben. Sie sei z. B. zuerst in
einer Einrichtung in Erfurt-Rieth beschéftigt gewesen, einem schwierigen Umfeld. Aber Kin-
der seien Kinder und Kinder seien toll. Wenn die Rahmenbedingungen stimmten und man

gut mit den Eltern umgehen kdnne, seien auch schwierige Situationen zu bewaltigen.

Mittlerweile werde jedoch viel mehr von den padagogischen Fachkraften erwartet. Friher
hatten sie einen Bildungsauftrag gehabt: Man habe mit den Kindern verschiedene Dinge un-
ternommen und zusammengehalten. Heute berate sie die Eltern bei Antrdgen und versuche,
ihnen zu erklaren, wie sie Gelder akquirieren konnten, weil sie nicht wissten, ob sie Sozial-
hilfe oder andere Unterstitzung erhalten konnten, damit das Kind in der Einrichtung betreut
werden kénne. Sie beschéftige sich mit Erziehungshilfe, z. B. damit, welches Spielzeug gut
fur die Entwicklung von welchen Kindern sei, womdglich der Ball. Auch die Digitalisierung sei
zu bericksichtigen. Einige Kinder séfRen zu Hause teilweise tber acht Stunden vor einem

Tablet, weil die Eltern der Meinung seien, die Kinder kénnten damit Deutsch lernen.

Insofern seien sehr viele neue Anforderungen an die padagogischen Fachkrafte herangetre-
ten, die aber erfullt werden mussten, weil den Erzieherinnen die Kinder am Herzen lagen.
Die Kinder kénnten nichts fir diese Gegebenheiten und die Erzieher fungierten als ihre

Sprachrohre.

Frau Frecke fasste zusammen, dass sich sehr viel verdndert habe und man sowohl gute

Rahmenbedingungen, aber auch gute Ausbildungen benétige, um den Anforderungen ge-
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recht werden zu koénnen. Sie verwies auf die heute schon mehrfach angesprochene Tatsa-
che, dass die Krankheitsfélle zundhmen, denn der Beruf sei nicht nur korperlich sehr an-
strengend, sondern misse auch psychisch bewaltigt werden kdnnen. Deshalb miisse eine
padagogische Fachkraft fur ihren Beruf brennen. Die Fachkrafte in den Einrichtungen wr-
den bestéatigen, dass es sich um ihre Berufung handele. Man gehe dem Beruf mit Leiden-
schaft nach und sehe deshalb naturlich auch tGber einzelne Probleme hinweg. Diese Verhalt-
nisse durften aber nicht zur Gewohnheit werden. Die Kindertagesstatten mussten qualitativ
besser werden, weil spater in der Schule auch niemand mehr Zeit finde, sich so intensiv mit

den Kindern zu beschéftigen; dafir seien die Fachkréfte in den Kindergéarten zustandig.

Frau Kunstmann ergénzte, dass sich auch in den letzten drei Jahren etwas verandert habe.
Aufgrund der Coronapandemie sei vieles vielfaltiger geworden. Sie fiihrte dazu aus, dass sie
am 1. Marz 2020 ihre Einrichtung Ubernommen und am 16. Marz wegen Corona geschlos-
sen habe. Sie habe stark am eigenen Leib erfahren, welche Auswirkungen dies auf den

Menschen gehabt habe.

— Frau Konrad, Verband kinderreicher Familien Thiringen e. V., Zuschrift 7/3052, teilte
eingangs mit, dass sie das Statement der Ver.di-Vertreterinnen zu der Arbeit im Kindergarten
als Mutter sehr gertihrt habe, insbesondere zu horen, wie Kinder zum Teil in den Einrichtun-
gen litten und Padagogen aber die Verhaltnisse nicht per se aufheben kénnten.

Namens ihres Verbandes wolle sie im Folgenden auf zwei Punkte ihrer schriftlichen Stel-
lungnahme in Zuschrift 7/3052 ausfihrlicher eingehen: einerseits auf die fruhkindliche Bil-
dung, die ihres Erachtens in der bisherigen Diskussion viel zu kurz gekommen sei. Der Be-
griff sei in den letzten Jahren im politischen Raum inflationar gebraucht worden — mit einer
Definition, der Familien bisher ausgrenze. Im Weiteren werde sie auRerdem auf die Grin-

dung des Zentrums fur friihkindliche Bildung eingehen.

Keiner der Anwesenden bestreite den Wert friihkindlicher Bildung. Fraglich sei aber, wann
und wo sie beginne und wie sie zum Wohl der Kinder durch ein Gesetz geférdert werden
kénne. Dem Duktus des Gesetzentwurfs folgend beginne friihkindliche Bildung erst mit dem
Eintritt in Krippe und Kindergarten, denn nur diese Form der Betreuung werde durch Subven-
tion der anfallenden Betreuungskosten durch die 6ffentliche Hand von Land und Kommunen
gefordert. Die familiendhnliche Struktur einer Betreuung bei der Tagesmutter werde eher
geduldet und nur stiefmitterlich durch das Land gefordert. Sie fragte, ob aber dieser Zeit-

punkt und die darauf ausgerichtete Forderung richtig seien, ob sie Familien eigenverantwort-



66

lich starkten, ihre durch das Grundgesetz zugewiesenen Aufgaben wahrzunehmen, und ob
sie Familien ermdglichten, die Betreuung des Kindes nach ihren Bedarfen zu organisieren.
Aus Sicht ihres Verbandes miissten diese Fragen verneint werden.

Die Instrumentalisierung kindlicher Entwicklung erfolge aus der Perspektive Erwachsener.
Sie diene der Sicherung der Wirtschaftsleistung und richte sich gegen die natirlichen Bedar-
fe von Kindern und Familien. Bundesfamilienministerin Lisa Paus Ubernehme dabei das Ge-
schaft der Wirtschaft, denn sie fordere, die Erwerbsquote von Muttern misse weiter gestei-
gert, der Anteil der in Teilzeit arbeitenden Mutter konne durch partnerschaftliche Arbeitsauf-
teilung mit den Véatern verringert werden. Entweder Uberndhmen Mutter, Véater oder Dritte die
Betreuung von Kindern. Werde die Sorgearbeit nicht durch die Familie selbst erbracht, mus-
se sie externalisiert werden. Die daflr entstehenden Kosten mussten durch das Steuerauf-
kommen und Elternbeitrage gedeckt werden. Neben den Beitrdgen fir die Einrichtung be-
zahlten Eltern das Uber das Steueraufkommen und die Fremdbetreuung zuséatzlich. Eine
Wertschopfung der Sorgearbeit am eigenen Kind finde nicht statt. Leistungen von Familien
wuirden nicht im Bruttoinlandsprodukt erfasst. Geleistete Sorgearbeit in den Familien sei ein

Grund fur Familienarbeit und Armut von Muttern im Rentenalter.

Seit Jahren sei der Eintritt in Krippe und Kindergarten nicht an den Bedurfnissen von Kindern
und Familien ausgerichtet. Dabei sei bekannt, dass sich das kindliche Gehirn in Abhangigkeit
von Erfahrungen entwickele, die es in seinem Umfeld machen kdnne und misse. Es brauche
Anregungen ebenso wie Ruhe, Warme, Schutz und Koérperkontakt. Der Aufbau von Bindun-
gen zu Mutter und Vater sowie Geschwistern sei dabei von besonderer Bedeutung und ende
nicht am 1. Geburtstag. Trotzdem sei das Bundeselterngeld auf zwdlf Monate konzipiert. Der
Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz ab dem 1. Lebensjahr seit 2009 unterstreiche diesen
Ansatz und suggeriere, die Krippe leiste die Betreuungs- und Bindungsarbeit und verschaffe

Eltern Zeit fur berufliche Karrieren.

In den letzten 15 Jahren habe sich ein starker Wandel in den Thuiringer Familien vollzogen.
Die Akzeptanz, Familienarbeit an eine Institution auszulagern, werde nur noch vereinzelt von
Familien infrage gestellt. Diese einseitige Forderung der institutionellen Betreuung diskrimi-
niere die Familien. Sie drange schleichend die Vielfalt von Familien zurliick — eine Vielfalt,
welche die Demokratie dringend bendtige und in anderen Bereichen gezielt geférdert werde.
Der Riickzug der Eltern aus ihrer Verantwortung fiihre zur Uberforderung in den Einrichtun-
gen. Man habe gerade von den Ver.di-Vertreterinnen gehért, was die Einrichtungen leisten

mussten, denn sie mussten ihrerseits Bindungs- und Erziehungsarbeit erganzen. Wegbre-
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chende familidare Strukturen kénnten aber nur begrenzt von den Fachkraften in den Einrich-

tungen aufgefangen werden und die Leistung von Muttern und Vatern ersetzen.

An dieser Stelle sei auf die hohe Zahl von alleinerziehenden Elternteilen in Thiringen ver-
wiesen. Mit einer Quote von 21 Prozent im Jahr 2022 gehdre Thiringen zu den Spitzenrei-
tern bei diesem Familienmodell. Nach einer Bertelsmannstudie aus dem Jahr 2021 betrage
der Anteil Alleinerziehender auf Bundesebene 16,8 Prozent, der niedrigste Anteil liege bei
14,8 Prozent in Baden-Wirttemberg.

Ein Arbeiten wie vor der Coronapandemie gebe es nach Schilderungen von Eltern und Er-
ziehern nicht mehr. Die Beziehungen zwischen den Beteiligten hatten sich nachhaltig veran-
dert. Familien hinterfragten zu Recht die tagliche Arbeit und Ziele von Betreuungsangeboten.
Vom Bildungsauftrag als Legitimation fir den Besuch einer Einrichtung misse auch die Be-
ziehungsebene zwischen Erziehern und Kindern in den Mittelpunkt der taglichen Arbeit ri-

cken. Hierfir musse das Land die Rahmenbedingungen schaffen.

Eine Absenkung des Betreuungsschlissels vom ersten bis zum letzten Tag in der Einrich-
tung sei notwendig. In einer Umfrage unter den Mitgliedern des Verbands habe sich die gro-
e Mehrheit der Familien fur eine Verbesserung des Betreuungsschlissels ausgesprochen.
Verbunden werde dies mit der Hoffnung auf eine Verbesserung der quantitativen Bezie-
hungsarbeit. Eine gute Beziehung lasse sich nur schwer dokumentieren und noch schlechter
messen. Der Aufbau von Vertrauen bendtige Zeit, die nicht durch falsch verstandene Doku-

mentation der Qualitdt entzogen werden sollte.

Als DDR-Kind habe sie in den 1970er-Jahren einen Kindergarten besucht. Noch heute kenne
sie den Namen ihrer Erzieherin, denn sie habe sie in ihr Herz geschlossen. Sie habe ihr Halt
und Orientierung gegeben, wahrend ihre Eltern berufstatig gewesen seien. Sie fragte, wel-
ches Kind vom Eintritt in die Krippe bis zum Ende der Kindergartenzeit von einer festen Per-
son betreut werde und sie mithin in sein Herz schlieBen kénne. Jede personelle Verande-
rung in der Krippe und im Kindergarten flihre zu Beziehungsbriichen und schwéache die Kin-
der, sichere Bindungen aufzubauen. Diesen Zusammenhang miisse man verstehen und
konsequent in die Arbeit mit Kindern einbeziehen, denn die Auswirkungen setzten sich wah-

rend der Schulzeit zum Nachteil der Kinder fort.

Wer also wirklich friihkindliche Bildung fordern wolle, investiere zuallererst in Familien — well
er erkannt habe, dass ,[d]ie natiirliche Form, in der Erziehung stattfindet, [...] die Familie ist,

denn Eltern verbindet die Liebe zu ihren Kindern®. Sie seien ,die ersten Vorbilder fur ihre
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Kinder.“ Dieses Zitat des ehemaligen Kultusministers Bernward Muller sei dem Vorwort des
Tharinger Bildungsplans bis 10 Jahre von 2008 entnommen. Familie vermittele Grundlagen
und Werte fir das Zusammenleben wie Autonomie und Wirksamkeit, Achtung vor dem Ein-
zelnen und Achtsamkeit, Ricksicht und Fairness, Freiheit und Unterstitzung, Wertschat-
zung, Respekt und Verlasslichkeit, Teamgeist und Zusammengehorigkeit. Diese Werte wir-
den taglich in den Familien gelebt. Sie gaben Halt und Orientierung — ein Leben lang.

Wer frahkindliche Bildung fordern wolle, vertraue Familien, wenn es darum gehe, ab wel-
chem Zeitpunkt ein Kind auf3erhauslich durch Dritte versorgt werde, und sichere die finanzi-
elle Basis wahrend der frei gewahlten Betreuungszeit durch die Eltern. Nur so konnten Fami-
lien ihre originare Verpflichtung nach Bildung und Betreuung leisten. Der Verband kinderrei-
cher Familien préferiere eine sofortige steuerliche Entlastung von Familien bei den Sozial-
ausgaben — Arbeitslosen-, Kranken- und Rentenversicherungsbeitrdgen — nach dem Vorbild
der Pflegeversicherung. Dies sei auf Bundesebene zu regeln, dies sei ihr bekannt. Aber ein
Schritt auf Landesebene sei die Wiedereinfihrung des Landeserziehungsgeldes, das bis
2014 im Freistaat an alle Familien flr Kinder im zweiten Lebensjahr gezahlt worden sei und

einen Geschwisterbonus enthalten habe.

Wer fruhkindliche Bildung férdern wolle, sorge dafiir, dass Eltern und Kinder mit Unterstit-
zung und Hilfe rechnen durften, wenn die Erziehung und Bildung mehr brauche, als in der
Familie geleistet werden kdnne. Der subsidiare Ansatz sei ebenfalls im Vorwort zum Bil-
dungsplan bis 10 Jahre von 2008 formuliert worden. Der Verband sehe einen grof3en Nach-
holbedarf bei der Umsetzung des Thiringer Bildungsplans und dem Ausbau von Elternarbeit
mit niederschwelligen regelméaRigen Angeboten wahrend der Krippen- und Kindergartenzeit.

Wer fruhkindliche Bildung fordern wolle, garantiere eine bessere Vorschulvorbereitung. Be-
grenzte personelle Ressourcen im schulischen Bereich, insbesondere der Grundschule, soll-
te das Land zum Anlass nehmen und Kindern den Ubergang vom Kindergarten in die Schule
erleichtern. Fir den Verband seien eine Pflicht zur Kooperation zwischen Kindergarten und
Schulen im gesetzlichen Einzugsgebiet und verbindliche Bildungsangebote vorstellbar. In
Abstimmung mit der Schuleingangspriifung sollten im letzten Jahr vor der Schule Lernplane
fur jedes Kind erstellt und in enger Absprache mit den Familien umgesetzt werden. Auch
Kinder, die zu Hause betreut wirden — auch wenn dies ein geringer Anteil sei —, missten mit
einbezogen werden, ohne dass hierfir Kosten fir die Familien entstiinden. Personalmangel
an Kindergarten und Schulen diirfe nicht langer dazu fiihren, dass eine fiir den Ubergang

gestaltete Kooperation bestehen bleibe.
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Die Heterogenitat der Schulanfanger stelle Lehrer in der Schuleingangsphase vor immer
grolRere Herausforderungen. Dazu kédmen steigende Schiilerzahlen pro Klasse. Ziel eines
Vorschuljahres musse sein, ein schulfahiges Kind mit notwendigen Grundlagen in sprachli-
cher und schriftsprachlicher, motorischer, gesundheitlicher, naturwissenschaftlicher, techni-
scher, mathematischer, musikalischer, klinstlerisch-gestaltender und soziokultureller Bildung
auszustatten. All diese Punkte fanden sich detailliert im Thuringer Bildungsplan. Man kdnne
aber auch einfach auf das Konzept von Frobel zurtckgreifen. Die Umsetzung in den Kitas
gelinge mit Blick auf den Fachkraftemangel nicht flachendeckend. Dies musse sich &ndern
und vor einem weiteren kostenfreien Kindergartenjahr Prioritat haben, denn alles, was uns

bewege, lasse Spuren zurlick. Alles trage unmerklich zu unserer Bildung bei.

Wer frihkindliche Bildung férdern wolle, sorge fur die Umsetzung des Thiringer Bildungs-
plans von 2008. Fir die Altersgruppe von 0 bis 10 Jahren konzipiert stelle er ein Fillhorn an
Anregungen und Hinweisen dar, wie Erziehung und Bildung erfolgreich gestaltet werden
kénne. Dabei werde zugleich deutlich, dass Erziehung und Bildung aufBerordentlich an-
spruchsvolle Aufgaben seien. Mutter, Vater und Fachkrafte in den Einrichtungen kénnten
diese nur erfolgreich meistern, wenn die Liebe zum Kind, Wissen, Kénnen und Mut vorhan-
den seien. Die Erzieherin sei Beziehungsgestalterin. Sie leiste wahrend des Besuchs von
Krippe und Kindergarten ersatzhalber die Firsorgearbeit der Familien. Der Aufbau von Bin-
dung zum Kind als Voraussetzung fur Bildung habe dabei Prioritat. Sicher und gewohnt im
Umgang mit Kindern kénne sie in einer sehr individuellen Entwicklung begleiten und unter-
stutzen. Sie sei ein wichtiger Partner fur Eltern, wenn es um die Gestaltung des Ubergangs

vom Kindergarten zur Schule gehe.

Dies fuhre zum zweiten anzusprechenden Themenschwerpunkt: dem Zentrum fur frihkindli-
che Bildung und seinen Aufgaben. Frau Konrad fragte, woraus sich die Notwendigkeit eines
Instituts ergebe, das den Steuerzahler jahrlich mindestens 700.000 Euro koste. Weder rege-
le dies § 7a ThirKigaG-E, noch kdnne dies aus der Gesetzesbegrindung enthnommen wer-
den. Das Wort ,Bildungsplan® finde sich nicht einmal im Zusammenhang mit der Begrindung
des geplanten Zentrums, dabei sei gerade der Bildungsplan in seiner Fassung von 2015 mit
einem Umfang von 372 Seiten Arbeitsgrundlage der Thiringer Kindergarten. Sie fragte, wa-
rum der Bildungsplan unberticksichtigt bleibe, der unter Beteiligung von 32 Einrichtungen
und Tragern im Fachbereich, 15 Einrichtungen aus dem friihkindlichen Bereich, 58 Einrich-
tungen aus dem schulischen Bereich und 61 Einrichtungen und Tragern aus dem auf3er-
schulischen Bereich erarbeitet worden sei. Dies liege wohl daran, dass der Bildungsplan
zwar erarbeitet, aber nicht implementiert worden sei. Nach ihrem Kenntnisstand habe das

damalige Bildungsministerium 2008 jedem Kindergarten ein Exemplar zur Verfligung gestellt.
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Ob der Bildungsplan von 2015 je als Handreichung ausgegeben worden sei, entziehe sich

ihrer Kenntnis. Er sei aber online abrufbar.

Alle Aufgaben, die das Zentrum fir frihkindliche Bildung abbilden solle, konnten nach Auf-
fassung des Verbands kinderreicher Familien einfacher durch bereits genannte Strukturen
erfullt werden bzw. seien diese bereits im Jahr 2014 Thema in einer AG Kita gewesen. Inso-
fern stelle sich die Frage, warum diese Aufgaben nicht im Landesjugendhilfeausschuss be-
arbeitet worden seien. Man kénne diese Aufgaben sehr viel ginstiger erfiillen und miisse die
Strukturen nicht in der geplanten Weise aufblahen; dies sei jedoch auch schon von Vorred-

nern benannt worden.

Vors. Abg. Wolf sagte, den Ausfiihrungen von Frau Konrad entnommen zu haben, dass der
Elternarbeit in der Gesetzgebung eine andere Wertigkeit zukommen sollte — etwa in den
Steuergesetzen, in der Sozialgesetzgebung oder auch im vorliegenden ThiirKigaG. Vor dem
Hintergrund, dass die Ladungsadresse des Verbands kinderreicher Familien in Ménchen-
gladbach liege, teilte er mit, dass sich Eltern aus anderen Bundeslandern seines Erachtens
die Thiringer Regelungen wiinschen wirden, beispielsweise den Rechtsanspruch auf einen
Betreuungsplatz ab dem 1. Lebensjahr eines Kindes, der von den Kommunen und freien
Tragern auch tatsachlich vollzogen werde. Er fragte, ob Frau Konrad diesen Rechtsanspruch
infrage stelle, was Frau Konrad bejahte. Sie erganzte, dass der Verband kinderreicher Fa-
milien Thiringen in Weimar ansassig sei, bei der Einladung sei offenbar ein Fehler unterlau-

fen. Aussagefahig sei zu diesem Thema auch nur der Thiringer Landesverband.

In der Frage, inwieweit frihkindliche Bildung stattfinde und ob dies Eltern abgesprochen
werde, sei ihres Erachtens nicht ausreichend wertgeschatzt, dass Bildung bereits ab dem
Tag der Geburt stattfinde. Dies werde nicht gesehen, sondern lediglich die institutionelle
Forderung in Betracht gezogen. Was Familien jedoch neben der Arbeit der Einrichtung leis-
teten, wenn die Kinder morgens in die Einrichtungen gebracht oder am Nachmittag abgeholt
wuirden, am Abend und am Wochenende, werde nicht gesehen. Sie erachte als Grundprob-
lem, dass der Staat nur in die Institutionen investierte — in Institutionen, denen es immer
schwerer falle, ihre Aufgaben wahrzunehmen —, und immer weniger in die Familie als solche,

um ihr die Chance zu geben, die vielféltig existierenden Familienmodelle leben zu kénnen.

Auf Nachfrage von Vors. Abg. Wolf, ob der Rechtsanspruch auf Betreuung ab dem 1. Le-
bensjahr erhalten bleiben oder abgeschafft werden solle, teilte Frau Konrad mit, dass der
Rechtsanspruch gesetzlich verbrieft sei und nicht abgeschafft werden sollte. Man sei in Thi-

ringen bereits einen Schritt weiter und verflige Uber eine Regelung, die sich andere Bundes-



71

lander winschten. Es gebe Eltern, die diese Angebote bendtigten, um ihre berufliche Téatig-
keit mit der Familie zu vereinbaren. Folglich sei es richtig, gut und sehr wichtig, dass ein gu-
tes qualitatives Angebot vorhanden sei.

Sie habe versucht darzustellen, dass in diesem Land aber eigentlich die Mdglichkeit fir El-
tern fehle, zwischen unterschiedlichen Betreuungsarten zu wéhlen. Es werde lediglich unter-
stutzt, wenn das Kind in eine Einrichtung gehe, und nicht, wenn es zu Hause bleibe. Insoweit
wiinschte sie, dass man beide Systeme nebeneinander laufen liel3e und gut ausstatte. Den
Eltern sollte letztlich die Wahl gelassen werden, indem man sie finanziell unterstiitze, wenn
sie mit dem Kind zu Hause blieben. Damit werde anerkannt, dass sie gute Arbeit leisteten.

Dem habe das Landeserziehungsgeld entsprochen.

Abg. Reinhardt sagte, dass der Kern der Stellungnahme des Verbands kinderreicher Fami-
lien seiner Auffassung nach darin bestehe, die Beziehungsarbeit in den Vordergrund zu stel-
len. Dies sei auch in jeglicher Hinsicht fachwissenschaftlich belegt. Zudem kritisiere der Ver-
band im 21. Jahrhundert die Institutionalisierung der frihen Kindheit und fordere den Ge-
setzgeber auf, nicht nur das Kindergartensystem finanziell zu férdern, sondern ggf. auch an-
dere Betreuungsmdglichkeiten. Denkbar ware, anstelle der Forderung eines Kindergarten-
platzes die dafur insgesamt aufzuwendenden Mittel der Familie zu geben, weil sie die glei-
che oder gar bessere Arbeit in diesem Bereich leiste und ihr die Mittel zustiinden. Ihn inte-
ressiere, wie hoch eine angemessene Summe ware, die z. B. eine Mutter vom Freistaat Thu-
ringen erhalten sollte, wenn sie die Kinderbetreuung, Bildung usw. Giberndhme und ihr Kind

nicht in einen Kindergarten gebe.

Frau Konrad auferte, bereits 2015 zur Abschaffung des Landeserziehungsgeldes sei ge-
sagt worden, dass die 150 Euro pro Kind nicht als Ausgleich dafiir ausreichten, was eine
Mutter zu Hause leiste. Dem stimme sie zu. Die Mittel, die vom Land und von den Kommu-

nen in die institutionelle Betreuung flossen, seien wesentlich umfangreicher.

In diesem Zusammenhang sei ihr wichtig zu betonen, dass sie sich nicht grundséatzlich ge-
gen eine institutionelle Betreuung von Kindern ausspreche. Im Land von Friedrich Frobel sei
wichtig, sich auf seine Grundsatze und die Ziele zu besinnen, die er damit verfolgt habe:
dass Kinder eine gute Bildung von gut ausgebildeten Fachkréaften erhielten, die in den Fami-
lien nicht zu ermoéglichen sei. Frobel habe sehr gute Ansatze geliefert, die sie heute oft ver-
misse bzw. von denen sie winschte, dass sie wieder viel 6fter angewandt wiirden; dann er-
Ubrige sich auch ,der ganze Plan dazu“. Frobel habe jedoch nicht gesagt, dass die Kinder ab

dem 1. Lebensjahr in Kindergarten betreut werden sollten, sondern ab dem 3. Lebensjahr.
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Sie erachte als schwierig, Kindern in diesem sehr frilhen Lebensbereich ein Angebot aul3er-
halb der Familie zu unterbreiten, wenn die Bindung noch nicht abgeschlossen sei, sondern
das Kind gerade ab dem 1. Lebensjahr erst fir sich selbst wahrnehme, dass es nicht Teil der
Mutter sei, sondern ein eigener Mensch mit eigenen Bedurfnissen, der kaum sprechen und
laufen kénne. AulRerhalb der Familie falle es sehr schwer, mit vielen Kindern diese Bindung
aufzubauen, die aber fur die Entwicklung des Kindes notwendig sei.

Sie stellte dar, dass sie selbst sehr auf Kosten achte. Wenn gesagt werde, dass Familien
alles wollten — sowohl ein kostenfreies Kindergartenjahr als auch eine qualitativ hochwertige
Betreuung —, sei ihr bewusst, dass dies auch bezahlt werden misse. Aber auch die Familien
zahlten das gesamte System Uber ihre Steuern auf Bundesebene. Deshalb miisse man ihres
Erachtens prifen, was wichtig sei, was dem Kind und der Familie niitze. Erst dann kdnne die
Wirtschaft kommen und ihre Forderungen stellen. Sie spreche heute hier fir Familien und
Kinder, nicht fur die Bedirfnisse der Wirtschaft. Dass Letztere eine Mutter bendétige, die gut

ausgebildet sei, verstehe sie, spreche aber fur die andere Gruppe.

Abg. Dr. Kdnig teilte mit, der Stellungnahme des Verbands dessen Ansicht entnommen zu
haben, dass in all den Diskussionen die in den Familien geleistete Arbeit zu kurz komme.
Dies sei eine legitime Position. Er begriil3e, dass auch diese Sichtweise in die Debatte ein-
gebracht werde, weil man sich ein ganzheitliches Bild machen wollen; dabei spiele der Ver-
band kinderreicher Familien eine wichtige Rolle. Er fragte, wie die in den Familien geleistete
Arbeit aus Sicht des Verbands im Rahmen des bestehenden Kindergartensystems gestarkt
werden kdnnte. In einigen Einrichtungen galten beispielsweise fir verschiedene Betreuungs-
stundenangebote unterschiedliche Beitragssatze. lhn interessierte, ob diese Ersparnis bei
den Elternbeitrdgen weiter ausgebaut werden sollte oder welche Ideen der Verband habe,

wie die Betreuung in Einrichtungen und in den Familien besser kombiniert werden kénnte.

Frau Konrad sagte, dass ihres Erachtens wichtig sei, sich bewusst zu machen, dass Fami-
lien sehr unterschiedliche Bedarfe héatten. Sie stimme der Forderung nach einem Rechtsan-
spruch auf zehnstiindige Betreuung zu, da es einige Familien geben werde, welche diese
bendtigten. Andere Familien bendtigten aber weniger Betreuung. Einen pauschalen Rechts-
anspruch auf zehnstiindige Betreuung fur alle Familien finde sie deshalb nicht richtig. Aus
Kostengrinden sollte immer geschaut werden, was die Familien bendtigten; daran sollten die

Regularien ausgerichtet werden.

Sie erganzte, dass sie der Forderung nach einer Objektférderung der Kindergarten nicht fol-

gen kdnne. So sei zu Beginn der 2000er-Jahre vorgegangen worden, damals seien die Ein-
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richtungen unabhangig davon geférdert worden, wie viele Kinder betreut worden seien. lhres
Erachtens kénne man sich auf Dauer nicht leisten, alles zu bezahlen, und das bestmdéglich.
Vielmehr seien alle angehalten, sparsam mit Haushaltsmitteln umzugehen.

Beziglich der Frage, was Kindergérten besser machen konnten, &uf3erte sie den Wunsch,
dass in den einzelnen Einrichtungen viel mehr in Elternbildung investiert werde. lhr sei wich-
tig, dass Elternabende nicht nur zweimal pro Jahr verbindlich stattfanden. Vielmehr wiinschte
sie, dass vom Eintritt des Kindes in die Einrichtung bis zum Schuleintritt monatliche Angebo-
te zu allen Altersstufen der Kinder fiir die Eltern unterbreitet wirden. Hier kdnnten ver-
schiedenste Themen in den Blick genommen werden: Gesundheit, Entwicklung, Bewegung,
Schulfahigkeit, Erndhrung. Die Fragen, die in Familien aufkdmen, seien sehr vielfaltig. Eine
Erzieherin mit ihrer padagogischen Ausbildung sei wiederum jederzeit in der Lage, Auskunft
fur jedes Alter eines Kindes zu geben. Wenn jeden Monat regelmaRig ein Angebot fir EI-
ternabende unterbreitet werde — beispielsweise jeden Dienstag um 14.00 Uhr oder
16.00 Uhr, wenn die Eltern in der Regel ihre Arbeit beendet hatten —, werde sich auch auf
Dauer hoffentlich durchsetzen, dass die Eltern daran teilndhmen. Dies starke einerseits die
Eltern untereinander, weil sie von den Kompetenzen und Erfahrungen der anderen profitier-
ten. Andererseits kdnnten gesellschaftlich wichtige Themen auf einem gewissen Niveau be-
arbeitet werden, beispielsweise warum alle nur noch auf ihr Smartphone schauten, warum
eine gesunde Erndhrung nicht richtig funktioniere oder warum sich Menschen nicht beweg-
ten. Auf diese Weise komme man zu einer viel besseren Elternbildung als bisher. Aus ihrer
Sicht finde derzeit viel zu wenig Elternbildung in den Kindergérten oder auch Eltern-Kind-
Zentren statt. Es seien viel mehr Angebot erforderlich, um die Eltern auf das néchste Level

zu heben.

— Prof. Dr. RiBmann wies darauf hin, dass sie selbst sowohl als Sachverstandige fur die
heutige Anhdrung eingeladen worden sei als auch fur das Thuringer Institut fur Kindheitspa-
dagogik der Fachhochschule Erfurt (ThinKPad). Man sei Ubereingekommen, lediglich eine
Stellungnahme namens des ThinKP&ad einzureichen (siehe Zuschrift 7/3035). lhre folgen-

den Darlegungen untermalte sie mit einer Powerpointprasentation (siehe Anlage).

Eingangs schilderte sie die Ausgangssituation (siehe Folie 1 der Anlage). Auf der Habenseite
verzeichne man ein gut ausgebautes System der Kindertagesbetreuung, in dem das Platz-
angebot nur wenig unter den elterlichen Betreuungsbedarfen liege. Ferner bestehe eine ho-
he Quote der Inanspruchnahme: bei den 3- bis 6-Jahrigen 95,7 Prozent. Damit sei Thiringen

deutschlandweit Spitzenreiter. In der Praxis zeige sich jedoch, dass die Fachkréfte im Alltag
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Uberlastet seien und dass es einen enorm hohen Krankenstand gebe. Die Fachkrafte auf3er-
ten, dass sie aufgrund der Ausfélle, des herausfordernden Verhaltens der Kinder und der
vielfaltigen gesellschaftlichen Anforderungen oft nicht viel mehr als Betreuung anbieten
konnten und die Bildungsbegleitung zu kurz komme. Kurz: Sie fuihlten sich gestresst.

Hier misse dringend etwas passieren: durch Verbesserung der Arbeitsbedingungen sowie
durch fachliche Weiterentwicklung im Feld und in den Teams insgesamt. Umso besser sei,
dass der vorliegende Gesetzentwurf in Drucksache 7/8466 — NF — auch Fragen der Quali-
tatsentwicklung in den Fokus nehme. Hier seien im Wesentlichen drei Entwicklungsmal3-
nahmen vorgesehen, auf die sie im Folgenden in der Reihenfolge der entsprechenden Para-

grafen eingehen werde.

Zu § 7a ThirKigaG-E fihrte sie aus, dass Fragen der Qualitatssicherung enorm wichtig sei-
en (siehe Folie 2 der Anlage). Insofern sei die Einfihrung des neuen Paragrafen zu begri-
Ben. Das ThinKPad vertrete die Ansicht, dass Thiringen eine landesweite Strategie zur Si-
cherung und Weiterentwicklung der Qualitat benétige, denn nach der Einfihrung des Thurin-
ger Bildungsplans bis 10 Jahre sei es darum etwas ruhig geworden und der fachliche Dis-
kurs seit damals zu gering. Mit einer Vereinbarung zur Qualitatssicherung und -entwicklung
zwischen dem TMBJS und den Spitzenverbénden, wie im Gesetzentwurf vorgeschlagen,
werde das Thema ,Qualitat* in den Mittelpunkt gestellt. Diese Debatte dirfte fachliche Wei-
terentwicklungen im Feld zur Folge haben, weil sie den Diskurs tber Fragen der Qualitat

fordere. Dies sei positiv zu bewerten.

Darlber hinaus werde ein unabhangiges wissenschaftliches Thiringer Zentrum fir frihkind-
liche Bildung angestrebt. Dies kdnne relevante Akteure vernetzen, wissenschaftliche Er-
kenntnisse zielgruppengerecht aufarbeiten und landesspezifische Forschungserkenntnisse
gewinnen. So erscheine denkbar, ein Qualitadtsmonitoring zu etablieren, durch innovative
Forschung die Weiterentwicklung zu foérdern und fir den professionellen Qualitatsdiskurs und
die Praxisentwicklung eine Plattform zu bieten. In Kooperation mit den etablierten Fortbil-
dungstragern kénnten so wissenschaftliche Erkenntnisse gut in entsprechende Angebote
Uberfuhrt werden. Auch kdnnten auf diese Weise Angebote fiir die Entwicklung fachlicher
Kriterien fur die Fachberatung erarbeitet werden. Die Herausforderung werde darin beste-

hen, diese hohen Ziele auch adaquat monetér zu untersetzen.

Das ThinKPad spreche sich dafir aus, das geplante Zentrum an einer Thiringer Hochschule

anzusiedeln, damit die Deutungshoheit in die Hande der fachlich zustandigen Disziplin der
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Kindheitspadagogik gelegt werde und die Anbindung an den wissenschaftlichen Fachdiskurs

gewabhrleistet sei.

Prof. Dr. RiBmann nahm im Weiteren Bezug auf § 16 ThirKigaG-E zur Personalausstattung
(siehe Folie 3 der Anlage). Diese Regelung erscheine als ein wichtiger Beitrag zur Qualitats-
verbesserung in den Kindertageseinrichtungen. Die Vereinheitlichung des Personalschlis-
sels fur die Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zur Einschulung bedeute eine
Verbesserung der Betreuungsrelation. Allerdings sei man damit immer noch von einem an-
gemessenen Personalschlissel von 1 : 7,5 entfernt, der von der Bertelsmann Stiftung emp-
fohlen werde. Gleichzeitig bedeute dies eine Vereinfachung der Berechnungen; dies sei zu
begrifRen. Auch wenn es angesichts der aktuellen Finanzdebatten schwierig erscheine, soll-
ten diese kleinen Verbesserungen der Personalausstattung unbedingt als Signal der Wert-

schatzung der Fachkrafte beschlossen werden.

Der vom Thiringer Landesamt fur Statistik prognostizierte Rickgang der Kinderzahlen in
den nachsten sechs Jahren, der in immer mehr Gebieten jetzt schon spurbar sei, kénne da-
zu fuhren, dass sich der Fachkraftemangel nach und nach ausgleiche. Gleichzeitig sollten
die Zugangshirden fir Fachkrafte mit einem im Ausland erworbenen Abschluss gesenkt
werden, denn diese fanden nur sehr schwer den Zugang in das Feld. Auch dies kdnnte den

aktuellen Fachkraftemangel etwas verhindern.

Aber 53,8 Prozent der Kinder in den Betreuungseinrichtungen beféanden sich im Alter von
unter drei Jahren. Hier sei die Fachkraft-Kind-Relation fir die soziale und emotionale Ent-
wicklung der Kinder von hoher Bedeutung. Um sich wenigstens an einen bundesdeutschen
Durchschnitt anzupassen, halte man es als zunachst und schnellstméglich geboten, einen

Betreuungsschlissel von 1 : 4 anzustreben.

Darlber hinaus habe man in diesem Jahr durch die Veranderung der wéchentlichen Arbeits-
zeit der Fachkrafte von 40 auf 39 Stunden eine Verminderung der Ressourcen flr Leitungs-
tatigkeit zu verzeichnen. Daher ware mindestens ein moderater Ausgleich erforderlich, in
dem statt 0,01 VZE 0,11 VZE angesetzt wirden, um die Licke von einer Stunde auszuglei-
chen. Auch halte das ThinKP&ad fiir angemessen, die Obergrenze von 1,5 VZE abzuschaf-

fen.

Laut § 16 Abs. 4 ThirKigaG-E seien nunmehr flr den Betrieb einer Kindertageseinrichtung
drei statt zwei Fachkrafte vorzusehen. Dies bedeute nach gegenwartiger Lage, dass sich

nunmehr drei Personen den Stellenumfang teilen missten, den sich vorher zwei Personen
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geteilt hatten. Im Einzelfall kbnne dies eine personliche Harte bedeuten und Arbeitsplatze
wirden weniger attraktiv. Deshalb sei hier mindestens eine Ubergangsfrist notwendig. Trotz-
dem bleibe die Frage der Attraktivitat eines solchen Arbeitsplatzes bestehen. Zu befirchten
sei, dass in der Folge kleinere Kindergérten schldssen, was eine Ausdinnung der Infrastruk-
tur im landlichen Bereich bedeuten wirde, denn dort fanden sich oftmals noch kleine Einrich-

tungen. Im Sinne der Familien sollte dies verhindert werden.

Zu 8§ 30 ThurKigaG-E erlauterte Prof. Dr. RiBmann (siehe Folie 3 der Anlage), dass die Ein-
fuhrung eines dritten beitragsfreien Kindergartenjahres aus Sicht des ThinKP&ad keine Mal3-
nahme zur Qualitatsentwicklung sei. Sie diene eher familien- und arbeitsmarktpolitischen
Zielen und konne den Anreiz geben, z. B. die Erwerbsquote zu steigern. In der Kinderbe-
treuungsstudie des Deutschen Jugendinstituts (DJI) und in einer Studie der Friedrich-Ebert-
Stiftung von 2023 werde gezeigt, dass die finanzielle Entlastung von Familien mit geringen
finanziellen Ressourcen dringend geboten sei. Daher sollte als erster Schritt festgelegt wer-
den, dass das Einkommen ein verbindliches Kriterium flir die Hohe der Elternbeitrage sei
und kein weiter hinzuzuziehendes, wie es jetzt in § 29 ThirKigaG-E vorgesehen sei. Es sei
fraglich, ob die hohen Mittel nicht zielgenauer fir die Qualitatsverbesserung und die Absen-
kung der Zugangshurden fir potenziell benachteiligte Familien eingesetzt werden kénnten.
Beispielsweise sei denkbar, Kindertageseinrichtungen finanziell und personell besser auszu-
statten, die Kinder aus benachteiligten und armutsgeféahrdeten Familien betreuten. Dies sei
jedoch nur eine Seite. Gleichzeitig benétigten diese Familien bessere Informationen Uber die
Zugangswege zu den Einrichtungen. Aul3erdem stellten zuséatzliche Kosten, die im Alltag der

Familien in den Kindertageseinrichtungen anfielen, oft ebensolch ein Hindernis dar.

Sie sprach aul’erdem 8§ 8 ThurKigaG-E zur inklusiven Forderung an (siehe Folie 5 der Anla-
ge). Sie sei keine Juristin, deute die Anderung aber auch wie andere Anzuhérende, dass die
bisherige Regelung festhalte, dass grundsatzlich alle Kinder gemeinsam betreut wirden.
Dies beschreibe einen Ist-Zustand, von dem es Ausnahmen geben kénne. Wenn jedoch die
Formulierung wie vorgesehen mit dem Wort ,sollten“ gewahlt werde, werde lediglich ein Ziel
beschrieben, dass anzustreben sei. Nach ihrem Verstandnis sei es ein Rickschritt im Be-
reich der Inklusion, wenn von einem Ist-Zustand auf einen Ziel-Zustand gewechselt werde.

Insofern kritisiere man diese Neuregelung.

Im Fazit teilte Prof. Dr. RiBmann mit (siehe Folie 6 der Anlage), dass das ThiInKPad die wich-
tigsten Anderungsbedarfe in der Personalausstattung sehe. Weiterhin kénne ein landeswei-
ter Qualitatsdiskurs fur Fragen von Qualitat sensibilisieren und diese weiterentwickeln. Dar-

Uber hinaus bendétigten die Kindertageseinrichtungen mehr Zeit fur den fachlichen Austausch
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im Team. Ressourcen fur Einrichtungsleitungen und Fachberatungen sollten verbessert wer-
den. AuBerdem misse das Thema ,Gesundheitsschutz der Fachkrafte* starker bertcksich-

tigt werden.

Abg. Rothe-Beinlich sagte, sie sei dankbar fiir die Hinweise beziiglich § 8 ThurKigaG-E zur
inklusiven Forderung, denn womdglich werde die Formulierung tatsachlich juristisch anders
gelesen, als man intendiert habe. Sie hob heraus, dass das Ziel der Koalitionsfraktionen mit-
nichten darin bestanden habe, den Ist-Zustand abzuschwéachen, denn man sehe natirlich
den Anspruch auf Bildung fiur jedes Kind, mithin auf inklusive Bildung.

Man stimme den Ansichten von Prof. Dr. RiBmann beziiglich des Zentrums fur friihkindliche
Bildung zu, dass die Anbindung nicht nur an den wissenschaftlichen Diskurs, sondern im
besten Fall auch an eine Hochschule gewéhrleistet sein sollte. Sie fragte, inwieweit sich das
ThinKP&ad diesbezlglich im Austausch mit dem Kompetenzzentrum Frithe Kindheit an der
Hochschule Nordhausen befinde, das sich an den AfBJS gewandt und beschrieben habe, an

welchen Stellen es seine Expertise sehe.

Abg. Dr. Konig sagte, dass das ThinKP&ad unbestritten gute Arbeit leiste; diesbezuglich be-
stehe sicherlich Einigkeit. Ihm stelle sich jedoch die Frage, ob das geplante Zentrum fir frih-
kindliche Bildung tats&chlich bendtigt werde. Das ThinKP&ad gewahrleiste bereits eine wis-
senschaftliche Begleitung von Landesprojekten, beispielsweise von ,Vielfalt vor Ort begeg-
nen®. Er fragte, ob es nicht besser ware, wenn das ThiInKP&ad punktuelle Forschungsauftrage
erhalte und entsprechende Rickkopplungen biete, als eine fest verankerte Struktur zu schaf-
fen. Dann musste sich sicherlich fir eine der beiden bestehenden Institute entschieden wer-
den — fir Erfurt oder Nordhausen, auch wenn sich beide Hochschulen mit unterschiedlichen
Forschungsschwerpunkten beschaftigten und beide eine Bereicherung fur die frihkindliche
Bildung seien. Ihn interessiere, welche Vorteile die Schaffung einer festen Struktur gegen-
Uber einer schon bestehenden engen Zusammenarbeit und Vernetzung der beiden Hoch-

schulen mit den Tragern, Einrichtungen und Fachberatungen biete.

Prof. Dr. RiBmann verneinte, dass man mit dem Kompetenzzentrum Friihe Kindheit an der
Hochschule Nordhausen im Austausch stehe. Zwar habe man sporadisch Kontakt, sie kenne
auch Prof. Dr. Sohns und wisse um die Schwerpunkte des Kompetenzzentrums: Frihforde-
rung und frihe Hilfen. Dies decke aber nicht die gesamte Bandbreite der kindheitspadagogi-
schen Fragestellung ab. Es gebe noch keine direkte Kooperation, dies habe sich bisher nicht
ergeben. Man sei jedoch sehr bereit, mit dem Kompetenzzentrum in Nordhausen zu koope-

rieren. Daflr seien aber auch Ressourcen erforderlich.
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In diesem Zusammenhang verneinte sie die Frage, ob nicht ausreichend sei, Forschungsauf-
trage zu erhalten, abzuarbeiten und die gewonnenen Erkenntnisse zu streuen. Dies reiche
nach Ansicht des ThinKPad nicht aus, denn auf diese Weise sei man nicht in der Lage und
verfuge auch nicht Uber die notwendige Infrastruktur, eigene Marken und Forschungs-
schwerpunkte zu setzen, um durch Analysen im Feld Erkenntnisse dariiber zu gewinnen,
was wichtig sei, und entsprechende Vorschlage zu erarbeiten. Der Bereich der Beratung,
Ausarbeitung von Empfehlungen, Kooperation und Vernetzung mit anderen werde durch die
Forschungsprojektarbeit nicht monetar abgedeckt. Das ThinKPad besitze aul3er einigen
Stunden Lehrdeputatsentlastung fur die beiden Professorinnen keine personellen Ressour-
cen fir eine solche Vernetzung und eigenes innovatives Arbeiten. Man erhalte nur Personal,

wenn man Auftrage akquiriere. Dies schrénke die Funktionsfahigkeit ein Stiick weit ein.

Insofern sehe man bei einem Zentrum fur friihkindliche Bildung ein groReres Aufgabenspekt-
rum als die reine Ubernahme von Projektarbeiten, die immer wieder ausliefen. Wie wichtig
die Projekte aber seien, sei in der heutigen Anhérung mehrfach ausgefiihrt worden. Sie hal-
fen, Entwicklungen voranzutreiben, Themen zu setzen und die Fachkrafte zu beféhigen, sich

mit bestimmten Fragen auseinanderzusetzen und weiterzuentwickeln.

Abg. Tischner dulRerte, dass das ThinKP&ad fiir das geplante Zentrum fur frihkindliche Bil-
dung dauerhaft relativ viel Steuergeld erbitte; die Finanzierung misse am Ende aufgrund von
Tarifsteigerungen etc. auch dynamisiert werden. Das Institut leiste hervorragende Arbeit.
Dennoch erschlief3e sich ihm nicht ganzlich, warum eine solch hohe dauerhafte institutionelle
Forderung notwendig sei. Prof. Dr. RiBmann habe ausgefiihrt, dass ThinKPad auch forschen
und nicht nur Auftrage von der Landesregierung erhalten wolle. Wenn man forschen wolle,
werbe man aber entsprechende Mittel ein, konzipiere Projekte und wende sich an Stiftungen,
Gesellschaften usw. Er fragte, warum ein solch hohes, allein auf Thiringen ausgerichtetes
Forschungsinstitut notwendig sei, fur das die erforderlichen Mittel nicht aus der Forschungs-

landschaft generiert werden kénnten.

Prof. Dr. RiBmann antwortete, dass das ThinKPad nichts erbitte. Der vorliegende Gesetz-
entwurf stamme von den Koalitionsfraktionen; dazu habe man seine Meinung geaufert. Die
im Gesetz beschriebenen Aufgaben seien sehr umfassend und umfangreich: ein Qualitats-
monitoring entwickeln, Vernetzungen und Beratungen von Politik und Tragern durchfihren,
Kriterien fur die Fachberatungen entwickeln usw. Es handele sich um viele und grof3e Auf-
gaben, fur welche die im Gesetzentwurf vorgesehenen Mittel gar nicht so umfangreich seien.
Man empfinde die vorgesehene monetéare Ausstattung eher als herausfordernd. Die Mittel

wirden dazu dienen, die verankerten Aufgaben erst einmal fest verfolgen zu kénnen, indem
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sich eine Person darum kiimmern konne. Die im Gesetzentwurf benannten 700.000 Euro
seien mitnichten auskdmmlich, um die Aufgaben alle in ihrer vollen Tiefe durchfiihren zu

konnen. Dazu seien naturlich noch weitere Forschungsauftrage erforderlich.

Es gehe darum, eine Struktur zu schaffen, die bestandig arbeiten konne: die den Diskurs und
die Entwicklung im Feld bestéandig verfolge und immer ansprechbar sei. Man erlebe die Situ-
ation im Forschungsprojekt ,Vielfalt vor Ort begegnen®. Hier befinde man sich in der zweiten
Phase. Nachdem die erste Phase ausgelaufen gewesen sei, habe das Personal in weiten
Teilen nicht mehr zur Verfigung gestanden, weil es befristet eingestellt gewesen sei. Es ha-
be sich dann schnell neuorientiert, um eine Anschlusstatigkeit zu erhalten. Aus organisatori-
schen Grinden habe es lange gedauert gehabt, bis die zweite Phase des Projekts festge-
standen habe, sodass ein GroRteil der Mitarbeitenden weggegangen sei. Uber Projekte kon-

ne keine Kontinuitat abgesichert werden.

Abg. Rothe-Beinlich nahm Bezug auf die Aussage, dass in den Kindertageseinrichtungen
mehr Zeit fur den fachlichen Austausch im Team bendétigt werde. Sie fragte, ob diesbezlglich
eine eigene Berechnungseinheit 0. A. erforderlich sei, beispielsweise ein Stundenanteil, oder
ob mit der Verbesserung des Personalschlissels auch eine Verbesserung der Zusammen-

arbeit im Team gegeben sei, weil dann mehr Personal zur Verfligung stehe.

Prof. Dr. RiBmann flhrte aus, dass mehr Personal per Gesetz zunachst mehr Zeit fir Kin-
der bedeute, nicht aber mehr Zeit im Team; diese wachse damit nicht automatisch an. Sie
wisse nicht, ob dieser Bereich extra ausgewiesen werden misse. Man misse jedoch die
Verfigungszeit ein Stiick weit ausweiten, weil diese noch nicht ausreiche, um in den Teams

Qualitatsverbesserungen zu diskutieren und sich fachlich gut weiterzuentwickeln.

Abg. Dr. Konig verwies auf die Ausfiihrungen von Frau Kunstmann, die am ThinKPad aus-
gebildet worden sei und ein Beispiel fur eine Leitung mit akademischem Hintergrund darstel-
le. AuRerdem wiirden Erzieher auf dem (blichen schulischen Weg ausgebildet und im mini-
malen Umfang auch padagogische Assistenzkrafte in den Einrichtungen eingesetzt. Seines
Erachtens seien alle drei Ausbildungsstufen erforderlich. Wichtig sei aber auch, den Assis-
tenzkraften Aufstiegschancen zu ertffnen, um sie letztlich z. B. als ausgebildete Erzieher in
den Einrichtungen beschéftigen zu kénnen. Er erkundigte sich, wie Prof. Dr. Ridmann diese
Mischung verschiedener Fachkréafte und die Aufstiegsmoglichkeiten innerhalb des bestehen-
den Systems bewerte und ob sie beflirworte, die Betreuung in den Einrichtungen grof3tenteils

durch akademische Fachkrafte sicherzustellen.
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Vors. Abg. Wolf fragte, welche Erfahrungen das ThinKPad mit der akademischen Ausbil-
dung von Fachkraften gesammelt habe, die zurzeit hauptsachlich als Leitungen in den Ein-
richtungen vorgesehen seien. Er erkundigte sich nach weiteren diesbezliglichen Empfehlun-
gen, die aus den bisherigen Erfahrungen resultierten.

Prof. Dr. RiBmann teilte mit, einst Utopistin gewesen zu sein und eine vollstandige Akade-
misierung der Erzieherausbildung gefordert zu haben, weil die Arbeit in der Praxis an-
spruchsvoll sei und die Jingsten die bestausgebildetsten Pddagogen verdienten. Jetzt sei
sie eher Realistin und sage, dass man in der gegenwartigen Situation unbedingt alle Fach-
krafte bendtige. Insgesamt stiinden zurzeit zu wenige Fachkréfte zur Verfiigung, sodass man

auf niemanden verzichten kdnne.

Die akademische Ausbildung sei wichtig, sie komme jedoch nicht von der Stelle, weil seit
einigen Jahren keine wesentliche Weiterentwicklung im System stattfinde: Weder seien fir
Akademiker Funktionsstellen in den Kitas ausgewiesen, noch wirden diese besser bezahlt.
Akademiker wiirden als Erzieher bezahlt, wenn sie als Erzieher arbeiteten, und wirden als
Leitung bezahlt, wenn sie als solche eingesetzt seien. Dazwischen fehlten aber bestimmte
Fachkraftstellen, die durch Akademiker gut abgedeckt werden kénnten. Akademiker kénnten
gut Konzepte entwickeln. Sie kénnten nicht nur gut mit den Kindern arbeiten, sondern auch
Prozesse im Team voranbringen, z. B. Qualitatsentwicklungsprozesse. Derartige Aufgaben
seien denkbar, dafir benétigte man aber mehr Akademiker in diesem Bereich. Die Zahlen
stagnierten allerdings, weil beispielsweise auch die Studierendenzahlen an der Fachhoch-
schule Erfurt gedeckelt seien: auf nur 34/35 Studierende jahrlich im grundstandigen Studien-
gang bzw. alle zwei Jahre im berufsbegleitenden Studium.

Aufstiegschancen, wie sie Abg. Dr. Konig angesprochen habe, begruf3e sie unbedingt. Daflr
biete die Fachhochschule Erfurt auch den berufsbegleitenden Studiengang an. Einige Inte-
ressenten, die eine Ausbildung als Sozialassistent oder Kinderpfleger absolviert hatten, gin-
gen inzwischen in die grundstandige Ausbildung, weil sie eine Hochschulzugangsberechti-
gung besafen, und studierten. Dies seien alles Studierende, die das Feld insgesamt berei-
cherten. Insofern begriuRe sie, dass es diese Berufsgruppen gebe. Es muissten jedoch unbe-
dingt Weiterentwicklungen stattfinden, man bendétige unbedingt mehr Zeit in den Teams, da-
mit diese sich intern weiterentwickeln kdnnten. Und diejenigen, die noch keinen Erzieherab-
schluss oder akademischen Abschluss besalien, bendtigten dringend Aufstiegschancen, um

sich weiterentwickeln zu kénnen.
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Vors. Abg. Wolf nahm Bezug auf die genannten 34/35 Studienpléatze jahrlich an der Fach-
hochschule Erfurt. Er erkundigte sich, ob diese Platze Bestandteil der Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen der Hochschulrahmenvereinbarung seien bzw. an welcher Stelle diese An-
zahl verankert sei. Ihn interessiere, wie sich der Bedarf bemesse, denn die Bedarfe sollten
sich daran orientieren, dass sich im Regelfall fiir jede frei werdende Leitungsstelle eine aka-
demisch ausgebildete Fachkraft bewerben kénne.

Prof. Dr. RiBmann teilte mit, dass der Bedarf an akademischen Fachkraften hoher sei, als
ausgebildet werden konne. Die Fachhochschule sei gemal3 den Vereinbarungen in den Stu-
dierendenzahlen insgesamt gedeckelt, aber nicht in den Studienrichtungen. Diese Deckelung
werde innerhalb der Fachhochschule festgelegt, weil eine Fakultat mittels einer bestimmten
Stellenanzahl eine bestimmte Anzahl an Studierenden ausbilden kénne. Insofern werde das
Problem nach unten gereicht und musse an der Hochschule geldst werden. Diesbezliglich
komme man jedoch nicht recht voran, weil man nur eine kleine Gruppe mit der entsprechen-
den Forderung sei. Deshalb benétige man die Unterstitzung und Begleitung durch die Politik
und das TMBJS, die mehr Fachkréfte forderten und beispielsweise auch auf das TMWWDG
einwirkten, damit zusatzliche Professuren geschaffen wirden, um mehr Fachkréfte ausbilden

zu konnen. Das ThInKP&ad konnte definitiv auch nicht mehr ausbilden.

Prof. Dr. Lochner erganzte als Studiengangsleiterin fir den berufsbegleitenden Studien-
gang am ThInKP&d, dass auf der einen Seite hochschulische Probleme hausintern geklart
werden mussten. Auf der anderen Seite stelle man momentan aber auch fest, dass die Stu-
dierenden von ihren Tragern und Institutionen nicht ausreichend unterstttzt wirden. Sicher-
lich liege dies auch in der aktuellen Personalsituation in den Einrichtungen begriindet, es
mdoge auch andere Grinde geben. Vor einigen Jahren habe sie die Hoffnung gehabt, dass
Trager in dieser Hinsicht mehr Unterstlitzung leisteten, indem sie ihr Personal mehr zu ei-
nem Studium motivierten. Ein Problem bestehe auch darin, dass es keine Kompensation
dafiir gebe, wenn Trager Personal fir ein Studium freistellten. Es handele sich um ein Voll-
zeitstudium, das zwar berufsbegleitend absolviert werden kénne, dennoch aber hoch an-
spruchsvoll sei. Die Studierenden kamen wahrend des Semesters jeden Freitagnachmittag
und jeden Samstag an die Hochschule — 30 Wochen im Jahr, zuztglich vier Blockwochen.
Dies sei anstrengend und ein nicht geringer Anteil der Studierenden leiste dies vollstandig
aus eigener Kraft. An dieser Stelle konne die Politik ihres Erachtens durchaus einen Beitrag
leisten, um die Mdglichkeit eines berufsbegleitenden Studiums stéarker zu unterstttzen, in-
dem beispielsweise Freistellungen kompensiert wirden. Die Studierenden seien kompeten-
te, hoch engagierte, motivierte und sehr erfahrene Personen aus der Praxis, die sehr gute

Leitungen werden koénnten. Etwa ein Drittel der Studierenden sei bereits als Leitung beschéaf-
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tigt und hole das Studium nach, was sehr bereichernd sei. Das Studium werde von den Stu-
dierenden mit einer sehr hohen Zufriedenheitsquote bewertet, ihrer Erinnerung nach
ca. 95 Prozent. Dies werde regelmafig erhoben und dabei festgestellt, dass das Studium

den Studierenden sehr viel nutze.

Abg. Dr. Kénig sagte, dass vor der Einfuhrung der Akademisierung der Leitungskrafte in
den Kindergéarten die meisten Trager innerhalb ihres Verbundes Aufstiegsqualifizierungen fir
Leitungsfunktionen angeboten hatten. Prof. Dr. Lochner habe ausgefuhrt, dass aus dem
Tragerbereich kaum Anfragen fur die Aufstiegsqualifikationen k&men. Er fragte, ob die Inte-
ressenten an einer Leitungsfunktion womdglich lieber die angebotenen Qualifizierungen der

Trager in Anspruch ndhmen.

Soweit er sich erinnere, sei im Gesetz lediglich der akademische Abschluss der Leitungen
festgeschrieben. Am ThinKPad kénnten die Studierenden Padagogik der Kindheit als Spezi-
alisierung im Rahmen der Sozialpddagogik studieren. Diese Spezialisierung sei jedoch nicht
zwingend Voraussetzung fir eine Leitungstatigkeit; hierfir gebe es verschiedene Mdglichkei-
ten. Sie kénne genauso gut von einem Sozialpadagogen oder einem Erziehungswissen-
schaftler mit beruflicher Erfahrung tbernommen werden. Das Institut eréffne zwar ein spezi-
elles Angebot, das fur die Leitungsfunktion in Kindergarten sehr gut qualifiziere, um auch
viele Managementaufgaben tbernehmen zu kdnnen. Das Gesetz lasse jedoch auch andere
akademische Abschlisse zu. Er fragte, wie das ThinKPad diese Situation bewerte.

Er stellte fest, dass ein Sozialpadagoge sicherlich auch einen anderen Blick auf die Aufga-
ben im Leitungsbereich eines Kindergartens habe. Diesen konfliktreichen Disput fuhre er
wiederholt mit Erzieherinnen, die ihren Beruf gelernt, eine schulische Ausbildung absolviert
und 20 Jahre in dem Beruf gearbeitet hétten, die Leitungsfunktion dann aber nicht Gberneh-
men dirften — im Gegensatz zu Sozialpddagogen, die gar nicht in dem Bereich tatig gewe-

sen seien. Er erbat eine diesbezigliche Stellungnahme.

Prof. Dr. RiBmann sagte, dass es einer Tradition geschuldet sei, dass unterschiedliche
Akademiker als Leiter einer Einrichtung arbeiteten. Bevor die genannten Studiengdnge exis-
tiert hatten, sei in vielen Bundeslandern traditionell die Praxis angewandt worden, vorzugs-
weise Akademiker in Leitungsfunktion zu beschaftigen. Dies sei der Tatsache geschuldet,
dass die Aufgaben dort komplex und vielfaltig seien und dem Leiter Personalverantwortung
obliege. In der Folge habe man auf die vorhandenen Akademiker mit ahnlichen Berufsfeldern
zurickgegriffen — Sozialpaddagogen und Erziehungswissenschaftler —, die sich in die Aufga-

ben eingearbeitet hatten. Insofern seien schon seit langerer Zeit Akademiker in Leitungsfunk-
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tionen beschaftigt, wenn auch nicht im gleichen Umfang wie heute und auch nicht gesetzlich

geregelt.

Mit den Studiengéngen der Fachhochschule Erfurt bilde man Personen spezialisiert aus. Sie
kennten sich in der padagogischen Arbeit sehr gut aus, bes&f3en Expertise in der padagogi-
schen Arbeit mit Kindern bis zum Ende der Grundschulzeit und seien spezifisch fur die An-
forderungen des Managements in Kindertageseinrichtungen ausgebildet worden. Im berufs-
begleitenden Studium wirden diese Schwerpunkte noch starker in den Fokus gestellt, im
grundstandigen Studium noch nicht so gescharft in den Blick genommen. Dort gebe es aber
auch Module, in denen sich die Studierenden mit Management, Personalfiihrung und Recht
beschaftigten. Auerdem mussten diese Studierenden ohnehin erst eine dreijahrige padago-
gische Praxisphase durchlaufen, bevor sie in die Leitung aufsteigen durften. Deshalb denke
man, dass man die Studierenden zielgenau und sehr gut auf die bevorstehenden padagogi-

schen Aufgaben vorbereite, damit sie fur die spatere Leitungsfunktion gewappnet seien.

Parallelstrukturen sehe sie nicht. Bei den von Tragern angebotenen Qualifikationen handele
es sich um Fortbildungen und nicht um akademische Abschliisse oder Studien. Sie wolle die
Fortbildungen nicht abwerten, denn die dort stattfindenden Schulungen seien inhaltlich su-
per. Im Studium gehe es aber auch darum, einen forschenden Habitus, einen Blick auf For-
schung zu entwickeln, und dies sei in einem Studium anders méglich als in einer Fortbildung.
AulRerdem sei ein Studium eine langere Ausbildung als die Qualifizierungen, die gemeinhin
bei Tragern angeboten wirden.

Prof. Dr. Lochner erganzte, dass man durchaus anerkenne, wenn Studierende bereits Wei-
terbildungen bei Tragern absolviert hatten. Es bestinden zwar keine regelrechten Kooperati-
onen. Dies liege aber in den Hochschulstrukturen begriindet, weil nicht von Kooperationen
gesprochen werden dirfe, wenn keine Vertrage mit der Hochschule existierten. Es fanden
jedoch wiederholt Gesprache mit Tragern statt, z. B. mit dem DRK oder der Diakonie, die
derartige Weiterbildungen anbdéten. In der Folge wiirden Studium und Fortbildungscurricula
zum Teil aufeinander abgestimmt, sodass die absolvierten Fortbildungen im Studium aner-
kennungsfahig seien. Aber die Fortbildungen umfassten etwa 150 bis 400 Stunden, was nur
einen Bruchteil dessen darstelle, was ein dreijdhriges Studium an Kompetenz und Qualifika-
tion biete. Das ThiInKPad vertrete die Ansicht, dass das berufsbegleitende Studium Leiten
und Fahren in der Kindheitspadagogik eine ziel- und passgenaue Ausbildung fiir den Bereich
der Kitaleitung sei. Es beantworte genau die Fragen, die zum Management von padagogi-

schen Einrichtungen der frithen Bildung bestiinden.
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— Frau Bauer, Kreisreferentin fir evangelische Kindergéarten im Kirchenkreis Mihlhau-
sen, Zuschrift 7/3030, sagte, dass sie vieles bestétigen kdénne, was andere Verbande heute

bereits ausgefuhrt hatten. Sie werde sich daher im Folgenden kurzfassen.

Die Einrichtung eines Zentrums fiir frihkindliche Bildung gemald § 7a ThurKigaG-E unter-
stutze sie vollstandig, weil sie eine wissenschaftliche Begleitung der frihkindlichen Bildung

als sehr sinnvoll erachte.

Die Forderung von integrativen Platzen in den Einrichtungen sei positiv. Man habe in den
Einrichtungen dafir gekampft, integrativ arbeiten zu kénnen — und zwar nicht nur in integrati-
ven Einrichtungen, sondern auch in Regelkindergarten. Zu beméngeln sei aber, dass das
Beantragungsverfahren sehr schwierig sei und es sehr lange dauere, bis die betroffenen
Kinder tatsachlich in die Einrichtungen integriert werden kénnten. Dies stelle eine Hirde dar,

sei aber wohl nicht gesetzlich zu regeln.

In diesem Zusammenhang stellte sie fest, dass nicht alle Regelkindergarten alle integrativ zu
betreuenden Kinder aufnehmen konnten. Dies funktioniere nicht, weil nicht Uberall die raum-

lichen Voraussetzungen zur Verfiigung stiinden. Diesbeziiglich misse man realistisch sein.

Der Rechtsanspruch auf zehnstiindige Betreuung sei ein sehr hohes Gut in Thiringen und
sehr wichtig fur die Kindereinrichtungen, auch wenn nicht alle Eltern diesen Betreuungsum-
fang in Anspruch ndhmen. Sie sei ebenfalls nicht der Meinung, dass Eltern, die keine Beitra-
ge mehr zahlen missten, den vollen Umfang in Anspruch nahmen, obwohl sie ihn nicht be-
notigten. Sie erhalte von ihren Kindergartenleiterinnen auch keine solchen Rickmeldungen.
Sie habe in keiner ihrer Einrichtungen gesehen, dass sich die Erzieher nachmittags langweil-
ten, weil nur noch ein Kind anwesend sei. In Mihlhausen sei dies nicht der Fall. Sie stimme
deshalb der AuRerung von Frau Leyh zu, dass der zehnstiindige Betreuungsanspruch wich-

tig sei, daftir aber auch das notwendige Personal zur Verfligung stehen muisse.

Sie teilte weiter mit, dass die Finanzierung der Betriebskosten in den Einrichtungen in Mihl-
hausen ein enormes Problem darstelle. Dariber nun auch noch die Praktikanten zu bezah-
len, halte sie fiir sehr schwierig, wenn nicht detailliert beschrieben werde, wie dies gelingen
kénne. Gerade die kleinen Trager — z. B. kleine Kirchgemeinden mit 300 Gemeindegliedern
— hatten schon in den kommunalen Verhandlungen Schwierigkeiten, die Betriebskosten
Uberhaupt voll anerkannt zu bekommen. Eine Einrichtung trage z. B. 20 Prozent der Be-
triebskosten selbst; dies sei nicht in Ordnung. An dieser Stelle miisse darauf geachtet wer-

den, dass man kleinen Einrichtungen nicht die Existenzgrundlage entziehe.
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Ein wichtiger Faktor sei die Personalausstattung. Sie unterstiitze deshalb die oben bereits
erwahnte Petition ,Verbesserung des Personalschlissels in den Thuringer Kindergarten® in
vollem Umfang. Sie beflrworte, dass im vorliegenden Gesetzentwurf in Drucksache 7/8644 —
NF — eine Anpassung fur die Kinder ab dem 4. Lebensjahr vorgesehen sei. Man muisse aber
auch fur die Kinder ab dem 1. Lebensjahr eine Verbesserung erwirken.

Die Ausweitung der Beitragsfreiheit fur Eltern begriif3e sie sehr, denn Bildung sollte kosten-
frei sein. Allerdings musse das Vorhaben finanzierbar sei, dies wisse sie, dazu kdnne sie
jedoch keine Aussage treffen. Ein weiteres beitragsfreies Kindergartenjahr wére aber fir die
Einrichtungen gut.

Sie sagte, dass sie die Forderung nach einer Anpassung der Leitungsstunden unterstiitze.
Dies sei heute bereits mehrfach ausgefuhrt worden, sie schliee sich in diesem Punkt den

Vorrednern an.

Wichtig fur die Einrichtungen sei auRerdem, dass man sie auch gut mit Fachberatung beglei-
te, wenn man gute frihkindliche Arbeit erwarte. Diesbezliglich stelle man in verschiedenen
Gremien fest, dass insbesondere die Lohnsteigerungen nicht erfasst wirden. Sie bitte des-
halb darum, dass dieser Aspekt in die Erwagungen einbezogen werde, denn hier seien seit

langerer Zeit keine Anderungen vorgenommen worden.

Im Weiteren sprach sie die Verpflegungspauschale an. Wie bereits oben ausgefiihrt worden
sei, sei 2018 am Runden Tisch ,Verpflegungskosten® darauf hingewiesen worden, dass El-
tern in einer gewissen Weise an den Kosten fir die Vor- und Nachbereitung des Essens zu
beteiligen seien. Diese Regelung beflrworte sie nicht. Sie stelle in vielen Kommunen bzw.
kommunalen Verhandlungen fest, dass daraus Schwierigkeiten erwiichsen. Die Trager er-
fuhren hier keine Unterstitzung. Zum Teil mussten die Kosten fur die Wirtschaftskrafte, die
fur die Vor- und Nachbereitung des Essens zustandig seien, in sehr hohem MalRe auf die
Eltern umgelegt werden. Einige Kommunen beteiligten sich mit einem gewissen Prozentsatz
an den Kosten, andere Kommunen jedoch gar nicht. Wirtschaftskrafte in der Reinigung oder
in der Kiiche sollten zum Standard in jeder Einrichtung gehdren und nicht durch die Eltern
getragen werden mussen; dies sei ihr sehr wichtig. Kiichen miissten gut bewirtschaftet wer-

den kénnen, ohne sich standig in Haushaltssitzungen dartber streiten zu missen.

Abg. Dr. Konig nahm Bezug auf die Aussage, dass Frau Bauer den zehnstiindigen Betreu-
ungsanspruch als sehr wichtig erachte. Er fragte, ob in ihrem Zustandigkeitsbereich eine

Statistik tber die durchschnittliche Verweildauer der Kinder in den Einrichtungen existiere,
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und zwar bezogen auf die tatsdchliche Anwesenheit der Kinder, nicht auf die angemeldeten
Stunden. Ihn interessierte, ob die Leiter der Einrichtungen diesen Aspekt in Gespréachen
thematisierten. Nach seinen Erfahrungen meldeten Eltern ihre Kinder lieber fur zehn Stunden
Betreuung an, um diesen Umfang bei Bedarf nutzen zu kénnen. In der Regel wolle man die
Kinder aber nicht taglich zehn Stunden in der Einrichtung belassen und nutze den Betreu-
ungsumfang in der Realitat nicht sehr oft.

Abg. Rothe-Beinlich nahm Bezug auf § 29 ThurKigaG-E ,Elternbeitrage und Kosten der
Verpflegung®, insbesondere mit Blick auf die stundengenaue Abrechnung. Sie verstehe die
Kritik, dass mit der stundengenauen Abrechnung ein extrem grof3er Verwaltungsaufwand
einhergehen werde. Sie fragte, welche Erfahrungen Frau Bauer gesammelt habe, ob sich
das System der halb- oder ganztagigen Betreuung bewdahrt habe. Es sei die Debatte ent-
standen, was eine halb- oder ganztitige Betreuung lberhaupt bedeute, denn die Begriffe
seien unterschiedlich ausgelegt worden. Au3erdem sei der Vorwurf aufgekommen, dass die
Eltern ihre Kinder in einigen Fallen nur halbtags anmeldeten, dann aber die Betreuungszei-
ten Uberzégen, oder umgekehrt ihre Kinder ganztagig anmeldeten, aber die Zeiten nicht aus-
schopften. Sie erkundigte sich, welche Vorschlage Frau Bauer fir eine praxistaugliche Ver-

fahrensweise unterbreiten konne.

Frau Bauer antwortete, dass die wenigsten Kinder in den von ihr betreuten Einrichtungen
nur halbtags betreut wirden — unter acht Stunden. Im Schnitt betrage die Betreuungszeit
acht bis zehn Stunden. Einige Kindergarten befanden sich in landlichen Strukturen, zum Teil
in sehr kleinen Gemeinden, sodass die Eltern auch Probleme hétten, sich mit offentlichen
Verkehrsmitteln zu bewegen, sondern auf ein Auto angewiesen seien. Je nach Lange des
Arbeitsweges — etwa bis nach Erfurt — sei eine Betreuungszeit von zehn Stunden durchaus
gerechtfertigt. Deshalb ndhmen die wenigsten Eltern einen Halbtagsplatz in Anspruch. Die
Inanspruchnahme eines Ganztagsplatzes sei zudem das gute Recht der Eltern. Dem Vor-
schlag von Frau Vélimeke vom Gemeinde- und Stadtebund Thiringen, die regulére Betreu-
ung auf sieben Stunden zu beschranken, kénne sie deshalb auch nicht zustimmen, weil in

der Praxis acht bis zehn Stunden Betreuung notwendig seien.

Vor diesem Hintergrund teilte sie weiter mit, eine standige Neuberechnung des Personals
und Anpassung der Betreuungsschlissel nicht gutzuheil3en, weil dies einen enormen Ver-

waltungsaufwand bedeute.

Abg. Dr. KOnig stellte fest, dass das Verfahren, verschiedene Kosten uber die Betriebskos-

ten abzurechnen, zundchst immer sehr gut klinge, weil die Annahme bestehe, dass die Kos-
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ten dem Trager dann von der Gemeinde erstattet wirden. Die Trager hatten jedoch heute
mehrfach ausgefihrt — auch Frau Bauer —, dass es sich letztlich immer um einen Aushand-
lungsprozess mit den Kommunen handele. Letztere wiesen wiederum darauf hin, vom Land
keine ausreichenden Mittel zu erhalten, und sagten, dass ihnen nahezu alle Gelder genom-
men wurden, die ihnen fur den eigenen Gestaltungsspielraum zur Verfiigung stiinden. In der
Folge einige man sich in diesem Aushandlungsprozess nicht immer zur Zufriedenheit aller
Seiten. AulRerdem sei es in den letzten Jahren zu massiven Steigerungen gekommen. Er
glaube auch, dass die geplante Abrechnung der Praktikantenvergiitung Uber die Betriebs-
kosten zu noch grof3eren Problemen fihren werde, zumal es sich um gréf3ere Summen han-
dele. Er erbat weitere Schilderungen zu dem angesprochenen Aushandlungsprozess und
erkundigte sich nach Zahlen, wie teuer ein Kindergartenplatz im Zustandigkeitsbereich von

Frau Bauer mittlerweile sei —im Vergleich zu der Zeit vor drei bis vier Jahren.

Abg. Reinhardt sprach ebenfalls die von Frau Bauer geschilderte Problematik an, dass die
Trager in der Betriebskostenverhandlung mit den Kommunen gar keine Chance hatten, die
gesetzlich zugesicherten Erstattungen eins zu eins zu erhalten. Er bat ebenfalls um eine Be-
schreibung dieses Verhandlungsprozesses und um eine Handlungsempfehlung, an welcher
Stelle der Landtag Unterstiitzung leisten kénne, um die Aushandlungsprozesse fir die Tra-
ger zu erleichtern. Er habe tatsachlich angenommen, dass die Trager die Vergltung fir die
Praktikanten Uber die Betriebskosten eins zu eins von den Gemeinden erhalten wirden,
auch wenn ihm bekannt sei, dass die Verhandlungen nicht leicht seien.

Frau Bauer legte im Folgenden ein Beispiel dar: In einer VG in ihrem Zustandigkeitsbereich
betreue sie vier Kindergarten. Dort strenge man zurzeit einen Gerichtsprozess an, weil die
VG die Betriebskosten nicht voll erstatte, sondern von den Tragern 20 Prozent Eigenbeteili-
gung fordere und die Betriebskosten flr den Haushalt 2023 nicht anerkenne. In der Folge
mussten kleine Kirchgemeinden teilweise bis zu 17.000 Euro selbst aufbringen. Sie misse
hier nicht naher erlautern, dass dies das Aus flr eine Einrichtung und einen Trager bedeute.

Dies sei nicht im Sinne der gewlinschten Vielfalt — unter Kindern wie Tragern.

In diesem speziellen Fall gebe es vier Einrichtungen in freier Tragerschaft zuzlglich einer
kommunalen Einrichtung. Die Kindergarten in freier Tragerschaft wirden an der kommuna-
len Einrichtung gemessen. Dabei sei bekannt, dass im Haushaltsplan der kommunalen Ein-
richtung Blurgermeisterkosten und Verwaltungskosten zum grof3en Teil nicht aufgefuhrt wir-
den, im Haushalt der frei getragenen Kindergarten aber enthalten seien, sodass die freien

Einrichtungen von vornherein teurer seien als der kommunale Kindergarten. Sie kénne sich
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vorstellen, dass gerade in einem solchen Fall ein unabhangiges Gremium die beide Haushal-

te prufen kénnte, ggf. eine kommunale Aufsicht.

Sie stellte abschlieRend fest, dass es sich um ein zahes Ringen um die Betriebskosten han-

dele und man sehr hart verhandeln misse.

Abg. Reinhardt stellte fest, dass im Verantwortungsbereich von Frau Bauer in Mihlhausen
eine sehr heterogene Kindergartenlandschaft bestehe — von sehr kleinen bis zu gréf3eren
Kitas, von ausgesprochenen Brennpunkteinrichtungen bis hin zu einigen, die gar nicht in
Brennpunkten lagen. Er erkundigte sich nach der fachlichen Forderung hinsichtlich des Lei-
tungsschlussels fur kleine Einrichtungen, die unter 40/50 Kinder betreuten, und der Decke-
lung auf 0,5 VZE. Er bat, insbesondere darauf einzugehen, warum die Leiterin einer kleinen
Einrichtung nach Meinung von Frau Bauer grundsatzlich genauso viele Aufgaben im Sockel-

bereich erfiilllen misse, wie die Leiterin einer grof3en Einrichtung.

Frau Bauer flhrte aus, dass die Leiterin einer kleinen Einrichtung ebenfalls einen Verwal-
tungsaufwand habe. Gemal den Aussagen ihrer Leiterinnen nehme dieser standig zu. Hier-
fur fehle das Personal in den Einrichtungen, denn gerade in den kleinen Kindergarten seien
auch die Leiterinnen in den Gruppen eingesetzt, sie missten dort eingesetzt werden. In der
Folge blieben die Leitungsaufgaben liegen. Sie wisse nicht, wie das Problem geldst werden
konne, wisse aber, dass die Leitungen in Not seien. Diese Not misse wahrgenommen und
eine Mdglichkeit gefunden werden, sie zu lindern. Mégliche Stellschrauben stellten die Lei-
tungsstunden und die Personalschlissel dar. Eine Einrichtung, die gut mit Personal ausge-
stattet sei, entlaste auch ihre Leitung, weil Letztere dann ihrer Leitungstatigkeit nachkommen

konne.

Abg. Reinhardt fragte, welche fachliche Auffassung Frau Bauer bezliglich der Projektfinan-
zierung von Einrichtungen vertrete, z. B. der Projekte ,Vielfalt vor Ort begegnen®, ,Sprach-
Kitas®, ,ThEKiZ" usw. Frau Leyh von der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege habe vorgeschla-
gen, in Zukunft ggf. fur jede Einrichtung die Méglichkeit zu schaffen, zusatzlich 0,5 VZE fir
bestimmte Schwerpunktsetzungen zu beantragen, wobei die Kriterien daflir noch definiert
werden mussten. Er erkundigte sich nach der Meinung von Frau Bauer zu den fachlich zu
definierenden Indikatoren. Ihn interessiere, welche Kriterien unbedingt berticksichtigt werden

sollten, damit sich auch eine Einrichtung darum bemuhen wiirde, der es im Grunde gut gehe.

Frau Bauer teilte mit, dass in ihren Verantwortungsbereich insbesondere eine Einrichtung

falle, in der viele Kinder mit Migrationshintergrund betreut wirden. Sie erachte das Projekt
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der ,Sprach-Kitas" als auerordentlich gut, das in zwei ihrer Einrichtungen umgesetzt werde.
Ihres Erachtens sollten die Mittel fur derartige Malnahmen nicht ,mit der GieRkanne® verteilt
werden. Wer davon profitieren wolle, sollte zumindest ein Konzept vorlegen, damit die Mittel

zielgenau ank&men und nicht nur dafir genutzt wirden, Personal aufzustocken.

Der Tagesordnungspunkt wurde nicht abgeschlossen.

Nachstehend folgen die dazugehoérigen Beratungsgrundlagen im Sinne des 8§ 80 Abs. 4 GO.
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Viertes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Kindergartengesetz
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

- Drucksache 7/8644 — Neufassung -

hier: Stellungnahme ver.di Landesbezirk Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiiringen

Sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses fir Bildung, Jugend und Sport,

im Namen des ver.di Landesbezirks Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiringen (SAT)
bedanken wir uns flr die Zusendung des oben genannten Gesetzentwurfs und fur
die Mdglichkeit zur mindlichen Anhérung am 24. November 2023 hierzu. Gern
werden unsere Kolleg*innen aus der Praxis diese Gelegenheit wahrnehmen.

Wie gewdinscht, Ubersenden wir Ihnen vorab unsere schriftliche Stellungnahme.

Mit freundlichen GriBen

Landesbezirksleiter

Vereinte

Dienstleistungs-
gewerkschaft
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hier: Stellungnahme ver.di Landesbezirk Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiiringen

Einige der Anderungen stellen eine gute Entwicklung dar. Wir weisen darauf hin, dass
Kindertageseinrichtungen neben ihrem Auftrag zur frihkindlichen Bildung und Forde-
rung zugleich wichtige Angebote zur Sicherung der Fachkrafte und damit zur Sicherung
des Wirtschaftsstandortes Thiringen und seiner Kommunen sind. Sie sind die entschei-
dende 6ffentlich verantwortete Infrastruktur zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Sie
sind weiterhin zugleich eine entscheidende Voraussetzung, um im zunehmenden Kon-
kurrenzkampf der Wirtschaftsstandorte um dringend benétigte auslandische Fachkrafte
und deren Familien erfolgreich bestehen zu kénnen. Voraussetzung dafir sind quantita-
tiv und qualitativ gute Rahmenbedingungen, insbesondere fir die Auszubildenden und
Beschaftigten. Von qualitativ guten Rahmenbedingungen ist Thiringen weit entfernt.
Kindertageseinrichtungen einschlieBlich der Schulhorte sind auch Bestandteil von Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik. Dieser Aspekt faktischer Wirtschaftsférderung ist un-
seres Erachtens angesichts der demographischen Entwicklung noch zu wenig im Fokus
der Politik. Dennoch gibt es einige Punkte, die wir gern erganzen und konkretisieren
wiirden. AuBerdem miussen wir feststellen, dass die angedachten Anderungen bei wei-
tem nicht ausreichen, um die Thiringer Kindertageseinrichtungen zukunftsfahig zu ge-
stalten. Daflr sind weitere Gesetzesanderungen und Planungen nétig. Wir erlauben uns,
diese an geeigneter Stelle in unserer Stellungnahme anzusprechen.

Die Demografische Entwicklung in Thiringen wird dazu fihren, dass die Anzahl der Kin-
der im Alter von 1-6 Jahren abnimmt. Wir wei3en sehr deutlich darauf hin, dass das kein
Anlass sein darf, Kapazitaten abzubauen! Vielmehr stellt es eine Chance dar, die aktuell
schwierigen Bedingungen, Personalnot und Raumknappheit, in den Einrichtungen zu
verbessern. Auch darauf gehen wir im Folgenden ein. Auch fir KiTas gilt, ein guter Be-
trieb ist ein Betrieb mit Tarifvertrag. Wir sehen unsere Tarifvertrage im ¢ffentlichen Dienst
als , Leitwahrung”. Lohndumping oder deutlich schlechtere Arbeitsbedingungen als dort
vereinbart, sind inakzeptabel. Nach wie vor wird die Ubertragung des Betriebs von Kin-
dergarten an freie Trager der Jugendhilfe haufig zur Schlechterstellung des Personals
gegeniber den Beschaftigten in kommunalen Einrichtungen missbraucht und zur Tarif-
flucht genutzt. Dies entspricht nicht den Intentionen des Subsidiaritatsgebotes des SGB
VIl und ist eine wesentliche Ursache fir schlechtere Rahmenbedingungen bei diesen
Tragern und ihren Einrichtungen. Das Subsidiaritatsgebot des SGB VIl ist kein Schlech-
terstellungsgebot!

Wir regen eine dementsprechende Klarstellung der Intentionen des SGB VIl in § 3, Abs.
3 an und empfehlen folgende Neuformulierung bzw. Erganzung unter Nummer 1 des
genannten Absatzes:

1. den Umftang der bereitzustellenden Pldtze und deren Finanzierung , unter
Beachtung der tarifrechtlichen und sonstigen Rahmenbedingungen, die im
Falle eines kommunalen Betriebs entstehen wiirden inklusive der Kosten fiir
bedarfsgerechte Fort- und Weiterbildung entsprechend § 19, Abs. 1”.

Vereinte

Dienstleistungs-
Seite 2 von 8 gewerkschaft
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Besserer Personalschliissel und mehr Platz in den Raumen (padagogischer Nutz-

raum[

Die demografische Entwicklung muss als Chance zur Steigerung der Qualitat in den Ein-
richtungen und als Moglichkeit, gute Arbeitsbedingungen im Sozial- und Erziehungs-
dienst fir die Kolleg:innen umzusetzen, genutzt werden. Wir begriiBen die Anderungen
in 8 16 Absatz 2 und 3 zur Verbesserung des Betreuungsschlissels fur die Altersgruppe
ab dem vollendeten 3. Lebensjahr bis zur Einschulung. Es ist immer ein Schritt in die
richtige Richtung, zu Gunsten der Kinder und der Beschaftigten das Verhaltnis Betreu-
ung/Anzahl Kinder so zu verbessern, dass weniger Kinder durch mehr Fachpersonal be-
treut werden. Auch die Vereinheitlichung des Betreuungsschlissels fur alle Altersgrup-
pen im Kindergartenbereich baut Verwaltungsaufwand ab und baut Konstanz auf.

Im Absatz zwei wird ebenfalls formuliert, dass ,,...zeitgleich regelmaBig nicht mehr als:”
[Kinder betreut werden dirfen]. Diese Formulierung bezieht sich eindeutig auf die zu
Beschaftigenden Fachkrafte. Genauer definiert werden sollte bereits an dieser Stelle im
Gesetz, dass Ausfalle durch Urlaub, Krankheit oder Weiterbildung, sowie die Zeiten fur
Vor- und Nachbereitung in dieser Berechnung bertcksichtigt werden missen. Zu Perso-
nalengpassen kommt es vor allem, da die Trager von KiTas die Anzahl ihrer Fachkrafte
zu knapp bemessen. In den eben genannten Fallen kommt es dadurch regelméBig zu
schlechteren, als im Gesetz vorgesehenen, Betreuungsschlisseln. Hier bedarf es einer
Konkretisierung des Mindestpersonalschlissels. Hier sollte das Wort ,regelmaBig’ gestri-
chen werden, sodass die Formulierung lautet:

. (2) Die notwendige Anzahl geeigneter pddagogischer Fachkréfte im Sinne
des Absatzes 1 Satz 1 ist gewdhrleistet, wenn eine pddagogische Fachkraft
zeitgleich nicht mehr als:”

AuBerdem ist unserer Ansicht nach im Gesetz deutlich festzuhalten, dass Assistent:innen,
ohne den nétigen Fachabschluss, nicht in diese Berechnung einbezogen werden diirfen.
Sie kdnnen zwar eine wertvolle Unterstlitzung sein, zur Erfillung des Betreuungsschlis-
sels durfen sie jedoch keinesfalls herangezogen werden!

Kleinere Gruppen sind auch ein Ausweg aus oft beengten raumlichen Verhaltnissen in
den Einrichtungen. Hier wiinschen wir uns klare Mindestanforderungen fur den Betrieb
einer KiTa. Denn oft sind es auch die beengten Verhaltnisse, die fur schwierige Betreu-
ungsverhaltnisse in KiTas sorgen. Flur, Lagerraume und Toiletten sind keine Flachen zur
padagogischen Arbeit!

Aus Sicht der Gewerkschaft ver.di kann das alles jedoch nur der Anfang einer langfristi-
gen Planung mit dem folgenden Ziel fir den Betreuungsschlissel sein.

Vereinte

Dienstleistungs-
Seite 3 von 8 gewerkschaft
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Die Verbesserung der Fachkraft-Kind-Relation muss in einem Thuringen Stufenplan er-
folgen und folgendes Ziel haben:

Altersgruppe Fachkraft-Kind-Relation
I Kinder bis zum vollendeten ersten 1:2
Lebensjahr
Il Kinder zwischen 12 und 36 Monaten 1:3
M Kinder von 36 Monaten bis zur 1:7,5
Einschulung
IV |Kinder ab der Einschulung 1:10

Besondere Bediirfnisse

Der hier aufgefiihrte Stufenplan beruht auf einem Beschluss des ver.di Bezirks Thiringen
und bezieht sich auf den ganz allgemeinen KiTa Betrieb. Aktuell ist es jedoch erforderlich,
in Kindertageseinrichtungen auch auf besondere Betreuungsbedurfnisse von Kindern
einzugehen und diese bestmdglich zu integrieren und in ihrer Entwicklung zu foérdern.
Dieser Anspruch ist im Sinne des Kindes, gesellschaftlich anerkannt und auf jeden Fall
taglicher Antrieb fur die Kolleg:innen in den KiTas. Kinder mit besonderen, zusatzlichen
Betreuungsbedarf haben ein Recht darauf! Jedoch ist die Realitat haufig eine Andere.
Der aktuell giiltige Schltssel fur Kinder mit Behinderung liegt bei einer Fachkraft zu 3,5
Kindern mit besonderem Betreuungsbedarf. Wir fordern an dieser Stelle eine deutliche
Verbesserung auf eine Fachkraft zu 2,5 Kinder. AuBerdem sollte die Feststellung des be-
sonderen Bedarfes nicht ausschlieBlich fur kérperliche und psychische Behinderungen
gelten. Auch Sprachbarrieren erfordern zusatzliches Personal, um die Kinder mit Migra-
tionshintergrund so schnell wie moglich zu integrieren. Die Sprache ist dabei Ausschlag-
gebend. Um besonderen Betreuungsbeddirfnissen gerecht werden zu kénnen, ware es
auch denkbar, den Schlissel durch KiTa Sozialarbeit zu erfillen oder gut funktionierende
Modellprojekte (z.B. Sprach-KiTas) in den Regelbetrieb zu Gberfihren.

Vorbereitungs- und Nachbereitungszeit

FUr eine qualitativ hochwertige Betreuung mit Bildungsauftrag sind Zeiten zur Vor- und
Nacharbeit fir alle Erzieher:innen und die Kitaleitung unerlasslich. Solche Zeiten missen
geplant werden und durfen nicht der standigen Personalnot zum Opfer fallen. Daher
fordern wir eine transparente Darstellung/Ausweisung dieser Zeiten im Gesetz. Wir schla-
gen vor, zunachst fur die Zeit fr Vor- und Nacharbeiten mit regelmaBig 10% der Ar-
beitszeit anzusetzen. AuBerdem mussen 28% einer Vollzeitstelle zusatzlich fir Ausfall
durch Urlaub und Krankheit angesetzt werden. Nur so lassen sich Personalengpasse ein-
grenzen, da die Einrichtungen Fehlzeiten von vornherein kalkulieren kénnen. Selbstver-
standlich muss das entsprechend finanziert werden!

Vereinte

Dienstleistungs-
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ZukUnftig streben wir fir die Personalberechnung einen Zeitanteil von 50% der Arbeits-
zeit als Zeit ohne direkten Kinderbezug an. Dazu gehoért zum Beispiel Vor- und Nachbe-
reitungszeit, Konzeptionsentwicklung und -fortschreibung, Teambesprechungszeiten,
Elternarbeit, Qualifizierung, Krank-und Urlaubstage. Das ware ein groBer Schritt in Rich-
tung Qualitat, Verbesserung der Arbeitsbedingungen und damit eine Investition in die
Zukunft unserer Kinder in Thdringen.

Aufsicht und Kontrolle der Einrichtungen:

§ 11 Abs. 1, Verantwortung des 6rtlichen 6ffentlichen Tragers fiir Fachberatung
Wir halten im Hinblick auf die Einhaltung der gesetzlichen Rahmenbedingungen, insbe-
sondere der kontinuierlichen Beachtung der Mindestpersonalschlissel eine diesbezlgli-
che eindeutige Benennung dieser Aufgaben bei dem Rahmenvertrag entsprechend § 7a
Abs. 1 und der Aufgabenstellung entsprechend § 11 der Fachberatung der ortlichen
Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe fur dringend erforderlich und empfehlen eine ent-
sprechende eindeutige Klarstellung. Die bisherige Verantwortung im Falle der Unter-
schreitung der gesetzlichen Rahmenbedingungen, insbesondere des Mindestperso-
nalschlissels ist diffus und stellt eine latente Gefahrdung sowohl der Kinder als auch der
Beschaftigten dar. Aufgabe sowohl des Uberértlichen als auch des értlichen Tragers der
offentlichen Jugendhilfe muss es sein, die gesetzlichen Rahmenbedingungen, insbeson-
dere der Einhaltung der MindestpersonalschlUssel, stets und standig zu gewahrleisten.

Fachkraftesicherung, Fachkraftegewinnung und Begleitung

Der Beruf Erzieher:in ist fir viele junge Menschen aufgrund hoher Belastungen und
schwieriger Ausbildungsbedingungen nicht attraktiv. Um jedoch dem Fachkraftemangel
entgegenzuwirken, ist es angezeigt, in diesen Bereich etwas zu verbessern. Der vorlie-
gende Gesetzentwurf deutet beim Thema Ausbildung dabei in die richtige Richtung.

§ 28 Ausbildungsférderung

Je belegtem Ausbildungsplatz in einer Kindertageseinrichtung im Rahmen
der praxisintegrierten Ausbildung zum Erzieher an einer Thdringer Fach-
schule nach §§ 3 Abs. 1 Satz 3, 33 Abs. 5 Satz 2 ThirFSO-SW gewdhrt das
Land dem Trdger auf Antrag einen monatlichen Zuschuss in Hbhe von
1.200 Euro, soweit nicht zeitgleich eine Férderung oder Leistung fir den
gleichen Zweck durch Dritte erfolgt.

Wir empfehlen einen Passus:

»Der Landeszuschuss erfolgt unter der Voraussetzung der Zahlung einer Ausbildungsver-
gltung in Hohe des Tarifvertrages TVAGD".
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§ 22 Betriebskosten neue Formulierung in Absatz 1 2 das begriiBen
wir!

1. Personalausgaben einschlieBlich der Kosten fir die Ausbildung und Fort-

bildung von pddagogischen Fachkréften, soweit nicht zeitgleich eine Forde-

rung oder Leistung fir den gleichen Zweck durch Dritte erfolgt,

Wir begriiBen die Regelung zur Praxisintegrierten Ausbildung und der damit verbunde-
nen Bezuschussung durch das Land. Weiterhin sollten jedoch folgende Dinge bzgl. der
Ausbildung geregelt werden:

Zur Starkung der Fachkraftegewinnung braucht es eine Ausbildungsoffensive des Landes
flr den Erzieher:innenberuf. Dazu gehéren: der Ausbildungsabschluss auf DQR Level 6
Niveau, mit Ausbildungsvertrag und einer tariflichen Ausbildungsvergttung und Schul-
geldfreiheit. AuBerdem braucht es eine geprifte Kompetenz der Ausbilder:innen in der
Praxis und ein Recht auf Mitbestimmung im Ausbildungsbetrieb. Zudem muss die Aus-
bildung, insbesondere der Unterricht wohnort- und praxisstellen-nah sein. Fir die wo-
chentliche Anleitung und die Kooperation mit den berufsbildenden Schulen sind fir die
Anleiter:innen bzw. Ausbilder:innen mindestens 5 Wochenstunden pro Auszubildenden
zur Verfigung zu stellen. Nur so wird eine attraktive und qualitativ hochwertige Ausbil-
dung Uber alle Trager der Einrichtungen hinweg gewahrleistet. Ausbildungsstellen zu
den normalen Betriebskosten rechnen zu kénnen und zusatzlich 1.200 € geférdert zu
bekommen, ist der richtige Ansatz.

Es ist hochste Zeit, die Fachkraftegewinnung zu férdern. Unserer Ansicht nach ist dafar
eine Ausbildung ahnlich der dualen Berufsausbildung zielfihrend, Schulgeld und Praxis-
ferne sind nicht zeitgemaB und schrecken jungen Menschen ab. In Thiringen werden
aktuell jahrlich ca. 700 Fachkrafte fir den KiTa Bereich ausgebildet. Diese Zahl muss un-
bedingt auch in den kommenden Jahren gehalten werden. Bisher befinden sich jedoch
lediglich 200 davon in einer Praxisintegrierten Ausbildung. Es ist also dringend angeraten
zu prafen, wie der Anteil von PiA in den nachsten Jahren deutlich gesteigert werden
kann. AuBerdem merken wir an, dass auch fir Auszubildende unserer Ansicht nach Ta-
rifvertrage die Leitwahrung sind.

Wir empfehlen folgende Klarstellung in § 22, Abs. 1, Satz 1 durch die Erganzung:

Betriebskosten im Sinne dieses Gesetzes sind die angemessenen Personal-
und Sachkosten, die fiir den Betrieb einer Kindertageseinrichtung ,, unter An-
wendung der einschldgigen und aktuellen tarifrechtlichen Bestimmungen fir
Kommunen” erforderlich sind.

Die Finanzierung von Kindertageseinrichtungen, wie im Gesetz geregelt, stellt nicht das

Idealbild in unserem Sinne dar. Wir fordern eine einrichtungsbezogene statt der bisheri-
gen kinderbezogenen Finanzierung. Dies wirde auch trotz Schwankungen bei der Bele-
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gung fur die Einrichtungen Planungssicherheit bedeuten. Bisher war vor allem die Be-
rechnung von Platzen und Belegungen zu Stichtagen ausschlaggebend, was nicht immer
der unterjahrigen Praxis entsprach/entspricht.

Wir schlagen daher vor, dass die Betreuungsplatze, die in der Betriebserlaubnis angege-
ben sind als Grundlage fir Betrieb und Finanzierung Einrichtungsbezogen gelten und
das derzeitige Model mit Kind bezogener Finanzierung und den dazugehdérigen Stichta-
gen dafur wedgfallt.

Beitragsfreiheit braucht Qualitat

Die im Gesetz geregelte Beitragsfreiheit begrifBen wir grundsatzlich, sie darf jedoch nicht
zu einer Verschlechterung der Qualitat in der Kindertagesbetreuung fuhren oder die Ar-
beitsbedingungen fir die Beschaftigten verschlechtern. Aus diesem Grund weisen wir
ausdrucklich darauf hin, dass die Finanzierung von Kindertageseinrichtungen gedeckt
sein muss. Eltern, die ein gutes Einkommen haben, kénnen aus unserer Sicht dabei auch
einen Beitrag leisten.

Die neue Formulierung im § 29 Absatz (2)

Die Elternbeitrédge sind sozialvertrdglich zu gestalten und zu staffeln.
Die soziale Staffelung der Elternbeitrdge erfolgt

1. nach der Anzahl der vereinbarten Betreuungsstunden und

2. nach der Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder einer Familie.”

halten wir fur schwierig. Aus dieser Formulierung ergibt sich automatisch ein héherer
burokratischer Aufwand fir die Einrichtungen/Trager. Wir schlagen vor, die alte For-
mulierung:

LAIs Kriterien fir eine Staffelung ist der vereinbarte Betreuungsumfang zu
berticksichtigen. Als weitere Kriterien sind das Einkommen und die Anzah!
der Kinder oder zumindest eines der beiden Kriterien heranzuziehen. ”

beizubehalten.

Qualitatssicherung — Zentrum fir frithkindliche Bildung

Die in § 7 geregelte Einrichtung eines Zentrums fir frihkindliche Bildung zur Qualitats-
sicherung und Entwicklung der Thiringer KiTas begriBen wir. Ein Zentrum fur frihkind-
liche Bildung ist geeignet, die Bedingungen in den KiTas unabhangig zu evaluieren und
Probleme aufzudecken. Auch Vorschlage zur Weiterentwicklung kénnen regelmaBig hier
erarbeitet werden. Auch fur die Weiterbildung, insbesondere fiir KiTa-Leitungen, kann
das Zentrum einen wertvollen Beitrag leisten. Wir gehen davon aus, dass es sich bei den
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unter Nummer 2 genannten Angeboten zur Fort- und Weiterbildung um erganzende,
eigene Angebote handelt und bisherige Angebote zum Beispiel im Rahmen des Thrin-
ger Erwachsenenbildungsgesetzes bestehen bleiben bzw. fortgefihrt werden. Wir emp-
fehlen eine entsprechende Klarstellung.

Fur die Einhaltung gesetzlicher Rahmenbedingungen, missen weiterhin das Ministerium,
nachgeordnete Behérden und ortliche Jugendamter zustandig sein!

Um ein solches Zentrum fir frihkindliche Bildung demokratisch aufzustellen, fordern wir
die Akteure der frihkindlichen Férderung und Bildung, einschlieBlich der Gewerkschaf-
ten und Elternvertretungen, einzubeziehen. Daher schlagen wir einen Beirat vor, dem
mindesten Elternvetreter:innen und Vertreter:innen der Gewerkschaft angehéren. Ein
solcher Beirat hatte vor allem die Funktion, Praxisndahe der Forschung sicherzustellen um
zu verhindern, dass diese abgehoben von dem tatsachlichen Bedingen vor Ort stattfin-
det.

Schlussbemerkung:

Es gabe weitere Dinge zum Gesetzentwurf und zu Thiringer KiTa Landschaft zu sagen.
Fur diese Stellungnahme soll es das aber gewesen sein. Es bleibt der Verweis auf weitere
notwendige Verbesserungen, die nicht in einzelnen Gesetzesanderungen vorgenommen
werden sollten, sondern, dass es in Anbetracht des drohenden Kollapses des Systems,
einen langfristigen und nachhaltigen Stufenplan braucht, welcher den Ausbau des Sys-
tems, die Hebung der Qualitat und die Gewinnung und Ausbildung von Fachkraften syn-
chronisiert. Dies haben vor allem fur die Kolleg:innen in den Einrichtungen verdient, die
tagliche fir eine gute Erziehung und Bildung unserer Kinder kampfen!

Landesbezirksfachbereichsleiter /Land ezirksfachbereichsleiter
Offentliche und private Dienstleistungen, Gesundheit, Soziale Dienste,
Sozialversicherungen und Verkehr Bildung und Wissenschaft

Vereinte
Dienstleistungs-
Seite 8 von 8 gewerkschaft

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung in der Parlamentsa



schroeder
Textfeld
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.



ver.di-Entwurf zu einem Bundes-Kita-Gesetz

VORSCHLAG FUR EIN WIRKLICH

GUTES KITA-GESETZ

Realisierung von Kinderrechten durch bundesweit einheitliche

Qualitatsstandards in Tageseinrichtungen fur Kinder

(Krippen, Kitas, Horte und andere sozialpadagogische Tagesangebote fir Schulkinder)




Impressum

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft — ver.di
Paula-Thiede-Ufer 10
10179 Berlin

Fachbereich Gemeinden
verantwortlich: Christine Behle
Bearbeitung: Dr. Elke Alsago
Fotos: Kay Herschelmann (S. 7)
Gestaltung: werkzwei Detmold

1. Auflage 2020
W-3618-15-1120



ver.di-Entwurf zu einem Bundes-Kita-Gesetz

VORSCHLAG FUR EIN WIRKLICH

GUTES KITA-GESETZ

Realisierung von Kinderrechten durch bundesweit einheitliche
Qualitatsstandards in Tageseinrichtungen fir Kinder

(Krippen, Kitas, Horte und andere sozialpadagogische Tagesangebote fir Schulkinder)



Vorschlag fir ein wirklich gutes KiTa-Gesetz




INHALT

Vorwort

Realisierung der Rechte von Kindern

Praambel

§1
§2
§3d
§4
§5
§6
§7
§8
§9
§10
§11
§l2
§13
§14
§15
§16

Geltungsbereich und Begriffsbestimmung
Trager

Rechtsanspruch der Kinder

Aufgaben und Ziele

Bedarfs-/Kinder- und Jugendhilfeplanung
Offnungs- und Schliefizeiten

Personal in Tageseinrichtungen for Kinder
Personalschlissel

Ausbildung

Qualifizierung/Fort-und Weiterbildung
Fachberatung

Ubergeordnete Dienst- und Fachaufsicht
Rechte der Eltern — Elfernbeteiligung

Bauliche Gestaltung, Grifie und Ausstattung der Raumlichkeiten
Qualitatsentwicklung und Qualitatssicherung

Finanzierung

Literatur

12

13
13
13
14
15
16
16
18
20
20
22
2d
24
2b
27
28

29



Vorwort

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Kindertageseinrichtungen sind die erste Stufe institutioneller Bildung. Sie zu
besuchen, ist fir den weiteren Lebenslauf von Kindern von hoher Bedeutung. Die
emotionale, soziale, korperliche, kognitive, sprachliche, musische und kreative
Entwicklung von Kindern wird hier individuell begleitet, unterstitzt und angeregt
und ermaglicht so einen guten Start in das Leben. Gerade in einem Land, in dem
Bildungserfolg und damit auch der erfolgreiche Einstieg ins Berufsleben andauernd
und ungebremst von der sozialen Herkunft abhangen, ist die Entwicklungs- und
Bildungsbegleitung in der frihen Kindheit, aber auch parallel zum Schulbesuch
notwendig. Gleichzeitig dienen die sozialpddagogischen Kindereinrichtungen der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und leisten damit einen bedeutenden Beitrag
zur Ermoglichung der Erwerbstatigkeit der Mitter und Vater und zur Deckung des
Bedarfs der Wirtschaft an Fach- und Arbeitskraften.

Um allen Kindern, Muttern und Vatern unabhangig von ihrem Wohn- und Le-
bensort im Kontext der 6ffentlich verantworteten Erziehung, Bildung und Betreu-
ung gleiche Moglichkeiten garantieren zu kénnen, ist es notwendig, dass bundes-
weit dieselben guten Rahmenbedingungen fiir Kindertageseinrichtungen gegeben
sind. Aufgrund der sehr unterschiedlichen Regelungen bzw. Kindertagesstatten-
gesetze in den Bundeslandern und der heterogenen finanziellen Mdglichkeiten und
Prioritatensetzungen der Kommunen und Lander ist dies allerdings immer noch
nicht gegeben. Insbesondere Personalschliissel weichen deutlich voneinander ab.
Die fachliche Intensitat der Entwicklungs- und Bildungsbegleitung von Kindern, die
Betreuungsumfange und die Arbeitsbedingungen fir die Fachkrafte sind daher sehr
unterschiedlich und fachliche — wissenschaftlich begriindete — Standards werden
haufig nicht eingehalten.

Mit dem Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) ist fir die Kinder- und Jugendhilfe ein
geltendes Rahmengesetz vorhanden. Auf dieser Grundlage hat die Bundesfach-
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gruppe Sozial-, Kinder- und Jugendhilfe der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di einen Entwurf fur ein bundesweites KiTa-Gesetz bereits im Jahr 2013 vorge-
stellt und seitdem weiterentwickelt. Das Anfang 2019 in Kraft getretene Gesetz
zur Weiterentwicklung der Qualitat und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung
(KiQuTG, sog. Gute-KiTa-Gesetz) hat bislang keinen Beitrag dazu geleistet, eine
Ubergangsphase hin zu gleichen guten Standards in den Kitas zu gewahrleisten.

Es scheint sich vielmehr abzuzeichnen, dass sich aufgrund der unverbindlichen Ziel-
stellung des Gesetzes die Unterschiede zwischen den Landern verstarken werden.

Aktuell wird der Rechtsanspruch auf ganztagige Bildung, Erziehung und Betreu-
ung von Kindern erganzend zum Schulbesuch vorbereitet. Auch hier zeichnet sich ab,
dass qualitative Standards keine oder nur wenig Berlcksichtigung finden werden.

Die Corona-Pandemie hat sehr eindricklich gezeigt, wie schnell die Administra-
tion bereit ist, Standards in den Tageseinrichtungen fir Kinder aufzugeben und die
Einrichtungen zu reinen Betreuungseinrichtungen werden zu lassen.

ver.di sieht daher die Notwendigkeit, verstarkt gleich gute Standards fur alle Ta-
geseinrichtungen fir Kinder von 0 bis 14 Jahren, deren rechtliche Gewahrleistung
und entsprechende Finanzierung zu fordern.

Grundlage der Personal- und Ausstattungsbemessung im vorliegenden Gesetz-
entwurf sind die Eckpunkte des Zwischenberichtes und der in diesem Kontext
erarbeiteten wissenschaftlichen Expertisen. Der Zwischenbericht, welcher in Vorbe-
reitung fir das sogenannte Gute-KiTa-Gesetz (KiQUTG) erarbeitet und von allen Be-
teiligten gezeichnet wurde, enthielt erstmalig gemeinsame Ziel- und Entwicklungs-
perspektiven von Bund und Landern. Auf diese hatte sich die Arbeitsgruppe »Frithe
Bildung« von Bund und Landern mit Beteiligung der kommunalen Spitzenverbande
geeinigt (vgl. BMFSFJ/JFMK 2016).

Diese Standards bilden die Grundlage unseres Gesetzentwurfs und wurden teil-
weise erweitert, um den Anspruch von Inklusion — angepasst an die individuellen
Bedrfnisse aller Kinder — realisieren zu kénnen.



Gute Qualitat in den Kindertageseinrichtungen wird durch gute und verlassliche
Rahmen- und Arbeitsbedingungen erst ermdglicht. Wahrend Qualitat der Arbeit
in Kitas durch Politik und Wissenschaft vielfach eingefordert wird, sind die daftr
notwendigen Rahmenbedingungen immer noch nicht geschaffen worden.

Insbesondere verbesserte Personalschliissel, Regelungen fiir Vor-, Nach- und
Kooperationszeiten sowie angemessene Zeitressourcen fir die Leitung von Kinder-
tageseinrichtungen sind notwendige Elemente fir eine Qualitatsverbesserung.

Sie sind gleichzeitig bedeutsam flr gute Arbeitsbedingungen. Belastende Arbeits-
bedingungen und das Geflhl, den Bedlrfnissen der Kinder, den Anspriichen der
Eltern und den eigenen fachlichen Ansprichen nicht gerecht zu werden, flihren
zu Frustration, langwierigen Erkrankungen und oft zum Verlassen des Arbeits-
feldes. Gute Rahmen- und Arbeitsbedingungen dienen daher auch immer dem
Gesundheitsschutz und dem Verbleib der Kolleg*innen im Arbeitsfeld. Zufriedene
Kolleg*innen sind dann auch die beste Werbung, um neue Fachkrafte fir Tages-
einrichtungen fir Kinder zu gewinnen.

Mit diesem Gesetzentwurf wollen wir einen Beitrag dazu leisten, die Forderun-
gen unserer Kolleg*innen nach guten Standards zu unterstiitzen und uns deutlich
fur bundesweit einheitliche und gute Bildungs- und Arbeitsbedingungen in Tages-
einrichtungen fir Kinder im Alter von 0 bis 14 Jahren einzusetzen.

Wir freuen uns auf eine gemeinsame und anregende Diskussion.

Martina Meyer Christine Behle
Erzieherin, Vorsitzende der Mitglied des ver.di-Bundesvorstands /
Bundesfachgruppe Sozial,- Kinder,- Stellvertretende Vorsitzende

und Jugendhilfe
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Realisierung der Rechte
von Kindern

Die Kinderrechtskonvention ist die meist-

gezeichnete Konvention der Welt.

Sie ist von 195 Staaten ratifiziert worden —

im Marz 1992 auch von der Bundesrepublik
Deutschland.

Von den UN-Mitgliedstaaten fehlen die
USA. Die Bundesregierung hat zunachst nur
unter dem Vorbehalt des Fortbestehens vor-
handener Einschrankungen der Kinderrechte
durch das Familien- und Auslanderrecht un-
terschrieben. Dieser Vorbehalt bezog sich auf
die Artikel 9 (Trennung von den Eltern; per-
sonlicher Umgang), 10 (Familienzusammen-
fuhrung; grenziberschreitender Kontakt),

18 (Verantwortung des Kindeswohls) und 22
(Fluchtlingskinder). Dies bedeutete u. a., dass
das weitgehende Verbot staatlicher Eingriffe
in die Erziehung der Eltern erhalten bleiben
sollte und dass Kinder von Asylbewerber*in-
nen kein Recht auf Bildung hatten.

Erst am 15. Juni 2010 wurde eine Riick-
nahmeerklarung bei den Vereinten Nationen
hinterlegt und damit der Vorbehalt durch

die Bundesregierung zurlickgenommen und
die Kinderrechte in Ganze anerkannt (vgl.
Deutsches Kinderhilfswerk 2020).

Die wesentlichen Kinderrechte sind:

1. Gleichheit
Alle Kinder haben die gleichen
Rechte. Kein Kind darf benachteiligt
werden (Artikel 2).

2. Gesundheit
Kinder haben das Recht, gesund zu
leben, Geborgenheit zu finden und
keine Not zu leiden (Artikel 24).

3. Bildung
Kinder haben das Recht, zu lernen
und eine Ausbildung zu machen, die
ihren BedUrfnissen und Fahigkeiten
entspricht (Artikel 28).

4. Spiel und Freizeit
Kinder haben das Recht, zu spielen,
sich zu erholen und kinstlerisch
tatig zu sein (Artikel 31).

5. Freie Meinungsauf3erung und
Beteiligung
Kinder haben das Recht, bei allen
Fragen, die sie betreffen, mitzu-
bestimmen und zu sagen, was sie
denken (Artikel 12 und 13).

6. Schutz vor Gewalt
Kinder haben das Recht auf Schutz
vor Gewalt, Missbrauch und Aus-
beutung (Artikel 19, 32 und 34).

7. Zugang zu Medien
Kinder haben das Recht, sich alle
Informationen zu beschaffen, die sie



brauchen, und ihre eigene Meinung
zu verbreiten (Artikel 17).

8. Schutz der Privatsphare und
Wirde
Kinder haben das Recht, dass ihr
Privatleben und ihre Wirde geach-
tet werden (Artikel 16).

9. Schutz im Krieg und auf der Flucht
Kinder haben das Recht, im Krieg und
auf der Flucht besonders geschiitzt zu
werden (Artikel 22 und 38).

10. Besondere Fursorge und Forderung
fir Kinder mit Behinderungen
Kinder mit Behinderungen haben das
Recht auf besondere Fursorge und
Forderung, damit sie aktiv am Leben
teilnehmen konnen (Artikel 23).

Durch den Artikel 3 haben sich die Regie-
rungen der Lander verpflichtet, die Instituti-
onen der Daseinsvorsorge so auszustatten,
dass das Wohl der Kinder gesichert ist und
das Personal der Einrichtungen durch Fach-
lichkeit und Rahmenbedingungen in der
Lage ist, die Kinderrechte zu realisieren und
das Wohl des Kindes sicherzustellen:

Art. 3 Wohl des Kindes

(1) Bei allen MaRnahmen, die Kinder
betreffen, gleichviel ob sie von 6ffent-
lichen oder privaten Einrichtungen der
sozialen Firsorge, Gerichten, Verwal-
tungsbehorden oder Gesetzgebungs-
organen getroffen werden, ist das
Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt,
der vorrangig zu berucksichtigen ist.

(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich,
dem Kind unter Bertcksichtigung der
Rechte und Pflichten seiner Eltern,
seines Vormunds oder anderer flr

das Kind gesetzlich verantwortlicher
Personen den Schutz und die Firsorge
zu gewabhrleisten, die zu seinem Wohl-
ergehen notwendig sind; zu diesem
Zweck treffen sie alle geeigneten
Gesetzgebungs- und Verwaltungsmal3-
nahmen.

Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass
die fir die Fursorge fiir das Kind oder

—
w
~

dessen Schutz verantwortlichen Insti-
tutionen, Dienste und Einrichtungen
den von den zustandigen Behorden
festgelegten Normen entsprechen,
insbesondere im Bereich der Sicherheit
und der Gesundheit sowie hinsichtlich
der Zahl und der fachlichen Eignung
des Personals und des Bestehens einer
ausreichenden Aufsicht.

Seit Beginn der systematischen Bericht-
erstattung an den UN-Ausschuss flr die
Rechte des Kindes durch das Institut fir
Menschenrechte und erganzend durch
National Coalition im Jahr 1995 werden
das Platzangebot und die Qualitat der
ganztagigen Angebote zur Bildung,
Erziehung und Betreuung von Kindern in
der Bundesrepublik Deutschland kritisiert
(vgl. National Coalition 1995).

Im letzten Bericht der National Coalition
2019 wurde deshalb empfohlen, die Bun-
desregierung zu folgenden Mafsnahmen
aufzufordern:
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Die National Coalition Deutschland empfiehlt dem UN-Ausschuss, die Bundesregie-
rung aufzufordern,

112. eine kinderrechtsbasierte Qualitatsentwicklung und Qualitatssicherung einschliel3lich
wirksamer Kontrollmechanismen in samtlichen Einrichtungen, die einen Bildungsauf-
trag wahrnehmen (unter anderem Kitas, Schulen, Kinder- und Jugendfreizeiteinrich-
tungen), und in ein bundesweites Kinderrechte-Monitoringsystem einzubinden;

113. padagogische Fachkrafte und Kindertagespflegepersonen hinsichtlich kinderrechts-
basierter Padagogik, Gesprachsfiihrung mit Eltern, Konfliktlésungsfahigkeiten,
Beschwerdemanagement, vorurteilsbewusster Kooperation mit Familien sowie
Eltern- und Familienbildung zu starken und hierfir die notwendigen Ressourcen
bereitzustellen;

114. in eine nachhaltige soziale und kulturelle Infrastruktur im Sozialraum zu investieren
und Angebote der auferschulischen und nonformalen Bildung auszubauen und
abzusichern;

115. die Benachteiligung von Kindern mit sogenanntem Migrationshintergrund, Ar-
mutsgefahrdung oder Beeintrachtigungen zu beseitigen. Insbesondere gefllichtete
Kinder mussen ihr Recht auf Bildung uneingeschrankt wahrnehmen kénnen. Es soll
sichergestellt werden, dass sie friihestmdglich Zugang zu Leistungen des Sozialge-
setzbuches VIII erhalten, entweder durch verbindliche Anwendungshinweise zum
gewohnlichen Aufenthalt nach § 6 Absatz 4 Sozialgesetzbuch VIl oder durch eine
klarende Rechtsanderung.

(Quelle: National Coalition 2019, S. 56)

Eine weitere Forderung ist, die Beteiligung der Kinder zu sichern:

Die National Coalition Deutschland empfiehlt dem UN-Ausschuss, die Bundesregie-
rung aufzufordern,

116. sowohl in der Kita als auch in der Schule Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonven-
tion systematisch zu bertcksichtigen und verbindliche sowie altersangemessene
Prozesse und Strukturen einzufiihren, die die Selbst- und Mitbestimmung von
Kindern und Jugendlichen in jedem Alter in den Bildungs- und Erziehungsein-
richtungen garantieren. Dies muss sich in Schulen auch auf Form und Inhalt des
Unterrichts beziehen.

(Quelle: National Coalition 2019, S. 57)
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Wir sehen das genauso. Die Realisierung
der Kinderrechte bundesweit in allen
Tageseinrichtungen fir Kinder braucht
allgemein verbindliche Standards und die
entsprechende Finanzierung des Systems.
Nur so kann es gelingen, dass 6ffentliche
Institutionen und ihr Personal den Bildungs-
und Erziehungsauftrag sowie die Rechte
der Kinder verwirklichen kénnen.

Kinder haben Rechte - Eltern und
Beschaftigte in Tageseinrichtungen
fur Kinder auch

Tageseinrichtungen fir Kinder, und dazu
gehoren auch Orte fUr Kinder wie Ganz-
tagsschulen und Horte, sind Einrichtungen
fUr Kinder. |hr Sinn und Zweck ist, Lebens-
und Lernort flr Kinder erganzend zur
Familie zu sein.

Kinder, Eltern, Beschaftigte und der
Einrichtungstrager gestalten den Alltag ge-
meinsam. Um zu einem guten, den Kindern
gerechten Alltag zu kommen, ist es wich-
tig, dass alle Akteursgruppen berlcksichtigt
und Rahmenbedingungen so gestaltet
werden, dass neben den Rechten der Kin-
der auch die Rechte der Eltern Beachtung
finden. Aber die Kita ist auch ein Arbeitsort
fur die Beschaftigten. Das heifst, auch ihre
Rechte, wie z.B. der Arbeits- und Gesund-
heitsschutz, ihr Recht auf Interessenvertre-
tung, mussen verwirklicht werden.

Zentrale Bedeutung hat der Trager der
Tageseinrichtung. Er muss in die Lage ver-
setzt werden, fachlich angemessen zu

12

agieren. Auch dies gilt es zu berucksich-
tigen. Wir haben uns bemuht, all diese
Perspektiven im vorliegenden Gesetz abzu-
bilden.

Auf den folgenden Seiten finden Sie
unseren Vorschlag fur ein wirklich gutes
KiTa-Gesetz

UNSER VORSCHLAG

FUR EIN WIRKLICH
GUTES KITA-GESETZ

Praambel

Tageseinrichtungen fir Kinder sind Teil
des offentlich verantworteten und orga-
nisierten Kinder- und Jugendhilfesystems.
Sie erfillen Bildungs- und Erziehungfunk-
tionen und lGbernehmen Betreuungsauf-
gaben zur Gewahrleistung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf.

In der Praxis sind Bildung, Erziehung
und Betreuung untrennbare Aufgaben.
Der Begriff »Bildung« impliziert Erziehung
und Betreuung; daher wird im Folgenden
nur noch von Bildung gesprochen.



Realisierung von Kinderrechten durch bundesweit einheitliche Qualitatsstandards in Tageseinrichtungen fir Kinder

zips an freie gemeinntzige Trager, wenn
sie die Voraussetzungen fur den Betrieb
einer Jugendhilfeeinrichtung erfullen.

(2) Die Anerkennung als Trager wird durch
die dafir zustandige Stelle erteilt.

(3) Alle fur die Bildung von Kindern Ver-
antwortlichen, im folgenden Trager
genannt, haben die Aufgabe, diese fir

§ ]. GBITU"gShBerh Und jedes Kind glleic.l?ermal'éen si.chteth.JsteIIen.
BBgI’IffSI]BSTImI'I'IUI'Ig (4) Der Bund, die Lander und die ortlichen

Trager der Jugendhilfe finanzieren die

Trager, die gemeinnutzig arbeiten und
Dieses Gesetz gilt fur die Bildung aller Kin- tarifgebunden sind.
der bis vierzehn Jahre in Tageseinrichtungen
fur Kinder und in aufSerunterrichtlichen
schulerganzenden Bildungsangeboten, im
Folgenden unter dem Begriff »Tageseinrich-
tungen« zusammengefasst.

00

§ 3 Rechtsanspruch
der Kinder

§ 2 Trager a) Jedes Kind hat das Recht auf einen ganz-

tagigen und wohnortnahen Platz in einer
e

Tageseinrichtung fur Kinder. Die maxi-

(1) Die Verantwortung fur die 6ffentliche male Anwesenheit eines Kindes in einer
Bildung, Erziehung und Betreuung hat Tageseinrichtung flr Kinder soll taglich
der 6ffentliche Trager der Jugendhilfe. zehn Stunden nicht Uberschreiten.

Der offentliche Trager betreibt selber b) Jedes Kind hat einen Anspruch auf eine
Tageseinrichtungen oder Ubertragt diese warme Mittagsverpflegung.

Aufgabe im Sinne des Subsidiaritatsprin-

13
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&

§ 4 Aufgabenund Ziele

(1) Tageseinrichtungen fir Kinder haben

einen eigenstandigen Bildungsauftrag.
Dieser muss den individuellen kindlichen
Bildungs- und Entwicklungsprozessen
gerecht werden. Die Bildungsbegleitung
bezieht sich auf die gesamte Personlich-
keit der Kinder.

(2) Ganzheitlichkeit ist Prinzip in den Ta-

geseinrichtungen fir Kinder und tragt

der individuellen, sozialen, emotionalen,

korperlichen und geistigen Entwicklung
sowie der ganzen Personlichkeit der

Kinder Rechnung. Dazu gehort:

a) den Kindern Erlebnis-, Handlungs-
und Erkenntnismoglichkeiten aus-
gehend von ihren Beddrfnissen und
in ihrem Lebenszusammenhang zu

b) die Erziehung zur Mlndigkeit mit
dem Ziel, den Kindern zu ermagli-
chen, in der Gesellschaft mitzuwir-
ken und diese konstruktiv mitzuge-
stalten,

c) die Eigenverantwortlichkeit der Kin-
der zu starken, unter anderem durch
eine alters- und entwicklungsgema-
[Be Partizipation an Entscheidungen,

d) die Entfaltung der korperlichen,
geistigen und sprachlichen Fahig-
keiten der Kinder sowie ihre seeli-
sche, musische und schopferische
Entwicklung zu unterstutzen, anzu-
regen und zu fordern,

e) die unterschiedlichen Lebenslagen,
kulturellen und weltanschaulichen
Hintergriinde sowie die alters- und
entwicklungsbedingten Bedurfnisse
der Kinder zu berucksichtigen,

f) das gleichberechtigte, partnerschaft-
liche, soziale und demokratische
Miteinander sowie das Zusammen-
leben aller Kinder mit der Perspek-
tive auf eine demokratische und
inklusive Gesellschaft padagogisch
zu fordern und sicherzustellen,

g) eine nach aktuellen ernahrungswis-
senschaftlichen Gesichtspunkten ge-
sunde Ernahrung zu gewabhrleisten,

erschliefsen, h) einen verantwortungsvollen Um-
gang mit der Umwelt zu vermitteln
""""""""""""""""""""""""" und einen nach 6kologischen und
: och e vorher versucht. ‘ . .
: »Dashabeich dassiches sehaffe.« nachhaltigen Gesichtspunkten ge-
¢ glsohinich viillig sicher, 1 stalteten Lernort zu bieten.

(3) Die Beratung und Information der Eltern
insbesondere in Fragen der Bildung ist

P,,,,,, Langstrumpf
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eine Kernaufgabe der Tageseinrichtung
fur Kinder. Der Dialog zwischen pada-
gogischen Fachkraften und Eltern ist die
Basis fur die Erflllung des Bildungs- und
Erziehungsauftrags.

Die Bildungsprozesse des einzelnen Kin-
des und dessen individuelle Begleitung
werden durch systematische Beobach-
tung, Dokumentation und Reflexion der
sozialpadagogischen Fachkrafte fachlich
begriindet begleitet.

(5) Jeder Trager berucksichtigt diese Grund-

=

~

satze fur seine Einrichtungen. Sie sind
Basis der Einrichtungskonzeption, wel-
che mit allen Fachkraften der Einrichtung
entwickelt und fortgeschrieben wird.
Der Trager stellt sicher, dass die Fach-
krafte zusammenarbeiten:

a) mit den Erziehungsberechtigten zum
Wohl der Kinder und zur Sicherung
der Kontinuitat der Erziehungs- und
Bildungsprozesse,

b) mit anderen kinder- und familienbe-
zogenen Institutionen, Tagespflege-
personen und Initiativen im Gemein-
wesen sowie mit den Schulen.

Der Trager gewahrleistet die Mitbestim-
mungsrechte der Beschaftigten und
beteiligt die Beschaftigten in der Pers-
pektive auf eine partizipative Padagogik
bei allen arbeitsorganisatorischen und
strukturellen Fragen.

(8) Werden in einer Tageseinrichtung fir

Kinder neue Organisationsformen ein-
gerichtet, Projekte durchgefuhrt, Aufga-
ben verandert oder erweitert, missen
die dafur notwendigen personellen und

finanziellen Ressourcen berechnet und
durch den Trager der Tageseinrichtun-
gen zur Verfligung gestellt werden.

@

&3 O %
e

§ 5 Bedarfs-/Kinder- und
Jugendhilfeplanung

Die Kommunen erstellen jahrlich eine
aktualisierte Bedarfsplanung fur die Platze
in den Tageseinrichtungen fur Kinder und
berlcksichtigen dabei die Bedarfe der
Kinder ab dem 1. Lebensjahr bis zum Ende
des Grundschulbesuchs. Die zusatzlich not-
wendigen Platze sind einzurichten. Diese
orientieren sich dabei an den Regelungen
im geltenden SGB VI, Flinftes Kapitel,
Vierter Abschnitt.

15



Vorschlag firr ein wirklich gutes KiTa-Gesetz

0

§ 6 Offnungs-
und Schliefizeiten

(1) Die Offnungszeit einer Tageseinrichtung
fur Kinder betragt von Montag bis Frei-
tag taglich maximal zwolf Stunden in
der Zeit zwischen 06:00 Uhr und 18:00
Uhr und wird vom Trager unter Beruick-
sichtigung des Bedarfs und der sozial-
raumlichen Bedingungen festgelegt.

(2) Von Satz (1) abweichende Offnungs-
zeiten bedurfen einer gesonderten
Genehmigung des ortlichen Jugendhil-
fetragers. Die Finanzierung zusatzlich
entstehender Kosten wird gesondert
gepruft und vom Jugendhilfetrager
Ubernommen.

(3) Die Tageseinrichtungen fir Kinder wer-
den pro Jahr geschlossen:

« an funf einrichtungsbezogenen
Fach- und Fortbildungstagen

« an betrieblichen Veranstaltungen
wie z.B. Betriebsausflug und Be-
triebs- oder Personalversammlung

Weitere SchlieRzeiten stimmt der Trager ab

und diese bedirfen der Zustimmung der

betrieblichen Interessenvertretung.
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Dl Erzieherinngn i gor
: BChte Profig gg ihnen weig jgp

mein King jp EUten Handen
:,- Herr Vussberg, Vater

Nin der Kitg sind

§ 7 Personal in Tages-
einrichtungen fur Kinder

In Tageseinrichtungen fir Kinder durfen nur
die nachfolgend beschriebenen Fachkrafte
fur die padagogische Arbeit eingesetzt
werden.

(1) Sozialpadagogische Fachkrafte

a) Sozialpadagogische Fachkrafte sind
staatlich anerkannte Erzieher*innen.

b) Sozialpadagogische Fachkrafte sind
auch:
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- staatlich anerkannte Heilpddagog*
innen sowie staatlich anerkannte
Heilerziehungspfleger*innen,

« Absolvent*innen von Studiengangen
der Sozialen Arbeit bzw. der Sozial-
padagogik mit staatlicher Anerken-
nung,

« Absolvent*innen von Diplom-,
Bachelor- und Masterstudiengangen
der Erziehungswissenschaften mit
Schwerpunkt Kleinkind-/ Elemen-
tarpadagogik oder vergleichbaren
Studiengangen,

» Absolvent*innen der Studiengange
Heilpadagogik und Kindheitspadago-
gik mit staatlicher Anerkennung.

»"nsere Kita-Leiterin diskutiert mit ung

:; Padagogische Verénderungen und steht |
:: dem Team bej Allragsprublemen und :
Fallgesprichen ZUr Seite.«

: Mona, 32 Erzieherin

(2) Kita-Leitung

Kita-Leiter*innen und stellvertretende
Leiter*innen sind oben genannte sozial-
padagogische Fachkrafte mit mindestens
zweijahriger Berufserfahrung und zusatz-
licher Leitungsqualifikation (§ 11).

(3) Erganzungskrafte

Die zum Stichtag 01.01.2021 beschaftigten
Kinderpfleger*innen, Sozialassistent*innen,
sozialpadagogischen Assistent*innen mit
staatlicher Ausbildung oder vergleichbarer
Ausbildung mit staatlicher Anerkennung
sowie beschaftigten Erganzungskrafte
haben Bestandsschutz. Ihnen wird eine
Weiterbildung zur sozialpadagogischen
Fachkraft angeboten. Die Finanzierung
muss durch den Bund getragen werden.

(4) Zusatzkrafte

Zusatzkrafte sind:

« Fachkrafte (auch mit anderen Qualifika-
tionen), z.B. fur die Begleitung einzelner
Kinder oder flr die Durchflihrung von
Projekten, die nach Bedarf zusatzlich
eingesetzt werden,

» Praktikant*innen, Vorpraktikant*innen,
Auszubildende, FSJler*innen, Bundes-
freiwilligendienst und Ahnliche.

Zusatzkrafte werden nicht auf den Perso-

nalschlissel angerechnet.

(5) Hauswirtschaftliches Personal

In allen Kitas steht flr die Kiichen haus-
wirtschaftliches Personal zur Verfligung.
In Einrichtungen mit selbst bewirtschafte-
ten Kuchen sind zur Leitung der Kuchen
qualifizierte Fachkrafte einzusetzen.

17
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Diese sind:

« Hauswirtschafter*innen

+ Hauswirtschaftsleiter*innen

« Hauswirtschaftsmeister*innen
«  Kodchinnen und Koche

» Diatassistent*innen

: »Endlich konnen w'\r- : :
:'- >;:E;';\c\a\gﬂg'\'sche Arbeif Konzentrieren ..:

:= und missen nicht noch nebenbel
die Kiiche qufraumen.«
Niko, 40, Erzieher

(6) Technisches Personal

Darlber hinaus werden Hauswirtschaftshil-
fen, Reinigungskrafte, Hausmeister*innen
eingesetzt.

;'Mir 8eht’s gut in der Kita, wenn
: Mona und Niko Zeit fiir migh p 5
. a i
: Merret. 4 Japre o ':
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§ 8 Personalschlissel

(1) Padagogische Fachkrafte

Der Einsatz der padagogischen Fachkrafte
orientiert sich am Alter und der Entwick-
lung der Kinder.

Alters- Fachkraft-

gruppe

Kind-
Relation

Kinder bis zum vollende-

: 2
ten ersten Lebensjahr
I Kinder zwischen zwolf 103
und 36 Monaten ’
" Kinder von 36 Monaten 175

bis zur Einschulung

v Kinder ab der Einschulung 1:10

Das Alter der Kinder am Stichtag (01.08.) gilt
fur die Personalbemessung bis zum 31.07.
des Folgejahres. Die Personalbemessung ist
so zu realisieren, dass dieser Personalschlis-
sel zu allen Anwesenheitszeiten der Kinder
verwirklicht wird. Vertretungskrafte sind
entsprechend vorzuhalten.

Flr weitere Arbeitsbereiche, wie z.B. Fami-
lienzentren, ist mindestens eine Vollzeitstelle
fur eine padagogische Fachkraft einzurichten.
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Fir die Personalberechnung ist ein Zeitanteil
von 50 Prozent der Arbeitszeit als Zeit ohne
direkten Kinderbezug zu berucksichtigen.

Dazu gehoren zum Beispiel Vor- und
Nachbereitungszeit, Konzeptionsentwicklung
und -fortschreibung, Teambesprechungszei-
ten, Elternarbeit und Qualifizierung.

. . m
:" »lch brauche 1eit, um mit de.r.n ;&;&L "
den Alltag zu organisieren, Tur o
:‘ dazu sein und die padagogikim

i der
:'~ wenerzuemw'\cke\n. Neue Kinder 0

¢ yeranderfe Bed‘mgu_n r
:'~ \{gean und uédagugmche Lsungen.«

" Helga, 60 Jahre, Kita-Leiterin

(2) Kita-Leitung

Die Zeitressourcen fir die Leitung der Kita
werden wie folgt berechnet:

Zeit-Bausteine Leitungsstunden

Sockelbetrag fiir die 20 Wochenstunden

Leitung einer Kita

Zusatzlicher Betrag zehn Wochenstunden
ab einer taglichen
Offnungszeit iiber

sieben Stunden

Mindestens zehn
Wochenstunden pro
hinzukommenden
Leitungsbereich

Betrag fiir erweiterte
Leitungsbereiche
(z.B. Familienzentrum)

eine Wochenstunde
pro Mitarbeiter*in

Variable Leitungs-
ressourcen

Gehen die Leitungsstunden Uber eine Voll-
zeitstelle fur die/den Kita-Leiter*in hinaus,
werden die Ubrigen Leitungsstunden auf die
stellvertretenden Leiter*innen Ubertragen.

»Endlich haben wir Zeit fijr die Aus-

Zubildenden und die laufen nicht mehr -5
: S0 nebenher.« ':

Mario, 28, Erzieher

(3) Ausbilder*innen

Fur die wochentliche Anleitung und die Ko-
operation mit den berufsbildenden Schulen
sind flr die Anleiter*innen/Ausbilder*innen
mindestens funf Wochenstunden pro Aus-

zubildenden zur Verfligung zu stellen.

»Mir ist gg Wichtig aass meijp Kin

auch gyt Versorgt ung beglejtet

Wi .
nel’:c’lér;vs:n ;Me Gruppenerzieherin- ~':

Oder im Urjgyp «i :
Fray Hein, Mutrer o

|

(4) Technisches und hauswirtschaft-
liches Personal

FUr die technische und die hauswirtschaft-
liche Arbeit muss ausreichend Personal zur
Verfligung gestellt werden.
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(4) Personalausfall durchgehend in der praktischen Arbeit
Bei Personalausfall gewahrleistet der Trager durch ihre/n Anleiter*in/Ausbilder*in
die gesetzlich geregelte Personalausstat- begleitet werden.

tung entsprechend § 9 (1) + (2). (3) Die Auszubildenden sind nicht auf den

Fachkrafteschlissel anzurechnen.
(4) Der Trager der Institution stellt den

© »go wirden sich menr fir digsozial- | Der Tragerder Instuton stllt den
:1 padagugische Ausbildung ent

iden. :
seheid i fachliche Begleitung durch Fachbera-

: Das ware Super.« - ; tung zur Verflgung.
: | in :
. Fatima, 19 Jahre, Fachschler (5) Tarifrechtlich ist diese Tatigkeit zu
: bewerten.
: »Kinder u_nd ihre BedU’rfnisse smd .....
; _unrerscmedlich. Ich muss mich
im i .
o [r’nfer W{eder Neu darayf Binstellen |
o achlich Weiterbilden ':
. “lz.:ole, 45 Jahre, I(iﬂderpflﬂgerin
§ 9 Aushildung
Kindertageseinrichtungen sind Ausbil- B

dungsorte. Die praktische Ausbildung zur

Erzieherin bzw. zum Erzieher und die prak-
tischen Teile des Studiums zur Sozial- oder

K.indhe‘itspédagogin.bz.vv. zum -padagogen § ]_I] uuallflzmrung/
finden in der Tageseinrichtung statt. FUI--I-_ UI'I[I WBITEI'IJ"[IUI'Ig

(1) Die Ausbildung in der Kita erfolgt

verbindlich durch sozialpadagogische

Fachkrafte (§ 7) mit mindestens zwei Die Beschaftigten in Tageseinrichtungen

Jahren Berufserfahrung, die eine Eig- fur Kinder, die fur die Bildung, Erziehung

nungsprufung (§ 11) absolviert haben. und Betreuung der Kinder verantwort-
(2) Auszubildende sind Lernende, die lich sind und die Familien entsprechend

20
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begleiten, erhalten die Mdglichkeit, ihre
Arbeit kontinuierlich kritisch zu reflektieren,
weiterzuentwickeln und sich fortzubilden.
Von allen Beschaftigten in Tageseinrich-
tungen fir Kinder wird eine hohe Fachlich-
keit sowie emotionale und soziale Kom-
petenz erwartet. Die daflr erforderlichen
Kenntnisse missen dem aktuellen Stand
der Wissenschaft entsprechen und kon-
tinuierlich erworben werden. Zum Erhalt
der Arbeitsfahigkeit und der Anpassung an

neue Gegebenheiten dienen Fortbildungen,

zur beruflichen Weiterentwicklung Weiter-
bildungen.

»Bislang ging systematische Weiterbil-
:dung fast immer zulasten der Beschaf-
© tigten. Sie mussten sie selber zahlen
' und in ihrer Freizeif machen. Dasist ein
Unding. Will man die Kolleg*innen in der
Praxis halten, muss man ihnen ermogli-
chen, sich weiterzubilden und sich damn '
auch beruflich weiterzuentwickeln.«
Elke, 55 Jahre, Fuchberurenn

(1) Fortbildung

Zur Inanspruchnahme von Fortbildungen
gelten im Laufe eines Kita-Jahres folgende
Regelungen:

a) Jede/r Beschaftigte ist an mindestens
zehn Arbeitstagen flr Fortbildung und/
oder Supervision unter Fortzahlung der
Bezlige vom Dienst freizustellen. Die
Kosten sind vom Trager zu Gbernehmen.

b) Jede/r Beschaftigte wird an drei Ar-
beitstagen zum Zwecke der individu-
ellen beruflichen Qualifizierung vom
Dienst freigestellt. Der/die Beschaftigte
entscheidet selbst Uber die inhaltliche
Gestaltung.

(2) Systematische Weiterbildung

Neben der Weiterbildung der Assistenzkraf-
te zu Fachkraften (§ 7 [3]) bietet der Trager
verbindlich die folgenden Weiterbildungen
an. Weitere Weiterbildungen sind vorzuse-
hen und entsprechend mit Freistellung und
Kostenubernahme zu versehen, wenn sie
im Interesse des Tragers und der Fachkraft
liegen.
a) Fortbildung fur neue Leiter*innen und
stellvertretende Leiter*innen
Neue Kita-Leiter*innen und ihre Stell-
vertreter*innen erhalten im ersten
Anstellungsjahr eine spezielle Leitungs-
fortbildung. Diese hat mindestens einen
Umfang von 10 cp." und ist so gestal-
tet, dass sie auf ein Masterstudium der
Sozialen Arbeit oder Kindheitspadagogik
angerechnet werden kann.

1 Entsprechend den landergemeinsamen Strukturvorgaben (KMK) sind Inhalte und Qualifikationsziele der Fortbildung,
Lehrformen, Voraussetzungen fir die Teilnahme, Verwendbarkeit, Voraussetzungen fur die Vergabe von Leistungs-
punkten, Leistungspunkte und Noten, Arbeitsaufwand definiert. Zu erwerbende Kompetenzen sind auf DQR-Level 7
beschrieben. Die Fortbildung hat einen Umfang von 10 cp. Diese entsprechen einem Arbeitsaufwand von 250 bis 300
Stunden, welcher sich aus Prasenz- und Selbststudium zusammensetzt. Die Fortbildung schliel$t mit einer Abschluss-

priifung.
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Die Kita-Leiter*in (und ihre Stellvertre-
tung) wird fir diese Fortbildung vom
Trager freigestellt. Die Fortbildungs-
kosten Ubernimmt der Trager.

b) Fortbildung fiir Anleiter*innen/Aus-
bilder*innen
Jede sozialpadagogische Fachkraft,
die Anleitungs- und Ausbildungsaufga-
ben Ubernimmt, besucht eine spezielle
Fortbildung. Diese hat mindestens einen
Umfang von 10 cp. und ist so gestal-
tet, dass sie auf ein Masterstudium der
Sozialen Arbeit oder Kindheitspadagogik
angerechnet werden kann. Die Anlei-
ter*in wird fur diese Fortbildung vom
Trager freigestellt. Die Fortbildungskos-
ten Ubernimmt der Trager.

~

¢) Fortbildung fiir insoweit erfahrene
Fachkrafte (§ 8a SGB VIII)
Sozialpadagogische Fachkrafte, die die
Aufgaben der insoweit erfahrenen Fach-
krafte nach § 8a SGB VIII Ubernehmen,
besuchen eine spezielle Fortbildung.
Diese hat mindestens einen Umfang von
10 cp. und ist so gestaltet, dass sie auf
ein Masterstudium der Sozialen Arbeit
oder Kindheitspadagogik angerechnet
werden kann. Die Anleiter*in wird fir
diese Fortbildung vom Trager freigestellt.
Die Fortbildungskosten ubernimmt der
Trager.

22

.me Fachberaren'n oder ein Fag
: mit Zgir, die oder der dig Erziehe
Organisiert, fijr Fallgespriche Z
: gqu Steht und auch den Trige
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: allen Kitas.«

: Heike, 33!uhre, Sazialnssisrenrin

hberater |
rtreffen
ur Verfij-

_ I fachlich
fig. Das wiinsche ich

§ 11 Fachheratung

(1) Aufgabe der Fachberatung

Fachberater*innen unterstltzen, beraten
und begleiten die Trager, Leiter*innen und
Fachkrafte kontinuierlich in ihrer Arbeit.
Im Auftrag des Tragers informieren sie

die Einrichtungen uber aktuelle Entwick-
lungen und neue fachliche Erkenntnisse.
Sie beraten und begleiten einzelne Fach-
krafte und/oder Teams sowie den Trager
bei der padagogischen Ausrichtung und
Veranderungsprozessen. Sie organisieren
den fachlichen Austausch innerhalb des
Tragersystems und die Vernetzung mit an-
deren Institutionen, wie z.B. Hochschulen,
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Administrationen, Fachorganisationen. Die
Tatigkeit der Fachberater*innen ist nicht mit
Fach- und Dienstaufsicht verbunden.

(2) Ausbildung

Fachberater*innen verfligen Uber einen so-
zialwissenschaftlichen Hochschulabschluss
auf Masterniveau oder waren langjahrig als
qualifizierte (§ 11 [2]) Leiter*innen im Be-
reich der Kindertageseinrichtungen tatig.

(3) Personalausstattung

Die Zeitressourcen fir die Fachberatung
von Kitas werden wie folgt berechnet:

Zeit-Bausteine Fachberatungs-
stunden

Zeitsockel fiir Trdger- ~ zehn Wochenstunden
beratung und Netz-
werkpflege

Variabler Teil 0,5 Wochenstunden
pro Leiter*in/pddagogi-
scher Fachkraft in den

zu beratenden Kitas

|s Vorgesefzie wirde

vielleicht endlich vers’rehen,‘wuvun ich
: rede. Mich macht das argt_arhch, da'sshT
unser Trager i]berhaup’r-mcht verstent,
:1 was unsere Probleme smq.«

Markus, 44 Jahre, Kita-Leiter

: »Eine padagogina

§12 Ubergeordnete
Dienst- und Fachaufsicht

(1) Aufgabe der iibergeordneten
Dienst- und Fachaufsicht

Der Trager der Tageseinrichtung richtet eine
Funktionsstelle als Ubergeordnete Leitung
ein, durch die die Dienst- und Fachaufsicht
Uber die Kita-Leiter*innen gewahrleistet wird.

(2) Ausbildung

Die Ubergeordnete padagogische Leitung
verfligt Uber einen sozialwissenschaftlichen
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Hochschulabschluss auf Masterniveau und
Berufserfahrung im Feld der Kinder- und
Jugendhilfe.

(3) Personalausstattung
Die Zeitressourcen fur die Ubergeordnete

padagogische Leitung von Kitas werden
wie folgt berechnet:

Zeit-Bausteine Leitungsstunden

Zeitsockel zehn Wochenstunden

Variabler Teil drei Wochenstunden
pro Kindertagesein-
richtung

2h

\

»\Wir mochten uns gern konstrukt
| ginbringen und picht nur Kuchen )
packen. Doch wenn es keine vernupf-
tige Struktur dafir gibt, werden wir
nur als Norgler wahrgenommen.«

§ 13 Rechte der Eltern —
Elternbeteiligung

(1) Kita-Elternrat

Die Erziehungsberechtigten der Kinder in
einer Gruppe wahlen aus ihrer Mitte eine/n
Gruppensprecher*in sowie deren Vertre-
tung. Das Wahlverfahren regelt der Beirat.
Die Gruppensprecher*innen bilden einen
Elternrat. Die erste Wahl in einer Kinderta-
gesstatte veranstaltet der Trager zu Beginn
des Kindergartenjahres.

Die Gruppensprecher*innen sowie die
Vertreter*innen der Fach- und Betreu-
ungskrafte und des Tragers, deren Zahl
der Trager bestimmt, bilden den Beirat der
Kindertagesstatte. Der Trager kann vorse-
hen, dass die Aufgaben eines Beirats von
einem anderen Gremium wahrgenommen
werden, wenn in diesem eine den vorste-
henden Bestimmungen entsprechende
Vertretung mitentscheidet.

Wichtige Entscheidungen des Tragers und
der Kita-Leitung erfolgen unter Einbezie-
hung des Beirates. Das gilt insbesondere fur
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« die Erarbeitung und Fortschreibung des
padagogischen Konzepts,

« die Einrichtung neuer und die SchlieSung
bestehender Gruppen oder Betreuungs-
angebote,

« die Festlegung der Gruppengréf3en
und Grundsatze fiir die Aufnahme von
Kindern,

« die Offnungs- und Betreuungszeiten,

« Elternbeitrage und die Verpflegung.

Der Beirat kann Vorschlage zu den genann-

ten Angelegenheiten sowie zur Verwen-

dung der Haushaltsmittel machen.

»Wir brauchen endlich verlgssliche
Strukturen in allen Bundeslandern
: Und auch im Bung und diese miissen
auch finanziert werden.« 5
Fr. Meier Elternvertreterin

(2) Elternbeteiligung tiber die Kita
hinaus

Gemeinde- und Kreisrate

Die Elternrate in einer Gemeinde kon-

nen einen gemeinsamen Elternrat bilden
(Gemeinde- oder Stadtelternrat fir Kinder-
tagesstatten). Diese Elternrate und andere
Zusammenschlisse von Elternvertretungen
kénnen gebildet werden, wenn sich min-
destens die Halfte der Elternrate aus dem
vertretenen Gebiet beteiligt. An Kreiseltern-
raten mussen sich mindestens die Gemein-
deelternrate aus der Halfte der kreisange-

horigen Gemeinden beteiligen. Die Gemein-
den und die 6rtlichen Trager geben den
Elternraten vor wichtigen Entscheidungen
rechtzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme.
Der Kreiselternrat entsendet ein stimmbe-
rechtigtes Mitglied in den Jugendhilfeaus-
schuss des Kreises. Die Kreiselternrate
entsenden in den Landeselternrat.

Landeselternrat

Der Landeselternrat vertritt die Eltern inner-
halb des Bundeslandes. Vor gesetzlichen
Anderungen der Kita-Gesetze und deren
Umsetzung muss der Landeselternrat ge-
hort werden. Der Landeselternrat entsen-
det ein stimmberechtigtes Mitglied in den
Landesjugendhilfeausschuss.

Der Landeselternrat wahlt eine/n Lan-
deselternsprecher*in und eine/n Stellvertre-
ter*in. Diese vertreten die Landeseltern im
Bundeselternrat.

Bundeselternrat

Der Bundeselternrat vertritt die Eltern auf
der Bundesebene. Alle Anderungen des
Bundes-Kita-Gesetzes missen mit den
Eltern beraten werden. Sie haben das Recht
auf Anhorung innerhalb des parlamentari-
schen Verfahrens bei Reformvorhaben. Der
Bundeselternrat wahlt sich ein Sprecher*in-
nenteam aus drei Mitgliedern.

(3) Finanzierung

Die Elterngremien werden Uber die Kreise,
die Lander und den Bund finanziert.
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»Bute Raume erleichtern uns die

© Arbeit. Das ewige Aufbauen von
Bettchen und Wieder-Wegraumen

* und Larm in engen Raumen machen
unsere Arbeit sehr anstrengend.«
Marion, 57 Jahre, Erzieherin

§ 14 Bauliche Gestaltung,
Grofe und Ausstattung der
Raumlichkeiten

(1) Raumliche Mindestausstattung

Kindertagesstatten mussen Uber folgende
raumliche Mindestausstattung verfigen:

T
SR [ uen T imnen —

I 12,5 6
Il 15 6
I 15 6
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Fur die Kinder ist ein je nach Alter und
Entwicklung auf ihre Bedlrfnisse zuge-
schnittenes Raumangebot vorzusehen:
Sanitarraume, Ruhe- und Schlafraume,
Ruckzugsraume, Bewegungsbereiche,
Werkstatten usw.

Fur die erweiterten Angebote gemal
§ 4 Absatz 7 mussen zusatzliche Raumlich-
keiten vorhanden sein.

»Ich mag das, wenn ich viel Platz zum
! habe und wir auch was
Mehmet. 3 Jahre

Toben
autbauen kinnen «

(2) Raume fiir Mitarbeiter*innen

Fir das padagogische und hauswirtschaft-
liche Personal stehen ausreichend Radume
zur Erledigung ihrer Aufgaben und zusatz-
lich Pausenrdume zur Verflgung. Fir die
Planungs- und Dokumentationsarbeiten der
padagogischen Fachkrafte steht mindestens
ein zusatzlicher Arbeitsplatz zur Verfligung,
welcher als Bildschirmarbeitsplatz ausge-
stattet ist.

»Nicht im Leitungshiiro oder |n der Kiiche
: Pause machenzu missen, v_vare ?.chun
super.« Lend, o5 Johre, Erzieherin
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(3) Raume fiir das Leitungsteam

Es sind mindestens zwei Arbeitsplatze (aus-
gestattet mit EDV und Internetanschluss) in
einem Leitungsbiro vorhanden. Fir kleinere
Besprechungen steht eine Sitzecke zur
Verfligung.

(4) Gesundheits- und Arbeitsschutz

Die raumliche Ausstattung und Einrichtung
muss unter Berucksichtigung des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes erfolgen und umfasst
die ergonomische Ausstattung durch entspre-
chendes Mobiliar, schallgedammte Raume so-
wie eine aktuelle technische Bliroausstattung.

(5) Barrierefreiheit

Die Raume einer Tageseinrichtung sind
barrierefrei zuganglich.

(6) Ausnahmegenehmigungen

FUr besondere padagogische Konzepte, wie

z.B. Waldkindergarten kédnnen Ausnahme-
regelungen erteilt werden.

5 »EXterne Evaluation wire hilfreich
.' S_n Schwimmen wir immeriny .
; Eigenen Saft. Ich wiirge mich dber sys-
: rema_ﬂsche Anregungen sehr freven
und sie als unterstiitzend empfinden.«

Herr Tobaben, 83 Jahre, Trﬁgerverrrarer

nserem

§ 15 Qualitarsentwicklung
und Qualitatssicherung

Die zustandigen Institutionen auf Landes-
ebene und die ortlichen Trager der 6ffent-
lichen Jugendhilfe sind verpflichtet, die
Trager und Tageseinrichtungen flr Kinder
regelmafSig zu Uberprifen und zu evaluie-
ren. Die Ergebnisse werden dem Trager der
Kita zur Verfugung gestellt und zur Quali-
tatsentwicklung und -sicherung innerhalb
des Tragersystems genutzt.
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Arbeitgeberanteils zur Sozialversiche-
rung und einer zusatzlichen Altersver-
sorgung.

Fur die kontinuierliche Fortbildung
der Fachkrafte stehen mindestens 500
Euro pro Jahr und Mitarbeiter*in zur
Verfligung. Dieser Betrag ist entspre-
chend den Kostensteigerungen fortzu-

§ 16 Finanzierung schreiben,

b) Sachkosten

(1) Beitragsfreiheit Sachkosten sind die Kosten fur die pa-

dagogische Arbeit, die Ausstattung, die
Der Besuch der Tageseinrichtungen fir Sachmittel fur die Verwaltung der Kita
Kinder ist beitragsfrei. sowie der Aufwand fur Verpflegung

und Hygiene.

Weitere Sachkosten im Sinne dieses

(2) Gesamtfinanzierung Gesetzes sind die tatsachlichen Aufwen-

dungen des Tragers der Einrichtung fur
Die Finanzierung der Gesamtkosten der die Kaltmiete, die laufende Unterhal-
Kindertageseinrichtung erfolgt durch den tung, Energiekosten sowie den Erhalt
Bund und die Lander. und die Pflege der Einrichtung.

¢) Investitionskosten fiir Bauten und Ein-

(3) Personal- und Sachkosten richtungen
Bau- und Einrichtungskosten sind die
a) Personalkosten Aufwendungen fur den Neubau, Um-
Anerkannte Personalkosten sind die bau, Ersatzbau, Erweiterungsbau und
unter 8§ 7-12 dieses Gesetzes vorgege- die Erstausstattung.

benen Personalstandards, die Kosten flr
die gesetzliche Interessenvertretung der
Beschaftigten. Basis der Bezahlung der
Beschaftigten sind die Bestimmungen
des TV&D in seiner jeweils gliltigen Fas-
sung oder vergleichbarer Vergutungsre-
gelungen einschliefSlich des gesetzlichen
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GEW Thiiringen * Heinrich-Mann-Str. 22 » 99096 Erfurt
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Thiringer Landtag

Ausschuss fir Bildung, Jugend und Sport
Jirgen-Fuchs-Strale 1

99096 Erfurt

Thuringer Landtag

Zuschrift
7/3028

zu Drs. 7/8644NF

Erfurt, 9. November 2023

Stellungnahme der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft zum Vierten Gesetz zur

Anderung des Thiiringer Kindergartengesetzes
Anhdrung zum Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — DS 7/8644

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank flr die Mdglichkeit der Stellungnahme zum oben genannten Gesetzentwurf. Gerne senden
wir thnen die Uberlegungen und Forderungen der GEW Thiiringen. Wir gehen zunichst auf zwei Fragen
des Fragenkatalogs ein und orientieren uns daraufhin chronologisch an den Paragrafen des
Kindergartengesetzes.

Frage 3. In welchen Bereichen des Thiringer Kindergartengesetzes werden die wichtigsten
Anderungsbedarfe zur Finanzierung und qualitativen Verbesserung der frithkindlichen Bildung gesehen?
Die aktuellen Regelungen zum Betreuungs- und Personalschliissel sind nicht geeignet, eine
kontinuierliche Bildungs- und Erziehungsarbeit zu gewahrleisten.

Die Schliissel mlssen verbessert und die Finanzierung auf einen Einrichtungsbezug umgestellt werden

Bitte beachten Sie hierzu unsere Ausfiihrungen zu den §§ 8, 16 und 21.

Frage 4. Wie bzw. welche konkreten MaRnhahmen wéren notwendig, um die aktuelle Personalsituation
in Kindergérten spirbar zu verbessern?

Aus gewerkschaftlicher Perspektive sind vier Bereiche zentral, um den aktuellen und zukiinftigen
Fachkraftebedarf zu erfiillen und damit die Bildungsqualitédt in den Thiiringer Kindertageseinrichtungen
zu sichern und auszubauen,

Verbesserung der Arbeitsbedingungen erhdht Attraktivitdt des Berufsfeldes

Die Berufe in der frithkindlichen Bildung sind inhaltlich attraktiv. Was wir in Zeiten eines steigenden
Fachkraftebedarfs brauchen, sind attraktivere Arbeitsbedingungen, damit mehr Menschen diesen Beruf
ergreifen wollen und auch in ihm verbleiben.

Um die Attraktivitit der Arbeitsbedingungen zu verbessern, gilt es die Personal- und

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft ¢ Landesverband Thiringen
Heinrich-Mann-Str. 22 » 99096 Erfurt » Telefon 0361 590 95 0 « Telefax 0361 590 95 60
www.gew-thueringen.de » www.facebook.com/gewthueringen » E-Mail: info@gew-thueringen.de
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Betreuungsschliissel auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu verbessern, diese auf zwei
Alterskohorten zu vereinheitlichen (Kinder bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres und Kinder im
Alter ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zur Einschulung) sowie die mittelbare pddagogische
Arbeitszeit zu erhéhen.

Bitte beachten Sie hierzu unsere Ausflihrungen zu § 16.

Attraktive Arbeitsbedingungen umfassen auch eine faire Entlohnung, deren Garant fir uns nach wie vor
der Tarifvertrag des 6ffentlichen Dienstes ist. Wir schlagen daher vor, eine automatisierte
Dynamisierung auf der Grundlage des Tarifvertrages des 6ffentlichen Dienstes im Kindergartengesetz
vorzusehen. Alle Finanzierungsbestandteile mit Auswirkung auf die Personalkostenberechnung wiirden
somit kontinuierlich steigen. Um diesen Effekt auch im kommunalen Finanzierungsstrang zu verankern,
schlagen wir die Aufnahme einer Tariftreueklausel in das Gesetz vor.

Bitte beachten Sie hierzu unsere Ausfiihrungen zu den §§ 22 und 28,

Zuginge und Aufstiegsperspektiven ermdéglichen

Die Zahl an Absolvent:innen, die an Thiringer Fachschulen eine Erzieherausbildung

absolvierten, ist in den letzten Jahren gesunken. Als Griinde dafiir kénnen die fUnf Jahre lange und
zumeist unverglitete Ausbildung sowie die Konkurrenz zu anderen Tétigkeitsfeldern identifiziert werden.
Um die Anzahl der Absolvent:innen wieder zu steigern und so den Fachkréftebedarf zu erfillen,
schlagen wir vor, Lehramtsstudienginge der Sozialpddagogik quantitativ auszubauen und die
Kapazitdten der Studiengédnge deutlich zu erhdhen. Erst mit geniigend Lehrkréften an den Fachschulen
kann es gelingen, die Ausbildungskapazitdten ohne QualitdtseinbufRen zu erh&hen.

Des Weiteren sind Schulgelder und Ausbildungsgebiihren abzuschaffen. Diese stellen flir eine
Ausbildungsaufnahme und erfolgreiche Absolvierung eine deutliche Hirde dar.

AuBerdem schlagen wir vor, Aufstiegsperspektiven zu erdffnen. Durchldssigkeit sowie Anerkennung
und Anrechnung der Ausbildungsinhalte fiir akademische Weiterqualifizierungen sind hierbei zentrale
Elemente. Frithkindliche Berufe sind attraktiver, wenn staatlich anerkannte Erzieher:innen in verklrzten
Bachelor- und Masterstudiengéngen beispielsweise den Abschluss Kindheitspddagogik oder
Grundschullehramt erwerben kénnten.

Wir regen an, Verfahren flr den Seiteneinstieg zu entwickeln. Diese Verfahren miissen das Ziel haben,
dass sich die Seiteneinsteiger:innen flir den Beruf als Erzieher:in qualifizieren. Neben non-formalen und
formal erworbenen Qualifikationen sollten auch informell erworbene Kompetenzen, wie
Berufserfahrung, Familientatigkeit und biirgerschaftlichem Engagement, in einem rechtsverbindlichen
Verfahren erfasst, anerkannt und angerechnet werden. Jedoch muss sichergestellt sein, dass formal
erworbene Qualifikation dadurch keine Entwertung erfihrt. Oberstes Ziel muss es sein, dass diese
Beschaftigten so aus- und weitergebildet werden, dass sie den Abschluss zur staatlich anerkannten
Erzieher:in erwerben und diese Ausbildung im Rahmen ihrer Arbeitszeit bewdltigen kénnen.

Die praxisintegrierte Ausbildung (PiA) ist attraktiv

Die PiA ist durch die erweiterten Zugangsmaglichkeiten und durch die tarifliche Verglitung ein
Erfolgsmodell, hat neue Zielgruppen erschlossen. Aus unserer Sicht bedarf es dabei moglichst
bundeseinheitlich zu etablierender Qualitdtsstandards. Dazu gehdrt, dass die Auszubildenden den Status
Lernende und nicht Arbeitende erhalten. Aus dem Lernenden-Status folgt fiir uns, dass es keine
Anrechnung auf den Personalschlissel geben darf. Ebenfalls zur Qualitdt gehdrt fir uns, dass die
Federfiihrung bei der Ausbildung im PiA-Modell bei den Fachschulen liegt. Fachschulen brauchen
zusitzliche Kapazitdten und Mittel, z.B. fiir die Ausbildung der Praxisanleiter:innen, Konzepterstellung,
Supervision und Kooperation mit der Praxisstelle. Eine Ausbildungsverglitung nach TV&D einerseits und
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die Absicherung, dass die Ausbildung in mindestens einem zweiten Arbeitsfeld abgeleistet werden kann,
anderseits gehéren flir uns ebenso zu den Qualitatsstandards. Letzteres ist gegebenenfalls mit einer
Freistellungsregelung zu gewahrleisten, sofern der Praxispartner dieses zweite Feld nicht tragerintern
anbieten kann. Verbundausbildungen sind eine weitere Mdglichkeit.

Bitte beachten Sie hierzu unsere Ausfihrungen zu den §§ 22 und 28.

Qualitdt durch das Fachkriftegebot erhalten

Das Thiringer Kindergartengesetz enthalt ein bundesweit vorbildliches Fachkraftegebot, das Trager und
Beschiftigte, aber vor allem auch die Eltern zu schéatzen wissen.

Die seit Oktober 2020 bestehende Moglichkeit, Assistenzkrafte unter Anrechnung auf den
Betreuungsschlissel einzustellen, lehnen wir weiterhin ab und fordern die befristete

Anerkennung nicht erneut zu verlangern.

Nach unserem Kenntnisstand hat die befristete Anerkennung nicht dazu gefiihrt, dass die
Assistenzkrifte mittelfristig eine berufsbegleitende Fachschulausbildung absolvieren. Sie stehen den
Einrichtungen somit nicht flr erzieherische Tatigkeiten zur Verfligung und eignen sich nicht, den
Fachkraftebedarf zu erflllen.

Bitte beachten Sie hierzu unsere Ausflthrungen zu den §§ 8, 16 und 21.

Zu den geplanten Anderungen im Einzelnen:
Einfligung § 7a

Die GEW begriiRt die Einflthrung eines mit Landesmitteln bezuschussten Zentrums fiir frihkindliche
Bildung. Wir verstehen ein solches Zentrum als landesweites Unterstiitzungssystems zur Etablierung
eines Qualitatsdiskurses, zur interdisziplindren Erforschung der frihen Kindheit und zur Vernetzung der
vielen unterschiedlichen Akteure in diesem Bereich.

Da die zielgruppen- und disziplinspezifischen Angebote sich an die Fach- und Fithrungskrafte in
frithkindlichen Handlungsfeldern richten sollten, wire zu gewdhrleisten, dass die an einem solchen
Zentrum vertretenen Fachprofessionen, die Multiprofessionalitdt der pddagogischen Praxis
widerspiegeln. Dazu gehoren insbesondere die Facher, die im Paragrafen 16 des Thiiringer
Kindergartengesetzes fiir die Definition der pddagogischen Fachlichkeit herangezogenen werden sowie
die im Modellprojekt , Vielfalt vor Ort begegnen — professioneller Umgang mit Heterogenitat in
Kindertageseinrichtungen” ermdglichten Erweiterungen.

Des Weiteren sollten die Angebote auch Kindertagespflegepersonen offenstehen

Das Aufgabenspektrum sollte aus Sicht der GEW um Einzel- und Gruppencoaching sowie Supervision
ergianzt werden.

Aus unserer Sicht erscheint eine Kldrung, ob das Zentrum zukiinftig Fortbildungen nach § 19 Abs. 1
ThiirKigaG durch kostenfreie Angebote sicherstelit, sinnvoll.

§8

Die Abkehr von einer Muss-Vorschrift in eine Soll-Vorschrift ist zu begriRen. Wir sind in der Praxis leider
immer noch weit davon entfernt, in jeder Regeleinrichtung die gemeinsame inklusive Bildung und
Férderung von Kindern mit und ohne Behinderung so zu gewéhrleisten, dass sie dem jeweiligen
individuellen Unterstiitzungsbedarf jedes einzelnen Kindes entspricht. Eine vollstdndige Abschaffung
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von integrativen Einrichtungen ist unter den derzeitigen Rahmenbedingungen nicht moglich. Leider ist
es auch dreizehn Jahre nach der gesetzlichen Abkehr des Vorrangs der Férderung von Kindern mit
Behinderung in einer integrativen Einrichtung hin zu einem individuellen Recht auf gemeinsame
Férderung in allen Thiringer Kindertageseinrichtungen nicht gelungen, die rdumlichen, sachlichen und
personellen Voraussetzungen daflir zu schaffen und somit die UN-Behindertenrechtskonvention
vollumfanglich umzusetzen.

In Anbetracht dieser unzureichenden Situation fordern wir den Gesetzgeber auf, externe und interne
multiprofessionelle Angeboten u.a. fiir sprachliche, motorische, emotionale und kognitive Forderung
auszubauen und sich z.B. durch Landesprogramme/Modellprojekte intensiv darum zu kiimmern, dass
die Menschenrechte fiir Kinder mit Behinderungen in institutioneller Betreuung geftrdert, geschiitzt
und gewahrleistet werden.

§9 Abs. 3

Zwar wird mit dieser Ergénzung die Landesfachaufsicht gestarkt und mehr Transparenz von den Trdgern
eingefordert, jedoch erachten wir eine anlasslose Priifung fiir einen zu starken Eingriff.

Des Weiteren halten wir die Aufzahlung der einsehbaren Unterlagen flr zu undifferenziert und raten zur
Konkretisierung,

§ 12 Abs .2

Die Anfiigung des Satzes ,Die Offnungs- und SchlieRzeiten sind dem Elternbeirat zu Beginn des
Kindergartenjahres vorzulegen und nach Festlegung unverziglich in der Kindertageseinrichtung bekannt
zu machen” stellt fir uns einen erheblichen Eingriff in die Tragerhoheit und in die pddagogische
Integritdt von Leitungskréften dar.

Elterliche Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte werden aktuell im § 12 aus unserer Perspektive
véllig ausreichend geregelt. Zu den Offnungs- und SchlieBzeiten miissen auch nach aktueller
Gesetzeslage die Eltern rechtzeitig und umfassend angehdrt werden. Diese sind das Ergebnis eines
Aushandlungsprozesses zwischen den Interessen der Eltern und den Interessen jeder einzelnen
pddagogischen Fachkraft in Verbindung mit deren Familien und personlichen Lebensumstdnden.

Auch Erzieher:innen haben Anspruch auf Urlaub, den sie nicht immer schon im Juli eines Jahres fur das
darauffolgende Jahr geplant haben kénnen.

Eine frithe Terminierung der Fortbildungstage stellt sich ebenfalls als realitdtsfern dar.

Die Festlegung der (ber die regelhaften SchlieRzeiten wie zwischen Weihnachten und Neujahr
hinausgehenden SchlieRzeiten bereits zum 1.8. eines Jahres ist daher kontraproduktiv und die falsche
Botschaft an Einrichtungsleitungen.

Als Kompromiss schlagen wir vor, dass einzig SchlieRzeiten, die iber zwei aufeinanderfolgende Tage
hinausgehen, den Eltern mit Beginn des Kindergartenjahres oder der Aufhahme eines Kindes in die
Einrichtung mitzuteilen sind.

Die reguldren Offnungszeiten einer Einrichtung werden in der Praxis sensibel und immer im
Diskussionsprozess mit den Eltern festgelegt. Der GEW ist keine Einrichtung bekannt, die ihre
Offnungszeiten regelmaRig jeweils zum neuen Kindergartenjahr neu regelt. Die Anderung der
Offnungszeiten, z.B. aus Griinden schlechter personeller Bedingungen, treten iber das gesamte Jahr auf
und missen im akuten Fall mit den Eltern besprochen werden.

§ 12 Abs.3

Die Zustimmung durch den Elternbeirat fir die Planung und Gestaltung von Veranstaltungen fiir Kinder,
die deren Eltern in finanzieller Hinsicht auRerhalb der regelméaRigen Elternbeitrdge berlhren, hat in der
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Praxis wenig mit der Realitdt zu tun. Die meisten dieser Veranstaltungen finden in den Gruppen bzw.
Bereichen statt und werden mit den jeweils betroffenen Eltern besprochen und abgestimmt. Es gibt fiir
die Elternbeirdte keine Notwendigkeit (iber jedes einzelne Fest zu beraten und fiir die betroffenen
Eltern abzustimmen.

Die Zustimmungspflicht der Elternbeirdte bezlglich der Auswahl und des Umfangs der Verpflegung
halten wir fiir nicht praxistauglich. Anderungen in der Rechnungslegung sind zudem bei der Versorgung
durch externe Essenanbieter durch die Trdger von Kindertageseinrichtungen nicht beeinflussbar,
geschweige denn kann ein Elternbeirat darauf direkten Einfluss nehmen.

Sinnvoller wire hier die Beteiligung der Eltern bei der Auswahl des Essenanbieters.

§ 16 Abs. 2-4

Die Zusammenlegung der Altersgruppen zwischen dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zur
Einschulung ist zu begriRen. Damit vermindert sich der Verwaltungsaufwand bei der
Personalberechnung erheblich. Die Festlegung des Betreuungsschlissels von einer pddagogischen
Fachkraft auf zwolf Kinder ist ein Schritt in die richtige Richtung, jedoch ldngst nicht ausreichend.

Wir regen an, einen verbindlichen Zeitplan flr weitere Verbesserungen zu erstellen und fiir einen
hichsten Verbesserungsschritt die Giber einen langen Zeitraum bei Betreuungsschlisselanpassungen
iberhaupt nicht bertcksichtigte Altersgruppe der Unterdreijahrigen in den Blick zu nehmen. Um eine
individuelle Forderung jedes Kindes zu gewdhrleisten und den Bildungsanspruch zu erfiillen, ist der
Betreuungsschliissel anzupassen auf

1. 3 Kinder bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres und
2. 7,5 Kinder im Alter zwischen dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zur Einschulung.

Der aktuelle Personalschlissel ist nicht geeignet, tatsdchlich das Kindeswohl zu gewahrleisten. Er basiert
auf einem fUr die fachliche Arbeit nicht ausreichenden Betreuungsschliissel und setzt die Zeiten der
Beschiftigten fiir die Arbeit auBerhalb der Gruppe und deren Ausfallzeiten zu gering an. In Missachtung
der realen Situation in den Kindertageseinrichtungen werden so das Kindeswohl und der
Gesundheitsschutz der Beschéftigten nicht ausreichend sichergestellt.

Wir fordern daher zusétzlich eine Anpassung des Personalschllssels, bei der die fachliche Arbeit
auRerhalb der Gruppe mit 20 Prozent der Arbeitszeit berlicksichtigt und in Anwendung der tatsdchlichen
Ausfallzeiten diese mit 18 Prozent veranschlagt werden. Insgesamt misste der Personalschliissel
demnach 38 Prozent der Arbeitszeit flr Tatigkeiten ber{icksichtigen, die nicht direkt am Kind erbracht
werden.

Wir fordern in das Gesetz in § 16 Absatz 3 folgende Klarstellung aufzunehmen:

LAusfallzeiten und Zeiten auRerhalb der Gruppe bilden die Grundlage fiir die Berechnung des
Personalschlissels. Dieser muss fiir jede Kindertageseinrichtung so angepasst werden, dass der
Mindest-Betreuungsschliissel zu jeder Zeit erfillt wird.”

Die Erh8hung der Mindestanzahl paddagogischer Fachkrafte nach Abs. 4 ist zur Qualitdtssicherung zwar
sinnvoll, verstirkt jedoch mit Blick auf die aktuellen Betreuungs- und Personalschliissel die prekare
Situation der Erzieher:inhen, deren Beschéaftigungsumféange anhand der Schllissel berechnet werden.
Abhilfe kdnnte hier die Festlegung eines Mindestbeschiftigungsumfangs bzw. die Umstellung der
Finanzierung auf einen Einrichtungsbezug schaffen.

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft « Wirtschaftsdienst GmbH
Heinrich-Mann-Str. 22 » 99096 Erfurt  Telefon 0361 590 95 0 ¢ Telefax 0361 590 95 60
www.gew-thueringen.de » www.facebook.com/gewthueringen * E-Mail: info@gew-thueringen.de


pwalther
Textfeld



Seite 6von 7

§21

Die heabsichtigte Einfihrung des Stichtages 30. September fir die Abrechnung der Personalkosten
gemiR § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 fihrt die vermeintlich angestrebte Verbesserung des Personalschlissels
durch die Anderungen im § 16 ab absurdum. Durch den Weggang der Schulanfinger im Juli/August
befinden sich im Monat September in der Regel die wenigsten Kinder in den Einrichtungen. Ab August /
September werden kontinuierlich neue Kinder aufgenommen, bis im Méarz/April die Einrichtungen voll
ausgelastet sind.

Die Aufnahme von neuen (meist sehr kleinen) Kindern muss behutsam erfolgen. Wollte man die
Héchstauslastung der Einrichtungen schon im September erreichen (um allzu grofRe Schwankungen im
Personalschlissel zu verhindern) ware vor allem in groflen Einrichtungen eine zeitgleiche Eingewdhnung
von durchschnittlich fiinfzehn bis zwanzig Kindern erforderlich. Dies ist sowohl fiir die pddagogischen
Fachkrafte als auch flr die Kinder unzumutbar.

Der Bezug auf das Vorjahr ist zudem unrealistisch. Nicht jede Einrichtung ist jedes Jahr im selben MaR
ausgelastet. Der Bezug zum Vorjahr kann in den Féllen, in denen im Verhéltnis zum aktuellen Jahr eine
besonders niedrige Auslastung herrschte, zu dramatischen Personalmangel flihren.

Eine Quartalsweise Abrechnung zwischen den Trdgern und den Kommunen, wie im neuen Abs. 7 des §
21 vorgeschlagen, fiihrt aus unserer Sicht zu einer unnétigen verwaltungstechnischen Belastung auf
beiden Seiten. Die Trager verflgen haufig nicht so zeitnah liber alle Angaben zu den Betriebskosten und
die Gemeinden diirften kaum in diesem Umfang Priifungskapazitdten haben,

Wenn auf Zuwendungshasis gearbeitet wird, ist ja zudem eine haushaltsjahrbezogene
Verwendungsnachweisrechnung erforderlich.

Die vorgeschlagenen neuen Stichtagsregelungen und Abrechnungsmodalitdten wlrden in Verbindung
mit dem Faktor f(ir die tégliche Betreuungszeit (§ 16 Absatz 3 Satz 2) den Effekt verstérken, dass die
Beschéaftigungsumfange der Erzieher:innen hadufig verandert und angepasst werden, und ziehen damit
Personaldiskontinuitdt nach sich. Kontinuitat und Stabilitdt sind aber die Eckpfeiler padagogischer Arbeit
und emotionaler Bindung vor allem in der friihkindlichen Bildung.

Wir fordern daher, dass es — analog zur Berechnung der Leitungsanteile nach § 17 Abs. 3 — zuk{nftig nur
noch einen Stichtag gibt und die Kindergarten-Finanzierung von der kindbezogenen Pauschale hin zu
einer einrichtungsbezogenen Finanzierung umgestellt wird.

Uber die vorgeschlagenen Anderungen hinaus , schlagen wir die Aufnahme einer Tariftreueklausel in
das Gesetz vor. § 21 Absatz 2 wiére wie folgt zu formulieren:

»Voraussetzung fiir die Finanzierung nach diesem Gesetz ist die Aufnahme der
Kindertageseinrichtung und des Angebots der Kindertagespflege in den Bedarfsplan sowie der
Nachweis der Anwendung eines einschldgigen Tarifvertrages. Erst eine transparente,
nachvollziehbare und durch Nachweis belegte Verwendung der dffentlichen Finanzierung
insbesondere in Bezug auf die Personalkosten stellt eine Kostenerstattung durch das Land
Thiiringen sicher”.

§22

Wir begriiRen die Aufnahme der Ausbildungskosten im Rahmen des Praktikums in der Fachrichtung
Heilerziehungspflege als férderfdhige Betriebskosten.
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Mit Blick auf eine auskémmliche Finanzierung der Ausbildung schlagen wir vor, die
Ausbildungsvergiitung mit Bezug auf den Tarifvertrag fiir Auszubildende des 6ffentlichen Dienstes
Allgemeiner Teil und Besonderer Teil Pflege (TVAGD-Pflege) gesetzlich festzuschreiben.

In Ergdnzung unseres Vorschlags zur Tariftreueklausel (§ 21 Abs. 2) wére der Absatz 1 Satz 1 dann wie
folgt zu formulieren:

,Betriebskosten im Sinne dieses Gesetzes sind die angemessenen Personal- und Sachkosten, die
fiir den Betrieb einer Kindertageseinrichtung erforderlich sind. Der Tarifvertrag fiir den
Sffentlichen Dienst sowie der Tarifvertrag fiir Auszubildende des Gffentlichen Dienstes
Allgemeiner Teil und Besonderer Teil Pflege gelten dabei als wirtschaftlich und auskémmlich und
sind als Mafstab heranzuziehen.”

§28

Auch an dieser Stelle sollte ein Verweis auf die auskémmliche Finanzierung nach Tarifvertrag fiir
Auszubildende des dffentlichen Dienstes Allgemeiner Teil und Besonderer Teil Pflege (TVAGD-Pflege)
erfolgen.

§ 30

Grundsétzlich begrift die GEW die finanzielle Entlastung der Eltern durch Beitragsfreiheit. Allerdings
darf die Entlastung der Thiiringer Familien nicht zu Lasten der dringend notwendigen Verbesserungen
im Bereich der Fachkréfteentwicklung und der Qualitdt der Einrichtungen erfolgen.

Momentan sehen wir die Notwendigkeit zu priorisieren.,

§35

Die Ubergangsregelungen sind in Anbetracht der schwierigen Fachkraftegewinnung zu begriiRen.

Ich hoffe, mit unserer Stellungnahme wertvolle Anderungsvorschlige zur weiteren Bearbeitung des
Gesetzentwurfes liefern zu kdnnen.

Fur Riickfragen stehe ich thnen selbstverstandlich gern zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiBen
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TLEVK

Stark fitr unsere Kinder

Thiiringer Landeselternvertretung der Kindergirten

Vorsitzende:

TLEVK - Werner-Seelenbinder-Strafe 7 — 99096 Erfurt

stellv. Vorsitzender:

Thiiringer Landtag

Geschiftsstelle:

Ausschuss fur Bildung, Jugend und Sport

Werner-Seelenbinder-Strale 7, 99096

Jiirgen-Fuchs-StrafRe 1 . Erfurt
Thuringer Landtag Telefon: 0361 573411060

99096 Erfurt Zuschrift .
7/3034 info@tlevk.de
zu Drs. 7/8644NF Erfurt, den 9. November 2023

Anhérung 4. Gesetz zur Anderung des Thiiringer Kindergartengesetzes
Landeselternvertretung der Kindergirten in Thiiringen

Wir begriifien, dass sich der Thiiringer Landtag auf Initiative der Koalition aus Die Linke,
SPD und B90/Die Griinen erneut mit einer Novellierung des ThiirKigaG beschiftigt und
dabei auch Forderungen der Eltern beriicksichtigt wurden. In sehr guten Vorabgesprichen mit
Vertretern der Regierungsfraktionen und dem TMBJS wurden unsere geforderten Punkte
besprochen und Moglichkeiten der Umsetzung ausgelotet.

Im Folgenden nun unsere Stellungnahme zu den im Entwurf vorgeschlagenen Anderungen:

§ 7a: Ziel soll es sein, ein Zentrum fiir frihkindliche Bildung zu griinden. Das Zentrum soll
u.a. praxisnahe Fort- und Weiterbildungen, den Transfer von wissenschaftlichen
Erkenntnissen und die qualititsorientierte Selbstevaluation férdern und unterstiitzen.

Eine unserer Forderungen ist seit langem, dass mehr Augenmerk auf die Qualitit, die
Umsetzung des Bildungsplanes gelegt wird. AuBlerdem ist eine Schirfung des Blickes auf
Kindeswohlgefihrdungen erforderlich. Mit dem geplanten Zentrum wird aus unserer Sicht ein
wichtiger Grundstein dafiir gelegt.

Es ist nach unserer Meinung unerlédsslich, dass eine fortwihrende Weiterbildung stattfindet.
Immer wieder neue Impulse zu setzen, hilft den Pddagog*innen in den Einrichtungen, ihre
Arbeit weiterzuentwickeln. Die Selbstevaluation ist dabei ein wichtiges Instrument. Hier
miissen Kriterien entwickelt werden, wie dabei der Elternbeirat einzubeziehen ist. Wir halten
es fiir ausgesprochen wichtig, dass ,,die Fachbrille regelmiBig poliert wird*.

Dabei ist das ,,wissenschaftliche Basismonitoring® die unterste Stufe. Hier bedarf es einer
raschen Weitereinwicklung,

Auch sehen wir ein gesetzliches vorgeschriebenes QM-System in den Kindergirten fiir
absolut notwendig an und fordern die Aufnahme eines entsprechenden Absatzes.

§ 8: Die inklusive Férderung von besonderen Kindern ist ein wichtiges Element, mit dem

diese Kinder am ,,normalen Leben teilhaben kénnen. Die im Entwurf gemachten
Anderungen sehen wir als Ergéinzung des bisherigen Textes.
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Stark fiir unsere Kinder

Thilringer Landeselternvertretung der Kindergirten
§ 9: Wir erachten den neuen Absatz 3 als zielfiihrend. Auf Grund bekannter Vorkommnisse,
die als Kindeswohlgefihrdung einzustufen sind, halten wir stiirkere Kontrollen fiir absolut
notwendig. Es soll jedoch eingefligt werden, dass Besichtigungen und Kontrollen auch
unangekiindigt erfolgen kénnen.

§ 12 Wir halten die Elternmitwirkung auch in Kindertagespflegestellen fiir sinnvoll. Daher
soll § 12, Abs. 1, Satz 1 wie folgt gefasst werden:

Die Eltern von Kindern in Kindergéarten und Kindertagespflege haben das Recht, einen
Elternbeirat zu bilden.

§ 12, Abs. 2 Die Ergéinzung zu den Offnungs- und Schliefzeiten ermdglichen den Eltern
Planungssicherheit. Gleichzeitig weisen wir darauf hin, dass SchlieBungen von Kindergrten,
z.B. in den Sommerferien eine Einschréankung des Rechtsanspruchs nach § 2 ThiirKigaG
darstellen. Das Gesetz regelt zwar, dass Pddagog*innen fiir mindestens 2 Tage zum Zwecke
der Weiterbildung freizustellen sind, dies bedeutet jedoch nicht, dass alle Pidagog*innen
gleichzeitig an Weiterbildungen teilnehmen, was zur SchlieBung von Einrichtungen fiihrt.
Fachlich kann es allerdings sinnvoll sein, dass die Pddagog*innen gemeinsam an
Weiterbildungen teilnehmen. SommerschlieBzeiten stellen die Eltern unter Umstinden vor
erhebliche Herausforderungen. Mehrkindfamilien miissen méglicherweise Schliefzeiten in
verschiedenen Kitas oder Horten abdecken. Dabei sind die Schliefzeiten in vielen Fillen nicht
identisch. So kommt es regelmiBig vor, dass die Eltern {iber die gesamten Sommerferien
verteilt Schliefzeiten beachten miissen. Dies steht im Widerspruch zur Stirkung der Familie.
Die Gemeinden miissen sich im Klaren dariiber sein, dass sie als 6ffentliche Triger der
Jugendhilfe den Rechtsanspruch auch wihrend der SchlieBzeiten zu erfiillen haben.

Um Missverstdndnissen vorzubeugen, sollte der Satz anders formuliert werden, und zwar:

Die Offnungs- und SchlieBzeiten sind dem Elternbeirat zu Beginn des Kindergartenjahres vor
Festlegung zur Anhérung vorzulegen und nach dessen Stellungnahme unverziiglich in der
Kindertageseinrichtung bekannt zu machen.

Wir mdchten darauf hinweisen, dass eine unserer Forderungen war, dem Elternbeirat in
weiteren Punkten das Recht auf Zustimmung zu geben, u.a. bei den Offnungs- und
Schliefzeiten.

Laut ThiirKigaG miissen bedarfsgerechte Offnungszeiten angeboten werden. Dieser Bedarf

richtet sich in erster Linie nach den Eltern und Thren familidren und beruflichen
Situationen. Daher ist die Zustimmung bei Anderungen hier konsequent und geboten,
sodass diesem Bedarf mehr Gewicht verliechen werden kann.

Kann der Tréiger oder Einrichtung aufgrund von Krankheit oder unvorhergesehener
Beendigung des Arbeitsverhidltnisses nicht das notwendige Personal stellen, muss der
Elternbeirat rechtzeitig und planbar dariiber informiert werden. Eine Zustimmung ist dann
nicht erforderlich.

§ 12, Abs. 3 Zuniichst begriiBen wir die Anderung des 2. Satzes. Gleichzeitig schrinkt die
Neufassung des Absatzes die Mitwirkungsrechte der Eltern deutlich ein. Durch die aktuelle
Vorlage entsteht eine abschlieende Aufzihlung. Dadurch haben Elternbeirite kein
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Thiiringer Landeselternvertretung der Kindergirten
Mitbestimmungsrecht bei anderen Entscheidungen, die die Eltern in finanzieller Hinsicht
betreffen.
Hier fordern wir eine Anderung des Entwurfs und schlagen dazu vor:

Einfigen des Wortes ,,Alle* am Anfang von Satz | und Ergéinzung des Satzes 2 um das Wort
»auch® an 3. Stelle. Gleichzeitig soll in Punkt 2 eine Einfligung gemacht werden. Im Weiteren
halten wir eine Ergédnzung zur Mitbestimmung auf Grund des Urteils des OVG Weimar vom
11. April 2013 — 3 N 342/09 fiir unerlésslich.

Der Absatz 3 erhilt demnach folgende Fassung:

,»Alle Entscheidungen, die die Eltern in finanzieller Hinsicht auRerhalb der regelméBigen
Elternbeitrige berithren, bediirfen der Zustimmung durch den Elternbeirat.
Hierzu zéhlen auch:

l. die Planung und Gestaltung von Veranstaltungen fiir Kinder und Eltern sowie
2. die Auswahl der Verpflegung, die Anderung des Umfangs der Verpflegung oder
Anderungen in der Rechnungslegung bei der Verpflegung in der Kindertageseinrichtung.

Erfolgte keine Anhorung nach Abs. 2, kann die Entscheidung des Trigers angefochten
werden. Wurde nach Abs. 3 die erforderliche Zustimmung nicht eingeholt, ist die
Entscheidung des Trigers unwirksam.

§13, Abs.1 Um die Elternmitwirkung zu stérken ist eine Anpassung der Struktur der
Elternbeiréte nétig. Als gutes Beispiel ist die Regelung zur Elternmitwirkung bei der Schule zu
sehen. Auch bei der Elternvertretung im Kindergartenbereich ist die Einbindung der
Stellvertretung wichtig. Um Anderungen in der ThiirKigaVO vornehmen zu kénnen, ist
folgende Anpassung nétig.

»(1) Die Vorsitzenden der Elternbeirdte und ihre Stellvertretungen der
Kindertageseinrichtungen kdnnen sich jeweils auf der Ebene der Gemeinde, des Landkreises
sowie landesweit zu einer Gesamtelternvertretung zusammenschlieRen. § 12 Abs. 4 Satz 5, 6,
8 und 9 sowie Abs. 5 Satz 4 und 7 gilt entsprechend. Die Gemeinden, der értliche Trager der
offentlichen Jugendhilfe sowie das Ministerium laden alle 2 Jahre zur Wahl ein, unterstiitzen
und fordern die Arbeit der Elternvertretungen.”

§ 13, Abs 3 Die Neufassung dieses Paragrafen war eine unserer Forderungen. Die nun
vorgelegte Fassung erreicht jedoch noch nicht unser Ziel, da diese den Gemeinden und
Landkreisen Spielraum lésst. Der Absatz sollte folgende Fassung erhalten:

Die notwendigen Sachausgaben der Gesamtelternvertretung tragen auf der Ebene des Landes
das Land, auf Ebene des Landkreises der Landkreis und auf Ebene der Gemeinde die
Gemeinde. Zu den notwendigen Sachausgaben zihlen:

1. Fahrtkosten zu Sitzungen der Gesamtelternvertretung

2. Kosten fur digitale Kommunikation (Mailpostfach nach DSGVO)

3. Kosten fiir Biromaterial (Druckerpatronen, Papier)

Die Kosten fur 2. und 3. sind auf insgesamt 50 Euro pro Jahr beschrénkt.

Alternativ:
Die Art der notwendigen Sachausgaben und deren Hohe regelt die Thiiringer

Kindergartenverordnung.
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§ 16 Abs. 2 und 3 Die geplante Verbesserung des Fachkraft-Kind-Schliissels trigt zur
Steigerung der Qualitit in der pddagogischen Arbeit bei und findet daher unsere ausdriickliche
Zustimmung. Aufgabe der Gemeinden und freien Trdger muss es nun sein, iiber PiA die dafiir
benstigten Fachkrifte auszubilden.

§ 18 Das Gesundheitsamt fithrt in der Kindertageseinrichtung mit Zustimmung der Eltern eine
zahnirztliche Vorsorgeuntersuchung und eine verpflichtende 4rztliche
Entwicklungsfeststellung durch.

Die Eltern kdnnen an der Untersuchung teilnehmen und sind {iber das Ergebnis zu
informieren. Die drztliche Untersuchung soll spétestens zwei Jahre vor dem Schuleintritt der
Kinder stattfinden.

Begriindung:

Wir halten das fiir Wichtig dies verpflichtend zu machen, da im Alter von vier Jahren ein
guter Zeitpunkt ist eine Entwicklungsfeststellung durchzufiihren. Dort erkennt man bereits,
gut wie sich das Kind entwickelt hat. Fallen dort Defizite in einem der Entwicklungsbereiche
auf, hat man genug Spielraum adédquat darauf zu reagieren, sei es in der Einrichtung oder mit
zusitzlicher Hilfe, um das Kind zu férdern.

Des Weiteren biete es eine gute Moglichkeit, fiir die pddagogische Fachkraft in den Austausch
mit den Arzten zu gehen. Ein Perspektivenwechsel ermdglicht dem Fachpersonal
Beobachtungen zu erweitern und im téglichen Geschehen mit einzubeziehen. Auch biete es
gut die Moglichkeit mit den Eltern ins Gesprach zu kommen.

§ 21 Abs 3 Auch hier wird eine Forderung der Eltern zumindest teilweise umgesetzt. Die
neuen festen Abrechnungstermine und deren Begrenzung auf zwei pro Jahr schaffen mehr
Planungssicherheit und vermindern den Biirokratieaufwand bei den Leitungen. Die
freiwerdende Zeit kann in pddagogische Arbeit flieBen.

§ 29 Abs. 2 Die Aufnahme des Wortlautes ,,die Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder
einer Familie“ war eine Forderung der Eltern und wird von uns begriifit. Somit erfiillt das
ThiirKigaG endlich die Vorgaben aus dem SGB VIII und verhindert eine Ungleichbehandlung
der Eltern in unterschiedlichen Gemeinden des Freistaates.

§ 29 Abs. 3 Die Klarstellung, dass die Kosten der Mittagsmahlzeit gesondert auszuweisen
sind, erfillt unsere Forderung. Bisher werden die Kosten in Teilen des Freistaates nicht tiber
Bildung und Teilhabe {ibernommen. Mit der nun vorgeschlagenen Anderung des Absatzes
herrscht hier auch Rechtssicherheit fiir die betroffenen Familien.

Gleichzeitig bedarf es hier einer weiteren Klarstellung zu den Kosten der Verpflegung, und
zwar wie folgt:

Kosten der Verpflegung sind Kosten, die mit der Vorbereitung, Zubereitung und
Nachbereitung des Essens und der Mahlzeiten verbunden sind. Dies sind

1. Lebensmittelkosten (sdmtlicher Wareneinsatz)

2. Personalkosten fuir technisches Personal zur Vorbereitung, Zubereitung und Nachbereitung
inkl. Personalnebenkosten

3. Entsorgung Speiseabfille

Alle iibrigen Kosten sind den Betriebskosten zuzuordnen.
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Stark fitr unsere Kinder

Thiiringer Landeselternvertretung der Kindergérten

§ 30 Abs 1 Eine Ausweitung der Elternbeitragsfreiheit schafft mehr Bildungsgerechtigkeit und
Chancengleichheit und wird von uns ausdriicklich beflirwortet. Gleichzeitig mahnen wir an,
dass Bildung grundsitzlich von Beitrégen durch die Eltern freigestellt werden muss.

Auf Anregung von Eltern sollte allerdings auch eine nachtriigliche Erstattung bei vorzeitiger
Einschulung wieder Bestandteil des Gesetzes werden. Eine vorzeitige Einschulung darf sich
nicht zum finanziellen Nachteil fiir die betroffenen Eltern entwickeln.

Das Dokument wurde zum Zweck der Ver6ffentlichung in der Parlamentsdokumentation bearbeitet.
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Anhbrungsverfahren: Viertes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Kindergar-
tengesetzes - Stellungnahme ‘

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fir die Méglichkeit, zur Anderung des Thiringer Kindergarten-
gesetzes Stellung zu beziehen.

Gerne nehmen wir, Prof. Dr. Michaela Rilmann und Prof. Dr. Barbara
Lochner, als Leiterinnen des Thiringer Instituts fir Kindheitspadagogik der
FH schriftlich Stellung dazu,

Mit freundlichen Griilen

PPof. Dr. Barbara Lochner Prof. Dr. Michaela Rilmann
Besucheradresse Telefon 0361 6700-0
Altonaer Strafte 25 Telefax 0361 6700-703

99085 Erfurt Internet  www.fh-erfurt.de
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Stellungnahme des Thiiringer Instituts fiir Kindheitspadagogik der FHE

Prof. Dr, Barbara Lochner & Prof. Dr. Michaela Rilmann

Vorbemerkung

Thuringen ist im bundesweiten Vergleich vorbildlich in der Realisierung des Ziels der Vereinbarkeit

" von Familie und Beruf. Laut der.DJI-Kinderbetreuungsstudie 2021 {(Meiner-Teubner & Kopp 2023, S.
12; BMFSFJ 2023, S. 20) differieren elterliche Betreuungsbedarfe furr Kinder bis drei Jahre lediglich
um wenige Prozentpunkte zur realisierten Betreuungsquote. Thiringen erreicht in dieser Alterskohorte
die vierthdchste Betreuungsquote bundesweit (Bock-Famulla et al. 2022, S.8). Bei der Betreuungs-
quote fur Kinder im Alter von drei bis sechs Jahren ist Thiringen Spitzenreiter (ebd.).

Zugleich ist festzustellen, dass Thuringen trotz der im bundesweiten Vergleich sehr hohen Betreu-
ungsquoten in Bezug auf die 6ffentlichen Investitionen fur Kinder bis sechs Jahre aktuell lediglich im
bundesweiten Mittelfeld rangiert. ‘ '

Mittel pro Betreuung U3 Betreuung 3-6 J.
Kind unter 6 J. (in %) in %)
1 Hamburg 8.740,00 € 47,2 94,7
2 Berlin 8.395,00 € 45,4 92,1
3 Bremen 7.721,00 € 29,4 86,4
4 Brandenburg 7.269,00 € ‘ 56,6 94,7
5 Rhelnland-Pfalz__~ 7.172,00 € 29,2 92,7
6 Hessen 7.163,00 € | 31,3 90,8
7 Sachsen-Anhalt 6.698,00 € 66,9 ' 93,4
8 Thiringen 6.569,00 € 63,8 05,7
9 Baden-Wilritemberg 6.541,00 € 28,7 93,2
10 | Nledersachsen 6.430,00 € 31,9 914
11 Schleswig-Holstein 6.324,00 € 35,2 89,7
12 Saarland : 6.301,00 € 29,8 . 898
13 NRW 6.119,00 € 28,6 91,4
14 Sachsen 6.118,00 € 62,6 84,4
16 Bayern 5.816,00 € 29,3 91,8
16 Meck.-Vorpommern 5.658,00 € 57,9 954

Tabelle 1: Offentliche Finanzmittel (Land, Kommunen) 2019 pro unier sechsjahrigem Kind (Bock-Famulla et al. 2022, S. 8 & 8. 22),
elgene Zusammensteliung

Insofern ist es héchste Zeit, nach einer Konsolidierung der bedarfsgerechten Platzkapazitaten, nach-
haltig in die Qualitatsentwicklung der 6ffentlich verantworteten frihkindlichen Bildung, Erziehung und
Betreuung zu investieren. Dies gelingt maRgeblich durch Investitionen in die Verbesserung des Be-

treuungsschliissels und einer systematischen Weiterentwicklung der fachlichen Kompetenz im Feld.

Da im Gesetzesentwurf mafigeblich drei EntwicklungsmaRnahmen vorsehen sind (die Verbesserung

des Befreuungsschitissels, die Etablierung eines Zentrums fur frithkindliche Bildung sowie Einfuhrung
eines dritten beitragsfreien Kindergartenjahres) wird im Folgenden zunachst auf diese Aspekte einge-
gangen, bevor weitere Aspekte kommentiert und die Fragen aus Anlage 3 der schriftlichen Anhérung

zusammenfassend beantwortet werden. '
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1. Verbesserung des Betreuungsschliissels

Es herrscht wissenschatftlicher Konsens dazu, dass ein angemessener Betreuungsschliissel durch
fachlich qualifiziertes Personal die zentrale MaRnahme auf Ebene der Strukturqualitat ist, um die Qua-
litat von 6ffentlich verantworteten Bildungs-, Erziehungs- und Sorgeprozessen zu verbessern. Bekannt
sind die Forderungen der Bertelsmann-Stiftung (2021) von einem Personalbedarf fUr die institutionelie
Bildung, Erziehung und Betreuung im Verhaltnis von

e 3:1 fur Kinder unter drei Jahre und
s 7,5:1 fur Kinder im Alter von drei bis sechs Jahre
auszugehen.
Bundesweit liegt der Personalschliissel! bei einem Verhaltnis von
o 3,9:1 fur Kinder unter drei Jahre und |
e . 8,4:1 fur Kinder im Alter von drei bis sechs Jahre
In Thurmgen liegt der PersonalschlUssel laut dem L&ndermonitor der Bertelsmann- Stnftung bei
e 5,1:1 fur Kinder unter drei Jahre, ‘
o 10,7:1 fur Kinder im Alter von drei bis sechs Jahre.

Damit liegt er in etwa gleichauf mit den Betreuungsschltisseln in anderen ostdeutschen Bundeslan-
dern, jedoch deutlich tiber den Betreuungsrelationen in allen westdeutschen Bundeslandem, die nur in
einem Fall (Hamburg) das Verhaltnis von 4:1 flr die Kinder unter 3 Jahren leicht Giberschreiten. Der
Betreuungsschltssel fur Kinder von 3 Jahren bis zum Schuleintritt ist nur in Sachsen und Brandenburg
schlechter (Bertelsmann 2021). ' ~

Zugleich ist festzuhalten, dass die von der Bertelsmann-Stiftung berechneten Personalschlissel? alle
padagogisch Tatigen umfassen, also z. B. auch zusatzliche Betreuungskréafte, Jahrespraktikant:innen,
FSJ oder BFD. Diese Gruppen machen in Thlringen insgesamt einen Anteil von ca. 5% der padago-
gisch Tatigen-aus (Bock-Famulla et al. 2022). Die in diesen Studien dargelegten Personalschitissel
sind damit nur bedingt vergleichbar mit den gesetzlichen Regelungen im Thuringer KiGaG, da in letz-
terem ausschliefllich auf qualifizierte padagogische Fachkrafte (vor allem Erzieher:innen, Kindheitspa-
dagog:innen bzw. einschlagig qualifizierte Hochschulabsolvent:innen) Bezug genommen wird, was
aus einer fachlichen Perspektive vorbildlich ist. Neben forschungsmethodischen Aspekten, erklart ver-
mutlich vor allem diese Differenz, warum die von der Bertelsmann-Stiftung bzw. der Arbeitsstelle Kin-
der- und Jugendhilfestatistik errechneten Personalschliissel in Thlringen besser ausfallen, als es das
Thuringer KiGaG vorsieht.

Vor diesem Hintergrund sind mit Blick auf die geplante MalRnahme, das Verhaltnis ftr die Kinder im
Alter von drei Jahren bis zum Schuleintritt durchgangig auf 12:1 festzusetzen, zwei Aspekte festzuhal-
ten: Erstens stellt sie eine Vereinfachung der Berechnung von Betreuungskapazitidten dar, da die
drel Alterskategorien im U3-Bereich zu einer Kategorie zusammengeflihrt werden. Damit wird einer
zentralen Kritik am bisherigen Modell (vgl. Ehrlich 2020, S. 27) Rechnung getragen. Zweitens stellt die

1 Wir verwenden die Begriffe Betreuungsschilissel und Personalschliissel synonym.
2 Ahnliches gilt fir Berechnungen der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik (Béwing-Schmalenbrock 2023). .
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Mafinahme eine Verbesserung der Betreuungsrelationen fiir die Kinder ab dem vollendeten drit-
ten Lebensjahr dar, da der aktuelle Schitssel fur die Drei- bis Vierjahrigen fur die gesamte Alters-

" gruppe herangezogen wird, Aufgrund der beschriebenen methodischen Differenzen bleibt unklar, in-
wiefern sich dies auf die realen Betreuungskapazitaten fur Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt
auswirkt. Ein positiver Effekt in Richtung des bundesweiten Durchschnitts ist zu erwarten.

Fachlich kritisch zu sehen Ist, dass mit Blick auf die Betreuungsrelationen far die Kinder bis zum voli-

- endeten dritten Lebensjahr keine Verbesserungen vorgesehen sind. Die Fachkraft-Kind-Relation? ist
fur die sozio-emotionale Entwicklung junger Kinder von besonderer Bedeutung (Anders 2013, S. 254,
Huber 2020, S. 108). Sie hat einen nachweislichen Effekt auf die Interaktions- und Prozessqualitat im
Krippenbereich (Becker-Stoll et al. 2020, S. 201, Viernickel 2022, S. 21). Die qualitativ angemessene

_Umsetzung von Eingewdhnungskonzepten — fur die personelle Ressourcen unerlasslich sind — sind
eine zentrale Voraussetzung fur den Beziehungsaufbau zwischen Fachkréaften und Kindern sowie de-
ren familiaren Bezugspersonen. Analog zum Vorgehen beim Betreuungsschlussel fur Kinder ab dem
vollendeten dritten Lebensjahr regen wir deshalb nachdriicklich an, einen einheitlichen Betreu-
ungsschliissel fiir alle Kinder vor dem vollendeten dritten Lebensjahr im Verhéitnis von 4:1
festzulegen. Damit entspréche die Qualitatsentwicklung in diesem Bereich einer Anpassung an den
bundesweiten Durchschnitt (vgl. Bock-Famulla et al. 2022; Béwing-Schmalenbrock 2023; Meiner-Teu-
bner & Klinkhammer 2022).

Bedauerlich ist zudem, dass in der geplanten Anderung des ThurKiGaG darauf verzichtet wird, die
Leitungsressourcen zu verbessern. Die Veranderung der wochentlichen Arbeitszeit nach TV8D von 40
auf 39 h fand bislang keine Berlicksichtigung in der Berechnung der Leitungsressourcen. Die grund-
satzlich begriRenswerte Anpassung im TV6D bedeutet far eine Kindertageseinrichtung mit 120 Kin-
dern eine Reduktion der Leitungszeit um 72 Minuten pro Woche.

Die Leitung einer Kindertageseinrichtung ist mit dem Management eines kieinen oder mittieren Be-
triebs vergleichbar. Wie sie ausgestaltet wird, ist maigeblich fur die padagogische Konzeptionierung
und Profilierung der Einrichtung, das Personalmanagement, etwa der Mitarbeiter:innenbindung und -
entwicklung, und die kinder- und familienorientierte Gestaltung des Einrichtungsalltags (Becker-Stoll &
Strehmel 2021; Eling et al. 2023). Im aktuellen Fachkraftebarometer wird davon ausgegangen, dass
43% aller Einrichtungen in Thringen nicht iber ausreichende Leitungsressourcen verftigen (Autoren-
gruppe Fachkraftebarometer 2023, S. 70) — obwohl mit dem dort zugrunde gelegten Modell deutlich
niedrigere Leitungsbedarfe angenommen werden, als sie im ThiirkiGaG vorgesehen sind. Folgt man
in Abgrenzung dazu dem Modell der Bertelsmann-Stiftung (Bock-Famulla et al. 2022), ist von noch
hoheren Bedarfen an Leitungsressourcen auszugehen. Laut deren Berechnungen haben Thiringer
Kita-Leitungen vier Minuten Leitungszeit pro Kind und Woche weniger als Kita-Leitungen im Bundes-
durchschnitt (ebd.). Far die Leitung einer Kindertageseinrichtung mit 120 Kindern entspricht das einem
vollen Arbeitstag (8 h).

Vor diesem Hintergrund empfehlen wir eine Zumindest moderate Anpéssung der Leitungsres-
sourcen im Gesetz, Denkbar ware z. B. die Ausstattung mit Leitungsressourcen

3 Wir verwenden hier in Abgrenzung zum Betreuungs- respektive Personalschliisseln den Begriff ,Fachkraft-Kind-Re-
lation", weil neben der quantitativen Verfiigbarkeit von padagogischem Personal auch. deren fachliche Qualifikation fGr
die Ausgestaltung der unmittelbaren pédagogischen Arbeit von Bedeutung ist.
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o um eine Sockelférderung im Umfang von 0,1 VBE zusétzlich zur kindbezogenen Férderung
von 0,01 VBE zu ergdnzen und die Obergrenze (1,5 VBE) aufzuheben. Oder

* proKind in Minuten auszuweisen und sich hier dem Bundesdurchschnitt von 26 Minuten pro
Kind (Bock-Famulla et al. 2022) anzupassen (aktuell it. Gesetz 23,4 Minuten)

Beide Modelle entspréchen 1,0 VBE Leitungskapaﬂtét fur eine Einrichtung mit 90 Kindern (aktuell: 1 .
VBE fUr eine Einrichtung mit 100 Kindern).

Neben dem Argument durch die Verbesserung der Personalressourcen die Prozessqualitat und damit
die Bildungs- und Teilhabebedingungen fur alle Kinder zu steigern, erscheinen die entsprechenden
Mafinahmen aus einem weiteren Grund machbar und angezeigt: Aktuelle Berechnungen des Thiirin-
ger Landesamt flr Statistik deuten darauf hin, dass die Zahl der Kinder im Krippen- bzw. Kindergar-
tenalter in den nachsten 6 Jahren um ca. 15% zurtickgehen wird, bevor sie sich wieder etwas stabili-
siert. Langfristig bis zum Jahr 2041 geht das TLS von einem Rlckgang in dieser Alterskohorte um ca.
10 % aus, waobei sich diese Entwicklung regional sehr unterschiedlich gestalten wird (May & Knabe
2023). Schon jetzt ist — regional verschieden stark ausgeprégt — eine Entspannung des Verhéltnisses
von Platzbedarfen und -kapazitaten sptrbar. Ohne dieser demografischen Entwicklung euphemistisch
entgegenzublicken, kann sie doch eine Chance flir die Qualitdtsentwicklung im Bereich der Fruhkindli-
chen Bildung bedeuten. Erstens wird sich die Situation des Fachkraftemangel kurzfristig entspannen. .
Es werden qualifizierte Fachkrafte verfugbar sein, um eine Verbesserung der Betreuungssituation her-
zustellen. Zweitens ermdglicht dieser Riickgang insbesondere in den stadtischen Regionen Thurin-
gens eine Ruckkehr zu einer fachlich-konzeptionellen Festlegung von Platzkapazititen und Gruppen-
groften. Es wire fatal, freiwerdende Personal(- und Raum#*)ressourcen nicht zur qualitativen
Weiterentwicklung des Handlungsfeldes zu mitzen, sondern sie dem Handlungsfeld der Bil-
dung, Erziehung und Betreuung von Kindern bis zum Schuleintritt zu entziehen. Mittelfristig
ware in diesem Fall zu erwarten, dass sich die Situation des Fachkraftemangels perpetuiert. Eine Ver-
besserung der Ressourcenausstattung dient neben der Qhalitétsentwicklung auch der Weiterentwick-
lung der Beschaftigungsbedingungen inkl. dem Gesundheitsschutz der Mitarbeitenden (Nachtigall et
al. 2021). '

2, Etablierung eines Zentrums fiir Friihe Bildu.ng

Thtringen braucht eine landesweite Qualitatsstrategie ,Frihe Bildung“, Um ein solches Vorhaben zu
realisieren ist es von hoher Bedeutung, die Bildung, Erziehung und Betreuung in Thringer Kinderta-
geseinrichtungen systematisch in den Blick zu hehmen, strukturelle Verénderungen wirkungsorientiert
zu evaluieren und einen kontinuierlichen, dialogischen Transfer zwischen Wissenschaft und Praxis zu
etablieren (vgl. Viernickel 2022, S. 83).

4 In Bezug auf die Raumkapazitéten ist zu berlicksichtigen, dass in l&ndlichen Kemmunen mitunter bereits jetzt deut-
fich grofzligigere rAumliche Gegebenheiten zur Verfligung stehen. Im Sinne gleicher und rechtlich abgesicherter Ent-
wicklungschancen wére zu liberlegen, den im § 15 ThiirkiGaG angelegten Standard an fachliche Empfehlungen an-
zupassen, die fir alle Kinder bis zum Schuleintritt von einem Platzbedarf im Umfang von ,sechs Quadratmeter Grup-
penraum (inkl. Nebenraum) pro Kind (...) und fir das Auengelénde 15 Quadratmeter pro Kind" ausgehen (nifbe
2015 in Anlehnung an Bensel, Martinet & Haug-Schnabel 2015).
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Ein strategisches, institutionell verankertes Monitoring der Arrangements friihkindlicher Bildung, Erzie-
hung und Betreuung in Thuringen stellt eine gewinnbringende Basis fur gezielte MaRnahmen der Qua-
litatsentwicklung, der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Fachkraften und der Beratung pé&dagogischer
Institutionen dar. Wir begrliBen nachdriicklich, dass das Land Thtringen-im § 7a Abs. 1 vorsieht, &hn-
lich wie in Berlin, Vereinbarungen zur Qualitatssicherung und -entwicklung mit den Tragern der Kin-
dertagesbetreuung abzuschlieflen. Dies unterstitzt ein solches systematisches Qualitatsmonitoring
und wiirde den fachlichen Diskurs im Land zu Fragen der Qualitat in groBem Umfang anfachen.

Ein ~ wie es § 7a ThirKiGaG vorsieht, wissenschaftliches und unabhangiges - Thiringer Zenftrum fiir
frithe Bildung kénnte dargber hinaus projektbezogene Begleit- und Evaluationsvorhaben zusammen-
fohren, aufeinander abstimmen und in eine nachhaltige Strategie tberfuhren, Es kann relevante Ak-
teurinnen vernetzen sowie wissenschattliche Erkenntnisse und Informationen aus den Fachgesell-
schaften (z. B. Kommission Padagogik der Friihen Kindheit der Deutschen Gesellschaft fir Erzie-
hungswissenschaften, Bundesarbeitsgemeinschaft Bildung und Erziehung in der frithen Kindheit) ziel-
gruppengerecht aufbereiten. Hierbei ist von besonderer Bedeutung, dass landesspezifische Beson-
derheiten systematisch beriicksichtigt werden kénnen.

Zusammenfassend muss ein Zentrum fir Frihe Bildung es aus unserer Siéht leisten,
1. ein Qualitatsmonitoring fur die Thuringer Kindergartenlandschaft zu etablieren,

2. durch innovative Forschung die Weiterentwicklung der Thiringer Kindheitspadagogik zu for-
dern,

3. elne Plattform fUr den professionellen Qualitatsdiskurs und nabhhaltige Praxisentwicklung zu
bieten,

4. wissenschaftliche Erkenntnisse und Modellkonzepte zu bundeln, im Dialog mit Akteur*innen
der Fachpraxis fir den Transfer aufzubereiten und in Kooperat:on mit etabherten Fortbildungs-
trégern in entsprechende Angebote zu Uberfilhren.

Diese Anforderungen werden im Gesetz reflektiert. Es wird jedoch eine Herausforderung sie monetar
adaquat zu untersetzen.

Wir werben daftr, diese Aufgabe an einer Thuringer Hochschule anzusiedeln, um die Anbindung an
den wissenschaftlichen Fachdiskurs abzusichern, die Deutungshoheit in die Hande der fachlich zu-
standigen Disziplin Kindheitspadagogik zu legen und davon ausgehend ein ganzheitliches, multipro-
fessionelles Unterstutzungssystem adressat;innenorientiert zu gestalten.

3. Einfiihrung eines dritten beitragsfreien Kindergartenjahres

Die Einfuhrung eines kostenfreien Kita-Jdahres dient nicht der Qualitatsentwicklung im Bereich der Frihen
Bildung. Eine Verbesserung von Bildungsstandards kénnen von dieser Malinahme nicht abgeleitet wer-
den. Hierfur sind die oben genannten MaBnahmen von Bedeutung. Dennoch ist anzuerkennen, dass die
Entlastung von Famiiien ist ein wichtiges familienpolitisches Anliegen ist. Zudem ist zu priifen, inwiefern
die Méglichkeiten der Teilhabe durch die Beitragsfreiheit verbessert werden.
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Im wissenschaftlichen Diskurs besteht Einigkeit, dass eine Entlastung von Familien mit geringen finanziel-
len Ressourcen fur die Teilhabe der Kinder in der Kindertagesbetreuung dringen erforderlich ist, Es wird
durchgéngig empfohlen, diese Entlastung zielgruppengerecht, regional einheitlich und niedrigschwellig zu
. gestalten. ' '

Die Kosten sind laut der ERIK-Studie (Monitoring zum KiQuTG) der Aspekt, mit dem Thtringer Eltern mit
Blick auf die Kindertagesbetreuungfs am unzufriedensten sind®. Insbesondere Eltern von Kindern unter 3
Jahren bemangeln die hohen Kosten; Sie wiirden jedoch auch von einem dritten kostenfreien Kita-Jahr
nicht bzw. kaum profitieren, Fur die Wah! der Betreuungs- und Einrichtungsform scheinen die Kosten zu-
dem nur bedingt ausschlaggebend: Insgesamt werden die Wohnortsnahe und die Offnungszeiten bedeut-
samey eingeordnet (Meiner-Teubner & Klinkhammer 2022, S. 136-141), wenngleich die Relevanz der

~ Kosten bei Familien-mit einem geringeren Haushaltseinkommen steigt (Hubert et al. 2020, S. 12). Im DJI-
Kinderbetreuungsreport 2020 wird in Bezug auf die Elternbeitrage ein Verbesserungsbedarf angeregt.
‘Dieser wird aber vor allem darin gesehen, regionale Unterschiede zu minimieren und zielgruppengerecht
ressourcendrmere Familien zu entlasten (Hubert et al. 2020, S. 12), da sie einen prozentual héheren An-
teil ihres Haushaltseinkommens fur die Kindertagesbetreuung aufbringen missen, sofern sie nicht von
elner Beitragsbefreiung profitieren (ebd., S. 30). ‘

In eine &hnliche Richtung argumentieren Schmitz et al. (2017) vom Deutschen Institut fur Wirtschaftsfor-
schung. Auch sie favorisieren ein Modell, welches zu einer ,zielgerichtete[n] Entlastung unterer Einkom-
men" (ebd., 8. 902) fthrt. In ihrer Begriindung legen die Autor:innen dar, dass ,Haushalte mit héheren
Einkommen oftmals bereit sind, noch héhere Kita-Beitrage zu zahlen (...) wtirde die Qualitat verbessert"
(ebd.). Daraus lasst sich die Hypothese ableiten, dass Familien mit hdherem Einkommen ein weiteres
kostenfreies Kita-Jahr nicht als bedeutsame familienpolitische Unterstiitzung fiir sich wahrnehmen und
gof. sogar Segregationsanreize gesetzt werden. Damit ist gemeint, dass Familien mit hdherem Einkom-
men bereit sind, die Mittel im System der Frithen Bildung zu belassen, davon aber nicht mehr alle Einrich-
tungen im gleichen MaRe profitieren werden, sondern nur noch jene, deren Adressat:innenschaft tiber
hohe Einkommen verfiigen.

Auch der ,ElternZOOM 2018" der Bertelsmann-Stiftung (2018) hebt die anteilig starkere Belastung fur Fa-
milien mit niedrigem Haushaltshettoeinkommen hervor. Ein Fokus wird hier auf zusatzliche Kosten gerich-
tet, die neben dem Kita-Beitrag zu entrichten sind und die die tatsachlichen Ausgaben der Familien fur die
Kindertagesbetreuung mafigeblich beeinflussen. Es handelt sich hier z. B. um die Kosten flr die Essens-
versorgung, die Finanzierung von Ausfligen, Hygieneartikeln, Bastelmaterialien ect., die in der Regel
ohne soziale Staffelung erhoben werden. Laut dieser Studie zahlen in Thringen ,90 Prozent aller Eltern
zwischen 0,1 und 6,8 % ihres Haushaltsnettoeinkommens flir ZusatzgeblUhren" (Bertelsmann-Stiftung
2018, 8. 6). Diese Kosten bleiben durch die Beitragsfreiheit unberthrt. Die Autor:innen des ElternZOOMs
erkennen das Argument der Beitragsfreiheit von Bildung an, stellen jedoch in Frage, ,ob sowohl der Aus-
bau als auch vollstandige Elternbeitragsfreiheit (...) aktuell gleichzeitig finanziell zu realisieren bzw. poli-
tisch durchzusetzen sind" (ebd., S. 3). Vor diesem Hintergrund ist zu beflirchten, dass die Beitragsfreiheit

5 Gefragt wurde nach der Zufriedenheit fur folgende Aspekte: GruppengréBe, Anzahl der Betreuungspersonen, Off-

. nungszelten, Kosten, Umgang mit unvorhergesehenen Situationen, Kontakt mit Betreuungspersonen, Ausstattung
und Raumlichkeiten, soziale Mischung, Aufgeschlossenheit gegenliber anderen Kulturen, Forderangebote, Qualitst
und Frische des Essens, Bestéindigkeit der Betreuungspersonen.

8 Einschrankend Ist zu sagen, dass alle Werte auf einer Skala von 1 (iberhaupt nicht zufrleden) bis 6 (sehr zufrieden)
im Bereich zwischen 4,2 und 5 lagen.
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zulasten der Qualitatsentwicklung geht und sich Einrichtungen méglicherweise sogar verstarkt genctigt
_sehen, zusétzliche Kosten flur Bildungsangebote zu erheben. Damit wlirden die Bildungspotenziale der
Einrichtung stérker von den finanziellen Méglichkeiten der jeweiligen Eltern und Familien abhangig, die
die Einrichtung besuchen, als das bisher der Fall ist.

Mit Blick auf die Teilhabe an den Angeboten der Kindertagesbetreuung ist jedoch auch hervorzuheben,
dass die allgemeine Beitragsfreiheit Familien mit geringem Einkommen davon entbindet, ihre Bedurftigkeit
offenzulegen und aktiv eine Entlastung zu beantragen. Gerade fur Familien mit multiplen Problemlagen
oder Schwierigkeiten einen Zugang zum System zu finden, sind positive Effekte der Beitragsfreiheit zu
erwarten, die die Teilhabe der Kinder an den Angeboten der Friihen Bildung, Erziehung und Betreuung
beglnstigen. In Anbetracht der hohen Kosten eines dritten beitragsfreien Kita-Jahres ware allerdings zu
prifen, ob die Zuganglichkeit fur Kinder aus Familien mit geringen finanziellen Ressourcen und multiplen
Problemlagen nicht durch andere, effektivere Mafinahmen erhéht werden kann (z. B. Service- und Unter-
stitzungsangebote bei der Antragsstellung).

4. Stellungnahmen zu weiteren Anderungen des Thiiringer Kindergartengesetzes

§ 8 Inklusive Forderung

Im Absatz 1 wird im vorliegenden Gesetzentwurf ein Paradigmenwechsel in der Méglichkeit der Bean-
spruchung von inklusiver Férderung vorgenommen. Im bisherigen Kindergartengesetz ist-formuliert, dass
Kinder ,grundsatzlich gemeinsam mit Kindern ohne Behinderung gefordert werden®. Dies stellt also die
Regel dar, in der die Férderung passieren soll und bedeutet eine stérkere Verpflichtung zur inklusiven Bil-
dung fur Kinder, die behindert oder von Behinderung bedroht sind. Im Gesetzentwurf, der nunmehr begut-
achtet wird, wird diese Regel unseres Erachtens erheblich abgeschwacht. Nunmehr ,sollen” Kinder ge-
meinsam gebildet und geférdert werden. Somit wird die gemeinsame Foérderung lediglich als ein anzustre-
bender Zielzustand angesehen. Dies schwécht die Verpflichtung zur gemeinsamen Fordefrung ab und
lasst Spielraum fur andere, moglicherweise exkludierende MaRnahmen. Damit dlrfte es Kindergarten mit
einem Regelangebot, die Kinder inklusiv férdern mochten, moglicherweise viel schwerer gemacht werden,
an bendtigte zusatzliche Ressourcen zu gelangen. Dies kénnte zur Folge haben, dass Eltern, die sich -
eine wohnortnahe Betreuung, Bildung und Erziehung ihres Kindes mit einer Beeintréchtigung winschen,
an entferntere integrative Einrichtungen und Ahnliches verwiesen werden. Dies bedeutet ein Ruckschritt
in den Zielen hin zu einer inklusiven Gesellschaft.

Laut aktueller Statistik sind von den 1.342 Tageseinrichtungen gegenwartig 333 Tageseinrichtungen sol-
che, in denen Kinder integrativ betreut werden (TLS 2023, S. 186). Dies lasst vermuten, dass Eltern, die
eine integrative Einrichtung fur ihr Kind wéhlen, weite Anfahrtswege in Kauf nehmen mussen und eine
wohnortnahe inklusive Einrichtung seltener vorhanden sein durfte.

Insofern handelt es sich nicht lediglich um eine redaktionelle Anderung, wie es die Begrindung nahelegt.

. § 16 (4) Personalausstattung in kleinen Einrichtungen

Hinsichtlich der Personalausstattung wird im § 16 vorgeschlagen, dass eine Kindertageseinrichtung min-
destens Uber drei padagogische Fachkrafte verfiigen muss. Begrtindet wird dies damit, dass mit der
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aktuellen Regelung (mind. 2 p&dagogische Fachkréfte) zu schnell personelle Engpasse durch Krankheit
oder Urlaub entsttinden. An dieser Stelle soll angemerkt werden, dass bei sehr kleinen Kindertagesein-
richtungen — laut Statistik gibt es derzeit 31 eingruppige Tageseinrichtungen in Thiringen (TLS 2023, S.
20) — der mogliche Stellenanteil statt auf zwei nun auf drei Personen aufgeteilt werden muss. Das kann im
Einzelfall dazu fuhren, dass der Beschaftigungsumfang f(ir eine Person zu gering ist, als dass sigh geeig-
netes Fachpersonal findet. Fur das vorhandene Personal miissten Anderungskiindigungen ausgespro-
chen werden. Dies kénnte zur Schlieung von kleinen Einrichtungen ftihren, was das Platzangebot vor
allem im l&ndlichen Raum veréndern kénnte. Gerade im Hinblick auf die zu erwartenden demographi-
schen Entwicklungen kénnte es im landlichen Raum schwerer werden, wohnortnahe Kindertagesbetreu-
ung zu gewahrleisten, Wie kénnen die persodnliche Harte im Einzelfall und die Schlielung von kleinen Ein-
richtungen verhindert werden? Ist eine Ubergangsregelung vorgesehen?

§ 26 Finanzielle Ausstattung der Fachberatung

Die Fachberatung stelit eine wichtige S&ule der Qualitatssicherung und -entwicklung dar, die gestarkt wer-

den sollte. Hier sieht das Gesetz (§ 26 ThurKiGaG) bislang keine Anderung vor. Wir schlieRen uns der

Position Viernickels (2022, S. 88) an, die eine Dynamisierung und tarifliche Anpassung der Férderung von

Fachberatung vorschlagt. Die bisher im Gesetz festgelegt Festbetragsforderung fuhrt dazu, dass Struktu-

- ren — sofern sie nicht anderweitig kompensiert werden kénnen — nach und nach zurtickgefahren werden
mussen. '

§ 29 Soziale Staffelung der Eiternbeitrige

Zu begruBen ist, dass im § 29 das Familieneinkommen als Kriterium benannt wird, um die Elternbeitrage
festzulegen. Wie im Abschnitt.3 dargelegt, besteht hier vor allem hinsichtlich der zielgruppengerechten
Entlastung ressourcenarmerer Familien ein Handlungsbedarf. Insofern wére es wiinschenswert, wenn die
Formulierung im Gesetz verbindlicher ware. Anders als im vorgelegten Gesetzesentwurf wird das elterli-
che Einkommen im § 90 (3) SGB VIl als erstes Kriterium genannt, um eine Staffelung der Elternbeitrage
zu begrlinden.

5. Fragen zum Beratungsgegenstand ‘
,Viertes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Kindergartengesetzes*

1. Hindernisse der Qualititsentwickiung
Wie aus unseren vorangesteliten Ausfithrungen deutlich wird, sehen wir Hindernisse fur die Quali-.
tatsentwicklung vor allem hinsichtlich verlasslich verfligharer Personalressourcen flr
a) die bildungs- und teilhabeorientierte unmittelbare padagogische Arbeit,
b) eine angemessene Vorbereitung des padagogischen Geschehens und die Reflexion der Bil-
dungs-, Teilhabe- und Sorgebedrfnisse der Kinder (padagogische Verfugungszeit),
c) verbindliche Qualitétszeiten im Team zur gemeinsamen Analyse der padagogischen Strukturen
und Prozesse sowie ' A
d) die Teilnahme am einrichtungs- und tragertibergreifenden, landesweiten Qualitatsdiskurs.
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Die Evaluationen des Modellprojekts , Vielfalt vor Ort begegnen” zeigen eindriicklich, dass die
Maglichkeiten der Einrichtungsteams die interne Qualitatsentwicklung gemeinsam zu gestalten
durch die Quantitat der unmittelbaren p&dagogischen Arbeit mit den Kindern respektive die lan-
gen Offnungszeiten begrenzt werden. Es finden sich schlicht kaum Zeitraume fiir den konzentrier-
ten fachlichen Austausch mit allen Mitgliedern des padagogischen Teams. Empfehlenswert er-
scheint deshalb, mindestens zwei Qualitatstage etwa flr die Analyse des padagogischen Gesche-
hens, die Konzeptions- und Qualitatsentwicklung und die Auseinandersetzung mit padagagischen
Innovationen einzuftihren, die durch Schlieltage abgesichert werden kénnen. Manche Einrichtung
realisieren das bereits, es sollte jedoch verbindlicher Standard in allen Einrichtungen zusatzlich zu
den individuellen Weiterbildungstagen werden.

Neben der strukturellen Anregung einrichtungsinterner Qualitatsentwickiungsprozesse zeigt sich
zudem, dass Qualitatsentwicklung externe Impulse braucht. Um eine Kultur der kindheitspadago-
gischen Professionalitét zu fordern, ist ein Forum fur die gemeinsame fachliche Weiterentwick-
lung, den Austausch und die Vernetzung erforderlich. Durch die Landesprogramme ,Vielfalt vor
ort begegnen®, , Thiringer Eltern-Kind-Zentren® und , Sprach-Kitas®, ebenso wie durch die jahrlich
durch das TMBJS durchgeflhrten Fachtage fur friihkindliche Bildung fordert das Land bereits jetzt
sehr erfolgreich den Uiberregionalen, trager- und einrichtungstibergreifenden sowie wissenschaft-
lich begleiteten Qualitatsdiskurs. Diese Ansétze gilt es zu verstetigen und auszuweiten.

Einschatzung im Hinblick auf finanzielle Mehrbedarfe i
Hierzu kbnnen‘ wir keine Einschatzung abgeben.
Wichtigste Anderungsbedarfe und qualitativé Verbesserung

Die in der Antwort auf Frage 1 benannte Verbesserung der personellen Ressourcen sollte nicht
auf die padagogische Arbeit mit Kindern von drei Jahren bis zum Schuleintritt beschrankt werden,
sondern auch fUr paddagogische Fachkréfte im U3-Bereich umgesetzt werden. Darliber hinaus
'empfehl'en wir einen Ausbau der Leitungsressourcen sowie die Anpassung der Ressourcen flir
‘Fachberatung. ‘

Wie zur Frage 1 ausgefuhrt, erachten wir des Weiteren die strukturelle Foérderung des landeswei-
ten Qualitatsdiskurses als eine zentrale MaRnahme zum Aufbau einrichtungs- und tragertibergrei-
fender Qualitatsstandards fur die Frthe Bildung in Thiringen.

MaBnahmen der Verbesserung der aktuellen Personalsituation

Vor etwa einem Jahr — im Oktober 2022 — haben sich namhafte Wissenschaftler:innen im Bereich
der Fruhp&dagogik mit einem Appell an die Bundespolitik gewandt, in dem sie auf die starken Be-
lastungen der Fachkrafte im System der Frihen Bildung aufmerksam gemacht haben. Als kurz-
fristige MaRnahmen wurden u. a. die Einschrankung von Offnungszeiten oder vortibergehende
Schiiefungen der Einrichtungen, die Entlastung der Fachkrafte durch Assistenz- und Verwal-
tungskréfte sowie eine Aufgabenfokussierung der padagogischen Fachkrafte vorgeschlagen.
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‘Zugleich wurde darauf hingewiesen, dass diese kurzfristigen MaRnahmen kein Ersatz far mittel-
und langfristige Strategien des Personalmanagements sind. Dabei geht es u, a. um eine Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen im Sinne einer besseren Fachkraft-Kind-Relation, die Weiterent-
wicklung des Entlohnungs- und Positionsgefliges, eine Ausweitung der Verfligungszeiten sowie
die Starkung von Leitungskapazitéten und Unterstitzungssystemen wie der Fachberatung.

Das hohe Qualifikationsniveau der Thiringer Fachkrafte sowie die weitreichende Realisierung des
Ziels der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind zentrale Starken des Thlringer Kindertagesbe-
treuungssystems. Eltern mussen sich auf die fachlich angemessene institutionelle Unterstiitzung
der Bilduhg, Erziehung und Betreuung ihrer Kinder verlassen kénnen. Entsprechend implizieren
die genannten kurzfristigen Malnahmen ein hohes Konfliktpotenzial und sind nur als Notfallls-
sung anzusehen. Das politische Interesse muss es sein, ein bedarfsgerechtes Betreuungsange-
bot zu realisieren und dem Anspruch einer am Kind orientierten, professionell gestalteten Bildung,
Erziehung und Betreuung gerecht zu werden. '

Neben der Steigerung des Personalressourcen tragt auch eine Steigerung der Leitungsqualitat
dazu bei, das Gesundheitsmanagement in den Einrichtungen und die Mitarbeiter:innenbindung zu
verbessern. Wie im Abschnitt 1 dargelegt, konnten durch die demographischen Entwicklungen

. Personalressourcen freigesetzt werden, die dringend zur qualitativen Weiterentwicklung des
Handlungsfeldes genutzt werden sollten.

Fachkriftesituation und Sicherstellung des Betreuungsanspruchs

Hierzu haben wir unter Frage 4 Stellung genommen. Wir méchten an dieser Stelle jedoch erneut
hervorheben, dass die Verbesserung der Personalsituation bislang ausschlieflich in der Betreu-
ung der Kinder ab dem dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt anvisiert ist. Eine Verbesserung
der Personalsituation im U3-Bereich, in der Einrichtungsleitung sowie in der Fachberatung sind
bislang nicht Teil der geplanten Gesetzesanderungen, wéren jedoch ebenfalls dringend erforder-
lich, um die Arbeitsbedingungen in den Einrichtungen — im Interesse der Mitarbeitenden und der
Kinder — zu verbessern, 4

Es ist davon auszugehen, déss sich die Situation des Fachkraftemangels aufgrund der demogra-
phischen Entwicklungen entspannen wird und sich Méglichkeiten der Qualitatsentwickiung eroff-
nen. » .

Beitragsfreiheit als Verbesserung der Rahmenbedingungen von Kindergéirten

‘Die Beitragsfreiheit wird nicht als wirksame MaBnahme zur Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen von Kindertageseinrichtungen eingeschéatzt. Es wird der Einschétzung des DJ|, des DIW und
der Bertelsmann-Stiftung gefolgt, dass die MaRnahmen einer nachhaltigen Qualitatsentwicklung
in den Thtringer Einrichtungen und die Beitragsfreiheit aktuell nicht gleichzeitig in gebotener Glte

~ realisiert werden kénnen. Die Argumente flr und gegen die Forderung der Beitragsfreiheit werden
im Abschnitt 3 ausfuhrlich dargelegt. ' «

11
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7. Beitragsfreiheit im Verhdltnis zur Verbesserung struktureller Rahmenbedingungen

Zu unterscheiden ist zwischen der familienpolitisch sinnvollen Mainahme einer Vereinfachung
von Unterstttzungsstrukturen fur Familien und Maf3nahmen der Qualitatsentwicklung im Bereich
der Friihen Bildung. Werden beide Ziele miteinander verhandelt, kann sich die Beitragsfreiheit ne-
gativ auf die Bereitschaft der politischen Akteur:innen auswirken, in Qualitatsentwicklungsmag-
nahmen im Feld der institutionellen Kindertagesbetreuung zu investieren. Die Argumente fir und
gegen die Forderung der Beitragsfreiheit werden im-Abschnitt 3 ausfuhrlich dargelegt..

8. Nachhaltigkeit der Finanzierung von Beitragsfreiheit

Zu dieser Frage kénnen wir keine seritse Einschatzung abgeben.
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Erfurt,
10.11.2023

Stellungnahme der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thiiringen zum
Gesetzentwurf des Vierten Gesetzes zur Anderung des Thiiringer
Kindergartengesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren,

die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege dankt Ihnen flr die Mdglichkeit zur Abgabe einer
schriftlichen Stellungnahme im Rahmen des miindlichen Anhérungsverfahrens.

Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege war nicht in die Erarbeitung dieses Gesetzentwurfes
eingebunden. Viele Anderungsvorschldge sind in ihren Auswirkungen in der Praxis nicht
absehbar und konnten bis zur Erarbeitung dieser Stellungnahme nicht umfanglich beraten
werden. Seit langem geforderte und notwendige qualitative Anderungsbedarfe in der
padagogischen Praxis finden in diesem Entwurf keine oder nur ungeniigend Ber{icksichtigung.

Bezogen auf die aktuelle Problemlage in den Thiringer Kindertageseinrichtungen fordert die
LIGA der Freien Wohlfahrtspflege die Anderung des § 16 “Personalausstattung” Absatz 2 zu
priorisieren und alle weiteren Anderungen in einem partizipativen Gesetzgebungsprozess zu
beraten.

Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege nimmt zu folgenden Anderungen schwerpunktméaBig wie
folgt Stellung.

IWST

fj\ www liga-thueringen.de
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zu § 7a - Qualitdtssicherung und —entwicklung, Zentrum friihkindliche Bildung

Die LIGA Thiringen unterstiitzt den Vorschlag einer gemeinsamen Vereinbarung zur
Qualitatsentwicklung flir die Kindergérten in Thiiringen.
Eine landesweite Qualitdtsstrategie kann grundsatzlich nur im Zusammenwirken aller
Verantwortlichen fiir die Thiringer Kindergdrten und die Biindelung der vorhandenen
Kompetenzen entstehen. Dabei sollten auch die vorhandenen und etablierten Strukturen bspw.
des Thiringer Instituts fir Lehrerfortbildung, Lehrplanentwickiung und Medien (ThILLM)
genutzt, weiterentwickelt und gestarkt werden.
Offene und noch nicht durch das ThILLM abgedeckte Bereiche waren aus unserer Sicht
Forschung und fachliche Vernetzung im frithkindlichen Bereich.
Des Weiteren sollten weitere Akteur*innen, bspw. die etablierten Bildungstrager der
Wohlfahrtsverbdnde und andere Tréger der Erwachsenenbildung, flankierend zu den
bestehenden Angeboten des ThILLM in einer Qualitatsstrategie beriicksichtigt werden.
Die LIGA Thiiringen schldgt vor, dass in einem Expert*innenrat/Netzwerk der frithen Bildung
in Thiiringen alle Akteur*innen gleichberechtigt zusammenarbeiten, um die Qualitat in diesem
Bereich weiterzuentwickeln.
Die rechtlichen, finanziellen und organisatorischen Voraussetzungen fiir die Etablierung eines
Zentrums fur frihe Bildung sind davon abhéngig, welche Struktur fiir einen solchen
Expert*innenrat/Netzwerk gewahit wird und wie mit den bereits etablierten Akteur*innen und
Strukturen in der frithkindlichen Bildung zusammengearbeitet wird. Grundsatzlich vertritt die
LIGA Thiringen die Auffassung, dass Parallelstrukturen zu bereits vorhandenen Institutionen
bzw. Organisationen im Feld nicht zielfihrend sind.
Die LIGA halt es im Sinne einer splrbaren qualitativen Weiterentwicklung der friihkindlichen
Bildung fur nachhaltiger, in die Strukturen vor Ort - also in die Verbesserung der
Personalschliissel respektive der Fachkraft-Kind-Relationen in den Kindergarten - zu
investieren,
Mdogliche Akteur*innen im Bereich friihkindliche Bildung, die bei der Weiterentwicklung der
Qualitat einbezogen werden missen, sind aus Sicht der LIGA Thiringen:

¢ kommunale Spitzenverbande und LIGA-Verbande

e Fachberatungen flr Kindergarten

e Praxisvertreter*innen

o Trager der Erwachsenenbildung

¢ Landeselternvertretung Kita

e ThILLM

¢ Vertreter*innen der Fachhochschulen und Universitaten in Thiringen

e Vertreter*innen der Fachschulen fiir Erzieher*innen in Thiringen

« TMBIS: Referat Kita, Referat Fachschulen

¢ Vertreter*innen des Landesjugendhilfeausschusses Thiiringen

o Vertreter*innen des Thiringer Landtages

zu § 8 Absatz 1 — Inklusive Férderung

Sowohl die Benennung einer “Inklusiven Férderung” wird von der LIGA begriiBt, als auch die
Aufnahme des Verweises zu § 20 ThirKigaG, der impliziert, dass inklusive Férderung von
Kindern in den Bedarfsplan einzubeziehen ist.
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zu § 9 Absatz 3 — Erlaubnis und Aufsicht

Die Befugnisse der Landesaufsicht sind im SGB VIII mit dem Kinder- und
Jugendstarkungsgesetz deutlich konkretisiert worden. Dazu wurde ein Empfehlungspapier im
Landesjugendhilfeausschuss erarbeitet und am 19.09.2023 eine Empfehlung des Deutschen
Vereins verdffentlicht. Diese stellt fest: "Angesichts des Rechtsanspruchs des Trégers auf die
Erteilung der Betriebserlaubnis und des Grundrechts auf Berufsausiibung aus Artikel 12
Grundgesetz mdssen die Kriterien der Trdgerzuveridssigkeit weit gefasst sowie an den
Schutzzweck des Paragraph 45 - Gewdéhrieistung des Kindeswohls - gemessen werden. Die
Kriterien des Paragrafen 45 Absatz 2 Satz 3 SGB VIII diirfen dabei nicht sachfremd ausgelegt
werden (...). Grundsétzlich ist von der Zuverldssigkeit eines Trdgers auszugehen, sodass nur
im Einzelfall und entlang der jeweiligen Verpflichtungen flir Trédger und erlaubniserteilende
Behorde im Sinne eines Eskalationsprozesses zu schildern ist, wann und woraus sich eine
Zuverlassigkeit des Tragers ergibt.” (Empfehlungen des Deutschen Vereins fiir 6ffentliche und
private Fiirsorge e. V. zur erforderlichen Zuverldssigkeit von Tragern nach § 45 SGB VIII; 19.
September 2023; Seite 5 und 10)

Besteht der Verdacht, dass das Kindeswohl nicht gewdhrleistet ist, hat die erlaubniserteilende
Behorde ohnehin den Auftrag, die Zuverldssigkeit des Trdgers bis hin zur Buch- und
Aktenflihrung im betriebswirtschaftlichen und einrichtungsbezogenen (Dienstpléne,
Belegungspléne, ...) Sinne zu prifen. Der Trdger ist dann nach SGB VIII verpflichtet, die
entsprechende Dokumentation und die entsprechenden Nachweise vorzulegen.

Dabei ist die partnerschaftliche Zusammenarbeit von oOffentlichen und freien Tragern ein
besonderes Merkmal der Kinder- und Jugendbhilfe und in § 4 SGB VIII gesetzlich verankert.
Die LIGA der Freien Wohlifahrtspflege hélt insofern die Regelungen in § 9 Absatz 3 fiir nicht
erforderlich.

zu § 12 Eltern- und Kindermitwirkung
i.V.m. § 29 Elternbeitrdage und Kosten der Verpflegung

Die Anderungen in § 29 haben in vergangenen Gesetzesénderungen fr viele Konflikte und
Unsicherheiten flir Familien und Trager bezliglich der Versorgung mit einem warmen
Mittagessen gefiihrt. Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege in Thiiringen befiirchtet, dass die
Anderung in § 12 Absatz 3 Nr. 2 erneut zu Verunsicherungen und Konflikten fithren wird. Wir
fordern deshalb die Inhalte des Rundschreibens 5/2018 des TMBIJS “Verpflegungskosten und
Beteiligungsrechte der Eltern in Thiringer Kindertageseinrichtungen” als gemeinsam
gefundenen Kompromiss in einer Rechtsverordnung zu § 29 zu regeln und die bisherige
Regelung des § 12 beizubehalten.

zu § 15 Absatz 1 - Raumliche Ausstattung

Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege begr(iBt eine gemeinsame inklusive Férderung in allen
Kindertageseinrichtungen. Flr eine inklusive Bildung, Betreuung und Erziehung braucht es
barrierefreie Rahmenbedingungen.
Daher fordem wir die folgende erweiterte Formulierung.
(1) "Kindertageseinrichtungen — mdssen  lber eine  barrierefreie  kind-  und
entwicklungsgerechte Ausstattung verfiigen. ..."
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Zu § 16 Absatz 2 - Personalausstattung

Die Verbesserung des Personalschllssels wird von der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege sehr
begr(iBt, greift aber viel zu kurz. Die LIGA sieht {iber die aktuell vorgesehenen Verbesserungen
des Personalschliissels weiteren Handlungsbedarf.
Die Verbesserung des Personalschliissels sollte in Schritten vollzogen werden, dafir bieten die
derzeit riickldufigen Kinderzahlen in Thiiringen neue Spielrdume.
Dabei muss das langfristige Ziel eine Personalausstattung sein, die wissenschaftliche
Qualitatsstandards entspricht.
§ 16 Absatz miisste dann wie folgt gefasst werden:
"Die notwendige Anzahl geeigneter pédagogischer Fachkréfte im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
ist gewédhrieistet, wenn eine padagogische Fachkraft zeitgleich regelméabBig nicht mehr als:
1. zwel Kinder im After bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres,
2. vier Kinder im Alter zwischen dem vollendeten ersten und vor Vollendung des dritten
Lebensjahres,
3. acht Kinder im Alter zwischen dem vollendeten zweiten und vor Vollendung des dritten
Lebensjahres,
4. neun Kinder im Alter nach dem vollendeten dritten Lebensjahr,
5. 20 Kinder der Klassenstufen 1 bis 4 betreut.”

zu § 16 Absatz 2 - Personalausstattung
i.V.m. § 21 Absatz 3 — Finanzierung der Kindertagesbetreuung

In § 21 sind erstmals zwei Stichtage flir die Finanzierung der Personalkosten mit der
Begriindung festgelegt, den Verwaltungsaufwand zu minimieren. Diese Regelung kann aber
nur erfolgreich sein, wenn diese Stichtage auch in § 16 Absatz aufgenommen werden, um
diese Personalbemessung als Kindeswohl zu definieren. Ansonsten bleibt zu beflirchten, dass
zwischen der Berechnung und der Bemessung in der Auslegung vor Ort eine Differenz entsteht.
Die Berechnungen der Praxis zeigen, dass diese Stichtage nicht den Jahresdurchschnitt
widerspiegeln. Zum 01.09. ist der niedrigste Stand der Kinderzahl durch den Weggang der
Schulanfanger und zum 01.03. sind h&ufig noch nicht alle Platze voll besetzt.

Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege fordert deshalb die Berechnung des notwendigen
Personals in § 16 Absatz mit den Stichtagen 01.11. und 01.05. zur Berechnung des
Jahresdurchschnitts, da diese Stichtage die Betreuungsquantitét realistischer abbilden.

zu § 16 Absatz 4 - Personalausstattung

Die Festlegung von mindestens 3 paddagogischen Fachkréften pro Kindertageseinrichtung setzt
einen bedarfsgerechten Personalschlissel, der mindestens zwei Vollzeitbeschéftigteneinheiten
umfasst, voraus.

zu § 17 Absatz 3 - Leitung einer Kindertageseinrichtung

Eine Aufhebung der Kappungsgrenze flr die Berechnung von Leitungsanteilen wurde in den
vergangenen Jahren sowohl von den Einrichtungen und Trégern als auch von den Fachgremien
wie dem Landesjugendhilfeausschuss gefordert. Aufgrund der erheblichen Belastung der
Leitungskréfte in groBen Einrichtungen mit mehr als 150 Kindern fordert die LIGA der Freien
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Wohlfahrtspflege eine Aufhebung der Kappungsgrenze fiir groBe Kindergarten und einen
Mindestumfang an Leitungsanteilen von 0,5 Vollzeitbeschéftigteneinheiten fiir kleine
Einrichtungen. Es wird vorgeschlagen, den § 17 Abs. 3 zu andern: “... mindestens jedoch im
Umfang von 0,5 Vollzeitbeschéftigteneinheiten. ” und § 25 Abs..3 entsprechend anzupassen.

zu § 19 Absatz 2 - Fortbildung

Erganzend zu unserer Position zu § 7 a verweisen wir erneut auf die vorhandenen und
etablierten Strukturen der anerkannten Trager der Erwachsenenbildung, die neben dem
ThILLM seit vielen Jahren praxisorientierte und qualifizierte Fort- und Weiterbildungen fiir die
padagogischen Fachkréfte anbieten. In diesem Zusammenhang mdchten wir besonders auf
das gemeinsam mit dem TMBJS entwickelte Curriculum fiir die Qualifizierung zur Fachkraft fir
inklusive Padagogik (FiP) verweisen, dass von den Bildungstragern regelméBig angeboten wird
und eine wichtige Grundlage flr die inklusive Bildung, Betreuung und Erziehung in den
Kindergarten darstellt.

zu § 21 Absatz 7 - Finanzierung der Kindertagesbetreuung

Der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege ist die Intension dieses neu eingefiligten Absatzes unklar.
Es obliegt den Kommunen und den freien Tragern, in vertraglichen Regelungen Grundsatze
zur Abrechnung zu vereinbaren. In der Praxis haben sich verschiedene Modelle bewahrt, die
von beiden Vertragspartnern getragen werden und die keiner gesetzlichen Anderung bediirfen.

zu § 26 Absatz 1
- Landespauschalen zur Unterstiitzung der Kindertagesbetreuung

Die Forderung fiir Kinder unter drei Jahren wurde ersatzlos gestrichen. Dies darf fiir Kinder in
diesen Altersklassen nicht bedeuten, dass sie keine Férderung mehr erhalten.

Insgesamt ist die Finanzierung aufgrund des gestiegenen Prozentanteils im § 26 Abs. 1 um
rund 400.000,00 EUR erhoht worden. Die LIGA begriift aufgrund der gestiegenen Bedarfe von
Kindern sowie der gestiegenen notwendigen Personal- und Sachkosten diese hohere
Forderung.

Der inhaltliche Schwerpunkt soll auf die Férderung von Kindern im Vorschulbereich verstéarkt
werden, um Riickstellungen vom Schulbesuch mdglichst zu vermeiden. Damit wurden die
Bedarfstrager der Forderung gedndert und jlingere Kinder génzlich aus dem Spektrum
genommen. Beratung und Fdrderung im Sinne friher Hilfen ist aber von besonderer
Bedeutung fiir die Entwicklung von kieinen Kindern. Die Kinder unter drei Jahren miissen
deshalb weiterhin Bedarfstrager dieser Férderung sein.

Zu § 26 Absatz 2
- Landespauschalen zur Unterstiitzung der Kindertagesbetreuung

Die Formulierung “Landespauschale” wurde in “Zuschuss” gedndert. Die LIGA beflirchtet, dass
mit dieser neuen Formulierung eine kostendeckende Finanzierung der Fachberatung erschwert
wird.

Um die Fachberatung langfristig zu sichern, bedarf es einer transparenten und gesicherten
Finanzierung. Die Pauschale wurde seit 2010 trotz gestiegener Personal- und Sachkosten nicht
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angepasst. Im Gegenteil ist der Mindestumfang einer Drittelstelle fir die koordinierenden
Aufgaben beim ortlichen Trager der Offentlichen Jugendhilfe aufgrund von gestiegenen
Personal- und Sachkosten kontinuierlichen gewachsen, wohingegen die Forderung der
Fachberatung bei freien Tragern kontinuierlich geringer geworden ist. Diese ungleiche
Behandlung sollte mit einer entsprechenden Gesetzesanderung sowie einer Anpassung des
finanziellen Zuschusses entsprechend der tariflichen Entwicklungen sowie der
Preissteigerungen berlicksichtigt werden.

zu § 28 - Ausbildungsfdrderung
i.V.m. § 22 - Betriebskosten

Entsprechend der aktuellen Regelungen zur Finanzierung der PiA soll zukiinftig auch die
Finanzierung der Jahrespraktikanten (ber die Betriebskosten erfolgen. Die Erfahrungen aus
2023 zur Finanzierung der PiA zeigen, dass diese Regelung zu sehr schwierigen Verhandlungen
mit den Kommunen und damit zu einer Reduzierung der bisherigen Ausbildungsvertrage fihrt.
Wir sehen diese Entwicklung sehr kritisch und befiirchten ein Rickgang in der
Fachkraftenachwuchsgewinnung.

§ 29 Absatz 2 Nr. 1 - Elternbeitrage und Kosten der Verpflegung

Eine Regelung der Betreuungsvertrdge nach Betreuungsstunden wiirde den
Verwaltungsaufwand fiir Trager, Kindergartenleitungen und Fachkréfte enorm erhéhen und ist
vor allen sehr unflexibel und familienunfreundlich. Die Regelung in § 16 Absatz 3 wiirde
automatisch eine Berechnung des Personals nach diesen Betreuungsstunden erfordern. Die
bisherige Praxis in Thiringen zeigt ein Angebot von Halb- und Ganztagsplatzen. Dabei liegt
die Quote der Halbtagsplatze in allen uns bekannten Kindergarten zwischen 0 und 5 %. Das
in der Begriindung zu Nr. 16 Buchstabe a aufgefiihrte Argument, man konnte damit eine
Unterversorgung mit Personal verhindern, wird sich so in der Praxis nicht darstellen. Nach
Erfahrungen der Praxis fiihrt die kleinteilige Berechnung weder zu mehr Personal, noch hilft
sie bei der Planung. Da das ThiirKigaG auf eine Kind-Finanzierung abstellt, kann ein
Kindergarten bei noch so genauer Planung und vertraglicher Regelung nie genau die
Vollzeitbeschaftigteneinheiten zu den entsprechend anwesenden Kindern zu jeder Zeit zur
Verfiigung stellen, wie es nach Berechnung notwendig wére.

Zur Sicherung des Mindestpersonalschliissels nach § 16 Absatz 2 schldgt die LIGA vor, eine
Anpassung der Personalfaktoren in § 16 Absatz 3 auf 10 Stunden, basierend auf dem
Rechtsanspruch nach § 2 Absatz 1 vorzunehmen.

§ 29 Absatz 2 Nr. 2 - Elternbeitrdge und Kosten der Verpflegung

Diese Anderung ist im Gesetzentwurf nicht begriindet. Die Auswirkung der Ergénzung des
Wortes “kindergeldberechtigt” hat ein Trager in Gera exemplarisch berechnet. In seinen drei
Kindergérten wiirden sich durch diese Anderung die Einnahmen der Elternbeitrége um 4.500 €
reduzieren. Da die Stadt Gera nur die Personalkosten refinanziert, miissen alle weiteren Kosten
auf die Elternbeitrdge umgelegt werden. Das fiihrt automatisch zur Steigerung der
Elternbeitrage.

Die Minderung der Elternbeitrdge flir einige Familien wirken sich also mit steigenden
Elternbeitrégen fiir alle Familien aus.
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§ 29 Absatz 3 - Elternbeitrage und Kosten der Verpflegung

Die hier neu aufgenommene Formulierung entspricht einem Kompromiss zwischen den
Tragern der Kindergarten und der Thilringer Elternvertretung. Sie erméglicht den Eltern eine
hohere Erstattung der Verpflegungskosten (iber das Bildungs- und Teilhabepaket. Diese
Regelung wird von der LIGA der Freien Wohlfahrtspflege deshalb begriift.

Fir Riickfragen und Erlauterungen stehen wir gern zur Verfligung.

Mit freundlichen Griien

Geschaéftsfithrer
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Thiiringer Landtag

Ausschuss fir Bildung, Jugend und Sport Thuringer Landtag
Jlirgen Fuchs-Strafe 1 .
99096 Erfurt Zu ?/gogsr ift

Den Mitgliedern des
AfBJS

zu Drs. 7/8644-NF-

lImenau, den 19. November 2023

Viertes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Kindergartengesetzes

hier: Anhdrungsverfahren gemaR § 79 der Geschaftsordnung des Thiiringer Landtages — lhr Schreiben
vom 22. September 2023

Sehr geehrte Damen und Herren,
vielen Dank fiir die Moglichkeit, zu dem vorliegenden Gesetzentwurf Stellung nehmen zu kénnen.

Zum Gesetzentwurf wird in der Folge zu einzelnen Paragrafen detailliert Stellung genommen. Da
auch die Fragen zur Anlage 3 wie erwiinscht Stellung genommen wurde, wird ggf., um Dopplungen zu
vermeiden, darauf verwiesen.

Zu § 7a (NEU)

Ein zusdtzliches Institut ist aus unserer Sicht nicht notwendig. Aufgaben wie Fort- und Weiterbildung
werden bisher von anderen Anbietern wahrgenommen, aus unserer Sicht ausreichend. Die Finanzie-
rung mit ,mindestens” € 700.000,- ist nicht konkret, mit welchem Bedarf wird denn gerechnet? Zu-
dem besteht die Beflirchtung, dass eine neue Behérde auch in den Einrichtungen wieder Ressourcen
bindet.

Zu § 8 Inklusiver Férderung

Mit der Einfligung des Verbs ,sollen” wird der bisherige Indikativ aufgeweicht. Damit ist zu befiirch-
ten, dass noch weniger Einrichtungen tatsdchlich Kinder mit Férderbedarf aufnehmen und der Frei-
staat sich von dem Ziel einer inklusiven friihkindlichen Bildung wieder weiter entfernt. Zur Personal-

ausstattung siehe unter NR. 4.
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An dieser Stelle ist darauf zu verweisen, dass die Doppelzustindigkeit durch TMBIS und
TMASGFF durch das Landesverwaltungsamt einen erheblichen Aufwand verursacht. Die An-
passung der Personalschliissel nach BLT 2.1. ist auch hier dringend geboten, nicht einmal die
39-Stundenwoche wurde antizipiert. Hier sollte zeitnah die ohnehin geplante Uberfiihrung in
das SGB VIIl umgesetzt werden.

Zu § 9 Neuer Absatz 3

Eine derart pauschale Befugnis, sich Uber alle Angelegenheiten des Trégers zu unterrichten
und Zugriff auf alle Unterlagen zu erhalten, ist sachlich nicht gerechtfertigt. Dies kann sich
nur auf Unterlagen beziehen die im Zusammenhang mit dem Betrieb der jeweiligen Kinde-
einrichtung stehen. Derartige Befugnisse hat nicht einmal die Staatsanwaltschaft.

Zu § 12 Absatz (2)

Da die Kindergartenjahre zu unterschiedlichen Zeiten beginnen, der Elternbeirat jedoch bis
Ende September gewdhlt werden soll, sollte auch hier ,in der Regel bis Ende September”
aufgenommen werden.

Zu § 16 Absatz (2)

Hinsichtlich der Personalschliissel wird auf die Ausfiihrungen zu den Fragen unter Nr. 1 und 4
verwiesen. Die vorgegebenen Schllssel reichen in allen Bereichen nicht aus, insbesondere
auch bei den Kindern unter drei Jahren im Hinblick auf die besonders in den letzten Jahren
drastisch gestiegenen Anforderungen.

Wichtig ist, in diesem Zusammenhang noch einmal darauf hinzuweisen, dass unter Beriick-
sichtigung der Minderzeiten von 28%, die in der Regel nicht ausreichen, eine Vollzeitkraft
etwa 1.500 Stunden zur Verfligung steht. Demgegeniiber stehen bei einer Offnungszeit von
mindestens 10 Stunden an 250 Betreuungstagen 2.500 Stunden, die durch Betreuung abzu-
decken sind. In einer Gruppe von 24 Kindern stehen damit 4.500 Stunden zur Verfligung, so
dass nicht einmal rechnerisch immer 2 Fachkrifte vorhanden sind.

Beziiglich der Qualifikationen wird ebenso auf die Ausfithrungen zu den Fragen unter Nr. 4
verwiesen.

Zu § 21 Absatz (3)

Das Personal ist grundsétzlich fiir die Kinder vorzuhalten, die tatsichlich die Einrichtung be-
suchen. Insoweit sind die Zahlen aus der Vergangenheit fiir die Abrechnung nicht sachge-
recht.

Insbesondere kleinere Kinder werden wahrend des ganzen Jahres aufgenommen, so dass die
Stichtage mindestens quartalsweise sein sollten.

Zu § 21 Absatz (7)

Hier wird kein Regelungsbediirfnis gesehen, da die Modalitaten in den Betreibervertrdgen
zwischen Kommune und Triger geregelt werden.
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Zu § 22

Die Erhdhung der Landespauschale wird die steigenden Kosten fiir die Erhéhung der Perso-
nalschliissel nicht ausgleichen. Zudem sind die Kosten der Anerkennungspraktikanten sowie
die € 1.200,-/Monat Ubersteigenden Kosten fiir die Praxisintegrierte Ausbildung zusatzlich
von Kommunen und Eltern zu tragen. Es wird mithin von den Kommunen abhéngen, wieviel
Ausbildung kiinftig stattfindet.

Bezliglich der Betriebskosten wird darauf verwiesen, dass in Anbetracht méglicherweise sin-
kender Kinderzahlen, die bereits an einigen Stellen zur SchlieRung von Einrichtungen gefiihrt
haben, insbesondere bei den baulichen Voraussetzungen mdogliche ,frei werdende” Flachen

in vertretbarem Umfang ebenfalls zur Verbesserung der Qualitit genutzt werden kénnen.

Zu § 26 Absatz (1)

Die Einschrankung auf Kinder ab dem 3. Lebensjahr ist sachlich nicht nachvollziehbar. Gerade
die friihen Hilfen sind besonders wichtig und fiir Entwicklung oft weichenstellend.

Zu § 26 Absatz (2)

Die Beibehaltung des — nun Zuschusses genannten — seit vielen Jahren gezahlten Betrages
von € 30,-fithrt in Anbetracht steigender Kosten in der Konsequenz zu einem stetigen Riick-
gang des Beratungsumfanges, da die Betrdge als ,Budget” betrachtet werden und eigene
Mittel nicht eingesetzt werden,.

Zu § 29 Absatz (2)

Zur Gesamtkostendeckung des Betriebes mussen die Trager verlésslich auch das Aufkommen
der Elternbeitrage planen kdnnen. Die Erhebung nach Anzahl der Betreuungsstunden muss
pauschal (Halbtag- Ganztag) mdglich sein, um den Erhebungsaufwand gering zu halten.

Aus diesem Grund ist auch die Kindergeldberechtigung abzulehnen, deren Priifung einen im-
mensen Verwaltungsaufwand bedeutet. Zudem muss nachgehalten werden, ob und ggf Kin-
der dazukommen oder aus der Berechnung herausfallen. Eine Kalkulation der Einnahmen ist
daher nicht moglich, da die Kinderzahlen nicht bekannt sind. Die Einnahmeausfille miissten

Uber die Anhebung der Beitrage zudem kompensiert werden.

Zu § 30 Absatz (1)

Zur Beitragsfreiheit wird auf die Ausfiilhrungen unter Nr. 2 der Fragen verwiesen.

Als sozialpolitische MalRnahme ist dies wenig wirksam, da Eltern im unteren Einkommensbe-
reich nicht entlastet werden, da die Kosten vom Jugendamt getragen werden. Ein weiterer
Teil wird nicht entlastet, da immer mehr Arbeitgeber die Betreuungskosten iibernehmen. Ein
weiterer im oberen Einkommensbereich fiihlt sich durch die Beitrage nicht belastet, allein
die Bezieher mittlerer Einkommen wiirden entlastet, wobei Betreuungskosten bei Erwerbs-
tatigkeit die Einkommensteuerlast senken kénnen.
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Auf den psychologischen Aspekt, dass Leistungen, fiir die etwas bezahlt wird, eine groRere
Wertschatzung erfahren, sei daneben hingewiesen.

Ich hoffe, dass unsere Anregungen und Hinweise lhnen im weiteren Verfahren hilfreich sind
und bedanke mich noch einmal fiir die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Vorstandsvorsitzender
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Fragestellungen
zum Beratungsgegenstand
»Viertes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Kindergartengesetzes”
Vorlage zur miindlichen Anhérung am 24.11.2023

Welche Hindernisse bestehen derzeit bei der Qualitiitsentwicklung der friithkindlichen Bildung
in den Kindertagesstdtten und wie kénnen diese Hindernisse durch das Land beseitigt wer-
den?

Die Qualitdt der padagogischen Arbeit im Sinne einer Ergebnisqualitét in den Kindergérten ist
das Ergebnis der komplexen Rahmenbedingungen, unter denen die Betreuung, Bildung und
Erziehung der Kinder erfolgt. Der Freistaat kann von diesen nur einen Teil durch entspre-
chende Gesetze, Verordnung oder Erlasse unmittelbar beeinflussen. Ubergeordnete Regelun-
gen, die unmittelbar Auswirkung auf die Leistungserbringung haben, z.B. Arbeitszeit oder —
schutzgesetze, Freistellungsanspriiche von Beschdftigten kénnen nur mittelbar antizipiert wer-
den. Gleiches gilt fir gesamtgesellschaftliche Entwicklungen wie Riickgang des Erwerbspoten-
zials, Trends zu Teilzeitarbeit oder dem Zustrom von Kindern mit hdherem Foérderbedarf und
Joder nicht deutschsprachigen Kindern in die Einrichtungen.

Der Freistaat kann generell durch die Gestaltung der Rahmenbedingungen Einfluss auf die
Qualitatsentwicklung nehmen, wie es ja mit der Vorlage dieses Anderungsgesetzes zum Aus-
druck gelangt.

Einer der wichtigsten Hebel ist hier die Personalausstattung, quantitativ im Sinne der Personal-
schliissel und qualitativ im Sinne formaler Qualifikationsanforderungen und die Belastung des
Personals mit Tatigkeiten neben den padagogischen Kernprozessen. Ein weiterer Hebel ist der
zunehmende administrative Aufwand durch die umfangreichen Dokumentations- und Nach-
weispflichten, Antragsverfahren und Abrechnungsvorgaben. Vorgaben im Bereich der Sachkos-
ten z.B. durch Bauvorschriften, Hygienestandards oder Nachhaltigkeitskriterien binden eben-
falls Ressourcen.

Wie wird der Gesetzentwurf hinsichtlich der noch vollkommen ungekléirten Deckung der
prognostizierten finanziellen Mehrbedarfe eingeschdtzt?

in Anbetracht der derzeitigen Situation und der sich abzeichnenden starken Verringerung des
finanziellen Spielraums wird man um eine Priorisierung der Ausgaben nicht herumkommen.
Die Verbesserungen im Bereich der Personalschliissel sind dringend notwendig, reichen aus
unserer Sicht noch nicht aus, um dem zunehmend herausfordernden Alltag in den Einrichtun-
gengerecht zu werden.

Die Beitragsfreiheit fiir das dritte Kindergartenjahr belastet den Steuerzahler (wie auch fiir die
beiden bisherigen) und ist als sozialpolitische Mafnahme wenig zielgenau. Auch ein neues
Zentrum fur frithkindliche Bildung scheint zundchst entbehrlich.
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Nr. 3. In welchen Bereichen des Thiiringer Kindergartengesetzes werden die wichtigsten Ande-
rungsbedarfe zur Finanzierung und qualitativen Verbesserung der friihkindlichen Bildung in
Thiiringen gesehen?

Wie bereits oben ausgefiihrt im Bereich Personal.

Nr. 4. Wie bzw. welchen konkreten Mafinahmen widren notwendig, um die aktuelle Personalsitua-
tion in Kindergdrten spiirbar zu verbessern?

Verbesserung der Personalschliisse! Gber das vorgesehene Mal hinaus.

Uberfiihrung von Projekten wie Sprachkita und TheKiz in eine Regelfinanzierung fiir alle Kin-
dergarten, um das padagogische Personal zu entlasten und damit den Verwaltungsaufwand fiir
die Administration der Projekte zu reduzieren. Implementierung von ,Kita-Sozialarbeit” durch
entsprechende Fachkréfte, aufgrund gestiegener Anforderungen und Bedarfe hinsichtl. des
Schutzes von Kindern (bzw. MaRnahmen zur Gewahrleistung einer Chancengleichheit und ei-
ner gesunden Entwicklung von Kindern) sowie den komplexen Bedarfen von Kindern und Fami-
lien mit unterschiedlichsten Lebensrealitdten und herausfordernden Lebenslagen.)
Ausstattung aller Kindergdrten mit mindestens einer heilpddagogischen Fachkraft (unabhingig
von der Zahl der Férderkinder), um in allen Kindergérten die Aufnahme von Férderkindern zu
ermoglichen bzw. zu beférdern.

Zulassung von Qualifikationen {bei verbesserten Personalschliisseln) fir die Tatigkeit im Sinne
multiprofessioneller Teams (z.B. Krankenschwestern, therapeutische Berufe, Anerkennung
ausldndischer Abschliisse- soweit diese fiir Bedarfe im friihkindl. Bereich nachweislich férder-
lich sind)

Zulassung von geeigneten Hilfskraften, die im TGL begleitend tatig sind und auch Randzeiten-
betreuung selbstandig abdecken diirfen.

Finanzierung und Anrechnung von Anerkennungspraktikanten auf den (verbesserten) Perso-
nalschliissel, zumindegt anteilig.

Finanzierung der praxisintegrierten Ausbildung zur Steigerung der Attraktivitat der Ausbildung.

Nr. 5. Welchen Stellenwert haben die im Gesetzentwurf geplanten Mafinahmen, um die gegenwir-
tige Thiiringer Fachkriftesituation in Kindertageseinrichtungen vor dem Hintergrund der des
Betreuungsanspruches nach dem ThiirKiGaG zu verbessern?

Wie bereits ausgefiihrt, dient nur die Verbesserung des Personalschliissels diesem Ziel.

Nr. 6. Wir die Einflihrung eines beitragsfreien Kindergartenjahres (auch unter der Beriicksichtigung
begrenzter finanzieller Mittel) als wirksame Mafinahme zur Verbesserung der allgemeinen
Rahmenbedingungen in den Thiiringer Kindergérten eingeschdtzt?

Nein,

Nr. 7. Wire es zielfiihrender, die finanziellen Mehrbelastungen, die mir der geplanten Einfiihrung
eines dritten beitragseine Kindergartenjahres einhergehen, stattdessen in die Gewinnung
von dringend benétigten Fachkréiften an Kindergdrten und zur Verbesserung der allgemeinen
Rahmenbedingungen in den Einrichtungen zu investieren?

Ja.
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Nr. 8. Wie nachhaltig wird die aktuelle und mittelfristige Finanzierung der gegenwiirtig zwei bei-
tragsfreien Kindergartenjahre, u.a. durch die Co-Finanzierung und Nutzung von Bundesmit-
teln des KITA-Qualitiitsgesetzes, eingeschditzt?

Die Ausfiihrungen und Nr. 2 gelten dhnlich auch fir die abzusehende Entwicklung der Bundes-
finanzen. Die Mittel stehen zunéchst bis Ende 2024 zur Verfiigung. Auch hier wird man um eine
Priorisierung nicht herumkommen, dauerhaft wird der Bund sich insgesamt weniger an den
von den Bundesldandern zu finanzierenden Leistungen beteiligen. Sowohl das Gute-Kita-Gesetz
als auch das KITA-Qualitatsgesetz hatte bzw. hat die Verbesserung der Qualitat zum Ziel. Eine
Beitragsfreiheit dient diesem Ziel nicht, zumal zumindest nach dem KITA-Qualitéts-Gesetz die
Mittel vorrangig in die definierten vorrangigen Handlungsfelder flieRen soll. Flir die Finanzie-
rung der unter Nr. 4 oder weitergehenden MaRnahmen zur Verbesserung der Situation in den
Kindergérten sollte auch die generelle Aufhebung der Beitragsfreiheit kein Tabu sein.

Vorstandsvorsitzender
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Arbeitskreis Arbeitskreis Thiiringer Familienorganisationen e, V.

THURINGER 08.12.20
FAMILIEN 24 G] 272 JohannesstraBe 127
Organisationen ‘\Z/L/’C'L\j/ZC/LD 99084 Erfurt

Telefon: 0361/ 660 116 85
aki@familien-in-thueringen.de

Arbeitskreis THURINGER FAMILIEN Organisationen eV,

JohannesstraBe 127 7 99084 Erfurt Hitglieder des AKF: Deutscher Familienverband -
LY Thiiringen (DFV}/ Evangelische Arbeitsgemeinschaft fiir
Thiringer Landtag Familienfragen, Landesarbeitskreis
Ausschuss fir Bildung, Jugend und Sport ' Thilringen {eaf) / Familienbund der Katholiken im
Jiirgen-Fuchs-Stralle 1 Bistum Erfurt und im Freistaat Thiiringen e.¥. (FDK)/
99096 Erfurt Den M | tg I | ed ern d es Verband Alleinerziehende Miitter und Véter,
LY Thiiringen e.Y. (VAMY}/ Landesverband der Pllege-
AfBJ S und Adeptivfamilien e.Y. {PfAd}/ Verband Kinderreicher
Familien Thiiringen e.¥. (KRFT}/ NaturFreunde
Thari nger Landtag Thiiringen V. / pro familia LY Thiiringen /
. Der Kinderschutzbund LV Thiiringen e.V. {(DKSB)
Zuschrift
7/3109
zu Drs. 7/8644NF Erfurt, 08.12.2023

Stellungnahme des Arbeitskreises Thiiringer Familienorganisationen zum vierten Gesetz zur Anderung des Thiiringer
Kindergartengesetztes (Drs. 7/8644 NF)

Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzender Wolf,
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir mdchte thnen herzlich dafiir danken, dass Sie uns die Gelegenheit geben, die Position des Arbeitskreises Thiiringer
Familienorganisationen (AKF} nachtraglich zur miindlichen Anhdrung darlegen zu diirfen. Die zeitliche Verzogerung des
Posteingang bitten wir zu entschuldigen. Unserer Auffassung nach ist die Weiterentwicklung und die Qualitat des Thiiringer
Kindergartengesetzes fiir die Eltern in Thiiringen von herausragender Bedeutung, da es die elterliche Aufgabe der Erziehung,
Betreuung, der frihkindlichen Bildung und der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstatigkeit maBgeblich unterstiitzt.

Der AKF unterstiitzt das {ibergeordnete Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs, fiir alle Kinder eine hohe Qualitit in diesen
entscheidenden Bereichen sicherzustellen und weiter auszubauen. Eine hochwertige friihkindliche Bildung und Betreuung
kommen vielen Thiiringer Kindern und Eltern zugute, und entlasten Sie in ihrer Aufgabe der Betreuung und Erziehung
besonders bei jenen, die Benachteiligungen erfahren und verstarkter Unterstiitzung bedirfen.

Schwerpunktm@Big werden wir uns auf folgende vier Aspekte fokussieren: der Verbesserung des Fachkraft-Kind-Schliissels,

der Einrichtung eines Zentrums fiir friihkindliche Bildung, der Neugestaltung der Berechnung der Elternbeitrége und dem
dritten beitragsfreien Kitajahr.

Fachkraft-Kind-Schliissel

Die sichere Bindung an feste Bezugspersonen bildet in den ersten Lebensjahren von Kindern das prgende Fundament, um
auf sicheren Bindungserfahrungen spatere Bildungsangebote fruchtbar zu nutzen. Schon im Kleinstkindalter formen sich im
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familiaren Umfeld Charakter und Féhigkeiten der Kinder. Eine mdglichst individuelle Férderung und Pflege der
Bindungserfahrung sind unerldsslich fiir spateren Bildungserfolg, weshalb eine bloBe ,Spielplatzaufsicht” diesen
Anforderungen nicht gerecht.

Mit fortschreitendem Alter des Kindes tragen neben der Familie weitere Akteure zur familidren Betreuungs- und
Bildungsarbeit bei, insbesondere durch die Présenz weiterer Bezugspersonen und die Entlastung der Eltern zur besseren
Vereinbarkeit von Familie und Beruf im Rahmen institutioneller Kindertagesbetreuung und durch
Kindertagespflegepersonen. In staatlichen Betreuungs- und Bildungseinrichtungen miissen aus Sicht der von uns
vertretenen Eitern die personellen Ressourcen eine zielgerichtete Zuwendung mdglichst zu jedem Kind gewahrleisten. Der
AKF betont, dass die Steigerung der Bildungs- und Betreuungsqualitét daher Priorit4t gegeniiber der Beitragsfreiheit haben
sollte. Diskussionen {iber die Aufhebung von Elternbeitragen fiir ein weiteres Kita-Jahr sollten unabhéngig von der dringend
bendtigten qualitativen Weiterentwicklung der Kindertageseinrichtungen gefiihrt werden.

Die geplante Verbesserung und Vereinheitlichung des Betreuungsschiiissels, von 1:14 auf 1:12 fiir Kinder von 3-6 Jahren,
markiert einen weiteren Schritt zur Aufwertung des Betreuungs- und Bildungsangebots. Trotzdem bleibt die Forderung nach
einer flachendeckenden Verbesserung des Personalschiissels {iber alle Alterskohorten hinweg bestehen, um kindgerechte
Betreuungsarbeit und qualitativ hochwertige Bildungsarbeit zu leisten, insbesondere im Krippenbereich, in dem eine
mdglichst enge Betreuung der Kleinsten mdglich sein muss. Derzeit entsprechen alle Bereiche, auch die novellierten, noch
nicht den fachlich anerkannten Standards.

Der in einschldgiger Literatur und dem Landtag vorliegenden Petition vorgeschlagenen Betreuungsschliissel lauten: - 0-1
Lebensjahr: 1:2 (derzeit 1:4) - 1-3 Lebensjahre: 1:4 (derzeit 1:7) - 3-6 Lebensjahre: 1:9 (mit neuem Gesetz 1:12). Daher ist es
dringend notwendig, den Fachkraft-Kind-Schliissel weiter zu optimieren, um die Eltern positiv den Thiiringer Bildungsplan
effektiv umzusetzen und den Abstand zum bundesweiten Durchschnitt zu verringern.

Eltern erwarten, dass ihr Kind jederzeit optimal betreut wird und bei Bedarf die volle Aufmerksamkeit der pédagogischen
Fachkraft erhalten kann, ohne dadurch andere Kinder vernachlassigen zu miissen. Dieser Anspruch stelit sowoh! fiir Eitern
als auch flir die Fachkréfte eine Herausforderung dar, im besonderen bspw. wenn es um die Eingewdhnung von Kindern geht.
In dieser Phase braucht das Kind besondere Aufmerksamkeit und in der Anfangsphase fast eine 1:1 Betreuung. Die
Eingewdhnung bildet einen zentralen Moment im Beziehungsaufbau zum Kindergarten zwischen allen Beteiligten; verlorenes
Vertrauen in ersten Zeit in der Kindertagesstétte ist nur schwer wiederherstellbar. Padagogische Fachkrifte brauchen die
Zeit diese durchfiihren zu kénnen.

Die Verbesserung des Personalschliissels wird daher als entscheidender Schritt zur Qualitétssteigerung sowie dariiber
hinaus Gesundheitspravention und dauerhaften Bindung der Fachkréfte durch eine Verbesserung des Arbeitsklimas
angesehen. Zusétzlich sind MaBnahmen wie angemessene GruppengrdBen, die Gewinnung und Vergiitung von Fachkraften,
die Arbeitsplatzgestaltung, Qualifizierung, Supervision und Coaching sowie die Kooperation mit Inklusions- und
Sprachfachkréften von Bedeutung. Auch Faktoren wie Krankenstand und Leitungsaufgabensollten nach unserer
Wahrnehmung in Zukunft starker berlicksichtigt werden.

Ein Stufenplan zur weiteren Verbesserung des Personalschliissels, im Rahmen der aktuellen Novelle, wiirde langfristig dazu
beitragen, wissenschaftliche Qualitétsstandards zu erreichen und die Betreuungsguote in eine echte Bildungsbeteiligungs-
Quote, wie sie in hauslicher Betreuung meist gewéahrleistet ist, zu verwandeln.
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Zentrum friihkindliche Bildung

Eine einheitliche Qualittssicherung und -entwicklung im Bereich der frithkindlichen Bildung in Thiiringen ist ausdriicklich zu
begriiBen. Jedoch ist zu diskutieren, ob die Einrichtung eines soichen Zentrums der richtige Ansatz zur Umsetzung der
Strategie ist. Es ist wichtig, Parallelstrukturen zu vermeiden und sicherzustellen, dass bestehende Strukturen und
beschriebene Aufgabenfelder nicht iiberlagert oder verdrangt werden. Hier scheint uns der derzeit vorliegende
Gesetzentwurf hinsichtlich der Abgrenzung der Aufgaben zu unscharf.

Thiiringer Tréger verfiigen bereits {iber hohe, wenn auch unterschiedliche, fachliche Standards, die durch eine
Zentralisierung nicht untergraben werden sollten. Es ist wichtig, die fachliche Stellung von Fachberatung und des
einzurichtenden Zentrums klar zu unterscheiden und zu kldren, welche Befugnisse diese jeweils haben. Dabei sollte der
Betreuungsaspekt neben der friihkindlichen Bildung nicht vernachlassigt werden. Auch Eltern, die ihre Kinder in hauslicher
Betreuung ader durch Tagespflegepersonen beaufsichtigen lassen bendtigen Impulse und Unterstiitzung, um ihre
Kompetenzen zu erweitern,

Wird die Schaffung eines Zentrums fiir friihkindliche Bildung beschlossen, erfordert dies klare Auftrége, wobei die
Einbeziehung aller Akteure der friihkindlichen Erziehung, Bildung und Betreuung, einschlieBlich der Eltern, essenziell ist. Eine
landesweite Qualitdtsstrategie sollte die vorhandene Expertise nutzen und stérken, unter Einbeziehung etablierter Strukturen
wie das Thilringer Institut fiir Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien (ThILLM) und anerkannter Tréger der
Erwachsenenbildung. Die Qualitétsstandards sollten trageriibergreifend gepriift und auf eine landesweite Angleichung hin
ausgerichtet werden.

Statt eines Zentrums konnte auch ein Netzwerk der friihen Bildung in Thiiringen etabliert werden, in dem alle relevanten
Akteure gleichberechtigt zusammenarbeiten. Dies wiirde die Sichtbarkeit vorhandener Angebote erhéhen,
Qualifikationsliicken aufzeigen und verhindern, dass Doppelstrukturen geschaffen werden. Ein solches Netzwerk solite
bestehende Angebote unterstiitzen und zu einem systematischen Uberblick tiber das vorhandene Aus-, Fort- und
Weiterbildungsangebot im Bereich der friihen Bildung beitragen.

Weitere Akteur*innen, einschlieBlich Tagespflegepersonen und Akteuren der hauslichen Pflege, sollten unabhangig von der
gewahlten Umsetzung in einer Qualitatsstrategie stérker Berlicksichtigung finden.

Berechnung der Elternbeitrige

Beziglich der Neufassung des §29 zur Berechnung der Elternbeitrége, die eine Regelung der Betreuungsvertrige nach
Betreuungsstunden vorsieht, miissen wir Bedenken anmelden. Die Neuregelung im Bezug auf den konkreten
Betreuungsumfang erweist sich flir Familien als unflexibel und daher familienunfreundlich, da kurzfristige Anpassungen
unter diesen Bedingungen nur mit zusétzlichem biirokratischem Aufwand mdglich wéren, auch wenn die vertraglich
vereinbarte und tatsachlich genutzte Betreuungszeit dadurch variieren.

Die Maglichkeit, nur die tatséchlich gebuchten Stunden abzurechnen, kénnte allerdings zu einer klareren Erfassung des
tatsachlichen Bedarfs filhren.
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Die Erganzung des verbindlichen Begriffs Kindergeldberechtigt” im Hinblick auf eine soziale Staffelung ist zu begriiBen, da
nur so der mit der Kinderzahl steigenden finanziellen Bedarf der Familien angemessen beriicksichtigt werden kann. Die
dadurch ggf. reduzierten Einnahmen sollten jedoch durch das Land und die Solidargemeinschaft refinanziert werden, anstatt
diese Last ausschlieBlich innerhalb der Elternschaft umzuverteilen. Bei allzu deutlich auseinanderklaffenden Beitrdgen kann
dies zu Unfrieden in der Kitagemeinschaft fihren. Anders als in der Anhérung diskutiert, sprechen wir uns dafiir aus, den
Begriff Familie im Gesetzestext beizubehalten und wie in Thiiringen etabliert, Famifien Gber die tatschiich realisierte
Verantwortung unabhéngig van der Familienform zu verstehen. Die Riickbindung an die Kindergeldberechtigung erméglicht
eine kiare Zuordnung von Kindern in den jeweiligen Familienkontext.

Die rein optionale Beriicksichtigung des Familieneinkommens steht nach unserer Auffassung im Widerspruch zum Ziel der
sozialen Staffelung der Elternbeitrdge. Wahrend das Offenlegen des eigenen Einkommens in kleinen Kommunen fiir einen
Teil der Eltern problematisch sein kann, fiihrt eine Nichtberiicksichtigung des Einkommens zu einer Mehrbelastung finanziell
belasteter Familien.

Dariiber hinaus besteht die Gefahr, dass Gemeinden, die derzeit das Einkommenskriterium in der Bewertung der sozialen
Staffelung nutzen, sich kiinftig darauf berufen, das Einkommen nicht mehr zu beriicksichtigen, was wiederum zu einer
ungleichen Lastenverteilung filhren kdnnte.

3. Beitragsfreies Kindergartenjahr

Hinsichtlich dem 3. Beitragsfreien Kindergartenjahres ist uns wichtig zu betonen, dass wir nicht grundsétzlich gegen die
Erweiterung der Beitragsfreiheit sind. Unsere Prioritét liegt gerade in der aktuellen Haushaltslage jedoch eindeutig auf der
Verbesserung der Qualitét in der Kindertagesbetreuung. Wir sind diberzeugt, dass eine solche Konzentration auf die Qualitit
wesentlich mehr zur elementaren Forderung unserer Kinder und zur Chancengerechtigkeit in Thiiringen beitragen kann als
ein zusétzliches Beitragsfreies Kindergartenjahr.

Die vorgeschlagene Einfihrung eines dritten beitragsfreien Kindergartenjahres betrachten wir daher aus einer kritischen
Perspektive. Angesichts der hohen Besuchsquoten von ber 95% in Thiiringen der entsprechenden Alterskohorte erscheint
uns die Notwendigkeit fiir ein weiteres beitragsfreies Jahr nicht gegeben. Wir stellen infrage, inwieweit die Beitragsfreiheit
derzeit tatséchlich zu Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit beitragt. Seit der Einfiihrung der ersten beiden
beitragsfreien Kindergartenjahre hat sich die Besuchsquote in den jeweiligen Alterskohorten nicht signifikant verandert, was
darauf hindeutet, dass ein zusétzliches beitragsfreies Jahr keinen wesentlichen Zugewinn fiir den Zugang zur friihkindlichen
Bildung mit sich bringt.

Filr Kinder aus finanziell schwécheren Familien stellt der Elternbeitrag in der Regel keine Hiirde dar, da Unterstiitzung durch
Sozial- oder Jugenddmter sowie die vielfach angewandte soziale Staffelung der Beitréige entlastend wirkt. Bei Familien mit
héherem Einkommen wiederum ist der Elternbeitrag keine erkennbare Barriere. Interessanterweise fiihrt die Beitragsfreiheit
bei héheren Einkommen zu einer veranderten steuerlichen Situation, die indirekt das Steueraufkommen erhiht, da
Betreuungskosten steuerliche nicht mehr geltend gemacht werden kénnen.

Auch die in der Begriindung des Gesetzentwurfs zitierte Studie des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie aus dem
Jahr 2016 bieten nur bedingt eine solide Grundlage fir die Argumentation, da die Situation in Thiringen mit einem qut
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ausgebauten Betreuungsangebot eine andere ist, als das fiir die Studie angenommene Betreuungsangebot, Und die dort
beschriebene fiskalische Rendite ist durch die Einfiihrung eines Beitragsfreien Kitajahhres nicht zu erwarten ist,

Wir méchten hervorheben, dass eine einkommensorientierte Staffelung der Beitrage den Erwartungen der Familien eher
entspricht und ein qualitativ hochwertiges Kitaangebot fordert, im Gegensatz zur Beitragsfreiheit bei unzureichender
Betreuungs- und Bildungsqualitat. Deshalb sehen wir eine komplette Beitragsbefreiung als ein nachgeordnetes Ziel an, das
erst nach der Sicherstellung qualitativer Mindeststandards in Angriff genommen werden sollte. Was bspw. durch den
ElternZ00M 2018 der Bertelsmann Stiftung gezeigt wurde und dem Austausch unter unseren Mitgliedsfamilien entspricht.

Abseits dieser haushalterisch notwendigen Pricrisierung, begriiBen wir grundsétzlich aber jede finanzielle Entlastung der
Familienbudgets in Zeiten finanzieller Anspannungen. Nicht beriicksichtigt sind in diesem Zusammenhang Fragen der
Gerechtigkeit, im Hinblick auf die Wahlfreiheit zwischen den unterschiedlichen Betreuungsformen,

Die vorgeschlagene MaBnahme wiirde allerdings nur weniger als 7% der Thiiringer Familien direkt entlasten. Daher schlagen
wir vor, anstatt der Ausweitung einer vollstdndigen Beitragsfreiheit, die Zusatzkosten in Kindertagesstatten, wie Verpflegung,
Ausfliige oder zusétzliches Material, starker in den Blick zu nehmen und somit Entlastungen fiir alle Familien {iber die
Alterskohorten hinweg und gerade fiir finanziell belastete Familien zu ermiglichen,

AbschlieBend mdchten wir betonen, dass die Investition in die Qualifizierung des Personals, die Gewinnung neuer Fachkréfte
und die Ausstattung der Kindergérten Vorrang haben sollte, da nur so die familienunterstiitzende Infrastruktur Kindergarten
und der damit verbundene Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz realisiert werden kann. Aus diesem Grund schlagen

wir einen Dreischritt vor:

1. Die Personalgewinnung und Sicherung der aktuellen Finanzierung der Kindertagesbetreuung.

2. Die Steigerung der Qualitat der Kindergérten in Thilringen entsprechend den Handlungsfeldern des Gute Kita
Gesetzes Il.

3. Erst nach diesen Schritten sollte die Entlastung von Zusatzkosten und die Einflihrung weiterer beitragsfreier
Kindergartenjahre in Betracht gezagen werden.

Dariiber hinaus verweisen wir auf die Stellungnahmen unserer Einzelverbande und sind jederzeit zum vertiefenden Gesprach
der dargestellten Inhalte bereit.

gbk. fiir den Vorstand AKF e.V.
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